


Heinz Voss, Dezernent für 
den Katastrophenschutz 
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Zum Thema: 
Führung im 
Katastrophenschutz 

Stellungnahme zur kritischen 
Betrachtung von Oberbranddirektor 
Dipl.-Ing. Manfred Gebhardt. 
Hamburg 

Die Ausführungen von Herrn Dipl.-Ing . 
Gebhardt , Oberbranddirektor in Ham­
burg , habe ich mit großem Interesse 
gelesen, kann sie indessen nicht un­
beantwortet lassen und gebe im nach­
fo lgenden meine Auffassung hierzu 
bekannt. 

I. 
Seit der Waldbrandkatastrophe 1975 
in Ntedersachsen mit den dort aufge­
tretenen Führungsproblemen sieht 
man sich gezwungen, die bisherigen 
Führungsstrukturen zu überdenken. 

Die Diskussionen über dieses Thema 
- bis zur Stunde anhaltend - bewei­
sen , daß auf allen Ebenen der Behör­
den, bei allen Organisationen und 
Verbänden das Thema " Führung im 
KatS'· nicht zur Ruhe gekommen und 
offensichtlich noch nicht abgeschlos­
sen ist. 

11. 
Ich sehe auch heute keine Veranlas­
sung , meine Gedanken und lJberle­
gungen zum Thema " Führung im Ka­
tastrophenschutz" zu korrigieren . 

Jedoch will ich einige Punkte interpre­
tieren : 

1. Wie ein roter Faden zieht sich durch 
den Artikel der Wunsch bzw. die For­
derung nach Delegation von Aufgaben 
und Verantwortung . 

Diese Erkenntnisse stellen nun ganz 
und gar nicht etwas Neues dar. Damit 
werden lediglich offene Türen einge­
rannt. Delegation ist etwas so Selbst­
verständliches, daß man es als Argu­
ment fur eine Verbesserung nicht auf­
führen kann . Die Delegation von Ver­
antwortung nach unten und die Hand­
habung einer gestuften Verantwort­
lichkeit entspricht altbewährter Tradi­
t ion und ist im KatS und in den Be­
hörden aller Ebenen stets gehandhabt 
worden . 

2. Gleichwohl stelle ich mit Befriedi­
gung fest , daß immerhin eine Reihe 
meiner kritischen Feststellungen und 
gedanklichen liberlegungen Zustim­
mung gefunden hat und in verschie­
denen Punkten größtmögliche Über­
einstimmung besteht. 

3. Die Technische Einsatzleitung (TEL) 
ist nicht ein für sich isoliertes und 
umfassendes Führungsorgan mit 
Blankovollmachten und Gesamtver­
antwortung. 

Sie ist vielmehr eine nachgeordnete, 
mit bestimmten Teilaufgaben betraute 
Führungsstelle, der allerdings alle 
für die Erfüllung ihrer Aufgabe not­
wendigen Kompetenzen - aber auch 
nur diese - übertragen sind . Nachge­
ordnete Kompetenz, Pflichten und 
Führungsaufgaben nach Weisung 
der Ordnungsbehdrde bzw. der KAL 
kennzeichnen den Stellenwert der 
TEl. Fur die TEL bleibt die an Ort 
und Stelle für die Rettung und Hilfelei­
stung erforderliche Führungsfunktion , 
und zwar im engeren Sinne als unmit­
telbar einsatztechnische Maßnahme. 

Daraus ergibt sich die Weisungsge­
bundenheit der TEL durch die Ord­
nungsbehörde bzw. KAL und ihre In­
tegration in die Basis der behördlichen 
Leitungs- und Führungsorganisation . 
Unbestritten ist die Forderung nach 
Unterstützung der TEL durch versierte 
Mitarbeiter, dazu bedarf es aber nicht 
eines größeren Stabes. 

4. Die Verwaltungen der kreisfreien 
Städte und Kreise sind für die Aufga­
ben der Katastrophenbekämpfung 
am besten und im besonderen Maße 
wegen der Kenntnis der Örtlichkeiten 
und der Lokalumstände geeignet, 
auf jeden Fall besser als ortsfremde 
Führungskräfte. 

Seit den Ereignissen von 1975 gibt 
es wohl keinen Hauptverwaltungsbe­
amten, der nicht alle möglichen Ge­
fahrensituationen einkalkuliert und 
entsprechende Vorsorge in den Kata­
strophenabwehrplänen getroffen hat. 

Dieses Wissen um eine jederzeit funk­
tionierende und eingespielte Nachbar­
schaftshilfe stellt für die Verantwortli­
chen sicherlich ein beruhigendes und 
stabilisierendes Element dar. Im übri­
gen burgt der sich stets bewahrte 
Corpsgeist der freiwilligen Feuerweh­
ren, der auch bei den anderen KatS­
Organisationen vorhanden ist , im Falle 
der Gefahr für schnellste und wirk­
samste Hilfeleistungen. 

111. 
Dem von Herrn Dipl.- Ing . Gebhardt 
in seinem Artikel dargestellten Ham­
burger Modell galt mein ganz beson­
deres Interesse. Dieser Artikel stellt 
eine wertvolle Ergänzung zum Artikel 
" Katastrophenschutz in Hamburg " 
in der Nr. 2, 11. Quartal 1977, der 
" Zivilverteidigung ·· dar. 

Ich bin sicher, daß dieses Modell im 
Stadtstaat Hamburg unter Wegfall 
administrativer Zwischenstufen voll 

und ganz funktioniert und für Ham­
burg die optimale Lösung darstellt. 

Ich bezweifle jedoch, ob dieses spezi­
fisch stadtstaatliche Modell ohne wei­
teres auf andere Lander (Flächenlän­
der oder stark industrialisierte Länder) 
ubertragbar und anwendbar ist; mit 
Modifizierungen dürfte es da nicht 
getan sein . 

IV. 
In der Fachzeitschrift " Brandschutz -
Deutsche Feuerwehr-Zeitung " haben 
sich seit 1975 in bemerkenswerten 
Artikeln verschiedene Verfasser sehr 
stark mit der Organisation im KatS 
und mit FÜhrungsproblemen befaßt 
und denkbare Vorschläge für neue 
Organ isationsstru kturen erarbeitet. 
Diese Artikel habe ich eingehend stu­
diert und werde mir auch weiterhin 
auf diese Weise Information verschaf­
fen. 

Erfreulicherweise gab die Zeitschrift 
in den Ausgaben August 1976 und 
Januar 1977 auch Raum für zwei Arti­
kel von Herrn Dr. Gerrit von Germar. 
Diese Artikel eines versierten Verwal­
tungsfachmannes aus der Sicht der 
unteren Verwaltungsebene erschienen 
mir so beispielhaft , daß ich mich in 
meinem Artikel auf diese dargestellten 
praktischen Erfahrungen gestützt habe 
und Formulierungen und Gedanken 
in meine Ausarbeitung übernommen 
und ausgewertet habe. Die genannten 
Artikel von Herrn Dr. Gerrit von Ger­
mar bildeten die Grundlage für man­
che Erörterung der Probleme auf dem 
Sektor der Katastrophenschutzbehör­
den mit dem Ziele, die Qualität der 
Führungsorgane entscheidend zu 
verbessern . 

V. 
Abschließend möchte ich folgendes 
zum Ausd ruck bringen : 
Die Waldbrandkatastrophe im Jahre 
1975 in der Lüneburger Heide ist für 
den Katastrophenschutz heilsam ge­
wesen . 

Seit Bestehen des Katastrophenschut­
zes hat kein Problem die Verwaltun­
gen aller Ebenen , die KatS-Organisa­
tionen und Verbande bis hinunter 
zum einfachen Helfer so beschäftigt 
und in den Bann gezogen wie das 
Thema " Führung im KatS " . 

Das stellt dem mündigen, mitdenken­
den Bürger unseres Staates das beste 
Zeugnis aus. 

Die bevorstehende Verkündung der 
Neukonzeption des Katastrophen­
schutzes in Verbindung mit den Lan­
des-Katastrophenschutzgesetzen wird 
dieses Thema beenden und verbindli­
che Lösungen und Regelungen auf 
den Tisch legen. 
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Mit diesem Heft legen wir Ihnen die 
umfangre iche " Sommer-Ausgabe" 
des ZS-MAGAZIN vor - wegen der 
Urlaubsmonate eine Doppel-Nummer 
für Juli und August, die diesmal 16 
Seiten stärker als normal ist und zahl­
reiche aktuelle Informationen enthält. 
So berichten wir nicht nur ausführlich 
über das Konzept zur Verbesserung 
der zivilen Verteid igung und des Ka­
tastrophenschutzes, das Bundes­
innenminister Prof. Or. Maihofer dem 
Bundeskabinett vorgelegt hat, son­
dern wir veröffentlichen auch exclusiv 
ein Interview mit Bundesernährungs­
minister Ertl über die Probleme der 
Vorbeugung und Bekämpfung von 
Waldbränden, schreiben über den 
Bundeswettkampf des THW, über 
die Mitarbeit der DLRG im Katastro­
phenSChutz - um nur einige The­
menschwerpunkte zu nennen. Wie 
üblich berichten wir natürlich auch 
über die Aktivitäten der einzelnen 
Organisationen. 

Übrigens: In Kürze werden auch DRK 
und DLRG an der Gestaltung des 
ZS-MAGAZIN mitwirken, so daß diese 
Zeitschrift nunmehr von allen Orga­
nisationen für alle Helfer im Zivil-, 
Katastrophen- und Selbstschutz mit­
gestaltet wird . Wir halten dies tür 
einen sehr augenfälligen Ausdruck 
der Solidarität und Zusammenarbeit 
der Hilfsorganisationen und werden 
uns bemühen, viel Interessantes aus 
vielen Fachgebieten zu publizieren, 
um möglichst allen immer wieder 
etwas Lesens- und Wissenswertes 
zu bieten . 

Wir hoffen . daß unsere Leser nach 
ihrer Rückkehr aus dem Jahresurlaub 
sich für "ihre" Fachthemen wie ge­
wohnt interessieren und werden auch 
in den kommenden Monaten Ausga­
ben zusammenstellen, die in ihrem 
Seitenumfang verstärkt sind . 

Die Redaktion 

Ehrung und Verabschiedung 
des Bayerischen 
Staatsministers des Innern 
Dr. Bruno Merk 

In Würdigung seiner außerordentli­
chen Verdienste um das Technische 
Hilfswerk in Bayern hat der Bundes­
minister des Innern, Prof. Dr. Werner 
Maihofer, dem scheidenden Bayeri­
schen Staatsminister des Innern, 
Dr. Bruno Merk, die höchste Aus­
zeichnung der Bundesanstalt Techni­
sches Hilfswerk, das Ehrenzeichen 
in Gold , verliehen . 

Bundesinnenminister Prof. Or. Malhofer 
überreichte dem scheide nden BayerI­
schen Staat.mlnlster des Innern, 
Or. Merk, das THW·Ehrenzelchen In Gold. 
Unser Bild zeigt von rechts: 
THW-Landesbeauftragter für Bayern, 
Olpl.-Ing. Schwarz, Bundesminister 
Prof. Or. Malhofer, Staatsminister 
Or. Merk und THW-Hauptsachgebiets­
leiter Leikam. 

Die Verleihung erfolgte am 20. Mai 
1977 im Beisein des THW-Landesbe­
auftragten Dipl.-Ing. J. S. Schwarz, 
der HSGL F. Leikam und H. SChelzig, 
der Orts- und Kreisbeauftragten 
D. Frank, Ortsverband München, und 
K. Rampf, München-Land. Landesbe­
auftragter Schwarz sprach den Dank 
und die besten Glückwünsche der 
bayerischen THW-Helfer aus. 

Am darauffolgenden Dienstag, dem 
24. Mai 1977, verabschiedete sich 
Dr. Merk im Rahmen einer Feier­
stunde von den Vertretern der Hilfs­
organisationen In Bayern. In seiner 
Ansprache dankte der Minister allen 
Verbänden und Organisationen für 
d ie tatkräftige Mitarbeit und gute 
Zusammenarbeit mit seinem Hause. 

DLRG-Landesverband 
Nordrhein weihte zentrale 
Ausbildungs- und 
Rettungsstation ein 

" Arm geworden - aber glücklich!"­
unter diesem Vorzeichen konnten 
die Mitglieder des Landesverbandes 
Nordrhein der Deutschen Lebens-Ret­
tungs-Gesellschaft am 17. Juni 1977 

ihr "Haus der DLRG Nordrhein" sei­
ner Bestimmung übergeben. 

Nach einer Bauzeit von knapp neun 
Monaten ist auf dem Niederkasseler 
Deich in Düsseldorf-Lörrik, unmittel­
bar am Sporthafen, eine Einrichtung 
entstanden, die es der DLRG ermög­
licht, ihre zentralen Aufgaben auf 
den Gebieten der Wasserrettung und 
des Katastrophenschutzes beinahe 
optimal zu erfüllen. Die bauliche An­
bindung des Neubaues an die bereits 
bestehenden Einrichtungen, die Funk­
leitzentrale des Landesverbandes 
und die Rheinrettungsstation des 
Bezirks Düsseldorf, hat in der Lan­
deshauptstadt eine Einheit entstehen 
lassen, die auch den zukünftigen 
Aufgaben der DLRG gerecht wird . 

Mit seiner umbauten Fläche von 
22 x 12 m besticht das neue Haus 
vor allem durch seine funktionale 
Raumnutzung . Das Erdgeschoß um­
faßt drei geräumige, beidseitig zu­
gängige Einstellplätze für Katastro­
phen-Elnsatzzuge zur Wasserrettung 
sowie ausreichende Lagerräume und 
Sanitäreinrichtungen für die Ret­
tungs- und Bergungsmannschaften. 
Im Obergeschoß ermöglicht ein gro­
ßer, teilbarer Saal mit seinen zweck­
mäßigen Einrichtungen die zentrale 
Schulung und Weiterbildung der 
DLRG-Mitarbeiter. Ausbilder für 
Schwimmen und Rettungsschwim­
men werden hier ebenso mit den 
neueslen Erkenntnissen vertraut ge­
macht wie DLRG-Taucher, Bootsfüh­
rer und -funker. Wer die bisherigen 
beengten Verhältnisse der Geschäfts­
stelle des Landesverbandes kannte, 
wird es als selbstverständlicn anse­
hen, daß nunmehr auch die Ge­
schäftsstelle ein neues Domizil im 
LV-Haus gefunden hat. Dr. Wilhelm 
Lenz, Landtagspräsident von Nord­
rhein-Westfalen und gerngesehener 
Freund der nordrheinischen Lebens­
retter (" statt des Rufes nach dem 
Staat zeigen Sie praktische Selbsthil­
fe" ) würdigte ebenso wie der Innen-

Das neue "Haus der OLRG Nordrhein", 
das am 17. Junl aelner Bestimmung 
übergeben wurde. 



Die Ehrengäste bel der Einweihung des 
DLRG-Hauses (von links): Horst Wielpütz, 
stellv. DLRG-Landesverbandsleiter; Prof. 
Or. Josef Schmitz, Präsident der DLRGj 
Or. Wllhelm Lenz, Landtagspräsident 
yon NRWj Dr. Burkhard Hirsch, InnenmI­
nister von NRW; Ratsherr Keil, Vertreter 
der Stadt Düsseldorf. 

minister von NRW, Dr. Burkhard 
Hirsch ("hier haben wir einmal eine 
Bürgerinitiative, die für eine Sache 
ist" ), und der Vertreter der Stadt Düs­
seldorf, Ratsherr Karl-Josef Keil, die 
von der DLRG Nordrhein erbrachten 
Leistungen. Der Präsident der DLRG, 
Prof. Dr. J. N. Schmitz, Saarbrücken, 
wünschte dem neuen Haus, daß es 
neben einer Stätte der Bildung auch 
eine Stätte der Begegnung werde. 
Dr. Konrad Gelzer, Landesverbands­
leiter von Westfalen, überbrachte 
die Glückwünsche der benachbarten 
DLRG-Landesverbände. Sein Wunsch 
nach weiterhin kooperativer und gut­
nachbarlicher Zusammenarbeit fand 
ungeteilten Beifall. 

Nach der Schlüssel übergabe durch 
die bauausführende Firma an den 
Landesverbandsleiter von Nordrhein, 
Jan Schmitz, Bonn, erteilten Geistli­
che beider Konfessionen dem " Haus 
der DLRG Nordrhein" den Segen. 

Alarm: Radio einschalten 

In der Bundesrepublik soll es künftig 
neben den Sirenensignalen für 
" Luftalarm" und " ABC-Alarm" ein 
drittes akustisches Warnsignal geben. 
Die Ständige Konferenz der Innenmi­
nister der Bundesländer sprach sich 
in Kiel für die Einführung des neuen 
Katastrophensignals "Rundfunkgerät 
einschalten" aus. Die Minister be­
schlossen, alle notwendigen Maß­
nahmen zu treffen , um eine frühest­
mögliche Einführung des Signals 
zu ermöglichen. Besonders für den 
Katastrophenalarm im Küstenbereich 
wird das Signal große Bedeutung 
haben, weil die betroffenen Bürger 
nach dem Ertönen der Sirenenwar­
nung über den Rundfunk genauere 
Instruktionen und Erläuterungen er­
halten können . 

Städte erarbeiten einheitliche 
ZS-Konzeption 

Die Mitgliederversammlung des Städ­
teverbandes Rheinland-Pfalz mit Sitz 
in Mainz hat kürzlich auf ihrer Sit­
zung zur Erreichung einer größeren 
Effizienz beschlossen, die Behand­
lung von städtischen Kernproblemen 
der zivilen Verteidigung des Zivil­
schutzes der seit einigen Jahren be­
stehenden Arbeitsgemeinschaft rhein­
land-pfälzischer Städte für Fragen 
des Zivilschutzes zu übertragen. 

Die Geschäftsführung der Arbeitsge­
meinschaft wird zur Zeit durch die 
Stadtverwaltung Koblenz wahrge­
nommen. 

Außer der Stadt Koblenz gehören 
der Arbeitsgemeinschaft als weitere 
Mitglieder die kreisfreien Städte 
Frankenthai , Kaiserslautern , Lud­
wigshafen , Mainz und Trier sowie 
die großen kreisangehörigen Städte 
Ingelheim und Lahnstein an . 

Hauptaufgabe der Arbeitsgemein­
schaft ist neben einem ständigen 
Erfahrungsaustausch die Erarbeitung 
von möglichst einheitlichen Konzep­
tionen im Bereich des Zivilschutzes 
der Mitgliederstädte. 

Dr. Werner Nellner 
trat in den Ruhestand 

Dr. Werner Nellner, Leitender Regie­
rungsdirektor, Dozent und Vertreter 
des Präsidenten der Akademie für 
zivile Verteidigung , trat nach 40jähri­
ger Tätigkeit im öffentlichen Dienst 
Ende Juli in den Ruhestand. 

Dr. Nellner lehrte seit Gründung der 
Akademie. Mit großem Nachdruck 
stellte er die Probleme des Zivilschut­
zes und der zivilen Verteidigung im­
mer wieder deutlich heraus. In zahl­
reichen Publikationen machte er auf 
notwendige Maßnahmen, z . B. die 
regionale Bestandsaufnahme, auf­
merksam und zeigte Zusammenhänge 
zwischen Raumordnung und Zivilver­
teidigung auf. Sein ausgeprägtes 
Interesse galt dem Gesundheitswesen 
im Rahmen der Verteidigung. 

Nach dem Staatsexamen für das 
Lehrfach in höheren Schulen hatte 
er an der Universität Breslau mit einer 
Dissertation über ein landeskundli­
ches Thema promoviert. Anschi ie­
Bend leitete er Planungseinrichtungen 
bei Regierungspräsidien in Schlesien. 

Nach seiner Kriegsverwendung als 
Militärgeograph, Kriegsverwaltungsrat 

und Artillerieoffizier und zweijähriger 
Kriegsgefangenschaft war er 1948 
bis 1959 Referent im Statistischen 
Amt für die Britische Besatzungszo­
ne, im späteren Statistischen Bun­
desamt und im Bundesamt für den 
,ivilen Bevölkerungsschutz tätig. 
Dort war er zuständig für Bevölke­
rungsbewegungen , Hilfskrankenhäu­
ser, Wehrstruktur und Statistik. Als 
" Vater" der Zivilschutz-Orts- und 
Kreisbeschreibungen hat er grundle­
gende Arbeit geleistet. 

Dr. Werner Nellner ist allen Teilneh­
mern der Lehrgänge an der Akademie 
für zivile Verteidigung aus seiner 
Lehrtätigkeit wohlbekannt. Zu seinen 
Aufgaben gehörte der Zivilschutz, 
die Wehrstruktur und die Leitung 
des Lehrstabes. 

Seit Jahren ist er Mitglied der Aka­
demie für Raumforschung und be­
faßte sich mit aktuellen Problemen 
der Landesplanung. 

Wer dem Schlesier Nellner beruflich 
und privat begegnete, schätzt seine 
offene, verbindliche Art und sein 
aufgeschlossenes Wesen . 

Kurt Bornträger 
im Ruhestand 

Kurt Bornträger 
schied mit Ablauf 
des 31 . Mai 1977 
wegen 
Vollendung des 
65. Lebensjah res 
aus dem 
Dienstverhältnis 
der 
Katastrophen­
schutzschule 
des Bundes aus. 

Seit Januar 1960 war Bornträger an 
der THW-Bundesschule, einer der 
Vorläuferschulen der KSB, tätig. Er 
hat sich in dieser Zeit zunächst der 
Ausbildung von Bereitschaftsführer­
anwärtern des Bergungsdienstes 
gewidmet, später der Ausbildung 
von Führern des Lenkungs-, Betreu­
ungs- und Sozialdienstes und war 
schließlich für die Ausbildung von 
Mitgliedern des Stabes des Haupt­
verwaltungsbeamten bei verschiede­
nen Lehrgängen eingesetzt. 

Die Schule verliert mit Kurt Bornträ­
ger einen Mitarbeiter, der sich der 
Sache des Katastrophenschutzes, 
insbesondere der Ausbildung im Füh­
rungswissen, verpflichtet fühlte. 

3 



4 

THW-Ehrenzeichen in Gold 
für Minister Titzck 

Für seine großen Verdienste um das 
Technische Hilfswerk und den Kata­
strophenschutz im nördlichsten Bun­
desland ist der Innenminister des 
Landes Schleswig-Holstein , Rudolf 
Titzck, auf Vorschlag des THW-Lan­
desbeauftragten vom Bundesminister 
des Innern, Prof. Dr. Werner Maiho­
ter , mit dem THW-Ehrenzeichen in 
Gold ausgezeichnet worden . 

Staatssekretär Dr. Siegfried Fröhlich, 
Bundesministerium des Innern , über­
reichte Minister Titzck diese höchste 
Auszeichnung des THW im Namen 
und Auftrag des Bundesinnenmini­
sters am 23. Juni 1977 in der Dienst­
stelle des THW-Landesbeauftragten 
in Kiel. 

Staatssekretär Dr. Fröhlich, Bundesmini­
sle rium des Innern (rechts), überreicht 
dem landesi nnenminister yon Schles­
wig-Hoistein, Ti tzck, das THW-Ehrenzel­
ehen In Gold. Im Hindergrund der 
THW-Landesbeauftragte für Schleswig­
Holstein, Meier. 

Staatssekretar Fröhlich würdigte in 
seiner Laudatio das große Engage­
ment des Innenministers beim Auf­
und Ausbau des Katastrophenschut­
zes in Schleswig-Holstein . 

Innenminister Titzck hat seit seinem 
Amtsantritt im Jahre 1971 stets sein 
großes Interesse an der Mitarbeit 
des THW im Katastrophenschutz des 
Landes dokumentiert und die Be­
lange des Technischen Hilfswerks 
nachhaltig unterstützt und gefördert. 

Mit der übertragung der FachdIenst­
aufgaben " Schwere Bergung" und 
" Instandsetzungsdienst" auf das THW 
fanden die bei Einsätzen und übun­
gen gezeigten Leistungen der THW­
Helfer ihre Anerkennung durch den 
Minister. 

Auch der THW-Landesbeauftragte 
für Schleswig-Holstein dankte Innen­
minister Titzck für die jederzeit ge­
währte Unterstützung und die Einbe­
ziehung des Technischen Hilfswerks 
in den Katastrophenschutz des Lan­
des. Er gratulierte dem Minister im 
Namen der ehren- und hauptamtli­
chen Mitarbeiter des THW zu der 
hohen Auszeichnung . 

Munitionsbeseitigung: grund­
sätzlich durch Fachpersonal 

Zu dem Beitrag " Vorsicht bei der 
Beseitigung von Kampfstoffen!" 
(ZS-MAGAZIN 4/77, Seite 30) teilt 
der Innenminister des Landes 
Schleswig-Holstein - Amt für Zivilver­
teidigung und Katastrophenabwehr -
folgendes mit. 

Dieser Artikel muß in der vorliegen­
den Form bei den Helfern des Kata­
strophenschutzes den Eindruck er­
wecken , daß sie bei Beachtung der 
in dem Artikel genannten technischen 
Einzelheiten bzw. der entsprechenden 
Schutzmaßnahmen berechtigt sind , 
Kampfstoffmunition zu beseitigen 
bzw. zu vernichten (siehe insbeson­
dere Abschn itt 4). 

Es ist jedoch vollig unerwahnt ge­
blieben, daß aus Sicherheitsgründen 
grundsätzlich nur das von den In­
nenministerien der Länder beauf­
tragte Fachpersonal berechtigt ist, 
Fundmunition , zu der auch die 
Kampfstoffmunition zu zählen ist. 
zu beseitigen. Allen übrigen Personen 
ist der Umgang mit Fundmunition 
aus Sicherheitsgründen ordnungs­
rechtlich nicht gestattet. Es ist jedoch 
nicht ausgeschlossen, daß sich die 
staatlichen Munitionsräumdienste 
in Einzelfällen anderer fachlich be­
sonders ausgebildeter Stellen bedie­
nen, keinesfalls dürfen jedoch solche 
Stellen von sich aus tätig werden. 

Bis 1979 überall 
Notrufnummer 110 

Der Bundestagsabgeordnete Seefeld 
(SPD) hat die Bundesregierung nach 
dem Stand der Einrichtung der ein­
heitlichen Notrufnummer 110 im ge­
samten Bundesgebiet gefragt: " In 
wieviel Fenrsprechortsnetzen ist von 
der Deutschen Bundespost inZWI­

schen die Notrufnummer 110 ge­
schaltet worden , und bis wann ist 
mit der Schaltung in den noch aus­
stehenden Ortsnetzen zu rechnen? ·' 

Der Parlamentarische Staatssekretär 
beim Bundesminister der Justiz, 
Wrede, antwortete in der Bundes­
tagssitzung vom 4. Mai 1977 auf diese 
Frage: "Bisher wurde in rund 3000 
der 3780 Fernsprechortsnetze der 
Notruf 110 eingerichtet. Die Deutsche 
Bundespost erwartet, daß bis 1979 
alle Fernsprechortsnetze den Notruf 
110 haben werden . Seitens der Deut­
schen Bundespost sind alle Vorkeh­
rungen getroffen, um auf Antrag der 

für die Aufrechterhaltung der öffentli­
chen Sicherheit und Ordnung und 
somit fur den Notruf zuständigen 
Länder auch die restl ichen An­
schlüsse einzurichten." 

Neue Rahmen-Check-Liste 
für den Katastrophenfall 
in NRW 

Innenminister Dr. Burkhard Hirsch 
hat für Nordrhein-Westfalen eine 
" Rahmen-Check-Liste" als Hand­
lungsanweisung für Katastrophen­
Abwehrleitungen des Landes in Kata­
strophenfällen erstellen lassen. Diese 
Check-(" Abhak"-)Liste soll im Ernst­
fall die Katastrophenschutzbehörden 
des Landes auf allen Ebenen in die 
Lage versetzen , vom Eintritt des Ein· 
satzfalles an bis zur Folgenbeseiti­
gung schnell und pannensicher der 
jeweiligen Schadens- und Gefahren­
situation angepaßte Entscheidungen 
zu fällen . Die Check-Liste baut auf 
den praktischen Einsatzerfahrungen 
der letzten Jahre, insbesondere auch 
bei der Bekämpfung der niedersäch­
sischen Waldbrandkatastrophe 1975, 
auf. 

Innenminister Hirsch hat die Regie­
rungspräsidenten angewiesen, die 
neue Rahmen-Check-Liste unverzüg­
lich in den verschiedenen Verwal­
tungsebenen (Regierungsbezirke, 
Kreise, kreisfreie Städte) einzuführen. 
Die Liste soll ggf. vor Ort entspre­
chend den lokalen Gegebenheiten 
ergänzt und konkretisiert werden. 
Gesammelte praktische Erfahrungen 
bei der Anwendung der neuen Rah­
men-Liste werden dem Innenministe­
rium jährlich mitgeteilt. 

Die Rahmen-Check-Liste wird als 
zusätzliches Fuhrungsmittel den für 
die Leitung der Abwehrmaßnahmen 
zuständigen Beamten helfen , die 
in einem Katastrophen fall schlagartig 
anstehenden umfangreichen Aufga­
ben zu erkennen, dabei nichts zu 
übersehen, Prioritäten festzulegen 
und eine wirksame Kontrolle des 
Aufgabenvollzugs zu gewährleisten. 
DementspreChend enthält die 
Check-Liste abzuhakende Kontroll­
punkte, insbesondere für vollständige 
Katastrophenmeldungen (unter Ein­
beziehung der eingeleiteten Sofort­
maßnahmen für die regelmäßig 
schwierige Anlaufphase), für die La­
gebeurteilung, für Alarmierungen 
und die vorzunehmende Koordination 
sowie für die Leitung des gesamten 
Katastropheneinsatzes einschließlich 
aller abzuwickelnden Einsatzmaß­
nahmen. 



Für die Leitung der Katastrophen­
abwehr waren auch bisher schon 
in den einzelnen Behörden zahlreiche 
Führungsunterlagen vorhanden , wie 
Katastrophenabwehrpläne, Sonder­
abwehrpläne, Anschriften- und Tele­
fonnummernverzeichnisse und Maß­
nahmenkataloge für Leitstellen- und 
Fernmeldepersonal. Mit der neuen 
Check-Liste haben die Katastrophen­
leitungsstäbe ein Einsatzführungsmit· 
tel und lückenlosen Leitfaden, der 
zugleich die weiteren Unterlagen 
sinnvoll erschließt. Minister Hirsch 
erklärte, daß die eingeführte Kata­
strophen-Check-Liste den Schutz 
der Bevölkerung zwischen Rhein 
und Weser vor Auswirkl:lngen von 
Katastrophen wiederum verbessere, 
weil bei korrekter Anwendung der 
Liste sogenanntes menschliches Ver­
sagen soweit wie möglich ausge­
schlossen werde. 

Ausbildungsveranstaltungen 
des Bundesamtes 
für Zivilschutz 

Das Bundesamt für Zivilschutz­
Lehrreferat - führt im zweiten Halb­
jahr 1977 die Lehrgangs- bzw. Semi­
narveranstaltungen für leitende Zivil­
schutzkräfte aller Verwaltungen wie 
folgt fort: 

ZS-Grundlagen lehrgang 
Inhalt u. a. : Protokoll einer Katastro­
phe, gesetzliche Grundlagen, Selbst­
schutz, Warndienst , Katastrophen­
schutz, Gesundheitsdienst, Kulturgut­
schutz, Ausbildung , Helferrecht, Lei­
tung und Führung, Haushalt. 

Termine 
20. bis 23. 9. 1977 

4. bis 7. 10. 1977 
18. bis 21 . 10. 1977 
8. bis 11 . 11 . 1977 

ZS- Inform ationsse minar 
fü r Presse spreche r 
Inhalt u. a.: Grundlagen des Zivil-
und Katastrophenschutzes, Organisa­
tion , Katastrophenabwehr, Ausbil­
dungswesen, Zusammenarbeit, Fi­
nanzierung , Zielsetzung 

Termine 
17. bis 19. 8. 1977 
24. bis 26. 8. 1977 
28. bis 30. 9. 1977 
26. bis 28. 10. 1977 
23. bis 25. 11 . 1977 

7. bis 9. 12. 1977 

Lehrgang Baulicher Zivilschutz 
Inhalt u. a.: Humanitäre Aufgabe, 
Gesetzgebung, Waffenwirkung , Stand 
des Schutzraumbaues, Planung und 

Gestaltung, Hausschutzräume, Teil ­
schutz, Mehrzweckanlagen, Bemes­
sungsgrundlagen , Instandhaltung 
und Versorgung 

Te rmine 
30. 8. bis 2. 9. 1977 
6. 9. bis 9. 9. 1977 

13. 9. bis 16. 9. 1977 
25 . 10. bis 28. 10. 1977 
22. 11 . bis 25. 11 . 1977 
29. 11 . bis 2. 12. 1977 
13. 12. bis 16. 12. 1977 

Seminar Trinkwasse rnotversorgung 
Inhalt u. a.: Stand der Wasserversor­
gung, Wassersicherstellungsgesetz, 
Probleme der Wassergewinnung , 
Vorsorgemaßnahmen , Technische 
Durchführung, Notbrunnen, Instand­
haltung, Aufgaben des Hauptverwal­
tungsbeamten. 

Termin 
23. 8. bis 26. 8. 1977 
11 . 10. bis 14. 10. 1977 
6. 12. bis 9. 12. 1977 

Die quotierten Einladungen zur Teil­
nahme an den Veranstaltungen erge­
hen auf dem Dienstweg. Den Teil­
nehmern werden Auslagen nach 
Maßgabe des Reisekostenrechts er­
stattet. 

Nähere Informationen über die Aus­
bildungsveranstaltungen erteilt das 
Lehrreferat des Bundesamtes für 
Zivilschutz, Bonn-Bad Godesberg. 

.Japanischer Dokumentarfilm 
über "Christoph 1" 

Der Rettungshubschrauber-Einsatz 
findet in Japan besonderes Interesse. 
Ein vierköpfiges Fernsehteam von 
Nippon Television Network filmte 
acht Tage lang Rettungsflüge und 
die Einsatzorganisation von " Chri­
stoph 1" in München. Die Aufnahmen 
wurden zu einem 30-Minuten-Film 
zusammengesetzt, der am 29. Mai 
in Japan ausgestrahlt wurde. 

6. Luftbeobachterlehrgang in Eichstätt 

In der Woche vom 9.-13. Mai führte 
das Bayerische Staatsministerium 
des Innern in Eichstätt seinen 6. Luft­
beobachterlehrgang durch. Die Aus­
bildungsleitung lag bei der Luftret­
tungsstaffel Bayern, die zur Durch­
führung des Lehrgangs fünf Flugleh­
rer und drei Flächenflugzeuge abge­
stellt hatte. 

42 Lehrgangsteilnehmer aus ganz 
Bayern , Führungskräfte von BRK, 
Feuerwehr, Staatsforstverwaltung , 
Katastrophenschutzbehörden , 
Landespolizei und Technischem 
Hilfswerk wurden mit den Grundlagen 
der Luftbeobachtung vertraut ge­
macht. Ziel des Lehrgangs: die Teil­
nehmer zu befähigen , bei Katastro­
phen und Unfällen aus der Luft Aus­
wirkungen und Ausmaß einer Lage 
feststellen und entsprechende Ge­
genmaßnahmen lenken zu können . 

Den Lehrgangsteilnehmern wurden 
allgemeine Kenntnisse aus den Berei-

ehen Aerodynamik, Wetterkunde, 
Luftverkehrsgesetzgebung und Ver­
halten auf Fluggeländen bzw. in Luft­
fahrzeugen ebenso vermittelt , wie 
exaktes Wissen über den Umgang mit 
Karten und UTM-Gitternetz. Schwer­
punkt des Lehrgangs war die Naviga­
tionsausbildung . Bei zahlreichen 
Übungsflügen mußten die Lehrgangs­
teilnehmer den Flugweg auf der Karte 
nachzeichnen , Koordinaten festlegen 
und weitermelden , im Gelände ausge­
legte Sichtzeichen finden und in die 
Karte einzeichnen . Neben einem Klein­
orientierungsflug mit dem Polizei­
hubschrauber stand ein Flug zum 
Anfertigen von Luftbildern mit einer 
Sofortbildkamera auf dem Ausbil­
dungsplan. Der Lehrgang endete 
mit einer Waldbrandgroßübung , an 
der drei Flächenflugzeuge der Luft­
rettungsstaffel und eine BO 105 der 
Polizeihubschrauberstaffel teilnah­
men. Nach Abschluß dieses Lehr­
gangs verfügt Bayern über ca. 250 
vollausgebildete Luftbeobachter. 

Praktische Ausbil­
dung von Luftbe­
obac htern auf 
dem Flugplatz 
in Eichstätt. Die 
l ehrgangstei lneh­
mer mußten wäh­
rend der Übungs­
flüge die verschie­
densten Aufgaben 
löse n. 
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Die zivile Verteidig ung im Spiegel der polit ischen Diskussionen 

Einmütiges Bestreben: 
eine effektive Zivilverteidigung 
Eine Dokumentat ion zu den Debatten im Deutschen Bundestag, den Vorschlägen 
des Bundesinnenministers und der Kabinettsberatung am 6. Juli 1977 

Die Diskussion um die zivile Verteidigung 
in der Bundesrepublik Deutschland ist 
seit Beginn des Jahres 1977 mit einer in­
tensität geführt worden wie selten in den 
letzten Jahren - etwa seit Verabschiedung 
des Gesetzes über die Erweiterung des 
Katastrophenschutzes 1968 und der Vor­
lage des Weißbuches zur Zivilverteidigung 
im Jahr 1972. 

Auf die wichtigsten nationalen und interna­
tionalen Aspekte. die dazu geführt haben, 
daß Zivilverteidigung. Zivil- und Katastro­
phenschutz heute tiefer in das Bewußtsein 
der Menschen in unserem Land gedrungen 
sind, soll einleitend eingegangen werden, 
um die allgemeine Situation zu erhellen. 

Bundesinnenminister Prof. Dr. Maihofer 
hatte bei der Beauftragung des neuen 
Leiters der Abteilung .. Zivile Verteidigung" 
im Bundesinnenministerium, Ministerialdi ­
rektor Peter Menke-Glückert, den Auftrag 
erteilt, für die im April dieses Jahres vorge­
sehene Kabinettsberatung Vorschläge 
für eine Steigerung der Leistungsfähigkeit 
der Zivilverteidigung und des erweiterten 
Katastrophenschutzes zu erarbeiten. Die 
unübersehbare Diskrepanz zwischen militä­
rischer und ziviler Verteidigung - die auch 
von maßgeblichen Vertretern der militäri­
schen Sei te mit zunehmender Besorgnis 
beobachtet wird - ist ein Problem. das 
in allen Partnerstaaten der NATO gleicher­
maßen besteht. 

Die zivile Komponente 
mit weitem Abstand 
an zweiter Stelle 

In der Debatte über die Regierungserklä­
rung am 21 . Januar 1977 im Deutschen 
Bundestag ging der Oppositionssprecher 
Dr. Alfred Dregger auf die zivile Verteidi­
gung in der Bundesrepublik ein : " Und 
wie steht es mit den Vorbereitungen auf 
den äußeren Verteidigungsfall , soweit es 
nicht die Bundeswehr angeht? Von einem 
Krieg wäre ja in unserem dichtbesiedelten 
Land in schrecklichster Weise auch die 
Zivilbevölkerung betroffen. Sind wir darauf 
vorbereitet? ... 

Die zivile Komponente der Gesamtverteidi­
gung stand bei uns immer mit weitem 
Abstand an zweiter Stelle. Das mag zur 
Zeit der Aufstellung der Bundeswehr aus 
politisch-psychologischen Gründen gebo­
ten und aufgrund der sicherheitspOlitischen 
Gesamtlage vertretbar erschienen sein. 
Aber haben sich seitdem die militärischen 
und politischen Rahmenbedingungen unse-
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rer Sicherheitspolitik nicht grundlegend 
geändert? Damals war unser Hauptverbün­
deter, die USA, dem möglichen Angreifer 
auch militärisch weit überlegen. In der 
NATO galt die Doktrin der massiven Ab­
schreckung, das heißt bei einem Angriff 
auf unser Land mit nennenswerten Kräften 
konnte der Angreifer sicher sein, unmittel­
bar darauf vom amerikanischen Atom­
schwert getroffen zu werden. Heute ist 
das anders! Von einer mili tärischen überle­
genheit unseres Hauptverbündeten kann 
nicht mehr die Rede sein! Die Doktrin 
der massiven Abschreckung ist seit Jahren 
durch die der abgestuften ersetzt. Unter­
stellen wir einmal. ein zum Angriff ent­
schlossener Gegner würde sich auf diese 

Dr. Alfred Dregger (CDU/CSU) 

westtiche Theorie einlassen und mit dem 
Einsatz von Atomwaffen zunächst zurück­
halten, so bedeutet doch diese Doktrin 
der abgestuften Abschreckung, daß das 
amerikanische Atomschwert zumindest 
die Unmittelbarkei t seiner Abschreckungs­
wirkung verloren hat mit der Folge, daß 
zumindest ein zeitlich und räumlich be­
grenzter Krieg in Europa wieder denkbarer 
geworden ist , als es vorher der Fall war. 
Für einen solchen Krieg wäre unser Land 
sowohl nach der Stoß richtung eines mögli­
chen Angreifers wie nach der rein defensi­
ven Verteidigungskonzeption der NATO 
das Hauptschlachtfeld. Können wir darauf 

verzichten, uns außerhalb des militärischen 
Bereichs nennenswert darauf vorzuberei­
ten? Eine ernste Frage an die Verteidi­
gungspolitikl Wäre die Bundeswehr, eine 
Wehrpflichtarmee, moralisch wie militärisch 
überhaupt in der Lage zu kämpfen, wenn 
die Vorbereitungen für einen Schutz der 
Zivilbevölkerung fehlen? " 

Auf dem Sektor 
Schutzraumbau 
ein Stückehen vorankommen 

Der CSU-Bundestagsabgeordnete Franz 
Handlos ging in der Verteidigungsdebatte 
am 10. Februar 1977 u. a. auf die Zivilver­
teidigung. besonders auf den Schutzraum­
bau, ein : " Der U-Bahn-Bau hier in Bonn 
ist eines der letzten Projekte, die die Bun­
desregierung im Rahmen des Atomschutz­
baues finanziert. Ich darf Sie ... an dieser 
Stelle gleich fragen : Warum trifft diese 
Bundesregierung. wenn sie ein Invesli­
tionsprogramm auflegt, nicht gleich zwei 
Fliegen mit einem Schlag? Warum ergreift 
sie nicht einerseits Maßnahmen, um die 
Bauindustrie zu stärken - was sie ja vor­
hat - , und betreibt zugleich andererseits 
den Schutzraumbau, damit wir auf diesem 
Sektor endlich ein Stückehen vorankom­
men? Das wäre doch in diesem Bereich 
zum Beispiel eine Möglichkeit. Ich sage 
immer, meine Damen und Herren - und 
das muß hier einmal ganz neutral betraCh­
tet werden - : Was nützt, sehr geehrter 
Herr Minister, die beste Bundeswehr, wenn 
sie zum Schluß nur Friedhöfe verteidigt, 
weil bei der Gesamtverteidigung, bei der 
zivilen Verteidigung einfach nichts da ist? 
Wir mussen doch hier einmal alle mitein­
ander feststellen: Das und sonst nichts 
ist der Tatbestand." 

Berichte aus den Vereinigten Staaten über 
massive Zivilverteidigungsbemühungen 
der Sowjetunion, das Buch des belgisehen 
Generals Robert Close " Europa ohne Ver­
teidigung", Konzeptionsdiskussionen der 
militärischen Fachleute - etwa über die 
raum deckende Verteidigung, die General­
major a. D. Löser befürwortet und die si­
cherlich eine funktionierende Zivilverteidi­
gung bedingt - und viele andere Faktoren 
haben im Laufe des Frühjahrs und des 
Frühsommers zu der heute festzustellenden 
eingehenden Diskussion über zivile Vor­
sorge geführt. Dazu gehört das Ergebnis 
der " Wintex" -Obung, bei der zum ersten 
Male auch Zivilschutzmaßnahmen durchge­
spielt wurden. Der Innenausschuß des 



Bundestages setzte eine Arbeitsgruppe 
" Zivilschutz" ein (siehe ZS-MAGAZIN 6/77), 
die bereits ihre Arbeit aufgenommen hat. 

Frage nach dem 
gegenwärtigen Stand 

So antwortete die Bundesregierung am 
24. Mai 1977 auf die Große Anfrage der 
CDU/CSU zur Verteidigungspolitik auf 
die Frage 16: " Wie beurteilt die Bundesre­
gierung den gegenwärtigen Sachstand 
in der Gesamtverteidigung und beim Zivil­
schutz? Ist sie - nachdem nationale Le­
bensmittelreserven, Schutzraumbau und 
andere Zivilschutzmaßnahmen aufgegeben 
worden sind - von ihrem bisherigen Zivil­
schutzprogramm abgerückt? Welche Maß­
nahmen hält sie aufgrund ihrer Erkennt­
nisse und auch im Hinblick auf die enor­
men Anstrengungen zum umfassenden 
Ausbau des Zivilschutzes in den 
Warschauer-Pakt-Staaten für dringend 
geboten?": 

Gesamtkomplex wird 
grundsätzlich aufgegriffen 

" Zielvorstellung für Planungen der zivilen 
Verteidigung ist und bleibt das Weißbuch 
wr zivilen Verteidigung der Bundesrepublik 
Deutschland vom 12. April 1972. 

Die Bundesregierung hat die zivi le Vertei­
digung ausgebaut und nach Schwerpunk­
ten systematisiert. Der Warndienst ist funk­
tionsfähig, Staats- und Regierungsfunktio­
nen sind für den Verteidigungsfall in Zu­
sammenarbeit mit den Bundesländern 
gesichert. Rechtsvorschriften für die zivile 
Verteidigung werden vervollständigt. Im 
Rahmen des Katastrophenschutzes sind 
inzwischen 135000 Helfer für den Verteidi­
gungsfall ausgerüstet worden. Leitungs­
und Führungsfunktionen werden den Er­
fordernissen der Zeit angepaßt. Das Ausbil­
dungsangebot, vor allem für leitende Kräfte 
im Zivilschutz, wurde vergrößert. Ärztliche 
Versorgung und Hilfskrankenhäuser wer­
den auf den Verteidigungsfali kontinuierlich 
vorbereitet. Zivilschutzmittel , Personal 
und Material werden immer mehr auch 
fü r humanitäre Hilfe genutzt. Zivile und 
militärische Stellen arbeiten eng zusam­
men. Die Mittel fur den Ziv ilschutz wurden 
1969 bis 1977 von 299 Millionen DM pro 
Jahr auf 455 Millionen DM aufgestockt. 
Das ist ein Zuwachs von 52 %. In gleicher 
Zeit sind die Ausgaben für den Katastro­
phenschutz von 93 auf rd . 166 Millionen 
DM - um 79 % - gest iegen. 

Wegen der begrenzten Haushaltsmittel 
konnten nicht al le Vorhaben der zivilen 
Verteidigung gleichmäßig gefördert wer­
den. So mußten investitionsintensive Aus­
gaben fü r Schutzraumbau und Bevorratung 
gestreckt, teilweise zurückgestellt werden. 

Die Entwicklung der zivilen Verteidigung 
in den Staaten des Warschauer Paktes 
wird von der Bundesregierung aufmerksam 
verfolgt. Die Frage der Konsequenzen 
aus dieser Entwicklung wird national und 
im Bündnis multinational geprüft. 

Die Bundesregierung wird in diesem Zu­
sammenhang den Gesamtkomplex der 
zivilen Verteidigung grundsätzlich aufgrei­
fen und neu ordnen. Dazu werden die 
Konsequenzen neuer Kriegsbilder, mögli­
cher Krisen und mögl icher Katastrophen­
situationen analysiert. Die daraus gewonne­
nen Erkenntnisse werden für die Vorberei ­
tung der Gesamtverteidigung berücksich­
tigt. " 

Bundesregierung schreibt das 
Konzept fort 

In der Bundestagssitzung vom 25. Mai 
1977 stellte der Bundestagsabgeordnete 
Dr. Hennig (CDU/ CSU) die Frage: " Wie 
beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, 
daß das Ausgabenverhältnis zwischen 
militärischer und ziviler Verteidigung der­
zeit 60:1 beträgt, obgleich die Bundesregie­
rung bereits 1972 ein Ausgabenverhältnis 
von 20:1 angestrebt hat?" 

Der Parlamentarische Staatssekretär im 
Bundesministerium des Innern, Andreas 
von Schoeler, antwortete: 

" Herr Kollege, die Bundesregierung hat 
auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten 
Dr. Jungmann, Rommerskirchen, Berger 
und der CDU/ CSU - Drucksache VI / 1631 -
in ihrer Antwort vom 21. Januar 1971 -
Drucksache VIJ1759 - erklärt, daß sie als 
Fernziel ein ausgewogenes Ausgabenver­
hältnis von 20:1 zwischen militärischer 
und ziviler Verteidigung schon im Interesse 
einer glaubwürdigen Gesamtverteidigung 
für erstrebenswert hält. 

Die für Zwecke der zivilen Verteidigung 
verfügbaren Haushaltsmittel sind in der 
Zeit von 1962 bis 1969 ständig von etwa 
786 Millionen DM auf 432 Millionen DM 
vermindert worden. Mit der Übernahme 
der Verantwortung für die zivi le Verteidi ­
gung durch die derzeitige Regierungskoali­
tion konnte erstmals ab 1970 eine Stabili­
sierung und bis 1976 eine Erhöhung der 
Ansätze auf 546,9 Millionen DM erreicht 
werden. Diese Steigerung kam fast aus­
schließlich dem Zivilschutz zugute - und 
hier insbesondere dem Katastrophenschutz. 
Zu berücksichtigen ist auch, daß die Zu­
sammenarbeit ziviler und militärischer 
Stellen im Interesse der Gesamtverteidi­
gung laufend verbessert wird und daher 
im Verteidigungsfall alle volkswirtschaftli­
chen Ressourcen weitgehend genutzt 
werden. 

Trotz dieser Steigerung der Ausgaben 
für die zivile Verteidigung hat sich das 
angestrebte Fernziel eines Ausgabenver­
hältnisses von 20:1 weiter entfernt. Eine 
schwieriger gewordene Gesamtlage, die 
Fülle ebenfatls vordringlicher anderer öf­
fentli cher Aufgaben und die dadurch be­
dingte Anpassung der öffentlichen Haus­
halte werden sich in absehbarer Zeit nicht 
entscheidend verändern lassen. 

Zur Zeit schreibt die Bundesregierung, 
wie Sie wissen, auf der Grundlage des 
Weißbuches zur zivilen Verteidigung von 
1972 das Konzept der zivilen Verteidigung 
fort. Veränderte Bedrohungs- und Krisenla-

gen, kosteneffizientere Nutzung vorhande­
ner Kapazitäten und die jüngsten Empfeh­
lungen der NATO werden dabei berücksich­
tigt. " 

Konsequenzen 
bereits für 1978 erwartet 

Eine wesentliche Rolle spielte die Ziv ilver­
teidigung auch in der Debatte über den 
Bundeshaushalt 1977 am 22. Juni. Der 
F.D.P.-Abgeordnete Dr. Wendig führte 
dazu aus: " Ich möchte an dieser Stelle 
einige Bemerkungen zum Einzelplan 36 
- Zivile Verteidigung - einfügen. Ich be­
kenne hier offen - bisher wurde darüber 
nicht gesprochen; ich bin der erste, der 
heute dazu Stellung nimmt -, daß die Ent­
wicklung dieses Einzelplanes uns ganz 
und gar nicht behagt. Der Schutzraumbau 
ist zuletzt durch das Haushaltsstrukturge­
setz so weit reduziert worden, daß er prak­
tisch zum Erliegen kommen wird . Bei allem 
Verständnis für die haushalts- und finanz­
politischen Schwierigkeiten darf es nach 
unseren Auffassungen hiermit auf die 
Dauer nicht sein Bewenden haben. Dabei 
wird man allerdings nicht in solchen Di ­
mensionen denken können, wie der Herr 
Kollege Dregger es getan hat, als er bei 
der Debatte zur Regierungserklärung am 

Dr. Friedrlch Wendig (F. D. P.) 

21 . Januar dieses Jahres von den riesigen 
Tunnelsystemen unter den Städten Chinas 
gesprochen hat. Man muß bei der Planung 
realistisch sein und auch dem Bürger sa­
gen: Eine unbegrenzte Belastung der öf­
fentlichen Haushalte, der privaten Haus­
halte und damit auch der Wirtschaft ist 
nicht möglich. Ich darf hier etwas einfügen: 
Es gab einmal die Zeit, in der die Opposi­
tion, damals noch Regierung, solchen 
Erkenntnissen gegenüber durchaus offen 
war. Das Schutzraumgesetz von 1965, 
das eine weitgehende Baupflicht vorsah, 
wurde nämlich im Zuge der Rezession 
1966/67 durch das Finanzänderungsgesetz, 
nebenbeI gegen die Stimmen der F.D.P., 
zum großen Teil revid iert, d. h. rückgängig 
gemacht. Es wäre also zu begrüßen, wenn 
wir uns in d ieser Frage gegenseitige Vor-
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würfe ersparen wurden. Um so mehr be­
grüßen wir es, daß der Bundesinnenmini­
ster, wie wir gehört haben, eine Konzeption 
für den Bereich der zivilen Verteidigung 
angekundigt hat. Dem Vernehmen nach 
wird es sich unter anderem um notwendige 
organisatorische Maßnahmen handeln, 
die unter Einbeziehung des Katastrophen­
schutzes durch Straffung und Rationalisie­
rung im personellen und sachlichen Be­
reich zu einer gesteigerten Effizienz führen 
sollen. Haushaltsmittel. die hier eingespart 
werden, sollten dann vor allem im Wege 
einer Umschichtung im Einzelplan 36 für 
andere notwendige Maßnahmen, so im 
Schutzraumbau, verwendet werden. Die 
Freien Demokraten werden einem solchen 
Konzept, das nach den Erfordernissen 
der allgemeinen Sicherheitspolitik der 
Bundesrepublik ausgerichtet wird, nach­
drücklich zustimmen. Wir erwarten deshalb 
Konsequenzen für den Haushalt Zivile 
Verteidigung bereits im kommenden Jahr." 

Schwerpunkte eines Konzepts 
der Gesamtverteidigung 

Dr. Dregger (CDU/CSUI ergriff in der glei­
chen Debatte dazu das Wort : , .... Wie 
kann man glauben, die Zivitbevölkerung 
werde sich in einem Ernstfall diszipliniert 
verhalten und den fast ausnahmlos fal sch 
dislozierten NATO-Verbänden den Ver­
kehrsraum freimachen, damit sie ihre Be­
reitstellungsräume erreichen, wenn die 
Zivilbevölkerung auf eine solche Situation 
in gar keiner Weise vorbereitet ist? Was 
soll eigentlich das Warnsystem des Zivil­
schutzes, wenn Warnung nur Hilflosigkeit 
und Verzweiflung zur Folge haben könnte? 
Das Problem ist auf eine einfaChe Formel 
zu bringen: Wenn es keinerlei Schutz für 
die Zivilbevölkerung gibt, dann kann die 
Bundeswehr nicht wirksam kämpfen, und 
wenn die Bundeswehr nicht wirksam kämp­
fen kann, dann kann sie auch nicht wirk­
sam abschrecken .. 

Lassen Sie mich als Abschluß zum Thema 
Zivilverteidigung folgendes sagen. Ich 
habe der Regierung in der Debatte vom 
Januar, wie ich glaube, die richtigen Fra­
gen gestellt, in der Hoffnung, das werde 
es ihr erleichtern, die richtigen Antworten 
zu geben. Nachdem sie wegen allgemeiner 
Handlungsunfähigkeit nicht zu diesen 
Antworten gefunden hat, möchte ich heute 
darüber hinaus die Schwerpunkte nennen, 
die meines Erachtens Gegenstand eines 
Konzepts für die Gesamtverteidigung sein 
müssen. Es sind folgende: 

1. institulional isierte Zusammenarbeit von 
ziviler und militärischer Verteidigung, 

2. Straffung der Organisation und Verbes­
serung der Ausrüstung und Ausbildung 
der Zivilschutzorganisationen, 

3. Bau von Schutzräumen nach dem Bei­
spiel so friedliebender Nachbarländer 
wie die Schweiz und Schweden, 

4. Sicherung der Versorgung der Bevölke­
rung auch für den Krisen- und Span­
nungsfall." 

8 

Das Schutzraumdefizit 
ist nicht in wenigen Jahren 
aufzuholen 

Der Bundesminister des Innern, 
Prof. Dr. Werner Maihofer (F.D.P.), erklärte 
in dieser Bundestagssitzung am 22. Juni 
1977: 

" Die Bundesregierung ist sich sehr wohl 
bewußt, daß die Glaubwürdigkeit der Ge­
samtverteidigung der Bundesrepublik .. 
entscheidend mit vom Stande der zivilen 
Verteidigung abhängt. Wer hat denn neu­
lich im Verteidigungsausschuß des Bundes­
tages eine Zivilverteidigungskonzeption 
genau unter diesen politischen Prämissen 
vorgetragen? Doch ein Vertreter unseres 
Hausest Die sozialliberale Koalition - nur 
um hier keine Geschichtsklitterung stehen­
zulassen - hat seit 1969 erhebliche Bemü­
hungen unternommen. um der von mir 
soeben genannten Tatsache Rechnung 
zu tragen ... In den Jahren von 1969 bis 
1977 wurden für die Zivilverteidigung ins­
gesamt 4716 Millionen DM - einschließlich 
46 Millionen DM aus Konjunktur- und Zu­
kunflsinvestitionsprogrammen - in den 
Haushalten veranschlagt. Die Mittel für 
den Katastrophenschutz wurden dabei 
kontinuierlich aufgestockt; von rund 93 
Millionen DM im Jahre 1969 - so haben 

Bundesmini ster Prof. Dr. Werne r Malhofer 

wir die Dinge in der Zivilverteidigung vor­
gefunden - auf jetzt 168 Millionen DM, 
also um fast 80 % bis zum Jahre 1977 ... 

Uns allen ist klar, daß auch der Katastro­
phenschutz - wie alle Staatsausgaben -
in die Schere zwischen sachlichen Not­
wendigkeiten und haushaltsmäßigen Mög­
lichkeiten geraten 1St. Deshalb hat ja die 
Bundesregierung bereits während der 
letzten Legislaturperiode - daran darf ich 
auch Sie, Herr Kollege Dregger, erinnern -
in zwei Berichten an den Innenausschuß 
des Deutschen Bundestages alle diese 
akuten Probleme offengelegt und Vor­
schläge zu ihrer Lösung gemacht ... 

Wir haben ... entsprechend unserer An­
kündigung, seit April in der Tat eine voll­
ständige Neukonzeption der Zivilverteidi-

gung und des Katastrophenschutzes in 
die mühselige Abstimmung mit den Res­
sorts und Organisationen in Bund und 
Ländern gebracht, die hier zu beteiligen 
sind, und wir werden diese Konzeption 
dem Kabinett schon in seiner nächsten 
Sitzung vorlegen ... Wi r meinen, daß wir 
zu einer ganz anderen Konzentration der 
Bundesleistungen im personellen wie im 
materiellen Bereich und zugleich zu einer 
besseren Abgrenzung, aber auch Verzah­
nung zwischen Bund und Ländern kommen 
müssen: des friedensmäßigen Katastro­
phenschutzes, der von den Ländern zu 
gewährleisten ist, auf der einen Seite und 
des Katastrophenschutzes im Verteidi­
gungsfall. der Sache des Bundes ist, auf 
der anderen Seite, um alle hier gegenwärtig 
bestehenden Doppelanschaffungen und 
auch Doppelarbeiten abzubauen. Hier 
liegen, wie die eben erwahnten Vorschläge 
zeigen werden, ganz erhebliche Rationali­
sierungschancen im Katastrophenschutz, 
die wir schon in wenigen Monaten in die 
Tat umsetzen werden. 

Aber - auch vor dieser Frage mÖchte ich 
mich nicht drücken - das zentrale Problem 
des gegenwärtigen Standes der Zivilvertei­
dig ung liegt im Schutzraumbau. Wenn 
die Opposition heute versucht, dieses 
Schutzraumbaudefizit der Regierung anzu­
lasten, verschweigt sie dabei nicht nur, 
daß die Regierung seit 1969 immerhin 
insgesamt 363 Millionen allein für Schutz­
raumbau ausgegeben hat, sondern auch, 
daß die entscheidenden Versäumnisse . 
schon sehr vie l früher zu suchen sind. 
Schon die Schutzbauvorschrift des erslen 
Gesetzes über Maßnahmen zum Schutz 
der Zivilbevölkerung vom g. Oktober 1957 
wurden durch dessen § 39 gleichzeitig 
ausgesetzt. Das Schutzbaugesetz vom 
9. September 1965 trat mit seinen wichtig­
sten Teilen, u. a. der Schutzbaupflicht, 
ebenfalls gar nicht erst m Kraft. Ein solches 
über viele Jahre, ja Jahrzehnte entstande­
nes Schutzraumdefizit können Sie doch 
nicht in wenigen Jahren aufholen ... Wir 
haben ... heute für etwa 10 % unserer 
Bevölkerung Schutzplätze und Schutz­
raummöglichkeiten, und Sie wissen ganz 
genau, daß auch wir diesen Anteil ganz 
und gar nicht für genugend halten . " 

Ein Mindestschutz 
für die Bevölkerung 

Der sicherheitspolitische Sprecher der 
F.D.P.-Bundestagsfraktion. Jü rgen W. Möl­
lemann, hat im Pressedienst seiner Fraktion 
am 20. Juni 1977 die Vorstellungen der 
F.D.P. zur Zivilverteidigung präzisiert: " Bei 
den längst überfalligen Beratungen der 
Bundesregierung werden sowohl neue 
wahrscheinlichere Bedrohungs- und Kri­
senlagen der aDer Jahre als auch die in 
Zukunft weiterhin angespannte Haushalts­
situation und die Erfordernisse der Ge­
samtverteidigung zu berücksichtigen sein. 
Die Regierung sollte die notwendigen Kon­
sequenzen aus den Erfahrungen der Sturm­
fluten in der norddeutschen Küstenebene 
und der Waldbrandkatastrophe in Nieder­
sachsen ziehen und die Weichen für ein 



einheitliches, auf allen Entscheidungsebe­
nen in Bund und Ländern abgestimmtes 
Krisenmanagement für Frieden und Krieg 
stellen. Es wird vor allem darauf ankom­
men, durch Verwaltungsvereinfachung, 
Ausnutzen aller Beorderungsmöglichkeiten, 
Straffung und Rationalisierung eine größt­
mögliche Kosteneffizienz zu erreichen, 
um auf allen Ebenen die notwendigen 
Kernmannschaften und Personalreserven 
verfügbar zu haben. 

Der NATO-Gipfel vom 10. Mai 1977 in Lon­
don hat festgestellt, daß die politische 
und militärische Rolle der Kernwaffen 
durch die Parität bei den strategischen 
Waffen reduziert wird und konventionelle 
Bedrohungs- und Krisenlagen in Zukunft 
wahrscheinlicher sind. Dies bedeutet, daß 
im bisher vernachlässigten Schutzraumbau 
energisch nach Wegen gesuc ht werden 
muß, wie der Bevölkerung ein Mindest­
schutz vor allem für den Fall eines mit 
konventionellen Waffen geführten Krieges 
gewährt werden kann. Ziel sollte es sein, 
ein Minimalkonzept zu entwickeln, mit 
dem eine Breitenwirkung erreichbar ist. 
Mindestens für jeden zweiten Bürger muß 
eine Schutzmöglichkeit bestehen. 

Doch das allein genügt nicht. Wir Freien 
Demokraten fordern darüber hinaus die 

Jürgen W. Möllemann (F. D. P.) 

Bundesregierung erneut auf, ein zusam­
menhängendes Konzept der Gesamtvertei­
digung vorzulegen. Es soll folgendes bein­
halten : 

- einheitliches Krisenmanagement im Frie­
den und im Einsatz (einschließlic h Kata­
strophenschutz im Frieden); 

- bessere Nutzung der Quellen des Landes 
zur Unterstützung der militärischen Vertei­
digung; 

- besserer SChutz der Bevölkerung durch 
vorbereitete Pläne für Krisen, im Span­
nungsfall und Einsatz; 

- einheitliches Konzept gegen subversive 
Tätigkeit und gegen verdeckten Kampf 
(Schutz von wichtigen Versorgungs- und 
Energiezentren); 

- Heranziehen von mehr f reiwilligen Kräften 
für den Zivilschutz. 

Wir sind sicher, daß die gute Kooperation 
zwischen den Ministern Maihofer und Le­
ber dazu beitragen wird , daß diese auch 
von früheren Regierungen vernachlässigte 
Aufgabe endlich befriedigend gelöst wird . 
Die F.D.P. wird jede benötigte Unterstüt­
zung geben." 

CDU-"Schwerpunktprogramm 
zur Gesamtverteidigung" 

Eine Woche später, am 28. Juni 1977, legte 
der Vorsitzende der Kommission " Gesamt­
verteidigung" der CDU/ CSU-Bundestags­
fraktion , Paul Gerlach (Obernau), das 
" Schwerpunktprogramm zur Gesamtvertei­
digung" vor. 

Das Programm hat folgenden Wortlaut: 

Aufgrund der veränderten Rahmenbedin­
gungen und wegen der ungeheueren An­
strengungen der Staaten des Warschauer 
Paktes für die Zivilverteidigung sowie in­
folge der konventionellen Unausgewogen­
heit kann von einem Gleichgewicht der 
Kräfte kaum mehr gesprochen werden. 

Da " Initiative und Überraschung für den 
Warschauer Pakt herausragende militäri­
sche Bedeutung haben", ist die Beseiti-

Paul Gerlach (C DU/ CSU ) 

gung des vorhandenen und stärker wer­
denden psychologischen, materiellen und 
personellen Mißverhältnisses zwischen 
der militäriSChen und der zivilen Verteidi­
gung unbedingte Notwendigkeit. 

Aus der Tatsache der vollen Einbindung 
der Bundeswehr in die NATO und deren 
Gesamtstrategie ergeben sich für die Zivil­
verteidigung in unserem Lande besondere 
Konsequenzen. Nur durch ein in sich ge­
schlossenes Konzept " Gesamtverteidigung" 
ist optimaler Schutz für unser Land und 
seine Bevölkerung zu sichern. Daher ist 
eine enge Verzahnung bei klarer Aufga­
benbestimmung zwischen den Organisatio­
nen der Zivilverteidigung und den Heimat­
schutzkommandos des Territorial heeres 
unerläßlich. Das Territorialheer muß seinem 
Doppelauftrag entsprechend ausgestattet 
und strukturiert sein. 

Aktive Sicherheitspolitik ist nicht entspan­
nungsfeindlich ; sie dient der Friedenssiche­
rung. Ein bewußter Selbstverteidigungswil­
len ist ZeicheCl eines gefestigten Selbstbe­
wußtseins. Er macht unser Land weniger 
erpreßbar. Diese Zielvorstellung muß in 
ihrer politischen Bedeutung den Bürgern 
deutlich gemacht werden. 

SChwerpunkte eines Gesamtverteidigungs­
konzeptes sind u. a.: 

1. Institutionalisierte Zusammenarbeit 
von ZV und MV auf der Ebene der Execu­
tive und der Legislative. 

2. Erhöhung des Einsatzwertes der Einhei­
ten und Einrichtungen der allgemeinen 
Gefahrenabwehr, des Zivil- und Katastro­
phenschutzes und des Rettungswesens 
durch Vereinheitlichung und Modernisie­
rung der Führung, der Organisation, der 
Ausstattung und der Ausbildung sowie 
durch Bereitstellung angemessener Fern­
meldeverbindungen. 

3. Kostensparende Verstärkung der Ret­
tungskraft des Katastrophenschutzes auf 
der Kreisebene durch vorbehaltlose Ein­
gliederung der Einheiten und Einrichtun­
gen des erweiterten Katastrophenschutzes 
in die örtliche Gefahrenabwehr. 

4. Verbesserung der medizinischen Not­
fallversorgung im Sinne der Rettungskette 
durch 

- wirksame Breitenausbildung der Bevölke­
rung über Sofortmaßnahmen am Notfallort 
und erste Hilfe 

- beschleunigten Aufbau eines lückenlosen 
boden- und luftgestützten Rettungswesens 

- obligatorische Ausbildungs- und Fortbil­
dungsmaßnahmen für Ärzte und medizini­
sches Fach- und Pftegepersonal. 

5. Sicherung der allgemeinen Versorgung 
der Bevölkerung im Krisen- und Span­
nungsfall durch vorbereitende Bewirtschaf­
tungsmaßnahmen, insbesondere durch 
Erfassung und verbrauchernahe Bereitstel­
lung von Dienstleistungen und Gütern. 

6. Vorratshaltung zur materiellen Hilfelei­
stung durch den Bund für begrenzte über­
regionale Notstände im In- und Ausland. 

7. Verstärkte, schon in der Schule begin­
nende Aufklärung der Bevölkerung über 
die sie bedrohenden Individual- und Ge­
meingefahren im Frieden, Spannungs-
und Verteidigungsfall und Unterrichtung 
über die Pflichten, die sie im Ernstfall zu 
übernehmen hat. 

8. Nachhaltige Unterstützung der Anstren­
gungen der humanitären und karitativen 
Organisationen zur Unterweisung der Be­
völkerung im Selbstschutz und in der akti­
ven Nächstenhilfe. 

9. Zusammenfassung der Rechtsvorschrif­
ten des Bundes über die Zivilverteidigung 
in einem Gesetz. Dabei ist auch über die 
Wiedereinführung einer gesetzlichen Ver­
pflichtung zum Selbstschutz und Schutz­
bau sowie zu Leistungen von Diensten im 
Zivilschutz zu entSCheiden. 

10. Aufhebung der Suspendierung und 
Schaffung einer mOdifizierten Schutzbau­
pflicht. 
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11 . Ergänzung der Sicherstellungsgesetze 
des Bundes durch ein Gesetz zur Sicher­
steIlung ärztlicher und gesundheitsdienstli­
cher Leistungen. Alle noch fel'\lenden Aus­
führungsvorschriften zu den SichersteI­
lungsgesetzen sind alsbald zu erlassen. 

12. Vereinheitlichung der Gesetze des 
Bundes und der Länder fUr den Katastro­
phenschutz und das Rettungswesen. Bun­
desgesetze über den Beruf des Rettungs­
sanitäters und über die Beförderung von 
Personen in Krankenkraftwagen müssen 
geschaffen werden." 

Das Konzept 
der Bundesregierung 

Am 6. Juli 1977 beriet das Bundeskabinett 
die von Bundesinnenminister Maihafer 
vorgelegten Vorschläge zur Verbesserung 
der zivilen Verteidigung. Prof. Dr. Maihofer 
erklärte am gleichen Tage: "Kernpunkt 
der vom Kabinett gebilligten Vorschläge 
ist der schon aus grundsätzlichen humani­
tären Erwägungen gebotene Grundschutz 
der Zivilbevölkerung für alle denkbaren 
Gefahren- und Krisenlagen, angefangen 
von Naturkatastrophen wie der Waldbrand­
katastrophe in Niedersachsen, der Flutkata­
strophe in Hamburg bis zu den Gefahrenla­
gen im VerteidigungsfalL Eine Überbeto­
nung der atomaren Kriegsbilder und der 
zur Abwehr dieser Gefahren erforderlichen 
MIlliardensummen haben in der Vergan­
genheit zu einer Verdrängung anderer 
wahrscheinlicherer Bedrohungslagen un­
terhalb der Atomschwelle geführt. 

Nach einer jahrelangen rückläufigen Haus­
haltsentwicklung (von 1962 bis 1969 gingen 
die Ansätze für die Zivile Verteidigung 
von 786 auf 432 Mlo. DM zurück) konnte 
dieser Trend 1969 angehalten und fUr 1977 
ein Plafond im Bereich der Zivilen Verteidi­
gung von insgesamt 552 Mio. DM erreicht 
werden. Haushaltssteigerungen kamen 
fast ausschließlich dem Zivil- und Katastro­
phenschutz zugute. Infolge der allgemeinen 
Haushaltsentwicklung konnten nicht alle 
Vorhaben gleichmäßig gefördert werden; 
Investitionsinte nsive Schutz raum projekte 
und Notbevorratungen an Lebensmitteln 
mußten gestreckt und teilweise zurückge­
stellt werden. 

Daraus folgt eine Konzentration der Kabi­
nettsentscheidungen auf die Bereiche 
mit dem größten Nachholbedarf mit 
schwerpunktmäßiger Beseitigung von 
Hauptmängeln : 

Neuordnung des Katastrophenschutzes 

Die Neuordnung des Katastrophenschutzes 
wird Organisationsformen und Verwal­
tungsabläufe straffen und vereinfachen. 
Kerneinheiten von insgesamt 150000 Hel­
fern werden nach dem Kaderprinzip im 
Bedarfsfall in 24 Stunden auf die volle 
Mannschaftsstärke gebracht. Beorde­
rungsmöglichkeiten nach dem Bundeslei­
stungsgesetz werden voll ausgeschöpft. 
In Auswertung der Erfahrungen der Wald­
brandkatastrophe in Niedersachsen erhält 
der bisher ausschließlich auf der Kreisstufe 
aufgebaute Katastrophenschutz eine über-
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örtliche Komponente. Auf der Grundlage 
dieser Modellvorstellung werden jetzt mit 
den Ländern, den Kommunen und Hilfsor­
ganisationen Verhandlungen über die De­
tails dieser Neuordnung geführt. 

Warndie nst und Ausb ildung 

Eine Projektgruppe meines Hauses erarbei­
tet Vorschläge, wie das vor 20 Jahren ent­
wickelte drahtgebundene Warnsystem 
neue Bedrohungslagen und neue techni­
sche Entwicklungen berücksichtigen kann. 
Möglichkeiten des Rundfunks sollen stärker 
genutzt, eine weitere Beschleunigung des 
Warnverfahrens und SChnellinformation 
der Bevölkerung erreicht werden. Ein wich­
tiger Schwerpunkt ist die Ausbildung so­
wohl des Leitungs- und Führungspersonals 
als auch der Fachdienstführer und -helfer. 

Schut2raumbau 

Von 1950 bis 1976 wurden mit ca. 662 
Mio. DM Bundesmitteln 1 853930 Schutz­
plätze neu geschaffen. Hinzu kommen 
weitere privatfinanzierte Schutzräume 
mit Millionen von Schutzmöglichkeiten 
aufgrund der vorhandenen Bausubstanz. 
Es bestehen Schutzmöglichkeiten und 
Schutzplätze für insgesamt 10 % der Be­
völkerung. 

Ein Staatssekretärausschuß unter Vorsitz 
des Bundesministers des Innern wird in 
der Schutzraumbaufrage die technischen 
und finanziellen Alternativen untersuchen 
und auf der Grundlage des in meinem 
Haus bereits erarbeiteten Materials Vor­
schläge vorlegen. die in die Haushaltsbera­
tungen mit eingebracht werden. 

Zlvl lverteldlgu ngsreserve 
an lebensmitteln 

Für Bedrohungs- und Krisenlagen ist eine 
Sicherheitsreserve an lebensmitteln erfor­
derlich, die die Versorgung der Bevölke­
rung in Ballungsgebieten gewährleisten 
soll . Lösungsmöglichkeiten für eine Zivil­
verteidigungsreserve, die in ihrem Bestand 
von saisonalen Schwankungen unabhängig 
ist, werden in einem Staatssekretäraus­
schuß vorbereitet. 

Alle diese Maßnahmen bleiben wirkungslos, 
wenn der Zivilverteidigungsgedanke nicht 
breit in unserer Bevölkerung verankert 
wird. Gerade in letzter Zeit gibt es wieder 
Anzeichen für ein wachsendes Interesse 
an Informationen und für die Bereitschaft, 
selbst Vorsorge für Katastrophenfälle zu 
treffen. Durch die Förderungsmaßnahmen 
im Bereich Ausbildung und Information 
wird der Zivilverteidigungsgedanke gestärkt 
werden." 

Prof. Dr. Maihofer vor der 
Bundespressekonferenz 

Zu den wesentlichen Punkten der Vor­
schläge nahm Bundesinnenminister Maiho­
fer im Anschluß an die Kabinettssitzung 
vor der Bundespressekonferenz in Bonn 
- ebenfalls am 6. Juli 1977 - Stellung: 

" Das Kabinett hat in seiner heutigen Sit­
zung über Fragen der Zivilverteidigung 
beraten. Es hat Vorschläge des Bundesmi­
nisters des Innern grundsätzlich gebilligt, 

die darauf abzielen, den sogenannten er­
weiterten Katastrophenschutz rationeller 
zu organisieren. Die Vorhaben werden 
für diese Legislaturperiode schwerpunkt­
mäßig auf Bereiche mit größtem Nachhol­
bedarf konzentriert. Das Schwergewicht 
des heute verabschiedeten Vorschlagspa­
ketes, dessen Durchführung nun im einzel­
nen mit Ländern und Verbänden erörtert 
wird, liegt bei der Rationalisierung der 
Verwaltung und der Vereinfachung der 
Finanzierung des erweiterten Katastro­
phenschutzes. bei dem Bund, Länder und 
freiwillige Hilfsorganisationen zusammen­
wirken. Es sollen dabei nicht nur Doppel­
zuständigkeiten angebaut, Doppelarbeiten 
vermieden werden, sondern auch Folge­
rungen aus den Erfahrungen gezogen 
werden, die wir bei Großkatastrophen wie 
der letzten Waldbrandkatastrophe in Nie­
dersachsen, aber auch der Flutkatastrophe 
in Hamburg gemacht haben, sei es im 
Bereich der Führungskonzeption, der Spe­
zialgeräteausstattung oder der Ausbil­
dungskonzeption. Ein Staatssekretäraus­
schuß wird sich mit den Sonderfragen 
des Schutzraumbaues und der Lebensmit­
telbevorratung bis zu der anstehenden 
Beratung des Haushalts 1978 im Herbst 
dieses Jahres beschäftigen, die hierfür 
vorliegenden Materialien und Alternativen 
untersuchen und Vorschläge zur Realisie­
rung der Konzepte in diesem Bereich ma­
chen. Ich glaube, daß wir mit diesem heuti­
gen Grundsatzbeschluß und entsprechen­
dem Verhandlungsauftrag einen wichtigen 
Schritt in Richtung auf eine realistischere, 
rationellere und effektivere Organisation 
des Katastrophenschutzes gemacht 
haben .. . 

Ich will nur an einigen Beispielen vielleicht 
anschaulich machen, worum es geht. Sie 
wissen ja, daß der sogenannte erweiterte 
Katastrophenschutz jenen Bereich des 
Katastrophenschutzes bezeichnet, der 
für den Spannungs- und Verteidigungsfall 
vorgehalten wird, also nicht friedensmäßi­
ger Katastrophenschutz heißt, der nahezu 
ausschließliche Zuständigkeit der Länder 
ist mit Ausnahme etwa solcher Einrichtun­
gen, die wir einvernehmlich mit den Län­
dern geschaffen haben wie den bundeswei­
ten Luftrettungsdienst. der in engem Zu­
sammenwirken von Bund, Ländern und 
Gemeinden entscheidend durch Bereitstel­
lung etwa einer Hubschrauberorganisation 
durch den Bundesgrenzschutz geschaffen 
worden ist. In diesem erweiterten Katastro­
phenschutz, in dem es ja nicht nur um 
Bereitstellung von Bundeseinrichtungen 
mit Bundesmitteln geht. sondern um ein 
Zusammenwirken von Bund, Ländern und 
Gemeinden und darüber hinaus ein Zu­
sammenwirken mit jenen freiwilligen Hilfs­
organisationen vom Roten Kreuz über 
die Malteser bis hin zu den Feuerwehren, 
ist natürlich eine Organisation erforderlich, 
die eine Koordinierung all dieser Aktivitäten 
gewährleistet. Zielvorgabe zunächst etwa 
im Bereich dieses erweiterten Katastro­
phenschutzes nun rein personell war, daß 
etwa 600 000 Helfer für diesen Fall ausge­
bildet und bereitgehalten werden. Schon 
in der Zeit vor 1969 ist man weit unter 
der Verwirklichung dieser Ptanziele geblie-



ben. Wir haben bisher eine Helferorganisa­
Uon im erweiterten Katastrophenschutz 
mit einem Personal bestand von etwa 
135000. Wollten wir auf die früheren Plan­
ziele kommen, dann müßten wir z. B. in 
jedem der kommenden Haushaltsjahre 
allein hierfür zusätzlich 237 Millionen in 
jedem Etatjahr ansetzen. Das sind natürlich 
völlig irreale Konzepte, die unter keinen 
Vorzeichen haushaltsmäßig zu verwirkli­
chen sind. Hier gilt es, zunächst also nun 
ein realistisches Verhältn is von Anforde­
rungen hier und Möglichkeiten dort herzu­
stellen, etwa eine Helferorganisation von 
etwa 135000 bis 150000 sich vorzuneh­
men, die man dann aber auch wirk lich 
ausstatten und ausbilden kann, und nicht 
wie jetzt Planziele, denen man seit Jahren 
nachhängt, denen man mit keinen haus­
haltsmäßigen Anstrengungen in den näch­
sten zehn, zwanzig Jahren überhaupt ge­
recht werden kann. Das ist so ein Punkt, 
wo größerer Realismus erforderlich ist. 

Ich möchte einen anderen beispielhaft 
umschreiben, was ich meine mit rationeller 
und nicht nur realistischerer Organisation 
dieses Katastrophenschutzes. Heute ist 
das so, daß die Spezialgeräteausstattung 
auch der Feuerwehren, die auch Teil dieses 
erweiterten Katastrophenschutzes sind, 
durch den Bund erfolgt, daß die gesamte 
Anschaffung also eines solchen Spezial­
fahrzeuges nach der Typenvorgabe des 
Bundes zentral durch uns in alle Länder 
hinein erfolgt. Das hat die Folge. daß wir 
zwar Typenreinheit erreichen, was die 
Bundesanschaffungen anlangt, aber kei­
nesfalls was nun die örtlichen Gegebenhei­
ten anlangt, und natürlich dadurch nun 
irgendeinen Typus zwar anschaffen, 
... für den aber weder die Ersatzteilbevor­
ratung im örtlichen Bereich abgestimmt 
ist noch eben Typenreinheit vor Ort garan­
tiert. Das ist nur ein Beispiel dafür. Das 
kann man nach unserer Überzeugung 
sehr viel effektiver und rationeller organi­
sieren, wenn man die Beträge mit klarer 
Auftragsvorgabe unmittelbar an die Länder 
gibt und denen nun überläßt, in ihrem 
Bereich dann nach dem jeweiligen Fahr­
zeugtypus diese Spezialgeräteausstattun­
gen dann so zu beschaffen, wie das den 
örtlichen Gegebenheiten entspricht. 

So gibt es eine Fülle von Punkten. Wir 
haben immerhin jetzt ungefähr 20 Jahre 
Erfahrungen in Zivilverteidigung und Kata­
strophenschutz, wo man wirklich zu einem 
Neuüberdenken, einem Durch-Überlegen 
der bisher eingespielten Organisationen 
und Finanzierung kommen muß und wo 
wir der Meinung sind - und wir haben 
dafür eine Fülle von Vorschlägen auf den 
Tisch gelegt - , daß wir in Absprache mit 
den Ländern und den Hilfsorganisationen 
am Ende zu besseren Lösungen kommen 
können mit dem gleichen Geld und zu 
Lösungen, die genauso mindestens im 
berechtigten Interesse auch der Länder 
und der Hilfsorganisationen liegen wie 
dem unseren. Darum geht es, daß wir glau­
ben, daß hier eine grundsätzl iche Neuüber­
legung erforderlich ist. 

Um ein letztes Beispiel anzuführen. Der 
Warndienst ist eine der größten Errungen­
schaften gewesen der Zivilverteidigung 

überhaupt, mit einem außerordentlichen 
Aufwand von über 80 Millionen jährlich. 
Hier wird ein Netz an Standleitungen be­
reitgehalten, das jährlich ungefähr allein 
30 Millionen fixe Kosten macht, von Lei­
tungen, die zu keinem anderen Zweck 
genutzt werden als für die Zwecke dieses 
Warnsystems. 

Heute gibt es aber in vielen anderen Staa­
ten inzwischen weit fortgeschrittene Lö­
sungen ganz anderer Art mit Rundfunknet­
zen und gleichzeitigen lokalen und reg io­
nalen Warn netzen und anderen modernen 
Techniken, die wesentlich kostengünstiger 
sind als das, was wir in einem ganz frühen 
Stande unserer Zivilverteidigung hier uns 
vorgenommen hatten. Auch hier lassen 
sich am Ende sicher einige zehn Mill ionen 
ersparen, und wir haben am Ende mögli­
cherweise dann eher eine effektivere Orga­
nisation und auf jeden Fall eine rationel­
lere. überall nur Beispiele dafür, was hier 
gemeint ist mit realistischer, rationeller 
und effektiver Organisation des Katastro­
phenschutzes. Wir haben uns deshalb 
nicht im Detail überall fixiert, weil all dies 
nun auch ein Grundsatzbeschluß und Ver­
handlungsauftrag sein soll , der die Gesprä­
che mit den Ländern eröffnen soll, ohne 
die im erweiterten Katastrophenschutz 
in unserem kooperativen Föderalismus 
natürlich nichts bewegt werden kann. Und 
deshalb ist es immer gut, wenn der Bund 
hier nicht mit endgültigen Vorstellungen 
kommt, aber mit klaren Aussagen, was 
er hier will , ohne daß er sich schon festlegt, 
daß dies und nicht anders so gehen kann. 
Das sind wir einfach dem Verhältnis zu 
den Ländern, glaube ich, auch diesen 
schuldig, daß wir hier jetzt mit großem 
Nachdruck für die Verwirkli ch ung dieser 
Vorschläge in Gespräche mit den Ländern 
eintreten ... 

Was den Schutzraumbau anlangt, habe 
ich ja ausdrücklich gesagt, daß die dafür 
vorbereiteten Materialien, die ins Gespräch 
gebrachten Alternat iven, etwa öffentlicher 
oder privater Schutzraumbau -, daß die 
in ihrer teChnischen und finanziellen 
Machbarkeit noch bis zum Beginn der 
Haushaltsberatungen in einem Staatssekre­
tärausschuß sorgfältig untersucht werden, 
so daß wir dann noch in die Haushaltsbera­
tungen 1978 hier definitive Konzepte ein­
bringen können. Meine Vorstellung etwa 
beim Schutzraumbau ist auf jeden Fall 
klar beim öffentlichen die, daß wir über 
die ja vorhandenen Schutzraumbaumittel 
im Haushalt von 22 Millionen, die auch 
in der Mittelfristigen Finanzplanung gesi­
chert sind, etwa zu einer Aufstockung 
noch von weiteren acht Millionen auf 
30 Millionen insgesamt kommen. Auch 
dies läßt sich aus den vorhandenen Haus­
haltsansätzen durch Umschichtung gewin­
nen, um für den öffentlichen Schutzraum­
bau mittelfristig hier die entsprechenden 
Schutzraumbauma8nahmen zu sichern. 
Was den privaten Schutzraumbau anlangt, 
ist dies eine Sache sehr grundsätzlicher 
Erörterungen. Sie wissen ja, daß es früher 
schon ein Schutzbaugesetz gegeben hat, 
in dem eine Schutzbaupflicht vorgesehen 
war, das aber mit dem gleichen Tage, in 
dem das Gesetz in Kraft trat, suspendiert 

worden ist, daß andererseits um uns herum 
die Länder, die einen sehr hohen Anteil 
an SChutzraumplätzen für ihre Bevölkerung 
garantieren - bis zu 75 % und darüber 
hinaus - fast überall , ob Sie Schweden 
sehen oder die Schweiz, Schutzraumbau­
pflicht haben. Ob dies bei uns am Ende 
vorgeschlagen wird. hängt nun ganz von 
der Untersuchung auch all der anderen 
Alternat iven ab. Hier kann man mit indirek­
ten Methoden, Steuererleichterungen, 
Absch reibungsmögl ichkeiten, auf vielfältige 
Weise Anreize schaffen. Hier kann man 
natürlich auch durch staatliche Subventio­
nen, wie das auch einige tun, wenigstens 
von Teilbeträgen, gewisse Anreize geben. 
Was wir am Ende hier für ein Konzept 
vorschlagen werden für den privaten 
Schutzraumbau, das wird eben von diesen 
sorgfältigen Erörterungen, die ressortüber­
greifend geführt werden, in den nächsten 
Monaten abhängen." 

Die drei im Bundestag vertretenen Parteien 
nahmen zu dem Rahmenprogramm der 
Bundesregierung zur zivilen Verteid igung 
unmittelbar Stellung. 

Dr. Wllhelm Nöbel (SPD) 

SPD: Ausreichend Raum 
für einen breiten 
Meinungsbildungsprozeß 

Der SPO-Bundestagsabgeordnete Or. WII­
helm Nöbel erklärte in einer ersten Stellung­
nahme gegenüber dem ZS-MAGAZIN: 

" Die SPD begrüßt die Vorstellungen der 
Bundesregierung zur Verbesserung der 
zivilen Verteidigung. Das Programm zielt 
auf eine normale Weiterentwicklung vor­
handener, rein defensiver Konzeptionen 
im Sinne einer Anpassung an künftige 
Krisen- und Bedrohungslagen aller Art 
ab. Es unterstreicht den humanitären Cha­
rakter der Zivilverteidigung in der Bundes­
republ ik Deutschland und ist geeignet, 
mehr Freiheit von Angst und Not zu ge­
währleisten. Damit stellt es einen wirkungs­
vollen Beitrag zur Erhöhung der Lebens­
qualität in unserem Land dar. 

Oie Rat ional isierungsvorhaben im Katastro­
phenschutz werden dem Hilfeleistungssy­
stem eine konsolidierte, an den Bedürfnis-
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sen orlenllerte Basis verschaffen und seine 
Strukturen vereinfachen. Sie rufen Ermuti­
gung bei den vielen Hunderttausenden 
von freiwilligen Helfern hervor, die sich 
unmittelbarer und intensiver als bisher 
mit ihrer humanitären Aufgabe identifizie­
ren können, Dadurch wird ihre aus solidari­
schem Pflicht- und Verantwortungsbewußt­
sein erwachsene Hilfsbereitschaft gestärkt. 

Ihr Vorbild mObilisiert zugleich die Energie 
und den Abwehrwillen der gesamten Be­
völkerung, sich jeglicher Bedrohung unse­
rer freiheitlichen Lebensweise zu widerset­
zen. Dieser Wille schließt die Einsicht in 
die Notwendigkeit verschiedener Vorsor­
gemaßnahmen ein. u. a. des Schutzraum­
baues. Der vom Bundeskabinett eingesetzte 
Staatssekretärausschuß wird aUe hiermit 
zusammenhängenden Fragen sorgfältig 
pruten. Dabei geht es, ohne den Beratun­
gen vorzugreifen, nicht zuletzt darum, 
daß Schutz nicht Vorrecht einiger weniger 
1St. 

Die SPD unterstützt die Bundesregierung 
darin, die schwierigen Probleme der Zivil­
verteidigung ohne Hast einer von allen 
politischen Kraften mitgetragenen Lösung 
zuzufuhren. Die Polemik der Opposition 
ist unredlich und der Sache nur abtraglieh. 

Begrußt wird insbesondere auch, daß die 
Bundesregierung ihr Konzept als Rahmen­
programm gestaltet hat, das ausreichend 
Raum läßt tur einen breiten demokrati­
schen Meinungsbildungsprozeß. Jeder 
Beteiligte ist zur Mitwirkung aufgerufen." 

F.D.P.: Zivilverteidigung muß 
selbstverständliches Gebot 
werden 

Fur die F.D.P-Bundestagsfraktion erklarte 
der sicherheitspolitische Sprecher Jürgen 
W. Möllemann: 

"Wirksam und ständig eingeübte Zivilver­
teidigung bedeutet nach Auffassung der 
F.D_P keineswegs die Absicht, eine Kriegs­
führungsstralegie entwiCkeln zu wollen. 
Im Gegenteil : Allem aus grundsätzlichen 
humanitären Gründen gehört es zu den 
Aufgaben eines Staates - auch unseres 
Staales - , einen Mindestgrundschutz für 
Jeden Burger zu garantieren. 

Zur Abschreckung gehört auch der Uberle­
benswille der Bevölkerung, der sich im 
Kern in Maßnahmen des Schutzraumbaus. 
Sicherstellung lebenswichtiger Versorgung, 
Rettung und Hilfe durch wirksamen Kata­
strophenschutz ausdruckt. Ein gut funktio­
nierendes System der Zivilverteidigung 
ist Voraussetzung dafur, daß der Bürger 
in Uniform seinen militärischen Auftrag 
erfullen kann. 

Zivilverteidigung muß daneben die 
Aufrechterhaltung der Aegierungsfunktio­
nen in allen Krisen- und Bedrohungslagen 
und die notwendige zivile Unterstutzung 
der Truppe garantieren. Zivilverteidigung 
muß selbstverständliches Gebot fü r jede 
Verwaltung, jedes Wirtschaftsunternehmen, 
jeden Bürger werden. 

Einuben von Grundverhalten im Katastro­
phenfall , in Kursen und Übungen zeigt 
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Entschlossenheit. Krisen und aUe Arten 
von Katastrophen wirklich zu meistern 
und verhindert auch dadurch Eskalationen 
von Krisen in einen Krieg 

Die F.D.P. beg rußt. daß die Opposition 
sich diesen schon mehrfach vorgetragenen 
Forderungen in der Sache durch ihr 
Schwerpunktprogramm angeschlossen 
hat. Sie lehnt es aber ab, daß die CDU 
aus parteipolitischem Kalkul ihre Vor­
schläge in einer Weise vortragt , die Panik 
erzeugen und damit vitalen Interessen 
der Bevölkerung schweren Schaden zufü­
gen kann. SchadIIch fur die Zivilverteidi­
gung ist auch das widersprüchliche Verhal­
len der Opposition, die auf der einen Seite 
materielle Verbesserungen in der Zivilver­
teidigung fordert, andererseits aber den 
Haushalt (des Innenministeriums) ablehnt. 

Die F.D.P. ist sicher, daß sie in zukünftigen 
Beratungen zur Zivilverteidigung zu ge­
meinsamen Ergebnissen mit dem Koali­
tionspartner gelangt. Sie sagt der Bundes­
regierung ihre Unterstutzung bel der Ver­
besserung der Zivilverteidigung zu. Sie 
ist der Auffassung, daß die schwierigen 
Probleme der Zivilverteidigung nur von 
allen politisch tragenden Kräften in unse­
rem Lande gemeinsam gelöst werden 
konnen 

Alle staatlichen Anstrengungen können 
nur dann erfolgreich sein, wenn es gelingt, 
die EinSicht des Burgers in die Notwendig­
keit der eigenen Vorsorge und seiner Ver­
antwortung in kritischen Situationen fur 
die Gesellschaft zu wecken. ,. 

CDU: Dieses Minimal­
programm sorgfältig prüfen 

Der VorSitzende der " KommiSSion Gesamt­
verteidigung" der CDU/CSU-Bundestags­
fraktion , Paul Gerlach (Obernau), übermit­
telte dem ZS-MAGAZIN eine erste Stellung­
nahme : 

" Gemessen an den vom Bundeslnnenmini-

ster geweckten Erwartungen wird das 
heute in seinen Schwerpunkten vorgelegte 
Zivilschutzkonzept den notwendigen Er­
kenntnissen und Anforderungen nicht 
gerecht. 

Statt - wie angekundigt - ein ,neues Kon­
zept' vorzulegen, beschrankt man sich 
auf ,SchwefliJunkte', die wortreich den 
Eindruck vermitteln sollen, als würde die 
Bundesregierung alles zum Schutz der 
Bevolkerung Notwendige tun. 

Das Programm aber ist in sich unschlussig. 
Es läßt keine klare, unmißverständliche 
Linie erkennen und es hebt die angedeu­
tete Wirkung der herausgestellten Schwer­
punkte durch verklausulierte Suspensions­
formeln von vornherem Wieder auf. 

Die Bundesregierung hat die Chane nicht 
genutzt, notwendige Konsequenzen aus 
den veranderten verteidigungspoliUschen 
Rahmenbedingungen zu ziehen. Der Ein­
druck täuscht wohl nicht, wenn wir feststel­
len, daß viele richtige Einsichten dem stra­
tegischen Denken der Herren Brand! und 
Pawelczik geopfert worden sind. 

Entsprechend der Ankündigung unserer 
Fraktion wird dIe CDU/ CSU dennoch selbst 
dieses Minimalprogramm der Bundesregie­
rung sorgfältig daraufhin prüfen, ob es 
im Einklang mit dem von uns vorgelegten 
,Gesamtverteidigungskonzept' im Interesse 
der Sache optimalisiert werden kann. 

Wir gehen davon aus, daß die Bundesregie­
rung dem Verteidigungs- und dem Innen­
ausschuß alle erganzenden und erläutern­
den Materialien vorlegen wird. 

Aktive Sicherheitspolitik ist nicht entspan­
nungsfeindlich; sie dient der Friedenssiche­
rung. Ein bewußter Selbstverteidigungswille 
ist ein Zeichen des gefestigten Selbstbe­
wußtselns eines Staates 

Wir sind der festen Überzeugung, daß 
auch die Bevölkerung Maßnahmen im 
Bereich der Zivilverteidigung genauso 
wie wir bewertet - vorausgesetzt, man 
schenkt ihr ,reinen Wein ' ein." 

STELLENAUSSCHREIBUNG 

Beim Bundesverband fur den Selbstschutz, bundesunmittelbare Körperschaft des Öffentli­
chen Rechts, Koln, ist zum 1. 1. 1978 die Stelle eines 

Redakte urs 

zu besetzen. 
DerVerband gibt im Auftrage des Bundesministeriums des Innern die monatlich erscheinende 
FaChzeitschrift "ZS-Magazin" mit einer Auflage von rund 90 000 Exemplaren heraus. Für die 
Mitarbeit in der Redaktion wird ein Journalist gesucht, der aktuelle Berichte aus dem Bereich 
des Zivil- und Katastrophenschutzes schreiben sowie grundsatzliche Themen recherchieren 
und lebendig darstellen kann. Hochschulbildung ist erwunscht, aber nicht Bedingung. Fach­
kenntnisse werden vermittelt 
Geboten wird eine Vergutung bis Vergutungsgruppe 1I a BAT. 
Bei Vorliegen der Voraussetzungen werden Trennungsgeld und Umzugskostenvergütung 
nach den gesetzlichen Bestimmungen gewährt: der Bundesverband fur den SelbstschutZ ist 
bei der Wohnraumbeschaffung behilflich. 
Bewerbungen mit ausgefülltem Personalbogen, handgeschriebenem Lebenslauf, Lichtbild 
aus neuester Zeit , beglaubigten Zeugnisabschriften, Ausbildungs- und Tätigkeitsnachweisen 
sind bis zum 30. September 1977 zu richten an den 

Bundesverband für den Selbstschutz 
- BundeshauptsteIle -

5000 Köln 41 - Eupener Straße 74 

Personal bogen wird auf schriftliche Anforderung ubersandt. 



Regierungsdirektor Horst Eisei , Bundesministerium des Innern 

Der Katastrophenschutz auf dem Weg in die 80er Jahre 
Die Eckdaten des Rahmenprogramms der Bundesregierung 

Am 9. Juli 1977 hatte das Gesetz über 
die Erweiterung des Katastrophep­
schutzes seinen 9. Geburtstag. Die 
Bundesregierung gratul ierte schon 
drei Tage vorher: Als Geschenk über­
reichte sie das soeben beschlossene 
Programm für die zivile Verteidigung . 

Das Präsent ist respektabel , jedoch 
nicht spektakulär. Es versteht sich 
als normale Aufmerksamkeit, die 
der Staat dem Katastrophenschutz 
schuldet, und dies nicht nur zum 
9. Jubiläumstag. 

Die öffentliche Hand hat die ständige 
Aufgabe, darauf zu achten, daß die 
Gemeinschaftseinrichtungen auf der 
Höhe der Zeit sind. Das gilt auch 
und gerade für die Vorsorgemaßnah­
men, die Schutz und Sicherheit der 
Bürger gewährleisten sollen . 

1. Anpassung -
nicht totale Veränderung 

Nach sorgfältiger Analyse und Bilanz 
hielt die Bundesregierung jetzt den 
Zeitpunkt für gekommen, den Kata­
strophenschutz den Erfordernissen 
der 80er Jahre anzupassen. 

Es geht dabei um die Weiterentwick­
lung vorhandener und zum Teil be­
währter Strukturen , nicht um einen 
Akt totaler Veränderung . Dazu be­
steht kein Anlaß ; denn der Grundge­
danke des bisherigen Systems ist 
nach wie vor aktuell und richtig. Es 
gibt keine akzeptable Alternative zur 
Konzeption einer im Frieden wie im 
Verteid igungsfall einheitlichen Le­
benssischerung . Der umfassende 
Verbund der humanitären Hilfe ent­
spricht geradezu einem Urbedürfnis 
des Menschen , in Notzeiten freiwillig 
zusammenzustehen , um gemeinsam 
Gefahren und Schäden zu be­
kämpfen . 

2. Mängelerscheinungen und 
ihre bisherige Bekämpfung 

Die Begeisterung fü r die Ausgangs­
idee der Institution darf nicht hinweg­
täuschen über die Krisensymptome, 
die zunehmend virulenter werden: 
nicht erreichte personelle Zielvorga­
ben , Defizite auf dem Ausrüstungs­
sektor, Überadministrierung, Ent­
fremdung der Helfer von ihrer Auf­
gabe und als angebliches Hauptpro­
blem die unzureichende Finanzaus­
stattung. 

Die bi sherigen therapeutischen Ver­
suche konzentrierten sich weitgehend 
auf die Behandlung der äußeren 
M ängele rsche in u ngen . 

So wurde beispielsweise das Ausga­
benvolumen von 1969 bis 1977 um 
rd . 80 % gesteigert und die Zahl der 
Verwaltungsvorschriften , Richtlinien 
und Erlasse erheblich reduziert. 

Dennoch blieben die erhofften Ver­
besserungen im wesentlichen aus. 
Der Katastrophenschutz erwies sich 
als " Faß ohne Boden", als " Milliar­
dending", das kaum eine Chance 
hatte, den Haushaltsausschuß des 
Deutschen Bundestages ohne ein­
schneidende Kürzungen zu passieren . 

Auch in seinem Bedarf an Administra­
tion zeigte sich das Hilfeleistungssy­
stem als " Vielfraß". Der Verzicht auf 
verwaltungsmäßige Reglementierung 
führte vielfach nicht zu der erwarte­
ten Entlastung, sondern hinterließ 
nicht selten Unsicherheit bei der 
prakt ischen Anwendung des kompli­
zierten Instrumentes, die wiederum 
den Ruf nach neuen Bestimmungen 
auslöste. 

3. Erforschung der Mängel­
ursachen als Grundlage 
einer zukunftsorientierten 
Problemlösung 

Der Bund hat daraus Konsequenzen 
gezog en und für die Erweiterung 
des Katastrophenschutzes, die seiner 
Verantwortung obliegt, eine kritische 
Untersuchung der Gründe solcher 
Schwachstellen vorgenommen . Sie 
liegen , wie sich ergab, zu einem be­
trächlichen Teil in der Art der Kon ­
zeption. 

Diese stellt sich als perfektionistisch 
durchkonstruiertes Modell mit einer 
verwirrenden Fülle von EinzeIelemen­
ten und Begriffen dar. Es dominiert 
das Systematische gegenüber dem 
Pragmatischen , das Formale gegen­
über dem Inhaltli chen. Quasi schola­
stische Züge sind spürbar, auch hin­
sichtlich der Methode, die als deduk­
tiv bezeichnet werden kann . 

Eine feste Relation zwischen der 
Gesamtstärke des Katastrophen­
schutzes und der Bevölkerungszahl 
(1 :100) wird als Maßstab für alle wei­
teren EntSCheidungen zugrunde ge­
legt, ohne zunächst die konkreten 
V-Fall-spezifischen Bedürfnisse zu 

ermitteln und rechtzeitig eine detail­
lierte mittel- und langfristige Hoch­
rechnung über die Finanzierbarkeit 
zu erstellen . 

Helfen darf, um ein anderes neuralgi­
sches Problemfeld anzusprechen, 
auch nicht in einem Grad institutiona­
lisiert werden , daß die altruistischen 
Antriebskräfte, daß Spontaneität und 
Improvisation eingeengt werden . 

Der Katastrophenschutz gehört zwar 
zum klassischen Verwaltungsbereich 
der öffentlichen Sicherheit und Ord­
nung, läßt sich aber - jedenfalls so 
wie er in der Bundesrepublik 
Deutschland organisiert ist - nur 
teilweise mit den traditionellen be­
hördlichen Mitteln administrieren. 
Der freiwillige Helfer will keine starre 
Rolle in einem unüberschaubaren 
Organismus spielen . Fü r ihn ist das 
Hilfeleistungssystem in erster Linie 
eine personale Veleinigung von Men­
schen , die sich aus humanitärer Ge­
sinnung dem Dienst am Nächsten 
verschrieben haben. Eine volle Identi­
fizierung mit dieser Aufgabe setzt 
voraus, daß das Rettungsinstrument 
transparent und damit beherrsch bar 
ist. Auch die Kräfte in den Oienststel­
len aller Ebenen fordern zu Recht 
eine Vereinfachung der durch das 
KatSG geschaffenen Strukturen, um 
den Katastrophenschutz sachgerech­
ter verwalten zu können. 

4 . Die Eckdaten 
des neuen Modells 

Anhand dieser Erkenntnisse und der 
Erfahrungen anläßlich der Naturkata­
strophen der letzten Jahre hat der 
Bundesminister des Innern Verbesse­
rungsvorschläge entwickelt, die vom 
Bundeskabinett gebilligt worden sind . 
Die im Vergleich zum bisherigen 
Denkansatz veränderte Betrach­
tungsweise zeigt sich bereits bei der 
Fixierung der Grundlagen des neuen 
Modells. 
Ausgangs- und Orientierungspunkt 
sollen künftig nicht deduktiv ermit­
telte Stärkedaten sein , sondern die 
V-Fall-spezifischen oder ähnlich gear­
teten , vom Bund abzudeckenden 
Rettungsbedürfnisse, die induktiv 
aus den möglichen Bedrohungslagen 
der 80er Jahre abgeleitet werden. 
Nach ihnen richten sich alle Folge­
maßnahmen, u. a. die personellen 
Bedarfszahlen. 
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Bei der Erschließung der Bedürfnisse 
sind neben den Kriegsbildern die 
neuartigen Typen von Gefährdungs­
und Krisensituationen zu berücksich­
tigen , deren Auftreten viel wahr­
scheinlicher ist als der Ausbruch 
eines militärischen Konfliktes: Ver­
sorgungskrisen , internationaler Terro­
rismus mit Sabotageakten, Großunfäl­
len in unserer hochstöranfälligen 
Ind ustrielandschaft. 
Die Festlegung von Einzelheiten in 
den verschiedenen Fachdiensten 
bleibt den Gesprächen mit den Län­
dern, kommunalen Spitzenverbänden 
und Hilfsorganisationen vorbehalten . 
Maximalforderungen können aller­
dings nicht verwirklicht werden . Der 
Bundeshaushalt wird auch in den 
nächsten Jahren angespannt sein , 
so daß es unrealistisch wäre, sich 
wieder tur eine Lösung mit finanziel­
len Folgen in Milliardenhöhe zu ent­
scheiden. Eine Chance hat nur eine 
Konzeption, d ie sich im Rahmen der 
mittelfristigen Finanzplanung hält. 
Nicht allein der Katalog der Bedürf­
nisse, die der Bund zu befriedigen 
hat, sondern auch das Rettungsin­
strument selbst soll mehr als bisher 
in seinen Grundelamenten V-Fall­
spezifisch sein . Dies entspricht der 
grundgesetzlichen Aufgabenvertei­
lung zwischen Bund und Ländern 
und erweist sich zudem als Rationali­
sierung. 
• Es ist vorgesehen , statt der ständi­
gen Vorhaltung des gesamten Helfer­
potentials teilweise nur Kerneinheiten 
(Kaderkräfte) aufzustellen, die erst 
im Spannungs- oder Verteidigungsfall 
zur vollen Mannschaftsstärke aufge­
füllt werden. Die hierfür benötigten 
Helfer entstammen einer schon im 

Frieden auszubildenden Personal­
reserve. 
• Für den Ausrüstungssektor gilt 
verstärkt der Richtsatz: " Beschaffung 
von Ausstattung soweit nötig , Beor­
derung soweit möglich ". 
• Eine höhere Ausnutzung der Ret­
tungskraft von kostenaufwendigem 
Schwer- und Spezialgerät wird da­
durch erreicht, daß Bergungsräum­
und Instandsetzungsbereitschaften 
einen regionalen Rettungsauftrag 
erhalten . Dies ist zugleich ein Beitrag 
zur Abdeckung des Bedarfs an über­
örtlichen Hilfeleistungsressourcen. 
Nicht angetastet, sondern besonders 
bekräftigt wird in dem Programm 
die Regelung des KatSG, daß das 
für den Verteid igungsfall geschaffene 
Potential auch zur Abwehr von Kata­
strophen- und Unglücksfällen im 
Frieden zur Verfügung steht. 
Die Neuordnung zielt zum andern 
auf eine Vereinfachung der Verwal­
tungsstrukturen ab - im Interesse 
der freiwilligen Helfer, deren humani­
täres Engagement nicht durch ein 
Übermaß an Bürokratisierung einge­
engt werden darf und zur Entlastung 
der Katastrophenschutzbehörden 
und Organisationen von der vielfach 
kritisierten " Papierflut ". 
• Die Bundesauftragsverwaltung 
soll von allen sachl ich nicht gebote­
nen Eingriffen befreit werden , damit 
es nicht zu effizienzmindernden Rei­
bungsverlusten kommt und eine volle 
Integration der Bundesleistungen 
in das örtliche Netz erfotgen kann. 

• Flankierend dazu ist eine Vereinfa­
chung des Finanzierungs- und Ab­
rechnungsverfahrens durch Umstel­
lung auf pauschalierte Ausgabenzu­
weisungen geplant, die in Form von 

STELLENAUSSCHREIBUNG 

Zuwendungen an die Träger der Ein­
heiten und Einrichtungen weiterge­
geben werden. 
• Die künftige dezentrale Beschaf­
fung der Ausrüstung durch Kommu­
nen und Hilfsorganisationen wird 
Einheitlichkeit der Ausstattung auf 
örtlicher Ebene bewirken. 
• Das Technische Hilfswerk, bisher 
aufgespalten in einen organisations­
eigenen und einen der Bundesauf­
tragsverwaltung zugeordneten Teil 
soll in bundeseigene Verwaltung 
überführt werden , ohne dadurch die 
enge Verbindung zur Kreisstufe auf­
geben zu müssen . 

5. Demokratische Meinungs­
bildung statt einseitiger 
Anordnung 

Dies sind die wichtigsten Eckdaten 
des Konzeptes, das von der Bundes­
regierung ausdrücklich als Rahmen­
programm gestaltet worden ist. So 
bleibt ausreichend Raum für einen 
breiten demokratischen Meinungsbil­
dungsprozeß, an dem alle interessier­
ten und tangierten Stellen - Länder, 
Kommunen und Hilfsorganisationen -
beteiligt werden sollen. Nicht einsei­
tige Anordnung von oben beherrscht 
also das Vorbereitungsstadium der 
Neuordnung des Katastrophenschut­
zes, sondern partnerschaftliehe Zu­
sammenarbeit, bei der das überzeu­
gendere Argument und die bessere 
Einsicht den Ausschlag geben. 

Am Ende der Abstimmungsperiode 
wird ein Referentengesetzentwurf 
stehen, in dem die vielen Anregun­
gen , Ideen und Meinungen zu einem 
einheitlichen Ganzen verschmolzen 
sind. 

Im Dienstbereich des BUNDESAMTES FÜR ZIVILSCHUTZ in Bonn-Bad Godesberg ist bei der 

KATASTROPHENSCHUTZSCHULE DES BUNDES 
in Bad Neuenahr-Ahrweiler 

die Planstelle des LEHRERS FÜ R DAS ZUSAM MENWIRKEN DER FACHDIENSTE 
SOWIE FÜHRUNG UND EINSATZ DES KATASTROPHENSCHUTZES 

Anfang Oktober 1977 neu zu besetzen. 
Gesucht wird ein Beamter des höheren Dienstes oder ein entsprechender Angestellter mit abgeschlossener wissenschaftlicher 
Hochschulausbildung, technischem Verständnis, Erfahrung auf dem Gebiet der Menschenführung sowie mit gutem Organisa­
tionstalent. Versetzungsbereitschaft im Dienstbereich des Bundesamtes für Zivilschutz muß gegeben sein. 
Die Tätigkeit umfaßt das Vorbereiten und Durchführung der Lehrgänge, insbesondere die damit verbundene Lehrtätigkei t auf 
dem gesamten Gebiet des Führungswissens und der Stabsarbeit, darüber hinaus die Mitarbeit an Ausbitdungsunterlagen. 
Die Bezahlung richtet sich nach Besoldungsgruppe A 14 BBesO (oder vergleichbar BAT). 
Bewerber, nicht älter ats 45 Jahre, mit praktischen Erfahrungen als Führer im Katastrophenschutz oder als ehemaliger Offizier 
der Bundeswehr oder des Bundesgrenzschutzes sowie Angehörige des höheren Dienstes der Landespolizei oder der Feuer­
wehr werden bevorzugt. 
Bewerbungen mit Lebenslauf, tabellarischer Übersicht über den Ausbildungs- und beruflichen Werdegang , Zeugnisabschrif­
ten (Fotokopien) und Lichtbitd werden bis zum 30. September 1977 unter Angabe der Kennzaht 363 erbeten an das 

BUNDESAMT FÜR ZIVILSCHUTZ 
Postfach 850 

5300 BONN-BAD GODESBERG 1 
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Ministerialrat Dr . Ewald Andrews , Bundesministerium des Innern 

Auswirkungen der Neuordnung 
des Katastrophenschutzes auf die Ausbildung 
Verbund zwischen theoretischer und praktischer Ausbildung mit dem Ziel einer Steigerung 
des Leistungsniveaus 

1. Anpassung des Lernbedarfs 
an das umstrukturierte 
Aufgabenprofil des KatS 

Aus der angestrebten Neuordnung 
des KatS ergeben sich auch für das 
Ausbildungswesen nicht unerhebliche 
Konsequenzen . Es ist beabsichtigt, 
den Bundesbeitrag für die einzelnen 
Fachdienste des einheitlichen KatS 
aufgrund einer Bedarfsanalyse inhalt­
lich, organisatorisch und verfahrens­
mäßig künftig nach anderen Kriterien 
als bisher zu strukturieren, und zwar 
unter Berücksichtigung der durch 
die mittelfristige Finanzplanung ge­
setzten Daten. 

An dieser Zielvorstellung muß sich 
daher auch der Lernbedarf ausrichten. 
Das erfordert neben der Aktualisierung 
des Lernbedarfs auch eine Überprü­
"fung und Umformulierung der Lernzie­
le, die in einem umfassenden Ausbil­
dungssystem neu geordnet und ver­
knüpft werden müssen . Hieraus erge­
ben sich wiederum unterrichts- und 
schulorganisatorische Folgerungen. 

2. Gegenwärtiger Zustand 

Das derzeitige Schulwesen im KatS 
ist letztlich auf die Ausbildungskon­
zeption des LSHD zurückzuführen, 
das in seiner organisatorischen und 
inhaltlichen Grundstruktur auch durch 
das Gesetz über die Erweiterung des 
Katastrophenschutzes vom 9. Juli 1968 
nicht durchgreifend verändert worden 
Ist. In der Vergangenheit wurde ledig­
lich versucht, die Lehrinhalte durch 
einen empirischen Anpassungsprozeß 
in dem vorgegebenen organisatori­
schen Rahmen entsprechend den 
jeweiligen Bedürfnissen fortzuschrei­
ben. 

Nach wie vor wird in jedem Land je­
doch eine Ausbildungsstätte des KatS 
unterhalten und vom Bund finanziert. 
Diese Schulen (KSL) unterscheiden 
sich ganz erheblich voneinander in 
bezug auf 

- die funktionsgerechte Gestaltung 
der Ausbildungsstätten , 

- den Umfang und die Zusammenset­
zung des Lehrkörpers, 

- die Qualifikation des Lehrpersonals, 

- die Unterrichtsorganisation und 

- den Helfereinzugsbereich, 

Die Lehrgangsplanung der KSLn be­
darf zwar der Zustimmung des Bun­
desamtes für Zivilschutz. Die Art und 
Weise der Umsetzung des Jahresar­
beitsprogramms bleiben jedoch weit­
gehend den Landesschulen überlas­
sen. Ein institutionalisierter Koordinie­
rungsmechanismus zum Zwecke der 
inhaltlichen und didaktischen Abstim­
mung des zu vermittelnden Wissens­
stoffs existiert nicht. Der Bundesrech­
nungshof hat unter Hinweis auf Wirt­
schaftlichkeitsgesichtspunkte mehr­
fach erhebliche Bedenken gegen die 
Vorhaltung von 10 KSLn geäußert. 

Hinzu kommt, daß die zur Vertiefung 
des theoretischen Wissens wichtige 
Komponente der praktischen Ausbil­
dung, insbesondere durch Übungen 
auf regionaler sowie auf Länder- und 
Bundesebene, nur in Ansätzen vor­
handen ist und sehr unterschiedlich 
gehandhabt wird. 

3 . Empirische Erkenntnisse 

Die Diskussion über die Erfahrungen, 
die aus den Großschadensereignissen 
der letzten Jahre (Waldbrand in Nie­
dersachsen 1975, Sturmflut im nord­
deutschen Küstenbereich und Bruch 
des Elbe-Seiten-Kanals 1976) gewon­
nen wurden , hat wesentliche Impulse 
in bezug auf eine Reform des KatS 
generell und des Ausbildungswesens 
im besonderen ausgelöst. 

Der sehr umfassende und in erfreuli­
cher Offenheit alle Mängel und Lücken 
aufzeigende Erfahrungsbericht des 
Landes Niedersachsen über die Wald­
brandkatastrophe im Regierungsbezirk 
Lüneburg im August 1975 führt zur 
theoretischen und praktischen Ausbil­
dung folgendes aus: 

" Lehrgänge: 

Für die Führungskräfte und Stabsmit­
glieder im Katastrophenschutz besteht 
schon seit vielen Jahren die Möglich­
keit, sich durch Teilnahme an Lehr­
gängen der Akademie für zivile Vertei­
digung, des Bundesamtes für Zivil-

schutz, der Feuerwehrschulen und 
der Katastrophenschutzschu len für 
ihre besonderen Aufgaben aus- und 
fortbilden zu lassen. Hiervon wurde 
jedoch im allgemeinen nur wenig Ge­
brauch gemacht. Auch nach der 
Waldbrandkatastrophe ist ein verstärk­
tes Interesse an diesen Ausbildungs­
veranstaltungen leider noch nicht 
erkennbar geworden . 

Die Hauptverwaltungsbeamten werden 
die ihnen als Leiter ihres Katastro­
phenschutzstabes obliegenden Aufga­
ben nur dann überzeugend erfüllen 
können, wenn sie auch selbst an dafür 
vorgesehenen Lehrveranstaltungen 
teilnehmen." 

"Übungen : 

Stabsrahmenübungen auf Kreis-, Be­
zirks-, Landes- und Bundesebene 
sollten vorrangig das Zusammenwir­
ken von Einheiten des Katastrophen­
schutzes, der Polizei, der Bundeswehr 
und des Bundesgrenzschutzes zum 
Übungsziel haben. , , dabei (sollen) 
vor allem der Hauptverwaltungsbeamte 
mit seinem Stab und die Einsatzlei­
tung gefordert werden ." 

Nach diesen Erfahrungen erscheint 
es notwendig , die Ausbildung vor al­
lem auf die Leitungs- und Führungs­
kräfte zu konzentrieren . Die Bereit­
schaft dieser Zielgruppen , sich ausbil­
den zu lassen, hängt allerdings ent­
scheidend davon ab, ob es gelingt, 
das Lehrangebot optimal auf diesen 
Personen kreis zuzuschneiden . Wegen 
der in der Regel starken beruflichen 
Belastung ist eine intensivere Beteili­
gung dieser Zielgruppen nur dann 
zu erwarten, wenn die Ausbildungs­
maßnahmen in kurze Zeitabschnitte 
gegliedert und praxisnah angelegt 
sind , den aktuellen Wissens- und Er­
kenntnisstand vermitteln und sich 
außerdem durch mitarbeitsintensive 
Lehrmethoden auszeichnen. 

4. Umsetzung des Bedarfs 
an theoretischer Ausbildung 

Die angestrebte Beseitigung der Män­
gel und Lücken im Ausbildungssystem 
und die Notwendigkeit der Anpassung 
an die neuen Bedürfnisstrukturen 
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des KatS lassen es geboten erschei­
nen, die theoretische Ausbildung 
grundlegend zu überdenken. In die 
Überlegungen sind sowoh l die Lern­
ziele als auch die Unterrichts- und 
Schulorganisation einzubeziehen . 

4,1 Lernzielsystem 
Die Motivation der Helfer zu freiwilli­
gem Engagement im KatS wird maß­
geblich gefördert durch ein bedarfs­
orientiertes und transparentes System 
von miteinander verknüpften und ver­
ständlich definierten Lernzielen . Ein 
solches in Form einer Lernzielpyra­
mide geordnetes System verdeutlicht 
auf einen Blick 

- die Ableitung der im Unterricht zu 
vermittelnden Lernziele von den Ober­
zielen und dem Gesamtlernziel , 

- den Standort eines Lernziels im 
Ausbildungssystem und 

- die Bezüge der einzelnen Lernziele 
zueinander. 

Diese Systematisierung bedeutet auch 
fur den Ausbilder bzw. Ausbildungs­
verantwortlichen eine wesentliche 
Hilfe. Sie ermöglicht eine gen aue in­
haiti ehe Bestimmung der Lernziele, 
erleichtert deren bedarfsgerechte Ak­
tualisierung und Abgrenzung gegen­
uber anderen Lernzielen und deckt 
außerdem Überschneidungen sowie 
Lucken im Lehrprogramm auf. 

In dieser Weise geordnete Zielstruktu­
ren werden von einer Arbeitsgruppe 
des BMI zur Zeit allgemein für die 
V-Fall-spezifische KatS-Ausbildung 
und speziell für jeden Ausbi ldungs­
lehrgang konzipiert. 

4,2 Unterrichtsorganisation 
Der Unterricht war bisher weitgehend 
in Lehrgruppen mit einem Leiter, den 
Lehrkräften und den (Hilfs-)Ausbildern 
organisiert, die jeweils die Auszubil­
denden eines Fachdienstes zu be­
treuen hatten . Dies führte Je nach 
der Ausbildungsfrequenz in den ein­
zelnen Fachdiensten zu sehr unter­
schiedlichen Arbeitsbelastungen bei 
den Lehrgruppen. Außerdem besteht 
bei diesem System die Gefahr, daß 
die Lehrgruppen sich voneinander 
abkapseln und eigene Vorstellungen 
hinsichtlich der inhaltlichen Gestal­
tung und didaktischen Präsentation 
des Lehrstoffs entwickeln . 
Die dadurch bedingte Ungleichgewich­
tigkeit und Unausgewogenheit im 
Lehrangebot einer Schule sollte, wie 
dies zum Teil schon geschehen ist, 
überwunden werden , indem für alle 
Ausbildungseinrichtungen einheitlich 
das Fachlehrersystem elOgefuhr! wird , 
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das das Lehrpersonal in einem Lehr­
körper zusammenfaßt. Dies schafft 
die Möglichkeit, Lehrer und Ausbilder 
fachdienstübergreifend einzusetzen 
und führt nicht nur zu einer gleichmä­
ßigeren Auslastung des Personals, 
sondern stellt darüber hinaus auch 
sicher, daß die Ausbildungsinhalte, 
soweit sie in mehreren Fachdiensten 
identisch sind, harmonisiert werden. 

Die Umstellung der Unterrichtsorgani­
sation macht eine Überprüfung der 
Stellenbeschreibungen und die Festle­
gung neuer Anforderungsprofile für 
die Lehrkräfte notwendig. Sie kann 
daher nicht kurzfr istig verwirklicht 
werden. 

4,3 Schulorgan isation 
Durch die Neuordnung des KatS 
kommt der Ausbildung ein ho her Stel­
lenwert zu . Das ergibt sich u. a. schon 
daraus, daß künftig in beträchtlichem 
Umfang Personalreserven aufgestellt 
werden sollen , die im Frieden vor al­
lem uber das Ausbildungssystem an 
den KatS gebunden werden können . 
Dadurch wächst dem Ausbildungssy­
stem eine zusätzliche wichtige Auf­
gabe zu. 

Hieraus folgt , daß die Im Rahmen der 
mittelfristigen Finanzplanung für Aus­
bildungszwecke zur Verfügung ste­
henden Mittel so wirtschaftlich und 
rationell wie möglich eingesetzt wer­
den müssen , um ein Höchstmaß an 
Effizienz zu erreichen . Dazu erscheint 
eine Reform der Schulorganisation 
notwendig , die sich die Reduzierung 
der Anzahl der KatS-Schulen der Län­
der auf etwa die Hälfte des gegenwär­
tigen Bestandes zum Ziel setzt. Nur 
auf diesem Wege können sich Ausbil­
dungsstätten entwickeln, dIe in 
Niveau, Kapazität und Einzugsbereich 
vergleichbar sind und damit auf dem 
Gebiete der KatS-Ausbildung im be­
sten Sinne wettbewerbsfähig werden. 
Das liegt im Interesse aller für den 
KatS Verantwort lichen, vor allem aber 
werden dadurch die Belange der aus­
zubildenden Helfer gefördert. Die jah­
relangen Bemühungen um eine Zu­
sammenlegung der KatS-Schulen im 
südwest- und im norddeutschen Raum 
sind allerdings bisher ohne Ergebnis 
geblieben. Die Notwendigkeit der 
Schaffung leistungsstarker und wirt­
schaftlicher Ausbildungseinrichtungen 
ist nunmehr jedoch 1m Hinblick auf 
die Neuordnung des KatS noch dring­
licher geworden. 

Es liegt auf der Hand, daß auch dieses 
Problem nur mittelfristig zu lösen ist. 
Eine Zusammenlegung würde nämlich 
mit Personalumsetzungen. ggl. auch 

-freisetzungen, verbunden sem, die 
sich im Interesse der Betroffenen in 
möglichst engen Grenzen bewegen 
sollten. Andererseits erscheint es auf 
die Dauer gesehen nicht vertretbar, 
daß der finanziell insgesamt notlei­
dende KatS einen Bereich aufweist, 
in dem insbesondere auch nach Auf­
fassung des Bundesrechnungshofs 
die Mittel des Bundes nicht mit der 

I gebotenen Wirtschaftlichkeit verwen­
det werden . 

5_ Umsetzung des Bedarfs 
an praktischer Ausbildung 

Die Investitionen in die theoretische 
Ausbildung können sich für den KatS 
erst dann in einer wesentlichen Effi­
zienzsteigerung niederschlagen , wenn 
die organisatorische und personelle 
Möglichkeit geschaffen wird , das theo­
retische WIssen in Form von Übungen 
auch praktisch anzuwenden . 

Aus der Sicht des Bundes sind vor 
allem solche Übungen notwendig, 
in denen die Befähigung zur 

- Leitung von Großeinsätzen , 

- Führung von Verbänden , insbeson-
dere auch untersch iedlicher Fach­
dienste, 

- Koordinierung verschiedener Aufga­
ben und Aufgabenträger und 

- Bewältigung organisatorischer Pro­
bleme des Einsatzes, insbesondere 
der Integration fremder Hilfskräfte, 
der Einrichtung von Kommunikations­
netzen und der Kooperation im logisti­
schen Bereich , 

gefördert wird . 

Übungen dieser Art auf Kreis-, Be­
zirks- , Landes- und Bundesebene 
können nur durchgeführt werden, 
wenn geeignetes Personal vorhanden 
ist, das die Veranstaltungen konzipiert, 
vorbereitet und leitet. Qualifizierte 
und praxiserfahrene Experten stehen 
dem KatS hierfür jedoch auch an den 
KatS-Schulen nicht zur Verfügung . 

Unter diesen Umständen sollte ernst­
haft erwogen werden , das vorhandene 
Ausbildungssystem des KatS um die 
Komponente eines Instruments für 
die praktische Ausbildung zu ergän­
zen , denn erst dadurch kann schließ­
lich das angestrebte Ziel einer Steige­
rung des Leistungsniveaus erreicht 
werden. 

Ein solcher Verbund zwischen theore­
tischer und praktischer Ausbildung 
setzt ein Team von qualifizierten , pra­
xiserfahrenen Experten voraus, das 
die Aufgabe hat, auf den verschiede-



nen Verwaltungsebenen Übungen 
auszurichten und darin vor allem den 
Funktionsträgern der Leitung und 
Führung Gelegenheit zu geben , ihr 
theoretisches Wissen zu aktivieren 
sowie Erfahrungen bei der Umsetzung 
dieses Wissens in praktisches Handeln 
zu erwerben . 

Ein Ausbildungsinstrument dieser 
Art böte zudem eine Reihe weiterer 
Vorteile : 

- Es eröffnete die Möglichke it , die 
jeweiligen speziellen Bedürfnisse der 
verschiedenen Verwaltungsebenen 
festzustellen und klar zu definieren . 
Auf diese Weise könnten die KatS­
Schulen ihre theoretische Ausbildung 
stets den Anforderungen der Praxis 
anpassen . 

- Darüber hinaus wäre durch das 
Übungsteam eine laufende Unterrich­
tung des Bundes über den Leistungs­
stand des KatS in den Land kreisen 
und kreisfreien Städten gewährleistet. 

- Gleichzeitig könnte damit kontinuier­
lich auf eine zweckentsprechende 
Verwendung der BundesmiUel hinge­
wirkt werden . 

- Schließlich würde hierdurch generell 
eine positive Beeinflussung der Kata­
strophenschutzvorkehrungen auf der 
Kreisstufe im Sinne einer Rationalisie­
rung, Harmonisierung und Leistungs­
steigerung zu erwarten sein . 

Ein solches Ausbildungsinstrument 
wäre organisatorisch an die Katastro­
phenschutzschule des Bundes anzu­
gliedern. Diese Möglichkeit ist nach 
§ 6 KatSG gegeben. 

Gegen die Schaffung eines Instru­
ments für die praktische Ausbildung 
wird gelegentlich vorgebracht, daß 
Bundeswehr und Bundesgrenzschutz 
von ihrer AufgabensteIlung her über 
das für den Einsatz großer Verbände 
erforderliche praxisorientierte Füh­
rungs- , Koordinierungs- , Koopera­
tions- und Organisationswissen verfü­
gen , so daß deren Schulungskräfte 
ohne weiteres auch diese Aufgabe 
für den KatS mit übernehmen könnten. 
Dem steht jedoch entgegen, daß sich 
die spezifischen Einsatzbedürfnisse 
der Katastrophenbekämpfung wesent­
lich von den militärischen und polizei­
lichen unterscheiden und daher die 
Entwicklung eigener Einsatzprinzipien 
erfordern. Diese Schwierigkeiten 
könnten möglicherweise überwunden 
werden . 

Darüber hinaus erscheint es aber un­
verzichtbar, daß bei Übertragung 
der praktischen Ausbildung des KatS 
auf Schulungskräfte der Bundeswehr 
oder des BGS diese bere its im Frieden 
dauernd und mit ihrer vollen Arbeits-

kraft dem KatS zur Verfügung stehen 
müßten. Das ergibt sich aus der be­
schriebenen AufgabensteIlung . Eine 
derart weitreichende Überlassung 
von Personal in Friedenszeiten ist 
jedoch weder der Bundeswehr noch 
dem BGS möglich. 

Es gibt daher nur die Alternative, im 
KatS selbst ein Instrument für die 
praktische Ausbildung vorzuhalten , 
das aus einem interdisziplinär zusam­
mengesetzten Expertenteam von quali­
fizierten Praktikern besteht, die in 
der Lage sind , 

- Übungen auf den verschiedenen 
Verwaltungsebenen zu konzipieren, 
vorzubereiten und durchzuführen , 

- aktuelles Sachwissen der wichtig­
sten Fachdienstbereiche und 

- Kenntnisse im Bereich der Führung, 
Koordinierung , Organisation und 
Kommunikation praxisbezogen zu 
vermitteln . 

6. Motivationsförderung 
durch Ausbildung 

Durch eine solche Ausbildungsgruppe 
wäre der Bund nicht nur in die Lage 
versetzt , im Wege eines permanenten 
Transfers von theoretischem und prak­
tischem Wissen die Qualität der per­
sonellen Komponente des KatS lau­
fend zu verbessern . Er würde hier­
durch gleichzeitig auch die Motivation 
der Angehörigen des KatS stärken, 

indem er ihnen in wirklichkeitsnahen 
Übungen von hohem Niveau die Mög­
lichkeit böte, ihr Leistungsvermögen 
zu erproben und sich durch prakt i­
sches Handeln mit ihren Aufgaben 
stärker zu identifizieren. Schließlich 
würde der Bund auf diese Weise auch 
in der Ausbildungsgruppe einen Wis­
sens- und Erfahrungsschatz ansam­
meln können, der im Ernstfall von 
größtem Nutzen wäre. 

Nur wenn durch ein effizientes System 
der theoretischen und praktischen 
Ausbildung ständig Impulse auf den 
KatS einwirken , kann auf Dauer eine 
erhebliche Verbesserung des Lei­
stungsstandes des im KatS mitwirken­
den Personals erwartet werden. Un­
zweifelhaft ist qualifiziertes Personal 
auch eher in der Lage, im Ernstfall 
die Probleme, die sich aus den vor­
handenen Ausrüstungsdefiziten erge­
ben, zu bewältigen. 

Die zunehmende Anspannung der 
Haushaltslage hat in den letzten Jah­
ren im KatS zu einer Entwicklung ge­
führt, die dadurch gekennzeichnet 
ist, daß die Meinungsunterschiede 
zwischen Bund, Ländern , Kommunen 
und Hilfsorganisationen über die rich­
tige Verteilung der knappen Bundes­
mittel desintegrierende Tendenzen 
im KatS auszulösen beginnen. Um 
so wichtiger ist es, daß der Bund 
durch ein leistungsfähiges Ausbil­
dungssystem eine alle Beteiligten um­
fassende, integrationsfördernde 
Klammer schafft. 

STELLENAUSSCHREIBUNG 

Der Arbeiter-Samariter-Bund (ASB) verwirkl icht humanitäre Hilfe in Form von am­
bulanten sozialen Diensten , im Rettungswesen , in der Ersten-Hilfe-Ausbildung, Im 
Katastrophenschutz und in der offenen und geschlossenen Fürsorge. 

Für den weiteren Ausbau der sozialen Dienste und für die fachliche Gesamtleitung 
sucht der Ortsverband Köln des Arbeiter-Samariter-Bundes einen 

GES,CHÄFTSFOHRER 

Erforderli ch ist eine entsprechende Ausbildung auf kaufmännisch/organisatori­
schem oder auf sozialem Gebiet. 

Erfahrungen in der Leitung und im Aufbau von sozialen Diensten sind erwünscht. 
Die Vergütung erfolgt nach BAT. 

Bewerbungen mit den üblichen Unterlagen sind an den Arbeiter-Samariter-Bu nd 
Köln , Sülzburgstraße 146, 5000 Köln 41 , zu richten . 
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Jochen von Arnim I Fotos: Kurt Hilberath und Johann Schwepfinger jr. 
1000 THW-Helfer in Saarlouis 

Ein Festival der Leistung 
THW-Bundeswettkampf um den hartumkämpften Pokal des Bundesinnenministers 

Saarlouis, eine wunder­
schöne Stadt ... so könnte 
man als Besucher das be­
kannte Lied von Lippe-Det­
mold abwandeln, denn in 
der Tat, diese Kreisstadt 
hat eigenen Reiz und 
Charme. Ihren Namen ver­
dankt die 40000 Einwohner 
zählende Stadt der Lage 
an einer Saarschleife und 
dem Gründer, dem französi­
schen König Ludwig XIV., 
der hier 1680 eine bedeu­
tende Festung bauen ließ. 

1000 THW-Helfer 
zu Gast 

Am 11 . Juni befand sich 
Saarlouis gewissermaßen 
fest in der Hand des THW, 
das am Ufer der Saar seinen 
Bundeswettkampf austrug 
und zugleich eine umfas­
sende Leistu ngsschau ver­
anstaltete. Rund 1000 
THW-Helfer waren aus dem 
ganzen Bundesgebiet und 
West-Berlin nach Saarlouis 
gekommen, um als Wett­
kämpfer, im Rahmen der 
Leistungsschau oder viel­
leicht nur als Zuschauer 
an dem THW-Festival teil­
zunehmen . 

Nach mehrtägigen Vorberei­
tungen , wie zum Beispiel 
Aufbau der zahlreichen 
Zelte und Herrichten des 
Wettkampfplatzes am Ufer 
der Saar, vertief der Wett­
kampftag programmgemäß. 
Hatten noch an den Vorta­
gen heftiger Wind Fahnen 
und Spruchbänder " Helfen 
können ist besser" durch 
die Luft gewirbelt und Re­
genschauer die Stimmung 
mit fallender Tendenz be­
einftußt, so bot der große 
Tag des THW ein farbenfro­
hes Bild bei strahlendem 
Sonnenschein . Blaue Fahr­
zeuge, THW-Helfer in blauer 
Dienstbekleidung, blau­
weiße Fahnen, blauer Him­
mel - mehr war wirklich 
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Eine der Wettkampfaufgaben: 
Radwechsel - schnell und 
richtig. 

Brückenbaumaterial wird ab­
geladen und an der Baustelle 
gestapelt. 

Auch das Auflegen der Gleitschulzketten will gelernt sein; vor 
allem, wenn man unter Zeitdruck ste ht. 

Helfer beim Bau der gewichtigen O-Brücke. 

nicht zu verlangen , denn 
Blau-Weiß sind die Farben 
des THW. 

Thema: 
Katastrophenhilfe 

Pünktlich um 9 Uhr be-
grüßte der Direktor des 
THW und Vize präsident 
des Bundesamtes für Zivil­
schutz, Dipl.-Ing . Zielinski, 
die Wettkampfteilnehmer, 
während das THW-Musik­
korps aus Hermeskeil , der 
Stolz des Landesverbandes 
Rheinland-Pfalz, für den 
flotten musikalischen Auf-
takt sorgte. Dann begann 
der 4. Bundeswettkampf, 
oder genauer gesagt: der 
Leistungsvergleich der 
Bundesanstalt Technisches 
Hilfswerk auf Bundesebene. 

Die AufgabensteIlung ent­
sprach dem THW als Katastro­
phenschutzorganisation : 
Katastrophenhilfe durch 
Bergung von Personen und 
Sachen unter Einsatz von 
Land- und Wasserfahrzeu­
gen. 

Die Wettkampfgruppen aus 
den elf THW-Landesverbän­
den mit rund 620 Orts- und 
Bezirksverbänden bestan­
den jeweils aus fünf Helfern 
und einem Ortsbeauftragten 
als Betreuer. 

Die Aufgaben 

Im einzelnen mußten fol ­
gende Aufgaben erfüllt wer­
den : Ausrüsten eines Mehr­
zweckbootes (komplett mit 
Außenbordmotor), Du(ch­
führen einer Bergungsauf­
gabe zu Wasser, verbunden 
mit genau vorgeschriebenen 
Wendemanövern , Anlegen 
und Abrüsten des Bootes. 
Hierbei kam es, wie auch 
bei der zweiten Aufgabe, 
auf fachliches Können , auf 
Zeit, auf Führung und Ord-



nung und nicht zuletzt auf 
die Beachtung der Unfall­
verhütungsbestimmungen 
an. Das heißt also, richtige 
Kommandos und exaktes 
Hantieren waren genau so 
wichtig wie das Anlegen 
der Rettungsweste oder 
deren richtiger Sitz. 

Der zweite Teil des Wett­
kampfes umfaßte Kraftfahr­
technisches, zum Beispiel 
Fahren eines Lastkraftwa­
gens mit Anhänger, Auf le­
gen von Gleitschutzketten 
und Torslalomfahrt. 

Mit Argusaugen registrierten 
die Schiedsrichter nach 
sorgfältiger Einweisung 
durch Chefschiedsrichter 
Wagner (Katastrophen­
schutzschule des Bundes 
in Ahrweiler) alle Einzelhei­
ten der Wettkämpfe. Genau 
und gerecht werteten sie 
nun schon zum vierten Male 
jedes Richtig und Falsch 
der unter erheblicher Span­
nung stehenden Teilnehmer, 
von deren Verhalten und 
Leistung das Ansehen des 
von ihnen repräsentierten 
Orts- und Landesverbandes 
abhing. 

Wie bereits bei den im 
Zwei-Jahres-Turnus stat tfin­
denden Wettkämpfen in 
Worms (1971), Mülheim 
(1973) und Kiel (1975) waren 
die Leistungen der Wett­
kampfgruppen bei den Teil­
aufgaben recht unterschied­
lich und wurden von den 
zuschauenden THW-Helfern 
entsprechend kommentiert . 

Die Leistungsschau 

Da die Wettkämpfe der ein­
zelnen Gruppen nicht alle 
gleichzeitig ablaufen konn­
ten , ergab sich genügend 
Zeit für die Besucher, die 
sehr weiträumig aufgebaute 
Leistungsschau eingehend 
zu besichtigen . Wenn sie 
auch nur Ausschnitte aus 
dem gesamten Einsatzbe­
reich des THW bot, so 
konnte sie doch einen sehr 
guten Überblick über das 
Können der ehrenamtlichen 
Helfer und über die vielfäl­
tige Spezialausstattung 
vermitteln . 

Von einer leichten Fähre aus wird Ölschadensbekämpfung auf 
dem Wasser demonstriert. 

Unsinkbare, fast wartungsfreie Pontons aus Aluminium dienen 
als Unterbau für 8- und 12-t-Fähren. 

Das Verlegen von Betonrohren 
für Abwasser gehört zu den 
Aufgaben des Instandset­
zungsdienstes. 

Vielseitig verwendbar Ist das 
Rohrbaugerüst, mit dem hier 
Bergung aus Höhen demon­
striert wird. 

An den technischen Vorfüh­
rungen und an der Lei­
stungsschau hatten sich 
alle elf Landesverbände 
beteiligt. 

Die größten Objekte waren 
Teilstrecken einer Bailey­
Brücke und einer D-Brücke 
(0 = Dreieck). Hier konnte 
jeder sehen, daß das THW 
nicht nur mit leichterem 
Gerät umgehen kann , man 
konnte auch die Vor- und 
Nachteile beider Brücken­
bausysteme miteinander 
vergleichen. Außerdem 
wurde deutlich , daß Brük­
kenbau eine Schwerpunkt­
aufgabe des THW ist. 

Ferner wurden an der Saar 
vorgeführt: Bau eines 
Schwimmsteges mit Halb­
Pontons, Einsatz einer 4-t­
Fähre, einer 8-t-Fähre und 
einer 12-t-Fähre, Ölscha­
densbekämpfung auf dem 
Wasser, Einsatz einer Tau­
chergruppe (Brennschnei­
den unter Wasser), Fahren 
mit Amphibienfahrzeugen , 
Pontons und Mehrzweck­
booten . Die Pontons fanden 
wegen ihrer Form, der Un­
sinkbarkeit und der annä­
hernden Wartungsfreiheit 
als Neukonzeption des 
THW, in Zusammenarbeit 
mit der Industrie, das Inter­
esse der Fachleute. 

Der Instandsetzungsdienst 
präsentierte sich u. a. mit 
Freileitungsbau durch eine 
Elektro-Gruppe, mit Arbei­
ten an verschiedenen Lei­
tungsnetzen durch eine 
Gas/ Wasser-Gruppe, durch 
den Bau einer Waschanlage 
mit Warmwasserbehälter 
und Anschluß an das Ver­
sorgungsnetz sowie durch 
Vorstellung eines komplet­
ten Instandsetzungs-Zuges 
mit Fahrzeugen und Gerät. 

Eine Sauerstofflanze zum 
Durchbohren von Beton 
und Stahl , eine Trinkwas­
seraufbereitungsanlage 
mit einer Leistung von 
6000 I je Stunde, 50-kVA­
Notstromerzeuger, Flutlicht­
anlagen zum Ausleuchten 
von Schadensstellen fehlten 
ebenso wenig wie die Vor­
führung technischer Hilfe 
bei Verkehrsunfällen . 
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Staatssekretär 
von Schoeler 
informierte sich 

ParI. Staatssekretär Andreas 
von Schoeler. der den Bun­
desminister des tnnern, 
Prof. Werner Maihofer. ver­
trat. interessierte sich be­
sonders für das Schweißen 
von Kunststoffrohren und 
tür die Arbeitsweise eines 
Diamantbohrgerätes. dem 
eine dicke Betonplatte kei­
nen nennenswerten Wider­
stand bot. Der große Funk­
leitwagen und die FernmeI­
dezentrale wurden einge­
hend erläutert. und schließ­
lich konnte sich der promi­
nente Gast an einem Aohr­
baugerüst, dessen Verwen­
dung beim THW sich zu­
nehmend bewährt. selber 
"retten". 

Diese Leistungsschau mit 
ihrer Vielfalt und neuzeitli­
chen Technik hat deutlich 
gezeigt. daß das THW die 
Zeit der "Stiche und Bun­
de". der Bindeleinen und 
Schaufeln weit hinter sich 
gelassen hat. 

Nach dem gemeinsamen 
Mittagessen der Ehrengäste. 
THW-Helfer und Zuschauer 
im 1200-Personen-Festzelt 
fand ein Informationsge­
spräch statt. bei dem 
THW-Helfer aus allen lan­
desverbänden Gelegenheit 
hatten. Fragen an Staatsse­
kretär von Schoeler, an 
den Direktor des THW. 
Dipl.-Ing. Zielinski. und 
an den Präsidenten des 
Bundesamtes für Zivil­
schutz. Dr. Paul Wilhelm 
Kolb, zu richten und etwas 
an Sorgen und Problemen 
" loszuwerden". 

Zu Beginn der Siegerehrung 
bedankten sich Direktor 
Zielinski und der für die 
Leitung verantwortliche 
THW-landesbeauftragte 
für das Saarland. Gerhard 
Reimann , bei Helfern und 
Außenstehenden für die 
viele Arbeit. Mühe und Un­
terstützung . die für Organi­
sation und Durchführung 
dieser bisher größten Ver­
anstaltung des technischen 
Hilfswerks aufgewendet 
worden waren . Im Zusam­
menhang mit dem nicht 
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Oben: Da s Dia­
mantbohrgerät 
Ist ei ne wertvolle 
Alte rnative zu r 
Sauerstofflanze. 
Betonwände 
sind kei n Hinder­
nis beim Bohren 
von Löchern 
unterschiedlicher 
GrÖße. 

Rechts: Mit 
handlichen 
BOhrgeräten 
lassen sich zum 
Beispiel Spre ng ­
löcher setze n. 

sehr anspruchsvollen Wett­
kampfprogramm wies Vize­
präsident Zielinski darauf 
hin . daß die Ausstattung 
der einzelnen Ortsverbände 
in der Bundesrepublik sehr 
unterschiedlich sei. Daher 
könne man vorerst noch 
keine größeren Wettkampf­
aufgaben stellen . wenn 
man die Vergleichbarkeit 
nicht beeinträchtigen wolle. 

Das THW ist unver­
zieht bares Element 

Den zahlreichen Ehrengä­
sten, unter ihnen Bundes­
und landtagsabgeordnete. 
dem Publikum aus Saarlouis 
und Umgebung und den 
Helfern überbrachte Staats­
sekretär von Schoeler die 
Grüße des dienstlich ver­
hinderten Bundesinnenmi­
nisters Prof. Dr. Maihofer. 
In seiner Festrede führte 

der Staatssekretär aus. der 
freiwillige. ehrenamtliche 
Dienst sei die Grundlage. 
auf der das THW seit 1950 
seinen humanitären Auftrag 
im Geiste des Füreinander­
Einstehens erfülle. Das 
Technische Hilfswerk sei 
als unverzichtbares Element 
in das Gesamt-Hilfelei­
stungssystem eingefügt. 

Für eine hochentwickelte 
Industrienation wie die 
Bundesrepublik Deutsch­
land. so fuhr von Schoeler 
fort, sei eine technische 
Hilfsorganisation für die 
Bewältigung der wachsen­
den technischen Risiken 
dringend erforderlich . 

Die Großeinsätze der ver­
gangenen Zeit hätten sicht­
bar gemacht. daß die Effi­
zienz der Schadensabwehr 
und der Rettungsmaßnah­
men in hohem Maße von 
der leistungsfähigkeit des 

Katastrophenschutzes be­
stimmt werde. Diese wie­
derum sei abhängig von 
dem nicht unerheblichen 
Nachholbedarf im Bereich 
der Ausstattung . 

Auch für die Ausbildung . 
sagte der Staatssekretär. 
gelte es. gewonnene Erfah­
rungen und Erkenntnisse 
auszuwerten und in prakti­
kable Programme umzuset­
zen. Eine qualifizierte Scha­
densbekämpfung bei Groß­
katastrophen sei nur dann 
möglich. wenn sowohl auf 
der leitungsebene als auch 
bei der operativen Führung 
die führungs- und fachspe­
zifischen Ausbildungsbe­
dürfnisse abgedeckt wür­
den. Dabei müßten die Aus­
bildungsinhalte aktualisiert 
und auf den neu esten Ent­
wicklungsstand gebracht 
werden. 

In diesem Zusammenhang , 
so schloß von Schoeler. 
halte er es für zwingend 
notwendig. daß das lei­
stungsniveau des Katastro­
phenschutzes periodisch 
durch regionale und über­
regionale Übungen. mögli­
cherweise gemeinsam mit 
Bundeswehr und Bundes­
grenzschutz. überprüft und 
verbessert wü rde. 

Gruß- und Dankworte 

Für den erkrankten Innen­
minister des Saarlandes, 
Alfred Wilhelm. überbrachte 
Ministerialdirektor Gerhard 
Breidt den THW-Helfern 
herzliche Grüße. während 
Dr. Manfred Henrich. Ober­
bürgermeister der Stadt 
Saarlouis, meinte, die Stadt 
habe sich mit dem schönen 
Wetter und genügend Was­
ser in der Saar gut auf den 
Besuch des THW vorberei­
tet. Einen Extra-Dank rich­
tete Henrich an die THW­
Helfer aus Bayern. die der 
Saarstadt eine zünftige. 
original bayerische Block­
hütte mit Schindeln für 
Freizeitzwecke geschenkt 
hatten. Im übrigen war die 
Verbundenheit zwischen 
Saarlouis und dem Techni­
schen Hilfswerk bereits 
am Vorabend anläßlich ei­
nes Empfanges der Stadt. 



an dem auch der Landrat 
und Katastrophenschutzchef 
des Kreises, Riotte, teilge­
nommen hatte, von beiden 
Seiten zum Ausdruck ge­
kommen. 

In einem Schlußwort dankte 
der am Vortage durch Wie­
derwahl in seinem Amt be­
stätigte Bundessprecher 
der THW-Helfer, Peter 
Merck, Darmstadt, allen 
Helfern für ihren Einsatz. 
Er wies auf eine Reihe wich­
tiger Anliegen der Organisa­
tion hin . Zu den Fragen , 
die dringend einer baldigen 
Lösung bedürften, so 
Merck, gehörten die unzu­
längliche Entschädigung 
der Helfer und vor allem 
die nach wie vor unzumut­
bare Unterbringung einer 
Anzahl von Ortsverbänden. 
Merck drückte die Erwar­
tung aus, daß dieses Aus­
stattungsdefizit schnellst­
möglich abgebaut würde. 

Die Siegergruppen 

Lauten Beifall und Jubel 
gab es, als THW-Direktor 
Zielinski die Sieger be­
kanntgab. In bewährter 
Form verkündete er, um 
die Spannung zu erhöhen , 
zunächst den 3. Sieger: 
Marktheidenfeld . Die Wett­
kampfgruppe aus Bayern 
hatte im Wasserwettkampf 
und im Kraftfahrzeugwett­
kampf jeweils Platzziffer 2 
und kam somit auf einen 
guten Platz 3 in der Ge­
samtwertung . 

Der Ortsverband Wertheim , 
Landesverband Ba­
den-Württemberg, wurde 
2. Sieger mit nur 3/ 10 Punk­
ten Vorsprung vor Markt­
heidenfeld . Und dann kam 
die große Überraschung : 
1. Sieger wurde der Orts­
verband Völklingen, der 
dem relativ kleinen THW­
Landesverband Saarland , 
nachdem der Ortsverband 
Saarbrücken in Worms 1971 
Bundessieger geworden 
war, ein zweites Mal den 
Pokalsieg einbrachte. Einer 
war allerdings nicht über­
rascht , der THW-Ortsbeauf­
tragte von Völklingen, Heinz 
Specht. Er hatte noch am 

Am Informationsgespräch mit den THW-Helfern nahmen teil (von 
links nach rechts): Ministerialdirigent Wedler und ParI. Staatssekre­
tär von Schoeler vom Bundesministerium des Innern, THW-Direktor 
ZIelInski, Helfersprecher Merck, Präsident Dr. Kolb, Ministerial­
direktor Breidt (beide verdeckt) sowie LB Reimann. 

Empfang der Stadt Saarlouis: Oberbürgermeister Dr. Henrich 
(rechts) im Gespräch mit Bundessprecher Merck, LB Reimann 
und HSGL Veyhelmann vom LV Hessen. 

Morgen, kurz vor Wett­
kampfbeginn, in aller See­
lenruhe und Zuversicht 
erklärt, daß sein OV siegen 
werde. 

Staatssekretär von Schoeler 
überreichte dem Sieger­
Team des Saarlandes den 
vom früheren Bundesin­
nenminister Genscher ge­
stifteten Pokal, der sechs 
Jahre zuvor erstmals verge­
ben wurde, und gratulierte 
im Namen von Minister 
Maihofer. Die Wertheimer 
erhielten ihren zweiten Preis 
aus der Hand von Ministe­
rialdirektor Breidt, und 
Marktheidenfeld konnte 
den dritten Preis von Ober­
bürgermeister Dr. Henrich , 
Saarlouis, entgegennehmen. 

Feuerwerk 
zum Abschluß 

Während ein Teil der Helfer 
mit dem Abbau von Wett­
kampfanlagen und Lei­
stungsschau begann , berei­
teten sich andere schon 
auf den Kameradschafts­
abend vor. Pünktlich um 
19.30 Uhr fing das Pro­
gramm an. Den musikali­
schen Auftakt im doppelten 
Wortsinn bot das THW-Mu­
sikkorps aus Hermeskeil , 
dessen flotte Rhythmen 
das Publikum im übervoll 
besetzten Festzeit meh r 
und mehr in Stimmung 
brachten . Beifall, Mitgesang 
und Schunkeln wechselten 
einander in schneller Folge 
ab. Weiteren Beifall und 
" Zugabe" -Rufe, einzeln 
und im Chor, ernteten kaba­
rettistische und musikali­
sche Programmnummern, 
unter denen ein Gesangs­
imitator und die französi­
sche Tanzgruppe " Petite 
Roselle" besonders auffie­
len. 

Für eine weitere Überra­
schung sorgte die Stadt 
Saarlouis, die zu Ehren 
des THW gegen 22 .30 Uhr 
mit einem prächtigen Feu­
erwerk am Ufer der Saar 
aufwartete. Den musikali­
schen Abschluß übernahm 
dann die beliebte Berg­
mannskapelle in der Tracht 
der Saarknappen. 
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Vor über 400 Mitgliedern der ei ngeladenen 30 Jugendorganisatio nen eröffnete Bundespräsident Walter Scheel den von ihm initi ierten 
Jugendempfang. Die Big Band der Bundeswehr sorgte für den musikalisc hen Rahmen. 

Horst Pieper / Fotos: Günter Sers 

Buntes Treiben im Park der Villa Hammerschmidt 

Als Gastgeschenk ein Heftpflaster 
Humanitäre Jugendorganisationen stellten si ch dem Bundespräsidenten vor 

Ihr Können stellten die 30 Helfer der 
humanitären Jugendorganisationen 
beim Jugendempfang des Bundesprä­
sidenten gleich praktisch unter Be­
weis: Die Tochter des Staatsoberhaup­
tes hatte sich bei den Vorbereitungen 
zu der Veranstaltung mit über 400 
Jugendlichen im Garten der Villa 
Hammerschmidt in Bonn eine Platz­
wunde zugezogen . Malteser-Arzt 
Dr. Dirk Lodde, mit seinen Kameraden 
gerade dabei , Zelte und Ausrüstungs­
gegenstände für den großen Auftritt 
aufzustellen , konnte die Schmerzen 
der prominenten jungen Dame schnell 
lindern. 

Neue Form des Dialogs 

Die Jugendfeuerwehr, Jugendgruppen 
des Technischen Hilfswerks, der Deut­
schen Lebens-Rettungs-Gesellschaft, 
des Malteser-Hilfsdienstes, der Johan-
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niter-Unfall-Hilfe, des Arbeiter-Samari­
ter-Bundes und das Jugendrotkreuz 
hatten sich neben zahlreichen anderen 
Jugendorganisationen - von der 
Sport jugend bis zu den Pfadfindern 
- an dieser Inititative des Bundesprä­
sidialamtes beteiligt. "Wir wollen auf 
diese Weise versuchen , mit der jungen 
Generation ins Gespräch zu kommen ", 
begründete Bundespräsident Walter 
Scheel diese ungewöhnliche Aktion . 

Mit bunten Ständen, Vorführungen 
und Laienspielen stellten sich die Ju­
gendlichen und ihre Betreuer dem 
Bundespräsidenten und seiner Beglei­
tung vor. Zahlreiche Bundes- und 
Landespolitiker - wie Bundestagsprä­
sident Karl Carstens und der rhein­
land-pfälzische Landesinnenminister 
Schwarz - nutzten ebenfalls diese 
Möglichkeit, um sich über die Ideen, 
Ansichten und die Arbeit der jungen 
Generation zu informieren. Journali-

sten von Fernsehen , Rundfunk und 
Tagespresse berichteten von dem 
aufgelockerten Ereignis im Park des 
Amtssitzes des Bundespräsidenten. 

Aus drei Bundesländern 

Aus Nordrhein-Westfalen, Hessen und 
Rheinland-Pfalz kam die überwie­
gende Zahl der Teilnehmer, mit denen 
der Bundespräsident während der 
Veranstaltung ein Wort wechseln 
konnte . Besonderes Glück hatten die 
vier Jugendlichen der Johanniter-Un­
fall-Hilfe , die vom Hausherrn zur ge­
meinsamen Eröffnung des riesigen 
Büfetts eingeladen worden waren . 
Walter Scheel hatte einige Fragen 
an seine jungen Gäste Roswitha 
Frisch , Maria Brugger, Manuela König 
und Gerhard Schaußbreiter, die in 
der Prominenten runde Platz genom­
men hatten. "Wir sind bereits früh 



Links: Vier junge Helfer der Johanniter-Unfall-Hilfe aus Ravensburg eröffneten mit dem Gastgeber das riesige Büfett Im Park der 
Villa Hammerschmldt in Bonn. - Rechts: Mit einem Heftpflaster begrüßte JUH-Ausbilder Berner den Bundespräsidenten vor dem 
Zelt der drei Sanitätsorganisationen. 

Links: "Wasser marsch!" hieß es bei den fünf Jugendfeuerwehrmännern. Das Staatsoberhaupt mußte schnell beiseitespringen, um 
nicht naß zu werden. - Rechts: Für die DLRG-Jugendlichen war es nicht gerade einfach, auf dem grünen Rasen hinter der Villa 
Hammerschmldt die Rettung eines Ertrinkenden vorzuführen. Das EInsatzboot der DRLG fand das besondere Interesse des 
Gastgebers. 

am Morgen von Ravensburg abgefah­
ren , um rechtzeitig einzutreffen", be­
richtete das Quartett von den Vorbe­
reitungen in der eigenen Gruppe, vom 
Lampenfieber und von all den Ein­
drücken, die sie während ihres 
Bonn-Besuches bereits gesammelt 
hatten. 

Bundespräsident 
übte Herzmassage 

Ein Heftpflaster war das Gastge­
schenk, das die Jugendgruppen der 
drei Sanitätsorganisationen ASB, 
JUH und MHD dem Bundespräsiden­
ten bei der Besichtigung des Informa­
tionsstandes überreichten. "Es gibt 
viele wunde Punkte" , gab Walter 
Scheel bereitwillig zu und ließ sich 
im Einsatzzelt, wo ein Operationstisch 
aufgebaut worden war, über die me­
dizinische Ausrüstung informieren. 

Eine Übungspuppe fand das beson­
dere Interesse des Gastgebers, der 
sich bei der Herzmassage große 
Mühe gab und dafür das Lob der 
jungen Leute bekam. Außerdem hat­
ten die Organisationen einen Ret­
tungswagen aufgefahren . 

Spritzer auf dem Anzug 

Nicht ohne Spritzer kam der Bundes­
präsident davon, als der 14jährige 
Georg Hubrich an der Wasserpumpe 
der Jugendfeuerwehr aus Wachtberg 
für den ersten Druck sorgte. Franz­
Josef Steffens, gerade 16 Jahre alt, 
hatte für Bruchteile von Sekunden 
die Hosenbeine des Staatsoberhaup­
tes im Visier, der lachend beiseite 
sprang. " Diese Übungen gehören 
zur Ausbildung", erläuterte Brand­
meister Hans-Werner Kühlwetter die 
"spritzige" Überraschung, während 

DFV-Geschäftsführer Reinhard Voß­
meier das Staatsoberhaupt über die 
allgemeinen Fragen der Deutschen 
Jugendfeuerwehr informierte. In ihren 
"Blaumännern" hatten sich die jun­
gen Wehrmänner zuvor bei den ande­
ren Jugendorganisationen umgese­
hen, wie es die Veranstalter auch 
geplant hatten. 

Rettungsaktion der DLRG 

"Wenn ich hier hinter dem Garten 
ins Wasser falle , falle ich Ihnen in 
die Arme! " meinte lächelnd der Bun­
despräsident zur Rettungstaucherin 
Ingrid Hantschik, als ihm die Jugend­
gruppe der Deutschen Lebens-Ret­
tungs-Gesellschaft mit ihrem Einsatz­
boot auf dem grünen Rasen des 
Parks mit einer übungspuppe die 
Rettung eines Ertrinkenden vorführte. 
Die 20jährige junge Dame im 
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Froschmann-Look, mit Flossen, Neo­
prenanzuQ, Rettungsweste und Tau­
chermaske ausgestattet, berichtete 
dem Bundespräsidenten, daß an je­
dem Wochenende in der Rettungswa­
che gegenüber dem Bundestagsvier­
tel am anderen Rheinufer freiwillige 
Helfer fü r den Notfall bereitstehen. 
"Wenn wi r all dieses Engagement 
öffentlich finanzieren müßten, wären 
wir arm dran", lobte Walter Scheel 
den EInsatz der humanitären Hilfsor­
ganisationen als " fabelhaft ". DLRG­
Vizepräsident Jan Schmitz und der 
stellvertretende Bundesjugendleiter 
Jürgen II ling informierten den Gast­
geber abschließend über die Kata­
strophenschutzaufgaben der DLRG. 

Schnelle Jungs 

In einer halben Stunde hatten die 
fünf Junghelfer des Technischen 
Hilfswerks, Ortsverband Beuel, ihren 
Steg aufgebaut, über den die 
Übungspuppe aus dem Einsatzboot 
der DLRG an " Land " gebracht wu rde. 
THW-Junghelfer Werner Schäfer bot 
dem Bundespräsidenten sogar seinen 
Schutzhelm an . " In der Bundesrepu­
blik gibt es in den einzelnen Ortsver­
bänden des THW 132 Jugendgrup­
pen ", erläuterte Banns THW-Kreisbe­
auftrag ter Gerhard Schmitz dem 
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Oie Technik reizt 
die THW-Junghelfer 
besonders. Bonns 
THW-Krelsbeauttrag­
ter Schmitz berich­
tete Walter Scheel 
über die Jugend­
betreuung beim 
Technischen 
Hilfswerk. 

Die Helfer des 
Jugendrotkreuzes 
Informierten den 
Bundespräsidenten 
über das von Ihnen 
Im westafrikanischen 
Staat Benlo gestar­
tete Aufbauprojekt. 
Porto Nova Ist 
Standort eines vom 
JRK errichteten 
Jugendzentrums. 

Attraktive r Blickfang 
waren bel der 
Veranstaltung Im 
Garten des Bundes­
präsidialamtes die 
Tänzerinnen der 
Montreal-Gruppe 
der Deutschen 
Sport jugend. 



Bundespräsidenten, der sich nach 
der Ausbildung der jungen Leute 
erkundigte. Denn vor allem die tech­
nischen Attribute des Unterrichts, 
das machten die fünf jungen Leute 
des THW deutlich, hatten sie zum 
Mitmachen in der Jugendgruppe 
des THW animiert. Gerhard Schmitz: 
" Leider darf eine Jugendgruppe nicht 
mehr als zwölf Jugendliche zählen ." 

Hilfe des Jugendrotkreuzes 

Das Jugendrotkreuz informierte über 
seine Hilfsaktion für den westafrikani­
schen Staat Benin (früher Dahomey), 
wo Mitglieder des JRK zusammen 
mit Helfern aus Porto Novo in knapp 
zehn Wochen ein Jugendzentrum 
errichteten. Über 130000 DM hatte 
das Jugendrotkreuz für dieses Zen­
trum gesammelt, das heute als Aus­
bildungsstätte für Erste Hilfe, Ernäh­
rung , Krankenpflege und Geburtshilfe 
dient. Selbst die Taxifahrer Benins 
werden dort mit den Sofortmaßnah­
men am Unfallort vertraut gemacht. 
Ein besonderer Schwerpunkt, dies 
erläuterte JRK-Referent Alfred Her­
manni dem Bundespräsidenten , sei 
dort die Ausbildung von Gruppenlei­
tern , um ihnen Kenntnisse über die 
Genfer Rotkreuz-Abkommen, Men­
schenführung und die allgemeinen 
Aufgaben des Roten Kreuzes zu ver­
mitteln. Mit den Spendengeldern 

des JRK werde heute in Benin nach 
diesem erfolgreichen Anfang eine 
Sanitätsstation mit einer Begeg­
nungsstätte des Jugendrotkreuzes 
des westafrikanischen Staates in 
Paracou errichtet. Brunnenbauten 
und weitere Ausbildungsprogramme 
seien angelaufen . 

Repräsentanten 
vieler Junghelfer 

Über eine halbe Million in den huma­
nitären Jugendorganisationen mitar­
beitender junger Menschen hatten 
die 30 Jugendlichen des Arbeiter-Sa­
mariter-Bundes, der Johanniter-Un­
fall-Hilfe, des Malteser-Hilfsdienstes, 
der Jugendfeuerwehr, der Deutschen 
Lebens-Rettungs-Gesellschaft, des 
Technischen Hilfswerks und des Ju­
gendrotkreuzes repräsentiert , die 
sich mit ihrer Ausrüstung dem Bun­
despräsidenten vorstellten. Sie bilde­
ten aber andererseits nur einen klei­
nen Ausschnitt aus der Palette der 
über 30 teilnehmenden Organisatio­
nen. Immerhin konnten die Betreuer 
interessante Zahlen nennen. DFV-Ge­
schäftsführer Voßmeier erinnerte 
daran, daß zur Zeit insgesamt 75000 
Jugendfeuerwehrleute in der Bundes­
republik ihren Dienst tun . Der Malte­
ser-Hilfsdienst, der aus den fünf Diö­
zesen Aachen , Essen, Köln , Münster 
und Paderborn jeweils einen Junghel-

Das hatte der Bundespräsident beabsichtigt: Die Mitgliede r der30Jugendorganisationen 
informierten sich und diskuti erten über die eigenen Ziele. 

fer zur Villa Hammerschmidt delegiert 
hatte, betreut zur Zeit in seinen 
Gruppen über 5000 Jugendliche. 
DLRG-Vizepräsident Jan Schmitz 
sprach von 320000 Jugendlichen 
in seiner Organisation , die aber auch 
im Breitensport aktiv seien . Der Ar­
beiter-Samariter-Bund, der in seiner 
Jugendarbeit die Alten- und Behin­
dertenbetreuung betont, nannte die 
Zahl von 24000 Jugendlichen im 
ASB. 132 Jugendgruppen mit bis 
zu 12 Helfern bestehen beim Techni­
schen Hilfswerk. Dies erläuterte Re­
gierungsdirektor Müllenbach vom 
Bundesamt für Zivilschutz. 

Buntes Programm 

Gesellschaftskritische Züge bestimm­
ten das Programm der anderen Ju­
gendorganisationen, mit denen der 
Bundespräsident im Park der Villa 
Hammerschmidt ebenfalls den Dialog 
suchte. "Die Jugend sollte sich ihrer 
großen Freiheit bewußt sein! " rief 
der Gastgeber bei seiner Begrü­
ßungsansprache den vielen hundert 
Gästen zu . Scheel hatte mit einer 
Redewendung den vorbereiteten Re­
detext beiseite geschoben und die 
Jugendlichen aufgefordert, sich so 
darzustellen , wie sie wirklich seien . 
" Der Jugendempfang ist keine Veran­
staltung für Prominente", damit fand 
das Staatsoberhaupt großen Beifall 
bei seinen Gästen. Die jungen Leute 
sollten täglich prüfen, in welchem 
Staat sie lebten . " Wenn man Freiheit 
besitzt, ist sie kaum fühlbar. Wenn 
man sie aber nicht hat, wird sie zum 
kostbarsten Gut", appellierte der 
Bundespräsident an die junge Gene­
ration , sich für das Staatswesen zu 
engagieren . 

Farbiger Rahmen 

Die Big Band der Bundeswehr sorgte 
bei der Großveranstaltung für den 
musikalischen Rahmen . Bunte Farb­
tupfer in dem Reigen der zahlreichen 
künstlerischen Darbietungen waren 
die Tanzvorführungen der Montreal­
Gruppe der Deutschen Sport jugend. 
Die Deutsche Jugend in Europa 
stellte sich ebenfalls mit Volks- und 
Folkloretänzen vor. Die Deutsche 
Wanderjugend bot sogar ein " Um­
weltsch utzkabarett". 30 J ugendorga­
nisationen hatten sich insgesamt 
an der Aktion im Park der Villa Ham­
merschmidt beteiligt. Pressesprecher 
des Bundespräsidialamtes haben 
eine Neuauflage dieses Experimentes 
in anderen Bundesländern angekün­
digt. 
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Horst Pieper 

"Kampf dem Feuer in der Landschaft" 

Waldbrände - Vorbeugung und Bekämpfung 
In der Bundesrepublik betrugen allein 1976 die Waldbrandschäden 27 Millionen DM 

Nach den Feststellungen 
des Bundesministeriums 
für Ernährung, Landwirt­
schaft und Forsten sind 
die Waldbrandschäden der 
letzten beiden Jahre über­
wiegend auf menschliches 
Fehlverhalten zurückzufüh­
ren . Dieses Fazit zog Bun­
desminister Josef Ertl , als 
er die Aufklärungsaktion 
der "Schutzgemeinschaft 
Deutscher Wald " vorstellte, 
deren Schirmherrschaft 
er übernommen hat "Kampf 
dem Feuer in der Land­
schaft" heißt das Motto 
der Aktion, die die Schutz­
gemeinschaft in diesem 
Jahr bundesweit gestartet 
hat. 

Erhebliche Schäden 

In den letzten 20 Jahren, 
seit 1957, wurden insgesamt 
in der Bundesrepublik 
39236 Waldbrände regi­
striert. Diese Zah l nannte 
der Bundesminister bei 
der Pressekonferenz in 
Bonn: " Insgesamt betrug 
die durch Waldbrände ver­
nichtete Waldfläche 48 185 
Hektar." Allein die Wald­
brandkatastrophe 1975 in 
Niedersachsen soll 7500 
Hektar Wald vernichtet ha­
ben. Durchschnittlich wird 
mit fast 2000 Waldbränden 
im Jahr gerechnet; im letz­
ten Jahr wurden sogar 5433 
Waldbrände gezählt. Der 
Bundesminister berichtete: 
" Allein während der Wald­
brandkatastrophe in Nieder­
sachsen wurden in der Zeit 
vom 7. bis 19. August 1975 
432 Waldbrände registriert ." 
Rund 18 Millionen DM 
Schaden entsteht jährlich 
durch Waldbrände. Im Jahre 
1976 soll der unmittelbare 
Schaden durch Waldbrände 
nach den Angaben von 
Ertl sogar 27 Millionen DM 
betragen haben. " Darin 
sind aber nur die d irekt 
durch Waldbrände verur-
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sachten Schäden erfaßt. 
Nicht enthalten sind die 
Kosten der Waldbrandvor­
beugung sowie die nur 
schwer in Geldwerten zu 
erfassenden Nebenschäden 
durch Verlust an Humus­
substanz, durch Zerstörung 
der räumlichen Ordnung 
im Wald , durch die Entste­
hung großflächiger Jungbe­
stände, die wiederum anfäl­
lig für biotische und abioti­
sche Schädigungen sind", 
erläuterte Jasef Ertl den 
Journalisten und Vertretern 

aus Forst- und Waldwirt­
schaft. 
Nach den bisherigen Stati­
stiken, die von den Lan­
desministerien und vom 
Bundesministerium tür Er­
nährung, Landwirtschaft 
und Forsten sowie von den 
Feuerwehren und von der 
" Schutzgemeinschaft Deut­
scher Wald " zusammenge­
stellt wurden , gelten vor 
allem der Bereich der Lüne­
burger Heide, die Geest 
in Schieswig-Hoistein , die 
norddeutsche Tiefebene 

August 1975: Wald-. Helde- und Moorbrände in NIedersachsen 
entwickeln sich zur bisher größten Katastrophe dieser Art In 
der BundesrepublIk. 

Links: Gerade die fahrlässige Brandstiftung hat ein erschrecken­
des Ausmaß angenommen. Die "Schutzgemeinschaft Deutscher 
Wald" kämpft mit einer Aufklärungskampagne gegen die 
Ursachen. - Rechts: Plakate wie dieses welsen auf die Gefahren 
und die Folgen von Waldbränden hin. 

bis zur niederländischen 
Grenze, der Raum um 
Nürnberg und die Oberpfalz 
als besonders anfällige Ge­
biete für Waldbrände. Hier 
gibt es leichte, sandige 
Böden und leicht entzünd­
bare Baumbestände. Der 
Bundesminister erläuterte, 
daß gerade nicht nur auf­
grund der aktuellen Erfah­
rungen Niedersachsen das 
am meisten gefäh rdete 
Bundesland sei. Nach der 
vom Ministerium für das 
letzte Jahr vorgelegten Ur­
sachenstatistik sollen nach­
weislich knapp 2000 der 
insgesamt 5433 Waldbrände 
auf Fahrlässigkeit zurückzu­
führen sein. Brandstiftung 
wird in 850 Fällen ange­
nommen. Der größte Teil 
der seit 1966 aus unbekann­
ten Gründen entstandenen 
Waldbrände wird nach der 
Auffassung der Experten 
der " Schutzgemeinschaft 
Deutscher Wald " ebenfalls 
mit Fahrlässigkeit in Ver­
bindung gebracht. Ge­
schäftsfÜhrer Benasch : 
" Eine im Wald weggewor­
fene Zigarette kann bereits 
eine Katastrophe bedeu­
ten !" 

4740 DM Schaden 
pro Hektar 

Auf einen Schadenswert 
von 4740 DM wird ein durch 
Feuer vernichteter Hektar 
Wald geschätzt. Das Früh­
jahr - d ie Monate März, 
April und Mai - gelten als 
zeitlicher Gefahrenpunkt. 
Aus der Statistik der Feuer­
versicherungs-AG Mön­
chengladbach geht hervor, 
daß im März 31 Prozent 
der Waldbrände, im April 
29 Prozent und im Mai 
11 Prozent der Schadens­
fälle auftreten. Die Gefähr­
dung hält dann bis in den 
Monat September an . Auch 
der nordrhein-westfälische 
Landesi nnenminister 



Dr. Burkhard Hirsch legte 
vor kurzem statistische Er­
gebnisse zu diesem Fragen­
komplex vor. Täglich sei 
durch Brände insgesamt 
in NRW ein Schaden von 
über einer Million DM ent­
standen. In dieser allgemei­
nen Brandstat istik nehmen 
die Wald-, Moor- und Hei­
debrände die SpitzensteI­
lung ein. 11 838 Einsätze 
mußten die Feuerwehren 
des Landes im extrem trok­
kenen Sommer des letzten 
Jahres fahren . 49000 
Brände wurden 1976 insge­
samt in Nordrhein-Westfalen 
gezählt. Minister Hirsch 
erläuterte in einer Presse­
konferenz in Düsseldorf, 
daß allein 8366 Brände 
in Nordrhein-Westfalen 
durch Fahrlässigkeit ent­
standen seien. 

Erster Großbrand 1977 

Auch wenn es in diesem 
Frühjahr in bezug auf Wald­
brände bisher recht glimpf­
lich ablief, ein Großbrand 
sorgte bereits für Schlagzei­
len . Rund 800 Hektar erfaßte 
ein Wald- und Moorbrand , 
der südlich von Soltau -
wohl durch Fahrlässigkeit­
entstanden war. Entspre­
chende Zahlen nannte der 
Soltauer Oberkreisdirektor 
Klaus Schumacher. Der 
Schaden wird auf mehrere 
Millionen DM geschätzt, 
weil das Brandzentrum sich 
in einem Moorgebiet befand 
und dort auch trotz größter 
Anstrengungen der einge­
setzten 550 Hel fer der Feu­
erwehren, der deutschen 
und niederländischen 
Streitkräfte nur schwer ge­
löscht werden konnte. Vor 
allem der zu Halden aufge­
schichtete Torf brannte 
wie Zunder. Mit ihren Pan­
zerfahrzeugen walzte die 
Bundeswehr Schneisen 
in das Waldgebiet, um eine 
Ausbreitung zu verhindern. 

Stellungnahme der 
Feuerwehr 

Bereits in einer Stellung­
nahme zur Waldbrandkata­
strophe in Niedersachsen 
im vorletzten Sommer hatte 
der Deutsche Feuerwehr-

verband der Vorbeugung 
dieser Katastrophen größte 
Bedeutung zugemessen . 
In der im Jahrbuch des 
DFV abgedruckten Erklä­
rung fordern die Vertreter 
der Feuerwehr, daß die 
Wald gesetze der Bundes­
länder stärker auf diese 
Problematik eingehen soll­
ten . Die Schaffung von 
Löschwasserstellen in 
Waldgebieten , eine Verbin­
dung von Laubwaldriegeln 
mit einem gut ausgebauten 
Waldwegnetz, das entweder 
im Gegenverkehr befahren 
werden kann oder Aus­
weichstellen besitzen soll , 
sowie ein funktionierendes 
System der Waldbrand­
überwachung und der 
Waldbrandmeldung werden 
vom Deutschen Feuerwehr­
verband gefordert. 

Moor- und Heidebränden 
1968 veröffentlichte: " Weg­
geworfene Zigarettenstum­
mel , spielende Kinder, 
schwelende Müllhalden, 
das Verbrennen von Schlag­
reisig im Wald und von 
Grasdecken auf Wiesen , 
an Wege- und Graben rän­
dern , das Verbrennen von 
Kunstdüngertüten , von fri­
schem und altem Stroh, 
der Funkenflug und das 
Abkochen im Walde sind 
als Ursachen zu nennen. 
Was die ländliche Bevölke­
rung an den Werktagen 
durch Fahrlässigkeit verur­
sacht, ergänzt die städtische 
Bevölkerung an den Wo­
chenenden . Rund ~in Viertel 
der Waldbrände wird allein 
an den Wochenenden durch 
Erholungsuchende gezün­
det." 

800 Hektar Wald wurden kürzlich bei einem Großbrand In der 
Nähe von Soltau vernichtet. Der Schaden betrug mehrere 
Millionen DM. Panzerfahrzeuge schlugen Schneise n, um die 
Flammen einzudäm men. 

Die " Schutzgemeinschaft 
Deutscher Wald " und das 
Kuratorium für Waldarbeit 
und Forsttechnik sind sich 
grundsätzlich einig : " In 
den ärmeren Kieferngebie­
ten sowie in den Verdich­
tungsgebieten Westdeutsch­
lands kann sich jeder Wald­
brand zunächst normalen 
Ausmaßes beim Zusammen­
treffen ungünstiger Verhält­
nisse rasch zur Katastrophe 
ausweiten ." So die Stel­
lungnahme beider Orga­
nisationen. Die Ursachen 
für solche Katastrophen 
werden von Oberforstmei­
ster Liebeneiner aufgezählt, 
der das Standardwerk über 
die Bekämpfung von Wald-, 

Bereits bei der Aufforstung 
muß nach Auffassung der 
Feuerwehr und der Forst­
verwaltungen der vorbeu­
gende Brandschutz begin­
nen. Die Kiefer mit ihrer 
hohen Entzündlichkeit und 
der hohen, beim Brennen 
freiwerdenden Wärme gilt 
als am stärksten brand ge­
fährdet. Fichtenbestände 
sind statistisch neun mal 
weniger gefährdet. Als " feu­
erhemmende" Baumart 
wird trotz ihrer hohen Heiz­
werte und niedrigen Brenn­
punkte die Lärche angese­
hen, da sie Bodenbewuchs 
weitgehend verhindert. Als 
besonders resistent gelten 
bei den Laubbäumen Pap-

pel, Weide , Traubenkirsche, 
Linde und Espe. Nach den 
Erfahrungen der Forstbeam­
ten kann sich im Laubholz 
normalerweise kein Voll­
brand entwickeln. Die Stel­
lungnahme des Kuratoriums 
für Waldarbeit und Forst­
technik: " Wegen ihrer meist 
reichhaltigeren Bodenvege­
tation begünstigen Laub­
wälder jedoch unter Um­
ständen das Entstehen von 
Bodenfeuern." Besonders 
die Grasarten gelten als 
leicht entzündbar, während 
KnöteriCh, Lupinen, Him­
beeren und Brombeeren 
als brand hemmende Arten 
bezeichnet werden . 

Kiefern und Birken 
kombiniert 

Arme und trockene Böden 
werden von den Experten 
einhellig als großer Gefah­
renpunkt genannt. Sie sind 
zumeist auch der Grund 
dafür - so argumentieren 
die Forstbeamten - , daß 
die hochgradig brennbare 
Kiefer als dort einzig anbau­
fähige genügsame Baumart 
trotz der hohen Gefahren­
konstellation angepflanzt 
wird. Sie ist nach Meinung 
der Forstbeamten aus wirt­
schaftlichen Gründen an 
diesen Standorten nicht 
zu umgehen. Doch Fach­
leute schlagen bei solchen 
Monostrukturbeständen 
das Anlegen von Birkenrie­
geln vor. Sandige oder un­
verlehmte BÖden können 
nachts im ausgetrockneten 
Zustand keine Verdun­
stungsfeuchtigkeit abgeben 
und so den Humus befeuch­
ten . Damit steigt die Gefahr, 
daß auch nachts Brände 
entstehen oder entstandene 
Brände über Nacht fortdau­
ern. 

Althölzer aufarbeiten 

Die Forstwissenschaftler 
fordern vor allem dazu auf, 
in vom Sturm betroffenen 
Althölzern das trockene 
Astmaterlai bald aufzuarbei­
ten. Die Feuerwehr drängt 
auf eine Sanierung der für 
Brände anfälligen Forstbe­
reiche : "Dazu gehören das 
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Aufarbeiten von Flächen 
liegengebliebenen Sturm­
holzes, die Beseitigung 
aufgereihter Stubben, 
Astreinigung in Nadelholz­
beständen zumindest zo­
nenweise und die Beseiti­
gung von brennbarem 80-
denüberzug in Waldstreifen , 
die aufgrund ihres Baum­
bewuchses eine verminderte 
Brandlast aufweisen und 
entsprechende Kontrolle 
von Wundstreifen im Zuge 
von Hochspannungsleitun­
gen und anderen Trassen ." 

Brandriegel anlegen 

Ein häufiger Holzarten­
wechsel , Beimischung von 
Laubholzarten , Riegelbe­
stände oder Waldinnenrand­
riegel und die Erhaltung 
aller Feuchtbiotope, der 
Verzicht auf jegliche Ent­
wässerung sind die Vor­
schläge der Forstfachleute. 
Die Feuerwehr kommentiert 
ähnlich : "Am wirkungsvoll­
sten sind Brandschneisen 
und Riegel verminderter 
Brandempfindlichkeit. Sie 
sind geeignet, die WaIdge­
biete in Brandabschnitte 
zu unterteilen, so daß sich 
dort den Feuerwehren eine 
echte Möglichkeit bietet, 
selbst Vollfeuer zum Stehen 
zu bringen . Die Breite sol­
cher Schneisen sollte min­
destens 80 Meter betragen. 
An Straßen und Wegen 
laufen sich höchstens Bo­
denfeuer tot. Moorbrände 
können darüber hinweglau­
fen. Aber auch 150 Meter 
breite Schneisen bieten 
keine vollkommene Sicher­
heit gegen Überspringen 
durch Flugfeuer. " 

Witterungs­
bedingungen 

Zwischen 12 und 16 Uhr 
am Tage besteht nach An­
sicht der Forstexperten 
die größte Brandgefahr. 
Später geht sie aufgrund 
der ansteigenden Luftfeuch­
tigkeit wieder zurück. An­
haltender Niederschlags­
mangel und die relative 
Luftfeuchtigkeit bestimmen 
die Wahrscheinlichkeit eines 
Waldbrandes. Bei Werten 
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unter 50 Prozent nimmt 
die Zünd bereitschaft stark 
zu. " Sinkt die Luftfeuchtig­
keit auf Werte unter 40 Pro­
zent , ist ein Brand zu erwar­
ten " , stellt das Kuratorium 
für Waldarbeit und Forst­
technik fest. Auch die Son­
nenscheindauer von über 
acht Stunden täglich erhöht 
die Zünd bereitschaft erheb­
lich . Insgesamt summiert 
sich die Gefahr mit der 
Höhe der Temperaturen 
und Ihrer Dauer. Windstär­
ken von zwei bis fünf kön­
nen bereits Brände ent­
flammen und für neue Sau­
erstoffzufuhr sorgen. 
Die Forderung nach besse­
rer Erschließung der Wald­
gebiete hat die Feuerwehr 
aufgrund der Erfahrungen 

same Voraussetzung für 
die Waldbrandbekämpfung. 
Auf 500 bis 1000 Hektar 
soll eine Entnahmestelle 
vorhanden sein. " Entschei­
dend ist, daß in der Entste­
hungsphase des Waldbran­
des schnell Löschwasser 
ausreichend zur Verfügung 
steht", fordert der Erfah­
rungsbericht der Forstfach­
leute und die Studie der 
" Schutzgemeinschaft Deut­
scher Wald ". Die Entfer­
nung zwischen den Wasser­
entnahmesteIlen sollte nicht 
mehr als drei bis vier Kilo­
meter betragen. Quellen , 
Bäche, Sümpfe oder 
Grundwasser sollten als 
natürliche Entnahmestellen 
einbezogen werden. 30000 
biS 50 000 Liter sollten an 

Eingeäscherte Ge höfte und verbrannte Erde - allein 1976 
entstanden durch Waldbrände Schäden in Höhe von 
27 Millionen DM. 

aus der Waldbrandkatastro­
phe in Niedersachsen auf­
gestellt. " Jegliche Art von 
Riegeln ist aber nur dann 
von Wert , wenn sie über 
ausreichend breite, zwei­
spurige befestigte Wege 
in genügender Zahl auch 
mit schweren Fahrzeugen 
erreicht werden können. 
Wendemöglichkeiten , Aus­
weichstellen und Bereitstel­
lungsplätze sind zusätzlich 
erforderlich", meint das 
Fachreferat " Vorbeugender 
Brandschutz" des Deut­
schen Feuerwehrverbandes 
mit seinem Vorsitzenden 
Hertel in seiner Stellung­
nahme. LöschwassersteI­
len gelten als weitere wirk-

einer solchen beschilderten 
Wasserentnahmestelle zur 
Verfugung stehen. In trok­
kenen Regionen wird sogar 
der Bau künstlicher Teiche 
vorgeschlagen . 

Bessere Ober­
wachungsmaßnahmen 

Als Zentral punkte eines 
geschlossenen Waidgebie­
tes mit ebener Lage werden 
Feuerwachturme vorge­
sChtagen, die funk- und 
telefontechnisch erschlos­
sen sein sollen . Auch der 
Einsatz von Flugzeugen , 
langfristig wohl billiger als 
die Unterhaltung von Feu-

erwachtürmen, soll geför­
dert werden. Übersichtskar­
ten, Peilkreise und Fernglas 
sollten zur Ausstattung der 
Türme zählen . In einer Zen­
trale müssen die Peilungs­
werte, die im Zusammen­
wirken mit anderen Beob­
achtungstürmen eine ge­
naue Ortung der Brand­
herde ermögl ichen, ausge­
wertet werden können. Au­
ßerdem kann nach den bis­
herigen Erfahrungen ein 
früh erkannter Kleinbrand 
mit Feuerlöschern, Feuer­
patschen, Schaufeln oder 
Spaten rasch gelöscht oder 
bis zum Eintreffen der Feu­
erwehr zumindest einge­
dämmt werden . Alle im 
Wald tätigen Bed iensteten 
sollten diese Grundausstat­
tung im PKW mit sich füh­
ren . Streifendienste in Aus­
flugsgebieten müssen die­
sen Beobachtungsdienst 
ergänzen. 

Alarmplan 
für Waldbrände 

Das Kuratorium für WaIdar­
beit und Forsttechnik hat 
dazu aufgefordert, Alarm­
pläne fur Waldbrände auf 
kommunaler und auf 
Kreisebene zu erstellen : 
" In diesem Plan muß festge­
legt sein, wer an wen mei­
det und wer den Alarm und 
in welcher Stufe auslöst. 
Durch den Alarmplan muß 
geregelt sein, wer im Wald­
brandfalle zu benachrichti­
gen und welche Einheit 
zu alarmieren ist und wer 
uber die Weitergabe an 
uberörtliche Institutionen 
entscheidet. " Übungen in 
diesem Rahmen werden 
gefordert. Sie sollen genaue 
Ortskenntnisse vermitteln : 
die Lage der Wege, der 
Waldbestände, der Wasser­
entnahmesteIlen . Aufgrund 
der geforderten forstspezifi­
sehen Kenntnisse über 
Brand intensität und Brand­
gefährdung der Holzarten, 
über Entstehung und Ver­
lauf von Waldbrandarten 
soll in der Einsatzleitung 
der Waldbrandbeauftragte, 
in der Regel der örtl iche 
Forstmann, mit dem Feuer­
wehrfuhrer eine "Befehls-



einheit" bilden . Der orts­
und fachkundige Forstmann 
soll die taktischen Weisun­
gen geben, der Feuerwehr­
führer mit seinen feuerwehr­
technischen Kenntnissen 
die ihm zur Verfügung ste­
henden Feuerwehreinheiten 
bestmöglich einsetzen. 

Windrichtung 
beachten 

Rund 500 Meter bis zu ei­
nem Kilometer kann sich 
die Spitze eines Waldbran­
des in der Stunde fortbewe­
gen. Der Brand breitet sich 
vor allem in Windrichtung 
aus, weniger schnell an 
den Flanken und an der 
Rückfront. Der Erfahrungs­
bericht: "Ebenso wird die 
Tiefe des Feuers über­
schätzt. Bei einem Wald­
brand brennt an den Außen­
rändern nur ein relativ 
schmaler Saum. Auf dem 
dahinterliegenden, bereits 
durchbrannten Gelände 
flammen nur noch einzelne 
Nester auf. Man kann also 
dieses Gelände ohne Gefahr 
begehen oder befahren. 
Das gilt vor allem dann, 
wenn sich die Löschmann­
schaften vor dem Feuer 
in Gefahr glauben. Sie kön­
nen vor allem in älteren 
Beständen den Feuersaum 
mit wenigen eiligen Schrit­
ten überwinden , wenn die 
Flammen nicht höher als 
50 bis 75 Zentimeter sind." 

Feuerfront aufhalten 

Nach den Vorstellungen 
der Forstfachleute sollen 
die zuerst am Brandort ein­
treffenden Löschmann­
schaften bemüht sein , die 
Feuerfront aufzuhalten , 
die sich mit dem Wind vor­
wärtsfrißt. Löschmannschaf­
ten sollten erst dann zum 
Flankenangriff formiert wer­
den, wenn ausreichend 
Kräfte zur Verfügung ste­
hen. Die Feuerspitze könne 
dann am besten aufgehalten 
werden, wenn es gelinge, 
den Feuersaurn zu durch­
brechen und dann nach 
beiden Seiten das Feuer 
zu bekämpfen. Als Bekämp-

fungsmöglichkeiten bieten 
sich , je nach Intensität, 
das Ausschlagen der Flam­
men im Feuersaum mit ein 
bis 1,50 Meter langen Fich­
ten- oder Kiefernästen an , 
die im Gelände gebrochen 
werden können . Hierzu 
dienen auch die Feuerpat­
schen . Andererseits können 
BrandsteIlen des Feuersau­
mes mit Sand oder anderem 
Mineralboden beworfen 
werden . Selbst beim Einsatz 
von Tanklöschfahrzeugen , 
dem wirksamsten Einsatzge­
rät bei Waldbränden , müß­
ten Feuerpatschen- und 
Spatentrupps diese Lösch­
arbeiten unterstützen . Ge­
rade entstehende Brände 
können auf diese Weise 
am besten bekämpft wer­
den . 

Bestände gestiegen sind , 
notwendig sein , darf aber 
nicht in eine ungeregelte 
Flucht ausarten . Die Stel­
lungnahme des Kurato­
riums : " Wird das Kronen­
feuer nicht weiter von unten 
angeheizt, fällt es in sich 
zusammen. Der Waldbrand 
läuft dann als Bodenfeuer 
weiter. Das ist dann der 
Zeitpunkt zum neuen An­
griff. Ganz verkehrt ist es, 
aus TLF oder Schlauchlei­
tungen das meist knappe 
Wasser in das Kronenfeuer 
zu spritzen oder weit vor 
dem Kronenfeuer soge­
nannte Naßstreifen zu be­
wässern und an diesen auf 
das Feuer zu warten . Es 
ist immer besser, das Feuer 
energisch anzugreifen ." 
Der Bericht empfiehlt das 
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Der flammende Eichkater ist das Symbol der Aktion "Kampf 
dem Feuer in der Landschaft", die in Bonn von Bundesminister 
Ertl vorgestellt wurde. 

Kronenfeuer 
gefährlich 

Das Zurückweichen - bei 
zeitweiliger starker Hitze­
einwirkung - kann vor allem 
bei Kronenfeuern , wenn 
die Flammen vom Boden 
über eine tiefe Beästung 
in die Baumkronen älterer 

Schlagen von Schneisen 
durch Panzerfahrzeuge 
oder Räumraupen , wenn 
in großen zusammenhän­
genden Dickungs- und 
Stangenholzgebieten die 
Schlauchleitungen nicht 
so schnell verlegt werden 
können . Der Bericht schlägt 
weiterhin vor, Einsatzreser-

ven von mindestens einer 
Löschgruppe mit einem 
Tanklöschfahrzeug für auf­
tretende Punktbrände in 
Reserve zu halten. " Kann 
ein Waldbrand nicht gleich 
am ersten Tage abgelöscht 
werden , muß zum Abend 
wenigstens sichergestellt 
sein , daß Front und Flanken 
gehalten werden . Danach 
sollten die gewöhnlich 
windstillen Nachtstunden 
zu energischem Angriff 
auf das Feuer genutzt wer­
den. Wo unübersichtliche 
Gelände- und Bestandsver­
hältnisse dies nicht zulas­
sen , ist sicherzustellen, 
daß der Angriff beim ersten 
Morgengrauen erfolgt. " 

Historischer 
Rückblick 

Der königlich preußische 
Forstmeister Gerding aus 
Celle hatte sich bereits 1880 
seine Gedanken über die 
Bekämpfung von Waldbrän­
den gemacht. Vor allem 
die Eisenbahnen durch 
die ausgedehnten Wälder­
Funkenflug der Dampfloks -
brachten Probleme. So 
berichtet Gerding in seinem 
historischen Buch : " Man 
hat aus diesem Grunde 
an solchen Stellen in hiesi­
ger Gegend die Telegra­
phenstangen längs der 
Bahn etwa meterhoch weiß 
angestrichen , damit die 
Lokomotivführer gleich 
sehen können , wo nicht 
oder doch sehr vorsichtig 
nachgeheizt werden kann 
und darf. Außerdem werden 
aber bei dem Passieren 
des Zuges eine Menge Wa­
chen an der Bahn ausge­
stellt, die jeden aus der 
Lokomotive herausfallenden 
Funken sofort löschen und 
unschädlich machen . Dane­
ben erhält die Forstverwal­
tung unausgesetzt an hei­
ßen Tagen innerhalb der 
Forste längs der Eisenbahn 
einige Wachen, die, falls 
dort Feuer entsteht, auf 
großen Büffelhörnern Si­
gnale blasen, um die im 
Reviere befindlichen För­
ster, Waldarbeiter und son­
stige Löschmannschaft .. . 
herbei zu rufen. " 
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Interview mit dem Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, Josef Ertl 

"Bundesweit ein schnelles und 
wirksames Greifen der Waldbrand­
bekämpfungsmaßnahmen" 
Die " Funkwelle Forst " verbessert Möglichkeiten der Früherkennung und Bekämpfung von Waldbränden 

ZS-MAGAZIN : 
Die Erfahrungen aus den Waldbränden 
in Niedersachsen sind intensiv erörtert 
worden . Besonders im vorbeugenden 
Brandschutz muß nach diesen Diskus­
sionsergebnissen mehr getan werden. 
Welche Maßnahmen haben Sie als 
zuständiger Bundesminister für Ernäh­
rung , Landwirtschaft und Forsten auf 
diesem Gebiet vorgesehen? 

Bundesminister Ertl : 
Für den vorbeugenden Brandschutz 
in Wäldern sind die Bundesländer 
zuständig . Der Bundesminister für 
Ernährung, Landwirtschaft und For­
sten kann im Rahmen der Kompetenz 
des Bundes nur begrenzt an Umfang 
tätig werden. Zweifellos ist in erster 
Linie eine weitere intensive und stän­
dige Aufklärung und Unterrichtung 
der Öffentl ichkeit notwendig . Das soll 
zusammen mit den Ländern und der 
Schutzgemeinschaft Deutscher Wald 
(SDW) geschehen. So ist z. B. auch 
ein neuer Film über Waldbrandverhü­
tun9 vorgesehen . 

ZS-M AGAZIN : 
Nach der von Ihnen kürzlich in Zu­
sammenarbeit mit der Schutzgemein­
schaft Deutscher Wald vorgelegten 
Statistik sind die meisten Waldbrände 
durch Fahrlässigkeit entstanden, 
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durch das achtlose Wegwerfen von 
Zigarettenkippen , durch offenes Feuer. 
Reicht hier angesichts der hohen 
Schäden, die die Waldbrände verur­
sachten, eine Aufklärungsaktion wie 
" Kampf dem Feuer in der Landschaft" 
der Schutzgemeinschaft Deutscher 
Wald , deren Schirmherrschaft Sie 
übernommen haben , aus? 

Bundesminister Ertl: 
Die Aufklärungsaktion der Schutzge­
meinschaft Deutscher Wald kann nur 
ein Beitrag zur Unterrichtung der Be­
völkerung sein. Sie soll insbesondere 
gezielt die Kinder und Jugendlichen 
erreichen; darüber hinaus bedarf es 
einer immer wiederkehrenden Unter­
stützung der Aufklärungsaktion durch 
Zeitungen , Zeitschriften, Rundfunk 
und Fernsehen . Es wäre sehr dan­
kenswert, wenn all diese Medien noch 
mehr und anhaltend auf die Bürger 
einwirken würden. 

ZS-M AGAZIN : 
Bei der Vorstellung dieser Kampagne 
haben Sie erläutert, daß der Wald be­
sucher über die erste Bekämpfung 
von Kleinbränden und die sofortige 
Benachrichtigung von Forstverwal­
tung, Polizei und Feuerwehr unterrich­
tet werden soll. Wie soll diese Informa­
tion der Öffentlichkeit wirkungsvoll 
erfolgen? 

Bundesminister Ertl: 
Auch hier sind die erwähnten Medien 
angesprochen , darüber hinaus werden 
die Forstverwaltungen der Länder, 
die Landesverbände der Schutzge­
meinschaft Deutscher Wald und der 
Arbeitsgemeinschaft Deutscher Wald­
besitzerverbände , aber auch die Städte 
und Gemeinden bemüht sein , ihr Mög­
lichstes zu tun . Schließlich können 
auch die Schulen mithelfen. 

ZS-MAGAZIN: 
Eine bessere Zugänglichkeit der Wäl­
der durch angelegte Wege für die 
Fahrzeuge der Feuerwehr, ein vergrö­
ßertes Netz an Wasserentnahmestellen 
und die Anlegung von Entnahmestel­
len an Unterflurleitungen gehören 
zu den Forderungen. die im Erfah­
rungsbericht des niedersächsischen 
Innenministeriums für den Forstbe-

reich geäußert wurden. Gibt es dazu 
schon praktische Auswirkungen? 

Bundesminister Ertl: 
Mit diesen Fragen haben sich ver­
schiedene Gremien befaßt, so die In­
nenministerkonferenz der Länder, 
die Amtschefs der fü r Forstwirtschaft 
zuständigen Ministerien des Bundes 
und der Länder sowie die Leiter der 
Forstverwaltungen. Staatliche und 
private Forstverwaltungen werden 
im Rahmen ihrer finanziellen Möglich­
keiten die Waiderschließung weiter 
verbessern und sich auch für die An­
legung von Wasserentnahmestellen 
einsetzen . Angesprochen sind aber 
auch die Städte und Gemeinden, wo­
bei ich davon ausgehe , daß sie in der 
gleichen Richtung tätig sind . 

ZS-MAGAZIN: 
Neue Methoden der Überwachung 
sind in der Diskussion um den vor­
beugenden Brandschutz in den Wäl­
dern . Ein Netz von einfachen Meßsta­
tionen zur Ermittlung der Bodenaus­
trockn ung, der relativen Luftfeuchtig­
keit und des Verdunstungsausstoßes 
soll geschaffen werden, um rechtzeit ig 
vorbeugende und abwehrende Maß­
nahmen treffen zu können . Wie ist 
der Stand dieser Entwicklung? 

Bundesminister Ertl: 
Danach entscheiden die Länder eben­
falls nach eigenen Erfahrungen, Be­
dürfnissen und regionalen Verhältnis­
sen. Zwischen relativer Luftfeuchtig­
keit und Waldbrandhäufigkeit besteht 
ein sehr enger Zusammenhang. Die 
Zündbereitschaft nimmt bei Werten 
unter 50 % rasch zu . Es kann nützlich 
sein, in Trockengebieten , in denen 
es erfahrungsgemäß häufig zu Wald­
bränden kommt, die Daten der näch­
sten meteorologischen Station zu 
überprüfen, um damit für das betref­
fende Klimagebiet noch differenzier­
tere Voraussagen zu ermöglichen. 

ZS-MAGAZIN : 
Nach den Vorschlägen des Landes 
Niedersachsen, das bei den verschie­
denen Waldbränden der letzten Jahre 
Flugdienste einsetzte, sollen Forstbe­
amte verstärkt zu Flugbeobachtern 
ausgebildet werden , um klar, knapp 
und präzise die notwendigen Informa-



tionen aus dem Flugzeug weiterleiten 
zu können. Im Bundesland Bayern 
wurden im vergangenen Jahr zahlrei­
che Überwachungsflüge mit großem 
Erfolg durchgeführt. Können Sie sol­
che Entwicklungen bundeswei t for­
dern? 

Bundesminister Ertl: 
Die Überwachung der Wälder aus 
der Luft ist ebenfalls Sache der Län­
der. Eine bundesweite Förderung der 
Überwachung aus der Luft wird ge­
genwärtig nicht erwogen. Soweit aber 
Brände von Flugzeugen des Bundes­
grenzschutzes und der Bundeswehr 
ausgemacht werden , werden die Flug­
zeugbesatzungen wie bisher ihre Be­
obachtungen umgehend weitergeben. 

ZS-MAGAZIN: 
Die Schutzgemeinschaft Deutscher 
Wald beklagt in ihrer Dokumentation 
über die jüngsten Waldbrandkatastro­
phen, daß die Forstdienststellen nicht 
ausreichend mit Funkgeräten und 
anderen Nach richtenmitteln ausgestat­
tet seien; mit einer verstärkten Ausrü ­
stung sei allerdings schon begonnen 
worden . Gibt es weitere technische 
und planerische Vorkehrungsmaß­
nahmen, um das Zusammenspiel zwi­
schen Forstverwaltungen und Kata­
strophenschutz im Notfall zu gewähr­
leisten? 

Bundesminister Ertl : 
Die Nachrichtenübermittlung ist eine 
weitere, unerläßliche Voraussetzung 
im Rahmen der vorbeugenden Maß­
nahmen und stellt zugleich das Binde­
glied zu der Alarmierung und Lenkung 
der Feuerwehren dar. Da entspre-

chend dem Beschluß der Agrarmini­
ster vom 4.15. 11 . 1976 dem Kurato­
rium für Waldarbeit und Forsttechnik 
(KWF) die Genehmigung des Bundes­
ministers für das Post- und Fernmel­
dewesen für eine "Funkwelle Forst" 
im günstigen 4-m-Band erteilt worden 
ist, sind jetzt im gesamten Bundesge­
biet die Voraussetzungen für eine 
wesentliche Verbesserung der Früher­
kennung und der Bekämpfung von 
Waldbränden gegeben, sobald die 
Dienststellen sowie die Dienst- und 
Betriebsfahrzeuge der Forstverwaltun­
gen mit entsprechenden Geräten aus­
gerüstet sind . 

ZS-MAGAZIN: 
Schutzgemeinschaft und Feuerwehr 
haben strukturelle Änderungen der 
Forstflächen angeregt. Riegel von 
Hölzern mit verminderter Brandemp­
findlichkeit , Schneisen und eine Wald­
randgestaltung mit schwer brennbaren 
Baum- und Straucharten gehören 
zu den Vorschlägen für die WaIdbesit­
zer. Kann dieses Konzept von Ihrem 
Hause unterstützt werden? 

Bundesminister Ertl: 
Im Rahmen der vorbeugenden Maß­
nahmen ist bei der Forstplanung und 
Bewirtschaftung der Wälder auf eine 
räumliche Ordnung auch im Hinblick 
auf Waldbrände besonders zu achten 
sowie auch die Holzartenwahl zu be­
rücksichtigen , die sich natürlich nach 
dem Standort richten muß. Durch 
Anlage von Laubholzstreifen und 
Laubholzbeständen, vor allem entlang 
der Wege und Schneisen, läßt sich 
hier vieles zur Verhinderung von gro-

STELLENAUSSCHREIBUNG 

ßen Flächenbränden tun , wie es be­
reits besonders in waldbrandgefährde­
ten Gebieten eingeleitet worden ist. 
Bei den Maßnahmen waldbaulicher 
Art werden auch Elemente der Land­
sChaftsentwicklung und Landschafts­
ökologie beachtet; hierzu leistete u. a. 
zum Beispiel die Bundesforschungs­
anstalt für Naturschutz und Land­
schaftsökologie entsprechende 
Beiträge. 

ZS-MAGAZIN : 
Die Verantwortlichen haben schnell 
ihre Konsequenzen aus den Wald­
bränden gezogen. Hat sich die Vor­
sorge deutlich verbessern lassen oder 
befürchten Sie einen "heißen Som­
mer" auch in diesem Jahr? 

Bundesminister Ertl: 
Entscheidend sind natürlich die Wet­
terverhältnisse. Bei einem heißen und 
trockenen Sommer sind Waldbrände 
zu befürchten. Allerdings läßt die or­
ganisatorische und technische Ver­
besserung der Maßnahmen zur Wald­
brandbekämpfung hoffen, daß es zu 
keiner Katastrophe kommt. Das hat 
sich schon im vergangenen Jahr 
(1976) gezeigt: Die Zahl der Brände 
im Bundesgebiet war zwar witterungs­
bedingt mit 5433 sehr hoch gegenüber 
dem siebenjährigen Durchschnitt von 
2580 Waldbränden jährlich. Aber die 
durchschnittliche Fläche eines Bran­
des war relat iv klein und konnte mit 
0,9 ha unter dem Durchschnitt von 
1,5 ha gehalten werden . Bei vorsichti­
ger Beurteilung zeigt das bundesweit 
ein schnelles und wirksames Greifen 
der Waldbrandbekämpfungsmaß­
nahmen. 

Der BUNDESVERBAND FÜR DEN SELBSTSCHUTZ, bundesunmittelbare Körperschaft des öffentlichen Rechts, sucht zum 
, . Januar 1978 eine 

Fachlehrkraft für Brandschutz und Bergung 

für die BVS-Bundesschule (Lehrbereich Selbstschutz in der Katastrophenschutzschule des Bundes) in Bad Neuenahrl 
Ahrweiler. 
Die Aufgabe besteht darin , haupt- und ehrenamtliche Mitarbeiter des BVS im Brandschutz- und Bergungsdienst theoretisch 
und praktisch aus- und fortzubilden sowie Lehrstoffpläne und Lernmittel zu erarbeiten . Außerdem ist in Seminaren für Persön­
lichkeiten des öffentlichen Lebens über Themen des Sch utzraumbaues zu unterrichten. 
Gedacht ist an einen Diplom-Ingenieur des Bauwesens oder einen Ingenieur (grad.) der Fachrichtung Hochbau mit Berufs­
erfahrung und Kenntnissen im Zivil- und Selbstschutz. 
Bewerber mit Erfahrungen im Brandschutz- und Bergungsdienst sowie pädagogischen Fähigkeiten werden bevorzugt. 
Bei Vorliegen der beamtenrechtlichen Voraussetzungen erfolgt Übernahme in das Beamtenverhältnis und Besoldung nach 
Bes.Gr. A 13 BBesO, andernfalls Einstellung im Angestelltenverhältnis mit Eingruppierung bis Vergütungsgruppe 11 a BAT. 
Geboten werden ferner die im öffentlichen Dienst üblichen Sozialleistungen. 
Bewerbungen mit den üblichen Unterlagen sind bis zum 15. September 1977 zu richten an den 

BUNDESVERBAND FÜR DEN SELBSTSCHUTZ 
- BundeshauptsteIle -

5000 KÖLN 41 - Eupener Straße 74 

Personalbogen wird auf schriftliche Anforderung übersandt. 
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Horst Pieper 

Bundesinnenminister Prof. Dr. Maihofer: 
"Luftrettung ist eine humanitäre Aktion!" 
Finanzielle Probleme de s Hubschrauberd ienstes bestimmten die Diskussionen 
bei der diesjä hrigen ADAC-Fachtagung 

Rund 4000 Menschen sollen nach 
den Schätzungen des Bundesinnen­
ministeriums von den Hubschrauljern 
des Katastrophenschutzes und Ret­
tungsdienstes seit 1970 vor dem siche­
ren Unfalltod bewahrt worden sein . 
Diese Zahl nannte Bundesinnenmini­
ster Prof. Dr. Werner Maihofer bei 
der ADAC-Fachtagung zu Fragen der 
Luftrettung , die im bayerischen 
Schliersee stattfand . Nach Maihofers 
Bilanz stehen heute 22 Hubschrauber 
für diese Aufgabe zur Verfügung . 
14 Stationen werden von Sonnenauf­
gang bis zur Dämmerung betrieben . 
Bis Ende April dieses Jahres - so der 
Bundesminister - seien insgesamt 
31 664 Einsätze geflogen worden , 
dabei seien 27524 Patienten ärztlich 
versorgt und 13354 Patienten trans­
portiert worden. 

Schnelle Hilfe notwendig 

In seiner Ansprache, mit der der Bun­
desminister die aktuelle Situation der 
Luftrettung aus Sicht seines Hauses 
darstellte, betonte Prof. Maihofer den 
Wert der schnellen ärztlichen Hilfe . 
44 Prozent der Schwerverletzten ster­
ben innerhalb von zehn Minuten , 
15 Prozent innerhalb von 30 Minuten 
nach Eintritt des Notfalls. Der Bun­
desminister vor den Teilnehmern der 
Fachtagung: " Nach Ansicht von Ex­
perten der Notfallmedizin könnten 
in der Bundesrepublik Deutschland 
etwa 20 000 Menschen jährlich über­
leben, wenn bei jedem Notfall eine 
schnelle und dem neuesten Stand 
von Medizin und Technik entspre­
chende Hilfe möglich wäre, ganz ab­
gesehen von der Vielzahl der Fälle, 
in denen Dauerschäden erheblich 
vermindert werden können oder die 
Krankheitsdauer durch schnelle Be­
handlungsdauer wesentlich verkürzt 
werden kann ." Allein aus diesem 
Grunde seien Einführung und Ausbau 
der Luftrettung ein " entscheidender 
Beitrag zur notwendigen Ergänzung 
unseres bodengebundenen Rettungs­
dienstes" . 

Maihofer unterstrich , daß die Erfah­
rungen aus der Waldbrand katastrophe 

32 

Bundesinnenminister Mai hofer beurtei lte 
bei der ADAC-Tagung zu Fragen der 
luftrettung den Einsatz der Hubsch rau­
ber im Katastrophenschutz und Ret­
tu ngsdie nst übera us positiv. Neben Mai­
hofer (von links): AOAC-Präsident Fra nz 
Stadle r, Gerhard Kugle r, l eiter der Abtei­
lu ng Unfallrettung des AOAC, und Or. 
Balyert. 

in Niedersachsen und aus der Flutka­
tastrophe an der Nordseeküste im 
Januar des letzten Jahres sowie die 
Analyse des Erdbebeneinsatzes in 
Norditalien bewiesen , daß der Ret­
tungshubschrauber " lebenswichtig 
bei Naturkatastrophen größeren Aus­
maßes" sei. Die Technisierung der 
Lebensbereiche ergebe immer neue 
Einsatzfelder für dieses Rettungs­
instrument. 

Finanzprobleme lösen 

" Luftrettung ist bei aller Verpflichtung 
der Träger zu kostensparendem Ver­
halten keine ökonomische Aktivität , 
sondern eine humanitäre Aktion! " 
kommentierte Malhofer die Diskussion 
um die Finanzierung des Systems. 
Nach Maihofers Angaben hat der Bund 
bis heute 50 Millionen DM für die Be­
schaffung der Hubschrauber und für 
deren Ausstattung aufgewendet. Mit 
2,2 Millionen DM müssen die jähr­
lichen Aufwendungen für das Personal 
des Bundesgrenzschutzes, das be­
kanntlich die Mehrzahl der Rettungs­
hubschrauber fliegt , berechnet wer­
den. Die " vorgegebene Zweckbestim­
mung der Hubschrauber als vorgehal­
tener Bereitschaftsdienst für den Kata­
strophenfall nötigt den Bund rechtlich 
dazu , sich die Betriebskosten für die 
Hubschrauber von den Mitträgern 
der Luftrettung erstatten zu lassen , 

wobei der Bund auch hier zusätzlich 
einen beachtlichen Anteil an den Be­
triebskosten übernimmt" , stellte Mai­
hofer fest. Nach den Worten des Mini­
sters müsse aber bedacht werden , 
daß auch bei noch so rationeller Or­
ganisation der Luftrettungsdienst in 
manchen Einsatzbereichen einfach 
nicht kostendeckend arbeiten kann. 
Außerdem forderte der Minister eine 
Verbesserung der "Verzahnung und 
Abstimmung " zwischen dem boden­
gebundenen Rettungsdienst und der 
Luftrettung . Der Bundesinnenminister 
wörtlich : " Konkurrenzdenken und 
Prestigekämpfe zu Lasten der Ver­
kehrsopfer darf es nicht geben! " 

Luftrettung gefährdet 

Kritisch äußerte sich ADAC-Präsident 
Franz Stadler: Der Zeitpunkt sei "nicht 
mehr weit entfernt ", wo der immer 
stärker anschwellende Kostendruck 
den Fortbestand der Luftrettung ge­
fährden könne. Zwar würdigte Stadler 
ausdrücklich die hohe Kostenbeteili­
gung des Bundes an den Betriebsauf­
wendungen, doch kündigte er an , 
daß der ADAC entschlossen sei, " er­
neut die Politiker bei Bund und Län­
dern " einzuschalten , wenn die weitere 
Existenz dieses Systems bedroht sei. 
Nach den Worten Stadlers habe die 
Gesamtbelastung der Träger der ge­
setzlichen Kranken- und Unfallversi­
cherung aus dem Gebührenaufkom­
men für die Hubschrauber des Kata­
strophenschutzes im vergangenen 
Jahr 6,4 Millionen DM betragen . Diese 
Zahl ergebe sich aus den vom ADAC 
abgerechneten Rettungsflügen . Stad­
ler: "Oie wirklich bei den Kassen zu 
Buche geschlagenen Kosten dürften 
jedoch wesentlich unter diesem Ni­
veau gelegen haben, da nach der 
EDV-Auswertung des ADAC wieder 
über die Hälfte der Einsätze bei Ver­
kehrsunfällen stattgefunden haben, 
für die bekanntlich Kraftfahrzeughaft­
pflichtversicherer einzustehen haben. 
Dieser Faktor wird zu berücksichtigen 
sein, wenn wir uns für 1978 vor dem 
Hintergrund einer neuen Flugpreiskor­
rektur des Bundesinnenministeriums 



über neue Vergütungssätze zu unter­
halten haben werden. " Ziel des ADAC 
sei eine prinzipielle Einigung über 
einen festen Kostenrahmen, damit 
in Form von Gleitklauseln eine 
jährliche Anpassung der Gebühren 
an die allgemeine Kostenentwicklung 
erfolgen kann . 
Erstmals haben an dieser Arbeitsta­
gung, die seit fünf Jahren stattfindet, 
auch die gesetzlichen Krankenkassen 
und Unfallversicherer teilgenommen. 
Stadler schloß gegenüber diesem 
Kreis nicht aus, daß "die allgemeine 
Kostenentwicklung auf dem Gesund­
heitssektor zu einer Oberschattung 
des Verhandlungsklimas im Luftret­
tungsbereich geführt" habe. 

Pauschale wurde erhöht 

In einer Erklärung des bisherigen 
bayerischen Innenministers Dr. Bruno 
Merk, die während der Tagung veröf­
fentlicht wurde, wurde ebenfalls das 
Problem des Kostenanstiegs aufgegrif­
fen. "Verursacht werden die erheb­
lichen Kostenmehrungen seit 1976 
vor allem durch die Erhöhung der 
Flugstundenpauschale von 650 auf 
800 DM in diesem Jahr und durch 
die volle Anrechnung sämtlicher tech­
nischer Flüge und Zubringerflugzeiten 
für Ersatzmaschinen auf den Ret­
tungsdienst", erklärte Dr. Merk. Der 
bisherige bayerische Staatsminister 
des Innern hatte neben dem Bundes­
innenminister zu den eingeladenen 
Ehrengästen gehört, dann aber nicht 
persönl ich an der Tagung teilnehmen 
kö nnen. Oie von ihm konzipierte An­
sprache für die Konferenz lag den 
Teilnehmern aber vor. 

Merk warnte vor Stagnation und 
Rückschlägen in der bisherigen Ent­
wicklung des Luftrettungsdienstes 
und bat das Bundesinnenministerium, 
die " Messungsgrundlagen für die dem 
Luftrettungsdienst in Rechnung zu 
stellende Flugstundenpauschale zu 
überprüfen". "Geht man von der vom 
Bundesminister des Innern für 1978 
bereits - angeblich verbindlich - mit­
geteilten weiteren Erhöhung auf 
900 DM pro Flugstunde aus, so wer­
den sich für die Rettungshubschrau­
ber zwangsläufig Benutzungsentgel te 
ergeben , die unter Umständen für 
einzelne Standorte in ländlichen Ge­
bieten wirtschaftlich nicht mehr ver­
tretbar sein werden. Dies gilt vor allem 
für die Standorte , die in naher Zukunft 
einzurichten sein werden! " formulierte 
Merk. 

Im Sommer dieses Jahres sollen nach 
der Ankündigung von Bundesminister 
Maihofer in Straubing und im Herbst 

In fünf verschiedenen Arbeitskreise n 
wurden die aktuellen Fragen der Luftret­
tung erörtert. Vor allem die Probleme 
der Finanzierung standen im Vorder­
grund. 

in Saarbrücken neue Rettungsstatio­
nen eröffnet werden. Der Bundesmini­
ster betonte, daß diese Ausbaupläne 
dank der Anstrengungen aller beteilig­
ten Institutionen und Organisationen 
bereits zwei Jahre früher verwirklicht 
werden könnten als ursprünglich ge­
plant. Außerdem plant das bayerische 
Staatsministerium des Innern, einen 
Hubschrauber im Bereich des Allgäus 
zu stationieren. Der Stützpunkt 
Schweinfurt habe bis zur Fertigstel­
lung des neuen Klinikums zurückge­
stellt werden müssen. Stationen in 
den Alpen seien aufgrund der Berg­
unfälle im Sommer und der Skiunfälle 
im Winter von Bedeutung. 

Forderungen der Arbeitskreise 

Einen bundeseinheitlichen Ausbil­
dungskatalog für Sanitäter und Ärzte 
forderte die zuständige Arbeitsgruppe 
der Konferenz, die sich vor allem mit 
der Aus- und Weiterbildung des medi­
zinischen Personals beschäftigte. Ne­
ben mehreren Detailvorstellungen 
sollen Richtlinien für die flugmedizini­
sche und flugtechnische Ausbildung 
des Rettungssanitäters und des Arztes 
erarbeitet werden. Außerdem sind 
die Experten um die Kontinuität des 
Personalstammes der einzelnen Sta­
tionen besorgt, wo eine geringe Zahl 
von Piloten, maximal acht Rettungs­
sanitäter und zehn Ärzte eingesetzt 
werden sollten. Für die Koordinierung 
in der Luttrettung soll ein Arbeitskreis 
"Luftrettung " eingerichtet werden , 

der sich neben den fachlichen Aufga­
ben vor allem mit der Öffentlichkeits­
arbeit befassen soll. Das Modell für 
einen Landeplatz für Hubschrauber 
an einem Krankenhaus soll zu einer 
Vereinheitlichung füh ren. Dazu wurde 
die Forderung nach einer zentralen 
Leitstelle für alle Rettungsdienste er­
hoben, die über den Einsatz der ge­
eigneten Rettungsmittel zu entschei­
den habe. 

Das Finanzierung sproblem soll durch 
eine Beteiligung der Sozialversiche­
rungsträger bei der Festlegung der 
Flugstundenpauschale und eines ein­
heitlichen Kostenschemas für alle 
Stationen transparenter gemacht wer­
den. Diese Beteiligung soll notfalls 
per Gesetzänderung ermöglicht wer­
den. Außerdem schlug die Arbeits­
gruppe vo r, den Finanzan teil des Bun­
des zu erhöhen und nach zu vereinba­
renden Quoten die Kosten auf die 
Trägerorganisationen zu vertei len. 

Als Maßnahmen zur Kostensenkung 
werden die Errichtung eines Hub­
schrauberhangars an jeder Station, 
die Beschäftigung der Luftrettungs­
ärzte und -sanitäter im Krankenhaus 
und die Verbesserung der Einsatzlei­
tung vorgeschlagen . 

Auswertung 
der ADAC-Statistik 

Nach dem Erfahrungsbericht des 
AOAC vom letzten Jahr wurden insge­
samt 9201 Patienten versorgt oder 
mit dem Rettungshubschrauber trans­
portiert. 7988 Rettungseinsätze wur­
den insgesamt geflogen. Allerdings 
erfolgten knapp 45 Prozen t der Flüge, 
insgesamt 3586 an der Zahl , ohne 
Transport. Ein gefährlicher Allgemein­
zustand der Verletzten oder Erkrank­
ten lag in rund 7200 Fällen nach den 
Beobachtungen der Mediziner vor. 
Der Bericht wörtlich: " Das bedeutet 
eine hohe Effizienz des Einsatzes des 
Rettungshubschraubers." Allerdings 
bestätigten die Ärzte die bisher schon 
gemachten Erfahrungen: " Der Ret­
tungshubschrauber wurde vorwiegend 
zu Unfällen gerufen und nur zum ge­
ringeren Grade zu anderen bedrohli­
chen Erkrankungen. Dies steht im 
Gegensatz zum boden gebundenen 
RettungSdienst und Notarztwagenein­
satz. Eine entsprechende Aufklärung­
vor allem im ländlichen Gebiet mit 
mangelnder Intensivbehandlung an 
kleinen Krankenhäusern - wäre sicher 
notwendig und würde zu einer größe­
ren Einsatzfrequenz führen. Das glei­
che gilt für den Transport Frühgebo­
rener und Risi koneugeborener in ent­
sprechende neonatologische Zentren. " 
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Ein Schwalbennest im Puppenhaus 
Die Übungsanlage der Katastrophenschutzschule Bayern entspricht den gestellten Anforderungen 

Art der Obungsanlage 

Auf dem Gelände der Kata­
strophenschutzschule Bay­
ern in Geretsried wurde 
in Anlehnung an den Neu­
bau dieser Schule eine 
Übungsanlage zur Ausbil­
dung der Lehrgangsteil­
nehmer, insbesondere der 
Lehrgangsteilnehmer aus 
dem Fachbereich Bergung, 
erstellt. Es handelt sich 
dabei um eine Kombination 
von mehreren Übungsobiek­
ten. Sie ermöglichen es, 

befindet. Es werden also 
bei Arbeiten in dieser An­
lage keine Anlieger durch 
störende Geräusche belä­
stigt. 

Damit keine unbefugten 
Personen diese Anlage be­
treten können , ist das Ge­
lände auch gegenüber dem 
Schulgelände nochmals 
durch einen Drahtzaun ab­
gesichert. 

Dadurch , daß sich diese 
Übungsanlage innerhalb 
des Schulgeländes befindet, 
entstehen keine langen 
Anmarschwege, so daß die Lehrgangsteilnehmer 

unter Anwendung der zur 
Verfügung stehenden Ge­
räte und der einzelnen 
Bergungsmethoden wirk­
lichkeitsnah auszubilden. 

Blick auf einen Tell der Obungsanlagen der Katastrophen­
schutzschule Bayern in Geretsried, in denen Lehrgangsteil­
nehmer, Insbesondere aus dem Fachbereich Bergung, nach 
neues'e" Gesichtspunkten in der Praxis ausgebildet werden. 

die zur Verfügung stehende 
Zeit voll für die Ausbildung 
verwendet werden kann . 

Die Anlage wird von Süden 
nach Norden von einer 

Beschreibung der 
Obungsanlage 

Das Grundkonzept für diese 
Anlage beruht auf den in 
den sechziger Jahren vom 
damaligen BZB herausge­
gebenen Richtlinien für 

das Anlegen von Übungs­
plätzen für das THW und 
den LS-Bergungsdienst. 

Im allgemeinen ist diese 
Anlage aber aufgrund von 
Erfahrungen bei der Durch­
führung von Bergungsarbei­
ten und entsprechend der 
unbedingt notwendigen 

An der Obungswand für Stemmarbeiten, einer 28 m langen 
und 1,80 m hohen Mauer aus verschiedenen Materialien und 
unterschiedlichen Stärken, lernen die Helfer, wie man In Scha ­
densstellen eindringt, um Verschüttete und Eingeschlossene 
zu bergen. 
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und diesbezüglich mögli­
chen Sicherheit wesentlich 
moderner gestaltet. 

Die Gesamtfläche der An­
lage umfaßt ca. t2 000 m' . 
Sie liegt im nordö stlichen 
Teil des Schu lgeländes, 
wo sich im An schl uß daran 
keine bebaute Fläche mehr 

t 50 m langen, teilweise 
vertrümmerten und an einer 
Stelle von einem " Spreng­
trichter" aufgerissenen 
Straße durchzogen. 

Im Sprengtrichter sind die 
unter der Straße liegenden 
Versorgungs- und Entsor­
gungsleitungen sichtbar, 
und es besteht die Möglich-

Bei den StemmarbeIten werden Werkzeuge und Geräte des 
Bergungszuges angewandt. Die Betonröhren und Masche n­
drahtkäfige vor der Mauer dienen der Erschwernis. Die 
Masc hendrahtkäfige haben den Vorteil , daß die Helfer aul 
das richtige Vorgehen hin beobachtet werden können. 



keit, die Wasserleitung zu 
beschicken, um das Notab­
dichten einer Wasserleitung 
bzw. das Abschiebern zu 
üben. Auch unter dem 
Gehweg ist ein Kabelzug 
angebracht, damit die in 
Wirklichkeit dort verlegten 
Versorgungsleitungen ein­
gebracht werden können . 

Obungswand 
für Stemmarbeiten 
(Lange Mauer) 

Da es für das Gesamtbild 
dieser Anlage und auch 
bezüglich der Ausbildung 
wirklichkeitsnaher erscheint, 
wurde dieses Trümmerob­
jekt nicht so erstellt, daß 
es von beiden Seiten frei 
zugänglich ist. 

Das Objekt wurde vielmehr 
so in die Anlage eingefugt , 
daß es einen zerstörten 
Geländeteil darstellt, an 
dem sich auf der Rückseite 
ein Trümmerhang gebildet 
hat und an dem sich das 
Vordringen zu den Ver­
schütteten am ehesten von 
der Frontseite durch einen 
Mauerdurchbruch anbietet. 

Auf der rückwärtigen Seite 
unter dem Trümmerhang 
verläuft längs der Mauer 
ein Kriechgang , der teil­
weise vertrümmert ist, so 
daß es einmal nach Fertig­
stellen eines Durchbruches 
möglich ist, eingeschlos­
sene Personen aus einem 

'-

"versperrten Raum " zu 
befreien , als auch das wei­
tere Vordringen, z. B. in 
einem mit Trümmer "aus­
gegossenen Raum ", geübt 
werden kann . 

Die ca. 28 m lange und 
1,8 m hohe Mauer ist in 
Abständen von ca. 2,5 m 
aus verschiedenen Materia­
lien und auch in unter­
schiedlichen Stärken herge­
stellt. Es beginnt mit drei 
Ziegel mauern in den Stär­
ken 1-Stein, 1'J, -Stein und 
2-Stein . 

Dem schließen sich zwei 
Arten von Bruchsteinmau­
ern an . Die nächsten Wände 
sind eine 30 cm starke Be­
tonwand und eine 20 cm 
starke Stahlbetonwand. 
Es folgen dann eine Mauer 
aus Hohlblock und eine 
aus Gasbeton. Den Ab­
schluß bildet eine 1-Stein­
Ziegel mauer. 

An der Vorderseite sind 
mehrere Betonrohre 
(0 80 cm) und Maschen­
drahtkäfige (60/80 cm bzw. 
80/80 cm) an die Mauer 
angestellt. In diesen Beton­
rohren bzw. Maschendraht­
käfigen liegend, können 
nun zwei Helfer mit Meißel 
und Fäustel aus dem Trage­
satz C einen Mauerdurch­
bruch von ca. 40 x 60 cm 
durch die Übungswand 
stemmen. 

Die Maschendrahtkäfige 
haben den Vorteil , daß die 
Helfer auf das richtige Vor-

Hier wird das Bergen eines Verletzten durch Mauerdu rchbruch 
und Betonröhre geübt. Auf der rückwärtigen Seite der Mauer 
unter einem Trümmerhang verlä uft lä ngs der Mauer ein 
teilweise vertrümmerter Kri echgang, aus dem nach dem 
Durchbruch die Eingeschlosse nen befrei t we rd en müsse n. 

gehen hin beobachtet wer­
den können . 

Neben dem Üben von Mau­
erdurchbrüchen bietet diese 
Übungswand auch noch 
Ausbildungsmöglichkeiten 
für die K-Brennschneidlehr­
gänge. 

Zu diesem Zweck werden 
an der Innenseite der Mauer 
(Kriech gang) Rohre und 
Profileisenteile in den Bo­
den geschlagen und an 
der Oberseite verkeilt. 

Die Lehrgangsteilnehmer 
des K-Brennschneidlehr­
ganges müssen nun dieses 
Stahlgewirr " vor Kopf" 
durchschneiden, damit ein 
weiteres Vordringen mög­
lich wird . 

Die gleiche Übung des Me­
talltrennens kann auch un­
ter Verwendung der Metali­
handsäge aus dem Trage­
satz durchgeführt werden. 
Sie läßt sich ebenfalls nach 
Anbringung von Balken­
und Bretterteilen mit der 
Handstichsäge durchführen. 

Holzbalkendecken­
haus 

Dieses Objekt stellt ein teil­
zusammengebrochenes 
Wohnhaus in der üblichen 
Bauart mit Ziegelmauerwerk 
und Holzbalkendecken dar, 
wie sie heute noch vielfach 
zu finden sind . 

Beim Zusammenbruch der 

" 

rückwärtigen Hälfte dieses 
Gebäudes hat sich an bei­
den Seiten und auf der 
Rückseite ein "Trümmer­
hang" gebildet. 

Der als oberer Abschluß 
stehengebliebene Dachstuhl 
bietet noch mehrere Befe­
stigungsmöglichkeiten für 
verschiedene Bergungsme­
thoden . 

Der aufgebrachte Fußboden 
ist in einem bestimmten 
Bereich auf verschiedene 
Arten und aus verschiede­
nen Materialien hergestell t. 
Oie untere Seite dieser Dek­
ken ist offen , so daß die 
Balken sichtbar sind. Da­
durch kann der Helfer die 
Abstände der einzelnen 
Balken sehen . Evtl. kann 
hier für den Nichtfachmann 
vom Ortbalken her die gün­
stige Stelle für den Decken­
durchbruch sichtbar aus­
gemessen werden. 

Zum anderen besteht aber 
auch die Möglichkeit, die 
Decken mit den übl ichen 
Materialien zu verkleiden, 
damit die Lage beim Her­
stellen eines Durchbruches 
der Wirklichkeit entspricht. 

Damit aber nicht immer 
wieder Originaldecken mit 
Zwischenboden (Fehlboden) 
zerstört werden , wurden 
Muster von drei Holzbal­
kendeckenarten als An­
schauungsmaterial angefer­
tigt. 

Diese Muster sind in ver­
schiedenen Fußboden arten 

.. 

An diesen 
Betonklötzen 
wird das 
Arbeiten mit 
dem Motor­
Aufreiß- und 
BOhrhammer 
geübt. 
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und auf der Unterseite mit 
verschiedenen für diese 
Zwecke gebräuchlichen 
Materialien abgedeckt. Da-
mit der Helfer aber auch 
das " Innenleben" dieser 
Decken sieht, ist auch -
wie im Original - der Zwi-
schenboden mit den ver-
schiedenartigen Füllungen 
von außen über eine PIexi-
glasscheibe sichtbar ange-
bracht. 

Dadurch können dem Helfer 
jene Hindernisse gezeigt 
werden , die sich beim 
Durchschneiden dieser 
Decken in den Weg stellen. 

Neben den bereits ange-
sprachenen Möglichkeiten 
läßt sich an diesem Teilzu-
sammenbruch sowohl das 
Einsteigen in ein Gebäude 
als auch das Herunterführen 
im Paßgang und das Herun-
tertragen im Reitsitz sowie 
das Heruntertragen im 
Schultertragegriff üben. 

Dieses Objekt ist also insbe-
sondere für leichtere Obun-
gen mit den Leitern , aber 
auch zum Herstellen von 
Deckendurchbrüchen und 
dadurch zu Ablaßübungen 
mittels Zweimann-Vier-
mann-Methoden geeignet. 
Auch zum Aussuchen von 
geeigneten Befestigungs-
punkten am noch teilweise 
stehenden Dachstuhl für 
weitere Bergungsmethoden 
bietet sich das Objekt an . 
Dieses Gebäude ist mit ei-
ner Höhe von ca. 11 mals 
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Dieses 
Obungsob/ekt, 
ein Holzbal­
kendecken­
haus, stellt 
ein te ilzusam­
mengebroche­
nes Wohnhaus 
in der üblichen 
Bauart mit 
Ziegel mauer­
werk und 
Holzbalken­
decken dar. 
Es ist beson­
ders für lelch-
tere Ber-
gungsübungen 
verschiedener 
Art geeignet. 

4-geschossiger Betonske-
lettbau ausgeführt. Die Aus-
fachung der Fassade ist 
aus verschiedenen Teilen 
bzw. Materialien , wie vorge-
hängte Betonfertigteile, 
Betonhohlblocksteine, Stahl 
und Eternit (Fensterfront), 
ausgeführt. 

Von der Rückseite her ge-
sehen , stellt dieses Objekt 
ein "Puppenhaus" dar, an 
dem sich im Obergeschoß 
ein "Schwalbennest" gebil-
det hat. Die Vertrümmerung 
auf der Rückseite entspricht 
der Bauart des Gebäudes, 
wobe i hier graßbrackige 
Trümmer in Form von klei-
nen und größeren Beton-
platten als Schichtung 
übereinanderliegen. 

Durch diese Vertrümmerung 
soll dem Helfer der Unter-
schied gezeigt werden zwi-
schen Trümmern aus einem 
Mauerwerkbau , die ja meist 
kleinbrockig sind, und 
Trümmern bei Verwendung 
von Betonfertigteilen , die 
wesentlich größer sind und 
deren Einzelteile dadurch 
mehr Gewicht haben. Es 
haben sich aber auch ent-
schieden mehr und größere 
Hohlräume gebildet. 

An beiden Seiten des Hau-
ses besteht die Vertrümme-
rung des Gebäudezusam-
menbruchs entsprechend 
aus Betonbrocken und Be-
tontei len, die sehr stark 
bewehrt sind . Daß hier der 
Transport "Verletzter über 

Trümmer" mit erheblichen 
Schwierigkeiten verbunden 
ist, bedarf kaum der Erwäh-
nung. 

Dieses in seiner Grundfe-
stigkeit erhaltene ca. t 1 m 
hohe Gebäude ist sehr gut 
zur Durchführung aller 
Bergungsmethoden aus 
Höhen geeignet. Ob es sich 
hierbei um "Senkrechtes 
Ablassen" oder Ablassen 
über eine Ro lle mittels Aus-
Ieger, Lastarm, Mastkran, 
bzw. um Übungen mit Lei-
tern (" schiefe Ebene" ) han-
delt oder um das Herstellen 
einer Seilbahn. 

Aufgrund der bereits ange-
sprochenen Vertrümmerung 
kann aber auch das Anhe-
ben von Betonteilen und 
Betonplatten, unter denen 
Personen eingeklemmt sind , 
geübt werden. 

Kombinierte 
Obungsanlage 

Dieses Gebäude hat mit 
dem teilweise zerstörten 
Dachgeschoß eine Höhe 
von ca. 12 m. Der vordere 
Teil des Gebäudes ist im 
Mittelbereich (Treppenhaus) 
noch stehengeblieben ; nach 
hinten und zu beiden Seiten 
hin haben sich Trümmer-
hänge gebildet. Das Haus 
ist ganz unterkellert, wobei 
im rückwärtigen Teil des 
Erdgeschosses und im Kel-
lerbereich dreifach überein-

Eine der 
ü bungen am 
Holzbalken­
deckenhaus: 
Das Ablasse n 
einer Trage 
mit einem 
Leite rh ebel. 

anderliegend und seitlich 
versetzt Kriechgänge mit 
Nischen und Kammern zum 
Auslegen von Verletztendar-
stellern angelegt sind. Da 
auch am Tage in den 
Kriechgängen teilweise 
Dunkelheit herrscht, ist 
die Mitnahme von Beleuch-
tungsmitteln bei Übungen 
in diesen Räumen unerläß-
lieh . Die übereinanderlie-
genden Kriechstrecken sind 
durch sChachtartige Ab-
und Aufstiege miteinander 
verbunden , wobei ein zu 
frühes Verlassen dieser 
Strecke durch Stahlvor-
hänge verhindert wird und 
der Helfer beobachtet wer-
den kann. Zum anderen 
besteht aber jederzeit die 
Möglichkeit, über diese 
Stahlvorhänge im Notfall 
von außen Hilfe zu leisten. 

In einem Kellerraum liegen, 
wie heruntergebrochen, 
Decken zur Darstellung 
einer Schichtung. Hier kann 
das An heben von Decken 
bzw. das Vordringen in 
einer "Schichtung" geübt 
werden , soweit es zum Be-
freien von eingeklemmten 
Personen erforderlich ist. 

Der Zugang zum Einstieg 
in die unterste Kriech-
strecke wird von einer Seite 
her durch eine " hängende 
Rutschfläche", die oben 
an Scharnieren befestigt 
ist, versperrt. Dadurch kann 
diese hängende R utschflä-
che mit der erforderlichen 



Das Fassadenhaus Ist mit einer Höhe von ca. 11 mals vier­
geschossiger Betonskelettbau ausgeführt. Von der Rückseite 
her gesehen, stellt dieses Objekt ei n "Puppenhaus" da r, an 
dem sich im Obergeschoß ein "Schwalbennest" gebildet hat, 
wie das in der Fachsprache heißt. 

Sicherheit so hoch gehoben 
werden, daß ein wei teres 
Vordringen möglich ist. 

Über die im Straßenbereich 
verlegte und mit Schiebern 
und Absperrventilen für 
Hausanschlüsse versehene 
Wasserleitung , die über 
einen Unterfluhydrant be­
schickt werden kann , ist 
es möglich, plötzlichen 
Wassereinbruch im Keller 
darzustellen. Der dort arbei­
tende Helfer soll dadurch 
aufgefordert werden, die 
notwendigen Maßnahmen 
zu treffen , wie z. B. das 
Absperrventil schließen . 

Das so eingelaufene Wasser 
wie auch eingedrungene 
Regenwasser läuft im Keller 
in zwei Pumpensümpfe. 

Das In seiner 
Grundfestigkeit 
erhaltene Fassa­
denhaus ist sehr 
gut zum Üben 
aller Bergungs­
methoden aus 
Höhen geeignet, 
z. B. zum senk­
rechten Ablas­
sen oder Ablas­
sen über eine 
Rolle , zu Übungen 
mit Leitern oder 
zum Herstellen 
einer Seilbahn. 

Zum Entfernen des Wassers 
wird die Schmutzwasser­
pumpe verwendet. Dadurch 
können die Helfer gleichzei­
tig im Umgang und in der 
Verwendung dieser Pumpe 
ausgebildet werden . 

Wie zu Anfang bereits er­
wähnt, ist dieses Gebäude 
im Mittelbereich stehen ge­
blieben . Neben den bereits 
beim Fassadenhaus ange­
sprochenen Methoden zur 
Bergung aus Höhen können 
an diesem Geländeteil jene 
Methoden angewandt wer­
den, die sich aufgrund von 
angebrachten Balkonen 
ergeben. 

Außerdem können über 
einen Deckendurchbruch 
in einer Massivdecke "Ver-

Die Vertrümmerung auf der Rückseite des Betonskelettbaus 
entspricht der Bauart des Gebäudes. Die großbrockigen Beton­
platten mit ihrem großen Gewicht. die In Schichtung übereinan­
derliegen, stellen bei der Bergung hohe Anforderungen an die 
Helfer. 

letzte" mittels Zweimann­
Viermann-Methode abgelas­
sen werden . 

Zusammenfassend kann 
für dieses Objekt gesagt 
werden, daß es wi rklich 
eine kombinierte Übungsan­
lage ist. Es können hier 
eine Vielzahl von Methoden 
und Möglichkeiten, wie 
sie bei Bergung aus Tiefen 
und Trümmern als auch 
beim Bergen aus Höhen 
Anwendung finden , durch­
geführt werden . 

Auch das Befreien von ein­
geklemmten und einge­
schlossenen Personen aus 
bestimmten Schadensele­
menten unter Anwendung 
der vorhandenen Bergungs­
geräte kann geübt werden . 

Über die Trümmer dieses 
Gebäudes , weiter über die 
großbrockigen und teilweise 
bewehrten Trümmer vom 
zerstörten Teil des Fassa­
denhauses und weiter über 
die' mit Balken von Dach­
stuh l und den Decken ver­
mischten Trümmer des 
Holzbalkendeckenhauses 
und den ca. 30 m langen 
Trümmerhang der langen 
Mauer ergibt sich ein 
schwieriger Weg zum Üben 
des Transportes Verletzter 
über Trümmer. 

Der Weg über diese Trüm­
mer kann auch in Gegen­
richtung als Übungsstrecke 
für den Transport des Gerä­
tesatzes MKW als Traglast 

verwendet werden . Diese 
kombinierte Übungsanlage 
mit den Kriechstrecken , 
Schächten , Auf- und Ab­
stiegen und eingebauten 
Hindernissen eignet sich 
natürlich auch vorzüglich 
zur Ausbildung der Helfer 
in schwerem Atemschutz. 

Trümmerkegel 

Dieses Objekt stellt ein total 
zusammengebrochenes 
Gebäude dar. Der dabei 
entstandene Trümmerkegel 
hat einen Durchmesser 
von ca. 20 m und eine Höhe 
von ca. 5,5 m. Unter diesem 
Trümmerkegel ist eine von 
der Mittenstalion mit fünf 
abzweigenden Gängen ver­
sehene Rohrspinne einge­
baut. 

Der in der Mittenstation 
angebrachte Sickerschacht 
dient der Entwässerung, 
da auch in dieser Anlage 
ein plötzlicher Wasserein­
bruch erzeugt werden kann. 
Nach oben bildet ein Entlüf­
tungskamin den Abschluß. 
Zum Auslegen von Verletz­
tendarsteIlern sind in jedem 
Abzweig besondere Statio­
nen eingebaut. Damit in 
dieser Rohrspinne den ar­
beitenden Helfern der zu 
nehmende Weg vorge­
schrieben wird , können 
an mehreren Stellen Stahl­
vorhänge vorgezogen wer­
den, die, mit Wolldecken 
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Dieser 12 m hohe 
Rest eines Ge­
bäudes, die sog. 
kombinierte 
Übungsanlage, 
ist ganz unterkel· 
lert, wobe i im 
rückwartlgen 
Teil des Erdge­
schosses und 
im Kellerbereich 
dreifach überein­
anderliegend 
und seitlich ver· 
setzt Kriechgänge 
mit Nischen und 
Kammern zum 
Auslegen von 
Verletztenda rstel ­
lern angelegt 
sind. 

Durch einen Dek­
kendurchbruch 
in einer Massiv­
decke der kombi · 
nierten Übungs­
anlage kann 
das Ablassen 
von Verletzten 
mittels Zeimann· 
Viermann-Me ­
thode geübt wer­
den. 

, 

Oben : Einer der Verletztendarsteller, den es zu bergen gilt. Oie 
übereinanderliegenden Kriechstrecken sind durch schachtartige 
Ab- und Aufstiege miteinander verbunden, die zur Erschwerung 
durch Stahlvorhänge gesperrt werden können. - Unten: In einem 
Kellerraum liegen, wie heruntergebrochen, Decken zur Darstel­
lung einer Schichtung. Hier muß das Anheben von Decken mit 
Hilfe von Öldruckhebern, soweit es zum Befreien eingeschlosse· 
ner Personen erforderlich ist, geübt werden. 

Recht mühselig Ist der Trans­
port Verletzter über die Trüm­
mer dieses Gebaudes weiter 
uber die großbrockigen und 
teilweise bewehrten Trümmer 
des Fassadenhauses und 
weiter über die vermischten 
Trümmer des Holzbalkendek­
kenhauses sowie über den 
ca. 30 m langen Trummerhang 
der Übungswand. 



Der Trümmerkegel, ein weite­
res Obungsobjekt, hat einen 
Durchmesser von ca. 20 m 
und eine Höhe von 5,50 m. 
Unter diesem Trümmerkegel 
Ist eine von der Mittenstation 
mit fünf abzweigenden Gängen 
versehene Rohrspinne einge­
baut. Unser Bild zeigt Helfer 
beim "Orten". 

o. ä. verhängt, den Hali 
bei Hilferufen des Verletz­
tendarstellers auf den ent­
sprechenden Gangteil be­
schränken , um zu verhin­
dern , daß Fehlortungen 
durch Hallerscheinungen 
entstehen. 

Aus diesem Grunde ist auch 
ein eingebauter Notausstieg 
mit einer schalldichten 
Klappe versehen , die nur 
von außen geöffnet werden 
kann . 

Die Stationen zum Auslegen 
von Verletztendarstellern 
sind teilweise mit richtung­
weisenden Schalleitern 
(Doppel-T-Träger, Salken) 
und nicht richtungweisenden 
Schalleitern versehen , die 
unter dem Trümmerkegel 
liegen und aus Heizungs­
rohren im Ringleitungssy­
stem mit Abzweigen nach 
außen und nach innen be­
stehen . Zwei unter den 
Trümmern liegende Ein­
stiege zu Verletztendarstel­
lerstationen sind wegen 
der darauf lastenden Trüm­
mer mit einer befahrbaren 
Grubenabdeckung verse­
hen. An diesen Stellen kön­
nen nach dem "Orten " über 
einen in die Trümmer hinein 
hergestellten "offenen Ein­
schnitt" die in einem "ver-

sperrten Raum " einge­
schlossenen Personen be­
freit werden . 

An diesem Trümmerkegel, 
an dem sich auch " Rand­
trümmer A und S" gebi ldet 
haben, kann also neben 
den beim Bergungsdienst 
gebräuchlichen Ortungsver­
fahren auch das Sergen 
aus Trümmern geübt wer­
den. 

Trümmerkeller 

Diese Anlage mit einer 
Länge von ca. 30 m soll 
eine zerstörte Reihenhaus­
anlage darstellen . Es wurde 
hier eine Konstruktion ge­
wählt, die acht verschiedene 
Kellerräume nebeneinander 
zeigt, welche durch die 
verschiedenartigsten For­
men der Grundmauern von­
einander getrennt sind . 
Die Außenmauer ist aus 
Stahlbeton . Raum I und 
Raum 11 sind durch eine 
1 '/, -Stein-Ziegelmauer ge­
trennt. Die Trennwand zwi­
schen Raum 11 und Raum 111 
besteht aus Stampfbeton. 
Um von Raum 111 in den 
Raum IV zu gelangen, muß 
zuerst eine Wand aus 
Schwemmstein durchbro-

, , 

An zwei Stellen ist der Trümmerkegel baulich so gesichert, daß 
nach dem "Orten" über einen in die Trümmer hinein hergestell­
ten "offenen Einschnitt" die in einem "versperrten Raum" einge­
schlossenen Personen befreit werden können. 

Verglichen mit dem unterirdischen Vorarbeiten zu den Verletz­
tendarstellern, wie z. B. durch verschiedene Grundmauern der 
Trümmerkeller hindurch, ist das eigentliche Bergen nicht mehr 
so schwer. 
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An der Obungsbahn "Hebel-Heber" erwerben die Helfer einen 
Teil der Vorkenntnisse , die sie benötigen, um mit den Werkzeu­
gen der Trageausrüstung In zerstörten Gebäuden liegende Mau­
erwerks- und Deckenteile anheben und verschieben zu können. 

chen werden . Der Raum IV 
wird vom Raum V durch 
ein 2-Stein-Ziegelmauer­
werk getrennt. Die Tren­
nung zwischen Raum V 
und Raum VI erfolgt durch 
eine Bruchsteinmauer. Um 
vom Raum VI in den Raum 
VII zu gelangen, ist ein 
Durchbruch durch eine 
35 cm starke Stahlbeton­
wand erforderlich . Den Ab­
schluß zwischen Raum VII 
und Raum VIII bildet wieder 
eine Ziegel mauer mit 24 cm 
Stärke. 

Die Verletztendarsteller 
können hier von der Rück-
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seite her ausgelegt werden . 
Im Anschluß daran können 
die Zugangsmöglichkeiten 
mit Trümmern verschüttet 
werden . Die Bergung erfolgt 
entweder durch Freilegen 
eines an den Seiten ange­
brachten Lichtschachtes 
und anschließenden Innen­
mauerdurchbruch oder 
Durchbrechen der Außen­
mauer mit anschließendem 
Durchbruch durch die In­
nenmauern. 

In diesen Räumen kann 
besonders auch der Einsatz 
des Bohr- und Aufreißham­
mers unter erschwerten 

Die Telefonzelle und ihre Einrichtungen sind zerstort. Helfer 
zeigen, wie sie mit Hilfe eines Feldfernsprechers die noch Intakt 
gebliebenen unterirdisch verlegten Kabel des Telefonnetzes 
- z. B. für die Einrichtung einer Zugbefehlsstelle - benutzen 
können. 

Zur Obungsanlage gehört auch 
dieser lösch- und Übungs­
teich, der neben seinem Zweck 
als Wasserentnahmestelle im 
Brandfalle auch bei der Aus­
bildung von Brandschutz­
kräften durch den BVS sowie 
zum Üben des Transports Ver­
letzter uber Hindernisse 
dient 

Bedingungen geübt werden . 
Die ca. 30 m lange Trüm­
merstrecke eignet sich auch 
zu Transportubungen über 
Trümmer. 

Obungsbahn 
" Hebel-Heber" 

Diese Hebel-Heberbahn 
fur praktische Übungen 
mit den Werkzeugen der 
Trageausrüstung und unter 
Verwendung von Brech­
stangen als auch von 01-
druckhebern und Stahlwin­
den zum Heben und Ver­
schieben von Lasten ist 

so bekannt, daß auf eine 
eingehende Beschreibung 
verzichtet werden kann. 

Im allgemeinen geht es 
hier darum , die dort lagern­
den Betonteile und ausge­
rich teten Trockenmauern 
unter Anwendung der o. g. 
Werkzeuge und Geräte und 
unter richtigem Unterklot­
zen soweit anzuheben, daß 
eine Person unten durch­
kriechen kann bzw. daß 
die eingeklemmte Person 
befreit werden kann . 

An diesem Objekt werden 
den Helfer also die Vor­
kenntnisse gelehrt, die er­
forderlich sind, um in zer­
störten Gebäuden liegende 
Mauerwerks- und Decken­
teile mit der gebotenen 
Sicherhei t anheben und 
verschieben zu können. 

Der Lösch- und 
Obungsteich 

Dieses Objekt dient neben 
seinen Au fgaben als Was­
serentnahmestelle im 
Brand falle auch zur Ausbil­
dung der Brandschutzkräfte 
in Lehrgängen des Bundes­
verbandes für den Selbst­
schutz. 

Fur den Bergungsdienst 
wird dieser ca. 20 m lange 
und 1,5 m tiefe Löschwas­
serteich auch für das Üben 
des Transports Verletzter 
über Hindernisse verwendet. 
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Der Bundesverband für den Selbstschutz, 

kurz BVS, ruft Euch zum Mitmalen auf. 

Wasmacht 
derBYS? 

Erst die Vorstellung, damit Ihr wißt, mit 
wem Ihr's zu tun habt Der BVS hat die Auf­
gabe, alle Bewohner der Bundesrepublik über 
Gefahren, wie sie in Friedens- und Kriegs­
zeiten auftreten können, zu informieren. Vor 
allen Dingen gibt er darüber Auskunft, wie 
sich jeder vor diesen Gefahren schützen und 
aus Not- und Unfallsituationen helfen kann. 

Manch einer von Euch hat sicher schon 
durch Zeitung oder Fernsehen etwas über die 
internationalen Bestrebungen um Abrüstung 
erfahren. Überall bemühen sich die Men­
schen.miteinander in Frieden zu leben. Wer 
mag schon den Krieg und den Einsatz von 
Waffen?! Trotzdem sollte man vorsorgen. 

Man sollte \I issen, wie und wo man sich 
schützen und in icherheit bringen kann, 
denn vorsorgt n ist besser als heilen! Das gilt 
aber nicht nur für die schlimmste Katastro­
phe, den Krieg, sOlldern auch für alle anderen 
Katastrophen und Unfä lle. Denkt doch nur 
ei nmal an: 

Sturmfluten, Waldbrände, 
Überschwemmungen, 
Gasexplosionen in Wohngebieten, 
Häuserbrände, Eisenbahnunglücke, 
Unfälle auf der Straße, in der 
Wohnung, beim Wandern oder 
Schwimmen, bei Sport und Spiel. 

Blitzschlag und Unwetter, aber auch eine 
glimmende Zigarettenkippe im Wald können 
großen Schaden anrichten. Der vereiste Bür­
gersteig vor Eurer Haustü r, eine achtlos weg­
geworfene Obstschale, können Euch in 
schlimme Situationen bringen. 

Vi elleicht werdet Ihr jetzt sagen, das 
interessiert mich nicht! "/' 
Mir passiert schon nichts! Aber !f .• 
könnt Ihr da so sicher sein? Oder weshalb 
bemühen sich viele Menschen so intensiv um 
Sicherheit? Warum sorgen sie vor, z. B. mit 
Feuerlöschern, Sicherheitsgurten, Verband­
kästen? 

Warum schließen Deine Eltern Versiche­
rungen ab, legen einen Lebensmittelvorrat an 
oder richten sogar einen Schutzraum ein? 
Warum baut man in großen Gebäuden ot­
ausgänge und Feuertreppen? Warum gibt's 
überall Notrufsäulen? Weshalb gibt es in 
jeder Stadt einen Rettungsdienst? Was meint 
Ihr? Doch deshalb, weil es klüger ist,von An­
fang an dafür zu sorgen, daß es gar nicht erst 
zu Unfällen kommt 



So wird's gemacht: 
Im T ext auf der linken Seite findet Ihr eine Menge Stich­

worte, die Euch Anhaltspunkte für Eure Bilder geben. Hier 

noch ein paar Stichwort~~e:~: ~~~~~~~~~~~~ 

~~:>;.. was man damit macht 
und malt! Ja, was denn? un zum Beispiel: 
Male, wie Du Dich schon einmal aus einer schwierigen Lage 
befreit hast! 

I Oder male, wie Du Dir eine solche Situation vorstells t! 
Oder male ein Erlebnis, bei dem Du beobachtet hast, wie 
man jemandem aus einer Unglückssituation geholfen hat! 
Oder male einen Unfall! 

male ein Katastrophenereignis! 
Oder überlege einmal, wie und wo es zu Unfällen kom­

e men kann! Was wird getan, um Unfälle verschiedenster 
Art zu verhindern? Male eine Situation, die zeigt, daß durch 
eine Warnung, durch das Eingreifen von Personen oder durch 
eine gute Vorsorge ein Unfall verhindert werden kann! So, auf 
geht's, kramt in Euren Erlebnissen und in Eurer Phantasie! 
Ihr könnt Buntstifte, Wasser- oder Plakafarben verwenden, 
jede T echnik ist erlaubt Euer Blatt muß mindestens DIN A 4-
Größe (29,7 x 21,0 cm) haben. 

Die 24 besten Bilder werden prämiiert 

Teilnehmer 
Mitmachen können alle 

im Alter von 8 bis 13 Jahren. 
Ausgenommen sind die Ange­
hörigen der Mitarbeiter der 
Bundeshauptstelle und der 
Bundesschule des Bundesver­
bandes für den Selbstschutz. 

Füllt bitte den Coupon gut 
leserlich aus und legt ihn in 
den Umschlag. Habt Ihr keinen 
Coupon, schreibt Eure Adresse 
aufs Bild oder fordert weitere 
Prospekte an. Ihr könnt ein 
oder mehrere Bilder ein­
schicken. 

45. September jQZ):Post­
stempel) 
Eure Bilder schickt bitte an: 
BVS-Mal-Wettbewerb 
Postfach 
5000 Kölg 41 

Mit seiner Einsendu ng unterwi rft sich 
jeder Teilnehmer der Entscheidung der 
Jury. Gegebenenfalls entscheidet das 
Los. Der Rechtsweg ist ausgeschlossen. 
Jeder Teilnehmer räumt dem BVS das 
einfache Nutzungs recht an 
seiner Arbeit ein. 

1. 'ftl?As JOD DM Als 4.-24. Preis gibt's prima 
• Prr:A- 0 Mal- und Zeichenzubehör. 

, ' 1)."".--' Die amen der Gewinner 
~rtt:fS 512 DM und die besten Bilder werden 

in unserer Zeitschrift, dem ZS-MAGAZIN, ver­
öffentlich t Vielleicht machen wir aus Euren Bildern 
eine Wanderausstellung im ganzen Bundesgebiet 
Nach Abschluß des Wettbewerbs hört Ihr darüber mehr! 



Hallo Eltern! 
" 
Mitmenschli ches Verhalten in alltäg-

lichen Situationen" 
Ein Malwettbewerb für Ihre Kinder! 

Gefahren beglei ten Sie und Ihre Kinder 
ständig. Wo Sie sich aufhalten, in der Schule, 
auf der Straße, im Betrieb, sogar zu Hause. 
Überall kann ein Unfall passieren. Das wissen 
wir aber die Gedanken daran schütteln wir , 
ab. 

Durch das Fernsehen, den Rundfunk, 
durch die Presse oder direkt von Bekannten 
hören Sie Meldungen über Katastroph en, Un­
fälle oder Kriegshandlungen, in die die Be­
troffenen von einem Augenblick in den ande­
ren hineingeraten sind. 

Im Augenblick ist man dann voll Mit­
gefühl. Bald aber scheinen diese Ereignisse 
weit entfernt und man befaßt sich nicht wei­
ter damit Gedanken an Not- und Unglücks­
situationen werden unterdrückt 

Durch den Malwettbewerb möchten wir 
Ihre Kinder zum Überlegen anregen und auf­
ford ern, erlebte oder erdachte Gefah­
rensituationen, Hilfeleistungen, vorbeugende 
Maßnahmen usw., aufzu malen. 

Übrigens, kurz noch einige Worte 
über den BVS und darüber, was Selbst­
schutz bedeutet Sich selbst und anderen rich­
tig und schnell zu helfen is t nicht imm~r ein­
fach. Oftmals handelt man gefühlsmäßIg 
richtig, sicherer ist es jedoch, wenn man das 
Helfen gelernt hat und weiß, wie man den 

verschiedensten Gefah­
ren begegnet und 

Vorsorge treffen 
kann. 

Das bezeichnet der BVS als Selbstschutz. Er 
meint damit alle vorbeugenden und abweh­
renden Maßnahmen, die der einzelne und die 
Gemeinschaft ergreifen können, um Schäden 
an Leben, Gesundheit und Besitz zu verhin­
dern, zu mildern oder zu beseitigen, die durch 
Unglücksfälle, Katastrophen oder Waffen­
wirkungen erwachsen können. Der BVS hat 
den gesetzlichen Auftrag, die Bevölkerung 
über die Wirkung von Angriffswaffen und 
Schutzmöglichkeiten aufzuklären, insbeson­
dere auch über die Aufgaben und Maßnah­
men des Selbstschutzes. Außerdem führt er 
Selbstschutz-Grundlehrgänge durch. 

In diesen Kursen werden Sie über Waf­
feneinwirkungen und wirksame Schutzmög­
lichkeiten sowie über richtiges Verhalten im 
Verteidigungsfall und bei Katastrophen infor­
mi ert Sie erfahren, wie man in längerdauern­
den Gefahrensituationen, z. B. mit Hilfe einer 
gut zusammengestellten Lebensmittelreser­
ve, weiterleben kann. 

Ein wichtiger T eil im Programm für den 
Selbstschutz-Grundlehrgang ist den lebens­
rettenden Sofortmaßnahmen gewidmet 
Außerdem können Sie erlernen und üben, wie 
man mit Feuerlöschern umgeht und in Brand 
geratene Kleidung ablöscht Jeder ab 15 Jah­
ren kann mitmachen. Der Selbstschutz­
Grundlehrgang ist kostenlos. Wenden Sie sich 
an eine Dienststelle des Bundesverbandes 
für den Selbstschutz! 
Die Adresse erfahren Sie in Ihrem Rathaus. 

BVS-Mal-Wettbewerb 
Postfach 

5000 Köln 41 
__ _ ~"' __ • .i 

I Coupon 
I BVS-Mal-Wettbewerb 
I Name: Vorname: ________ _ 

I Alter: Straße: ______ Nr. _ 

PLZ: Wohnort: Bundesland: _____ _ 



Horst Pieper 

Seit zwei Jahren wirkt die DLRG auch im erweiterten 
Katastrophenschutz mit 

Die DLRG erfüllt in ihrem 
Arbeitsfeld humanitäre Aufgaben 
Mit über 450000 Mitgliedern ist die DLRG die größte 
Wasserrettungsorganisation der Welt 

DlRG-Taucher auf dem Rhein bel Bonn im Einsatz. 

Als größte freiwillige Wasserrettungs­
organisation der Welt kann sich die 
Deutsche Lebens-Rettungs-Gesell­
schaft bezeichnen , die heute über 
450000 Mitglieder zählt. Vor zwei 
Jahren wurde der DLRG, die sich en­
gagiert um die Anerkennung als Orga­
nisation im erweiterten Katastrophen­
schutz bemüht hatte, durch den Bun­
desminister des Innern diese Anerken ­
nung als mitwirkende Hilfsorganisation 
ausgesprochen. Das Datum gehört 
bereits zu den geschichtlichen Daten 
der DLRG: Seit dem 18. Juli 1975 ge­
hört die DLRG zum erweiterten Kata­
strophenschutz. 

Wichtige Entscheidung 

" Wir sind die einzige Organisation , 
die selbst um die Anerkennung und 
Mitwirkung im Katastrophenschutz 
nachgesucht hat", berichtet Vizepräsi­
dent Jan Schmitz, zugleich Ständiger 
Vertreter seiner Organisation (siehe 
auch nachstehendes Interview) in der 
Bundeshauptstadt, von dieser Ent­
wicklung . Bereits knapp zwei Monate 
zuvor, am 26. Mai 1975. wirkte die 
DLRG erstmals in der Ständigen Kon­
ferenz "Rettungswesen " mit. Ende 
letzten Jahres erfolgte dann zunächst 
für den DLRG-Landesverband Bayern 

die Aufnahme in den Kreis der Behör­
den und Organisationen mit Sicher­
heitsaufgaben , die vom Bundesmini­
ster für das Post- und Fernmeldewe­
sen vorgenommen wurde. Dies hat 
vor allem funktechnische Auswirkun­
gen gemäß den Meterwellenfunk­
Richtlinien BOS. Außerdem begannen 
die Verhandlungen mit der Wasser­
wacht des Deutschen Roten Kreuzes 
und dem Technischen Hilfswerk. 
Der Vorstand der Deutschen Lebens­
Rettungs-Gesellschaft hat diese Ent­
scheidung in seinem Tätigkeitsbericht 
aufgeführt, der bei der Bundestagung 
der Organisation vor wenigen Wochen 
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Rette r In der Not: Ein gekenterter Segler Ist zu bergen. 

,I. J! 1\ 

/ 

Ol RG·Helfer auf dem Eis. - Bergung eines Veru nglückten. 

• 

Ein Tauchgang unter einer Eisdecke bel der Suche nach Unfallopfe rn gehört zu den 
hä rtesten Bela stungsproben, die die Retlungstaucher zu bestehen haben. Nu r angesei lt 
steigen die OlRG· Froschmänner in das Wasser. 
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in Ludwigshafen zur Debatte stand 
und von den Delegierten zustimmend 
aufgenommen wurde. Drei Jahre zuvor 
hatte der Präsident der DLRG, der 
Saarbrückener Professor Josef 
N. Schmitz, nach seiner Wahl in das 
höchste Amt der Organisation in sei­
nem Grundsatzreferat das Selbstver­
ständnis der Deutschen Lebens-Ret­
tungs-Gesellschaft neu interpretiert 
und dabei den humanitären Charakter 
besonders unterstrichen. " Die DLRG 
erfüllt in ihrem Arbeitsfeld humanitäre 
Aufgaben , als alle ausgebildeten Ret­
ter in die Verantwortung der vorbeu­
genden und aktiven Obsorge des Le­
bens anderer genommen werden! " 
Professor Schmitz betonte 1974, daß 
der Katastrophenschutz zu den wich­
tigsten Aufgaben bei der Organisation 
und Durchführung des Rettungsdien­
stes als "lokalisierter Bereitschaft 
zum Einsatz bel auftretenden Gefah­
rensituationen " gehöre. " In diesem 
Arbeitsfeld erfullt die DLRG ihre ei­
gentliche humanitäre und staatsbur­
gerliche Aufgabe im aktiven Dienst 
zur Verhinderung des Ertrinkungs­
todes und dies mit uneigennützigem 
Einsatz und unter möglicher eigener 
Lebensgefahr. " 

Forschung und Aufklä rung 

Aber auch wissenschaftliche Aufgaben 
hat die DLRG übernommen. Ein medi­
zinischer Bereitschaftsdienst wird 
aufgebaut, um die Ausbildung In Er­
ster Hilfe und bei ärztlichem Einsatz 
im Notfall zu fordern . Die DLRG enga­
giert sich schwerpunktmaßlg In der 
wissenschaftlichen Forschung auf 
dem Gebiet der Rettungsmethoden 
und deren Bedingungen. Die Aufklä­
rung über Wassergefahren und Maß­
nahmen bei Ertrinkungsgefahr be­
stimmt die Arbeit des Verbandes. 

Das Geschehen an einem Julisonntag 
des Jahres 1912 animierte nach dem 
weltbekannten Beispiel der Londoner 
Royal Life Saving Society namhafte 
Persönlichkeiten aus den Bereichen 
Sport, Erziehung, Wirtschaft, Industrie 
und den Heeresverbänden zur Grün­
dung der Deutschen Lebens-Ret-



tungs-Gesellschaft. An diesem 28. Juli 
war die Anlegestelle des Seesteges 
von Binz auf Rügen trichterförmig 
in sich zusammengestürzt , als Tau­
sende von Ausflüglern , Badegästen 
und Schaulustigen auf die Abfahrt 
des Bäderdampfers " Kronprinz Wil­
helm" warteten . Die Menschen starrten 
hilf- und tatenlos auf die Ertrinkenden 
im Wasser. 17 Menschenleben forderte 
dieses Unglück. Knapp ein Jahr später 
war die Gründung der DLRG be­
sch lossene Sache. Im Oktober 1913 
wurde die Deutsche Lebens-Ret­
tungs-Gesellschaft in Leipzig gegrün­
det. Ein mit gelüfteten Schwingen 
verharrender Adler auf erdigem 
Strand hügel wurde das Symbol des 
Rettu ngsh i I fswerkes. 

Durch die beiden Weltkriege in der 
Entwicklung zunächst unterbrochen, 
ist die OLRG inzwischen zu einer um­
fassenden Wasserrettungsorganisation 
geworden. So kann sich die Statistik 
des letzten Jahres mit imposanten 
Zahlen sehen lassen : Über 900 000 
Schwimmzeugnisse wurden ausgege­
ben , knapp 140000 Personen nahmen 
an den verschiedenen Ausbi ldungsstu ­
fen fü r Rettungsschwimmer teil. Vorn 
Bootsführer über Rettungstaucher, 
Sprechfunker, Ausbildungshelfer bis 
zum Wach leiter reicht die Palette des 
Angebotes in der Sonderausbildung. 

2,5 Millionen Dienststunden 

Rund 2,5 Millionen Dienststunden 
haben die Helfer der DLRG im letzten 
Jahr im Rettungswachdienst absol­
viert. Dabei gelang es den DLRG­
Schwimmern , 319 Menschen 
aus akuter Lebensgefahr zu retten . 
In über 47 000 Fällen wurde Erste 
Hilfe geleistet. Bei 6000 Bootsun fällen 
wurde die DLRG eingesetzt und 
konnte 5446 Menschen retten. In über 
310 Fällen wurden Wiederbelebungs­
maßnahmen eingeleitet. 446 Personen 
wurden bei Katastropheneinsätzen 
gerettet. 

Die Deutsche Lebens-Rettungs-Gesell­
schaft verfügt nach den Angaben ihres 
aktuellsten Nachweises zur Zeit über 
998 feste Rettungsstationen. Dazu 
kommen noch 341 bewegliche Stütz­
punkte. Über 2000 Wiederbelebungs­
geräte, 467 manuell betriebene und 
885 motorisierte Boote im Rettungs­
dienst , 420 Rettungsbretter und 255 
Einsatzwagen sind Kern der Ausstat­
tung. 411 Anhänger für Bootstrans­
po rte und 55 Fahrzeuge tür Sonder­
einsätze ergänzen den Fahrzeugpark. 
2464 Tauchgeräte und 218 Kompres­
soren bilden die wichtigste Ausstat­
tung für die Rettungstaucher. 1788 

Funksprechgeräte und 667 Handlaut­
sprecher sind als nachrichtentechni­
sche Ausstattung bei der DLRG vor­
handen. 

Humanität und Sport sind die ideelle 
Basis der Organisation . Daraus leitet 
die DLRG einen entsprechenden Sta­
tus innerhalb des Organisationsgefü­
ges der Bundesrepublik ab. Bies sei 
auch die Berechtigung zur Teilhabe 
an einem breiten öffentlichen MitteI­
ansatz. So würde der DLRG neben 

Technisch ist die Ausrüstung der DLRG 
auf dem neuesten Stand: Retlungsweste, 
Atemluftgerät mit lungenautomat, Neo­
pre nea nzug und Gewichtgürtel. 

der Mitgliedschaft im Deutschen 
Sportbund auch eine Mitwirkung in 
einem Dachverband der humanitären 
Organisationen zustehen . Die Grün­
dung eines solchen Verbandes, in 
dem die verschiedenen Gemeinschaf­
ten des erweiterten Katastrophen­
schutzes kooperieren sollten , ist eine 
Anregung , die die DLRG in den kom­
menden Jahren zur Diskussion stellen 
will. 

Auf internationaler Ebene arbeitet 
die DLRG in der Federation Internatio­
nale de Sauvetage (FIS) mit, der inter­
nationalen Dachorganisation der Was­
ser-Rettungsgesellschaften. Die deut­
schen Vertreter, in den Führungsgre­
mien an leitender Stelle , bemühen 
sich um die Erstellung eines interna­
tional verständlichen Warn codes für 
Badegäste, um sie vor Gefahren im 
Wasser und am Strand zu warnen. 
Die DLRG hat bereits ein Faltblatt 
herausgegeben , das in neun Sprachen 
über die Gefahren des nassen Elemen­
tes informiert. In der Plakatinformation 
ist die Organisation ähnliche Wege 
der Aufk lärung gegangen. 

100 000 Menschen gerettet 

Nach eigenen Angaben hat die DLRG 
in ihrer nun 64jährigen Geschichte 
über 100 000 Menschen das Leben 
gerettet, über 3,5 Millionen Rettungs­
schwimmer sind ausgebildet worden. 
DLRG-Vizepräsident Jan Schmitz: 
"Unsere Arbeit beginnt bereits mit 
dem Schwimmen lernen als der Vor­
beugung von Wasserunfällen!" 

Das " Innenleben" eines modernen Rettungswagens der DlRG. 
Kompressor zum Auffüllen der Tauchflasc hen, Rettungsbälle und Rettungslei nen 
gehören zu den wichtigsten Ausrüstungsgegenstände n. 
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Soeben gewählter Vizeprä­
sident der Deutschen Le­
bens-Rettungs-Gese llschaft 
Ist seit der Bundestagung 
der Organisation am 
22. Ma i der 53jährige Ban­
ner Jan Schmitz. 1964 
wurde er zum Leite r des 
DLRG-Bezirkes Bann ge ­
wählt, 1973 wurde er Vor­
sitzender des Landesver­
bandes Nordrhein. Ein Jahr 
später übernah{T1 er die 

ZS-MAGAZIN : Die Deutsche 
Lebens-Rettu ngs-Gesell­
schaft hat die Anerkennung 
als Hilfsorganisation im 
erweiterten Katastrophen­
schutz angestrebt und ge­
hört nunmehr zum Kreis 
dieser humanitären Organi­
sationen . Die Wasserrettung 
ist im Bereich des Ber­
gungsdienstes angesiedelt. 
Welche Gründe haben die 
DLRG zu diesem Schritt 
bewogen? 
Jan Schmitz: Bergung im 
Sinn der Rettung von Men­
schenleben ist eine spezifi­
sche Aufgabe der DLRG, 
die satzungsgemäß veran­
kert ist. Soweit darüber 
hinaus unspezifische Hilfe­
leistungen notwendig sind , 
ist vom Katastrophenschutz 
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Interview mit dem Vizepräsidenten und Ständigen Vert reter der DLRG in Bonn, 
Jan Schmitz 

" Keine fa lsche Konkurrenz im 
Rettungswesen auf dem Wasser!" 
Humanitäres und sportliches Selbstverständnis ist Grundlage 
tür kameradschaftliche Einstellung der DLRG zu den anderen Organisationen 
im Katastrophenschutz 

Funktion des ständigen 
Vertrete rs der DLRG in 
Bonn . Gle ichzeitig war e r 
Beisitze r im Bundesvor­
stand. Schmitz führte die 
Verh andlungen der Deut­
schen Lebens-Rettungs­
Gesellschaft mit dem Bun­
desamt tür Zivilschutz, 
die im Herbst 1975 auf An­
trag der DLRG mit der An­
erkennu ng als Kala stre­
phenschutzorganisation 
ein wichtiges Ergebnis 
brachten . Schmitz begann 
für die DLRG auch die Ge­
spräche mit dem THW über 
Aufgabenabgrenzung und 
Fra gen der Zusammen ar­
beit. Auße rdem vertritt 
er die DLRG gegenüber 
den Parlamentarie rn un d 
den Bundesd ienststellen 
in Bonn. Im Rhe in-Ret­
tu ngsdienst absolviert Jan 
Schmitz trotz se iner zahl­
reichen Aufgaben tür seine 
Organisation auch heute 
noch se ine Dienststunden 
als Bootsführer. 

her gesehen die DLRG na­
türlich im Bergungsbereich 
anzusiedeln und ni cht in 
einem der anderen Fachbe­
reiche des Katastrophen­
schutzes. Bei ihrer Antrags­
steIlung hat die DLRG diese 
Ansiedlung erwartet und 
sie auch bejaht, denn der 
Aufbau eines Fachdienstes 
"Wasserrettung" war aus 
unserer eigenen wie aus 
der Sicht des Bundesamtes 
für Zivilschutz - jedenfalls 
derzeit - nicht gegeben. 

Natürlich haben wir nicht 
die Absicht , mit einer wie 
auch immer gearteten Ein­
ordnung in den Katastro­
phenschutz die Eigenstän­
digkeit der größten Wasser­
reUungsorganisation der 
Welt in Frage zu ziehen. 

ZS-MAGAZIN: Gerade das 
Land Nordrhein-Westfalen, 
nach Bayern das gewässer­
reichste Bundesland, hat 
großes Interesse an der 
Eingliederung der DLRG 
in den erweiterten Katastro­
phenschutz gezeigt. Wie 
stellen Sie sich die Integra­
tion Ihrer Organisation vor? 

Jan Schmitz: Der Aufbau 
wird sich notwendigerweise 
aus der Mittelinstanz heraus 
vollziehen müssen , denn 
der Bund selbst hat keine 
StAN für diesen Teil des 
Bergungsdienstes erlassen. 
Daher sind nun die Bundes­
länder am Zuge. Das Bun­
desland Nordrhein-Westfa­
len ist in der Tat sehr weit 
gegangen. In Verhandlun­
gen mit den entsprechen­
den Landesverbänden der 
DLRG in Nordrhein-Westfa­
len, die sich seitens des 
Innenministeriums und sei­
nes Hauptabteilungsleiters 
VIII als zufriedenstellend 
für die DLRG, äußerst kulant 
in der Sache und sehr inter­
essiert an der Hilfe durch 
die DLRG erwiesen haben. 
Es gibt auch andere Bun­
desländer, in denen dieser 
Teil der Verhandlungen 
zwischen dem Bundesland 
und der DLRG in einem 
sehr interessierten und in­
teressanten Stadium steht, 
so zum Beispiel in Hessen 
und Rheinland-Pfalz. Die 
DLRG ist dort bereits jetzt 
stärker als in Nordrhein­
Westfalen in den Kataslro­
phenschutz integriert. Um 
nur ein Beispiel zu nennen : 
Sämtliche Katastrophen­
schutzboote im rheinland­
pfälzischen Raum sind von 
der Landesregierung der 
DLRG zur Verfügung ge­
steilt worden . 

Dieser Aufbau aus der Mit-

telinstanz heraus wird sich 
so vollziehen müssen , daß 
die Landesverbände mit 
den Ländern in Kontakt 
stehen und die Integra­
tionsprobleme der DLRG 
in den Katastrophenschutz 
dort besprechen. Die DLRG 
kann allerdings nicht daran 
interessiert sein, daß län­
derweise unterschiedliche 
Abmachungen getroffen 
werden . Sie ist deshalb 
bemüht, bundeseinheitlich 
ihren Standpunkt zum Aus­
druck und zur Geltung zu 
bringen. Die DLRG-Gliede­
rungen, vor allem die Lan­
desverbände, haben Kata­
strophenschutzbeauftragte , 
die sich untereinander ver­
ständigen und inzwischen 
bundeseinheitliche Vorstel­
lungen entwickelt haben. 

ZS-MAGAZIN: Welche 
Kräfte wird die Deutsche 
Lebens-Rettungs-Gesell­
schaft für den Katastro­
phenschutz zur Verfügung 
stellen? Vor allem die Auf­
gabe der Rettungstaucher 
wurde örtlich schon oft 
von der DLRG bei Einsätzen 
wahrgenommen . 

Jan Schmitz: Die Kräfte, 
die die DLRG für den Kata­
strophenschutz zur Verfü­
gung stellen kann und will , 
sind die als spezielle Mitar­
beiter ausgebildeten Ret­
tungsbootsführer, Rettungs­
taucher und das diese bei­
den Komplexe umgebende 
zusätzliche Personal . 

Ich denke vor allen Dingen 
an Sprechfunker und Fah­
rer. Dazu käme natürlich 
das - soweit vorhanden­
notwendige Material. Die 
"normalen" Rettungs­
schwimmer sind für die 



Aufgaben im Katastrophen­
schutz sicherlich weniger 
gefragt. 

ZS-MAGAZIN: Auch andere 
Organisationen wie das 
Technische Hilfswerk oder 
das Deutsche Rote Kreuz 
sind im Bereich der Wasser­
rettung tätig. Können Sie 
sich eine Abgrenzung der 
Aufgabenbereiche vorstel­
len? 

Jan Schmitz: Die DLRG, 
das darf man sagen , ist 
die einzige spezifische Was­
serrettu n9 sorg an isation I 
und das übrigens schon 
seit 1913. Die Wasserwacht 
des DRK ist eine im Grunde 
genommen wohl eher baye­
rische Sparte im Rahmen 
anderer, allgemeinerer Auf­
gaben dieser Organisation. 
Beim THW sind die Dinge 
ähnlich gelagert wie beim 
DRK, wenngleich natürlich 
wesentlich technischer an­
gelegt. 

Hierzu ist aber folgendes 
grundsätzlich zu sagen : 
Wenn man von der Frage 
der Abgrenzung spricht, 
bedarf es vorweg der Erläu­
terung. Im Rettungswesen 
auf dem Wasser und am 
Wasser darf es keine falsche 
Konkurrenz geben, wie wir 
das vor einigen Jahren auf 
dem " Trockenen" ja alle 
erlebt haben. Die Abgren­
zung gegenüber dem THW 
ergibt sich sicher schon 
aus einigen Begriffen . Im 
Bereich des Tauehens 
spricht die DLRG von Ret­
tungstauchern und bildet 
ihre Mitarbeiter entspre­
chend aus, während das 
THW im wesentlichen Ber­
gungstaucher einsetzt -
was übrigens nicht hindert, 
daß die Bergungstaucher 
des THW zum großen Teil 
bei der DLRG ihre Vorbil­
dung genossen haben. Beim 
Führen eines Bootes spre­
chen wir vom Rettungs­
bootsführer, während das 
THW - so viel weiß ich -
vom Bootsführer allgemein 
spricht. 

Das THW und die DLRG 
stehen - in wenn auch noch 
lockeren - Gesprächen 
über Zusammenwirken und 

Abgrenzung . Und bei der 
Abgrenzung sind zum Bei­
spiel gerade die Begriffe 
des Rettungstauchers und 
des Bergungstauchers sehr 
maßgeblich . Diese Gesprä­
che werden schon in Kürze 
fortgesetzt werden . Zum 
DRK wäre zu sagen , daß 
die Pluralität unserer Ge­
sellschaft niemanden daran 
hindern kann und darf, sich 
für Aufgaben zu engagieren , 
die durch andere bereits 
wahrgenommen werden ; 
Sie haben das Beispiel des 
DRK und der anderen Ret­
tungsorganisationen wie 
ASB, MHD und JUH . 

Seinerzeit ist die DLRG 
durch Besatzungsverfügung 
aus eigentlich völlig uner­
findlichen Gründen in 
Bayern bzw. in der amerika­
nischen Zone verboten ge­
wesen . Im wesentlichen 
angeregt von DLRG-Leuten 
ist dann , sozusagen hilfs­
weise, weil man eine Was­
serrettungsorganisation 
weiterhin brauchte, das 
damalige Vakuum durch 
diese Wasserwacht im Baye­
rischen Roten Kreuz ausge­
füllt worden . Der Unter­
schied , der heute besteht, 
ist im wesentlichen der 
Ansatz. Das Motiv zur Was­
serrettung bei der DLRG 
ist seit 1913 im Schwim­
menlernen als Vorausset­
zung für eine aktive Selbst­
rettung gegeben. An die 
30 Millionen Schwimm­
zeugnisse seitdem geben 
darüber beredte Auskunft. 
Andererseits ist die tätige 
Mitgliederzahl hier sicher 
von Bedeutung : Die DLRG 
hat über 450 000 Mitglieder. 
Beim DRK ist die Wasser­
wacht ergänzender Teil 
umfassenderer Aufgaben . 
Bei der DLRG ist er Voll in­
halt. Das DRK ist zudem 
eine rein humanitäre Orga­
nisation, während die DLRG 
in diesen Zügen humanitär 
und breitensportlich ange­
legt ist. 

Diese Unterschiede dürften 
eigentlich eine Zusammen­
arbeit zwischen den beiden 
Organisationen möglich 
machen , zumal erst kürzlich 
Einigung über gleiche Prü­
fungen und gleiche Prü-

fungsbedingungen im Ret­
tungsschwimmen erzielt 
worden ist. Der vor drei 
Jahren damals neu gewählte 
DLRG-Präsident hat inentsiv 
bekundet, daß der DLRG 
an einer engeren Zusam­
menarbeit mit dem DRK 
gelegen ist. Wie die Abgren­
zung zwischen diesen bei­
den Organisationen im ein­
zelnen aussehen kann oder 
gar müßte, läßt sich heute­
ich möchte sagen leider­
immer noch nicht absehen . 

ZS-MAGAZIN: Die Deutsche 
Lebens-Rettungs-Gesell­
schaft hat vor allem bei 
der Schwimmausbildung 
der jungen Generation ihre 
Schwerpunkte gesetzt. Wird 
es durch die vollzogene 
Anerkennung der DLRG 
als Katastrophenschutz­
organisation Änderungen 
in der Aus- und Weiterbil­
dung geben? 

Jan Schmitz: Durch die 
Anerkennung der DLRG 
als Katastrophenschutzorga­
nisation braucht es inner­
halb der Organisation Ände­
rungen in der Aus- und 
Weiterbildung grundsätzlich 
nicht zu geben. Der einmal 
gesetzte Schwerpunkt 
bleibt - wie eben schon 
gesagt - weiterhin nicht 
nur aktive Selbstrettung, 
sondern auch Fortbildung 
für den Einsatz der aktiven 
DLRG-Kräfte in der spezifi­
schen Fortbildung, wie Ret­
tungsbootsführer, Rettungs­
taucher usw. zu betreiben . 

ZS-MAGAZIN: Viele Fragen 
drehten sich um die Aus­
stattung der Hilfsorganisa­
lionen , die sicherlich noch 
oft Verhandlungsgegen­
stand mit dem Bundesin­
nenministerium· sein wird. 
Können Sie Ihre Vorstellun­
gen bereits äußern? Welche 
personelle Stärke sollen 
die Kräfte der DLRG im 
erweiterten Katastrophen­
schutz erreichen? 

Jan Schmitz: Wie schon 
erwähnt, hat die DLRG bei 
der Ansiedlung innerhalb 
des Bergungsdienstes keine 
eigenständigen Operations­
einheiten angestrebt. Es 

wird , nachdem diese An­
siedlung vollzogen ist, da­
her auch auf absehbare 
Zeit nur Trupps und Grup­
pen gehen können , und 
zwar tür Bootsrettung, tür 
Tauchrettung und für die 
kombinierte Boots- und 
Tauchrettung , im Grunde 
genommen also drei Arten 
von Trupps bzw. Gruppen. 
Es wird aber keine Züge 
geben; in diese Größenord­
nung wird sich die DLRG 
in absehbarer Zeit nicht 
einschalten können . Denn 
diese taktischen Einheiten 
zu besetzen, würde über 
den Rahmen der Wasserret­
tung örtlich zumeist hinaus­
gehen. 

Es mag zwar hier und da 
örtliche Gegebenheiten 
geben, die dies sogar erfo r­
derten; im Grunde genom­
men ließe sich das aber 
im Augenblick dadurch 
auffangen, daß an einem 
Ort, der sehr wasserbezo­
gen ist, eben mehr als nur 
ein Trupp oder eine Gruppe 
erstellt würden . 

Das Einbringen des vorhan­
denen Materials seitens 
der DLRG ist eine Selbst­
verständlichkeit , über die 
man nicht sprechen muß. 
Wenn wir Menschen zur 
Verfügung stellen, stellen 
wir auch das Material im 
Katastrophenschutz und 
für den Katastrophenfall 
zur Verfügung , über das 
wir verfügen . Daß diese 
Ausstattung nicht sehr um­
fang reich ist, daß es auch 
den örtlichen Gegebenhei­
ten stark an ge paßt und 
nicht bundeseinheitlich 
ist, ist eine Tatsache, die 
für die DLRG bisher nicht 
von Nachteil war. 

Was den Umfang des vor­
handenen Materials betrifft, 
so wird allerdings einiges 
sehr Wesentliches noch 
zu tun sein , um die DLRG 
so auszustatten, wie es 
tür einen stehenden Kata­
strophenschutz- oder Hilfs­
dienst notwendig wäre. 
Die DLRG ist eine Organisa­
tion , die auf der Bundes­
ebene bisher nicht einmal 
umgerechnet zehn Pfennig 
pro Mitglied aus Bundesmit­
teln erhält. Personell wer-
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den wir naturlich alle akti­
ven Rettungsbootsfuhrer, 
Rettungstaucher, Sprech­
funker und - soweit vor~ 
handen - auch Fahrer von 
EInsatzfahrzeugen mit dem 
entsprechenden Material 
zur Verfügung stellen . 

ZS-MAGAZIN: Auch In der 
Ausbildung der DLRG-Ein­
helten fur den erweiterten 
Katastrophenschutz werden 
\Ion Ihrer Organisation neue 
Anstrengungen verlangt. 
Welchen WIssensstand kön­
nen die Helfer und Mitarbei­
ter vorweisen? Welche Be­
mühungen halten Sie noch 
für erforderlich? 

Jan Schmitz: Neuer An­
strengungen zur Ausbildung 
von DLRG-Elnheiten fur 
den Katastrophenschutz 
bedarf es eigentlich nicht. 
Die Wasserrettung als Ge­
samtaufgabe zWingt die 
DLRG zu einer Art von 
Schulung, die es jederzeit 
möglich macht, die entspre­
chend Ausgebildeten auch 
Im Katastrophenschutz ein­
setzen zu können . Wir ha­
ben örtlich haufig noch 
" AlleInfahrer" - wenn Ich das 
einmal so nennen darf -; 
das heißt , wo ein Ret­
tungsboot mit einer Land­
station in Kontakt allein 
den Dienst versieht. Aber 
wir haben auch sehr viele 
Stellen , an denen im Ver­
bund gearbeitet wird , wo 
Boote , Taucher, Fahrzeuge, 
Funk- und Landstation mit­
einander ein eingespieltes 
Team sind . 

Wir haben darüber hinaus 
Einsalzleitererfahrungen an 
vielen Stellen . Ich darf zum 
Beispiel einmal daran erin­
nern , daß es im nordrheini­
schen Bereich jährlich die 
große Aktion der " Rhein­
woche" gibt, an der, sich, 
wie in diesem Jahr zu 
Pfingsten , 120 Segler betei­
ligt haben, die von Köln 
nach Emmerich drei Tage 
lang unterwegs waren , Die 
DLRG hat die Aufgabe, 
diese Regatta zu sichern . 
Was dort vor sich geht, 
mit dem rollierenden Ein­
satz von 30 Rettungsbooten , 
dazu Landfahrzeugen , 
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Landstationen und rund 
120 Mitarbeitern, die daran 
beteiligt sind , ist praktisch 
etwas, was als Großubung 
fur den Katastrophenschutz 
angesehen werden kann 
Wer den Berufsverkehr auf 
dem Rhein kennt und sich 
dann 120 Segler daZWischen 
vorstellen kann. weiß. was 
die Bewältigung dieser Auf­
gabe erfordert. NaturIIch 
wird es noch Ubungen im 
großen Rahmen in den ver­
schiedensten Teilen des 
Bundesgebietes bedurfen , 
um die DLRG auch Im er­
weiterten Katastrophen­
schutz einander einzuspie­
len , und vor allen Dingen 
- was viel wichtiger Ist -
einzuspielen auf die Partner 
im Bergungsdienst. Aber 
hier sehe ich keine Proble­
me, denn die Grundvoraus­
setzungen fur die Wasser­
rettung sind gegeben. 

ZS-MAGAZIN: All diese 
Neuerungen und Anforde­
rungen im Katastrophen­
schutz verlangen von den 
Mitgliedern die Bereitschaft 
zur aktiven freiwilligen Hilfe 
und öffnen den Weg zu 
einem erweiterten humani-
tar Orientierten Selbstver­
standnis der DLRG. Wie 
hat sich die DLRG verbands-
intern und im Verhältnis 
zu den anderen mitWirken­
den Organisationen auf 
die neuen Aufgaben und 
die Zusammenarbeit einge­
stellt? 

Jan Schm itz: Wenn ich 
davon ausgehe, daß es 
keine großen Neuerungen 
Sind , die mit dem Katastro­
phenschutz auf die DLRG 
zukommen , dann muß Ich 
auch verneinen, daß es 
nötig wäre, neue Wege zu 
einem erweiterten humani­
tär orientierten Selbstver­
ständnis der DLRG zu öff­
nen . Denn dieses humani­
täre Selbstverständnis ist 
zweifellos vorhanden, zumal 
die DLRG selbst den Antrag 
gestellt hat, in diesen Be­
reich des Katastrophen­
schutzes eingegliedert zu 
werden . Dieses humanitäre 
Selbstverstandnis ISt Ja 
auch - ich hatte fast gesagt: 
die Voraussetzung gewesen. 

daß es überhaupt die 
DLRG - und das schon 
seit 1913 - gibt. Und daran 
hindert auch nicht, daß 
die DLRG zusätzlich brei­
tensportlich orientiert ist. 
Einer Erneuerung bedarf 
es Insofern nicht. 

Im Verhältnis zu den ande­
ren mitwirkenden Organisa­
tionen hat die DLRG grund­
sätzlich eine freundschaft­
liche Einstellung. Ich erin­
nere daran , daß in der 
Feuerwehr zahlreiche 
DLRG-Mitglieder im freiwil­
ligen Bereich mittätig sind 
Viele der DLRG-Taucher 
sind zugleich bei der Feu­
erwehr und auch da als 
Taucher tätig , nachdem 
sie die Ausbildung bei der 
DLRG genossen haben, 
AhnIich ist es beim THW 

Auch dort sind viele Tau­
cher aktiv, die bei der DLRG 
ausgebildet worden sind 
und die auch heute noch 
in der DLRG Mitglied und 
aktiv sind . Ober das Ver­
haltnis zum DRK habe ich 
schon einiges gesagt. Die 
anderen Hilfsorganisationen 
werden von uns jederzeit 
ein offenes und zusammen­
arbeitswilliges Verhalten 
erfahren . 

Uns liegt nur daran, daß 
es im Bereich des Wasser­
katastrophenschutzes zu 
einer sinnvollen Ausstattung 
mit Personal und Material 
und einsatzfahigen Einhei­
ten kommt. Dies soll sich 
im Rahmen eines freund­
schaftlichen Zusammenwlr­
kens vollziehen, wie es der 
Notfall ohnehin erfordert. 

STELLENAUSSCHREIBUNG 

Der Bundesverband für den Selbstschutz- BVS -, bundesun­
mittelbare Körperschaft des öffentlichen Rechts, sucht zum 
nachstmöglichen Zeitpunkt 

einen DIenststellenleiter 

für die BVS-Dienststelle Oldenburg (BVS-Landesstelle Nie­
dersachsen). 

Bewerben sollten sich dynamische Persönlichkeiten mit mög­
lichst langjähriger Mitarbeit und Erfahrung im BVS oder in an­
deren Zivilschutzorganisationen , 

Kenntnisse au f dem Gebiet der allgemeinen und inneren Ver­
waltung sind erwünscht. 

Bewerber mit abgeschlossener BVS-Fachausbildung werden 
bevorzugt. 

Geboten werden: Vergütung nach Vergütungsgruppe IVb 
BAT, zusätzliche Altersversorgung , Beihilfe in Krankheits­
und Unterstutzung in Notfällen. Zuschuß zum Mittagessen; 
Trennungsgeld und Umzugskostenvergütung entsprechend 
den gesetzlichen Bestimmungen. Soweit möglich, ist der Ver­
band bei der Wohnraumbeschaffung behilflich, 

Bewerbungen mit ausgefülltem Personalbogen, handge­
schriebenem Lebenslauf, Lichtbild aus neuester Zeit sowie 
beglaubigten Ausbildungs- und Befähigungsnachweisen 
Sind bis zum 31 . August 1977 zu richten an den 

Bundesverband für den Selbstschutz 
- BundeshauptsteIle -

Eupener Straße 74 , 5000 Köln 41 

Personal bogen Wird auf schriftliche Anforderung übersandt. 
Bei hauptamtlich beim Bundesverband für den Selbstschutz 
beschäftigten Bewerbern genügt formlose Bewerbung. 



SOHLeSWIGrvHOLSTeln • 
Glücksrad in Lübeck 

Erstmalig drehten in Lübeck auf dem 
BVS-Sonderstand anläßlich der Aus­
stellung " Internord" über 2000 Per­
sonen das Glücksrad und versuchten 
ihr Glück. Als Preise winkten Transi­
storradio , Feuerlöscher und Schall­
platten als Spenden Lübecker Firmen. 

Ober 2000 Besucher drehten da s Glücks· 
rad des BVS In Lübeck. 

Und von Ausstellungsbeginn bis 
-ende hatten über eine Woche lang 
die eingesetzten BVS-Mitarbeiter 
alle Hände voll zu tun , die Besucher 
über den Selbstschutz aufzuklären . 

Es genügte nämlich nicht, nur einmal 
am Rad zu drehen , sondern zunächst 
mußten schriftlich drei Fragen aus 
dem Bereich der BVS-Thematik be-

antwortet werden. Wer gewinnen 
wollte, mußte die richtigen Antworten 
ankreuzen . 
Der Teilnehmerschein wanderte dann 
in einen Loskasten , nun konnte das 
Glücksrad gedreht werden . Blieb 
es auf " BVS" stehen , hatte der Besu­
cher einen kleinen gelben Taschenat­
las direkt gewonnen - in jedem Fall 
jedoch nahm er am letzten Sonntag 
der Ausstellung an der Auslosung 
der Hauptpreise teil. 

Die BVS-Helfer konnten nicht ergrün­
den, ob die Hauptpreise oder der 
gelbe Taschenatlas das Zugpferd 
des Standes waren . Einig war man 
sich allerdings, daß selten ein 
BVS-Stand so viele interessierte Be­
sucher gehabt hat. die nun alle noch 
einmal zur Teilnahme an einem 
Selbstschutz-Grundlehrgang eingela­
den werden sollen . Stoßseufzer eines 
BVS-Beraters, als alles vorbei war: 
" Wenn doch auch auf der Dienststelle 
einmal so ein Rummel wäre! " 

Dank und Anerkennung 
für Willi Heinitz 

Der Leiter des Fachgebietes 11 2 -
Ausbildung - an der BVS-Landes­
stelle Schleswig-Holstein , Will i Hei­
nitz, schied mit Ablauf des 30 . Juni 
1977 aus dem hauptamtlichen BVS-

Dienst wegen Erreichens der Alters­
grenze aus. Heinitz, der nach seiner 
Maschinenbaulehre 1933 in die 
Wehrmacht eintrat und bei Kriegs­
ende seine Ausbildung zum Ingenieur 
im Flugzeugbauwesen abgeschlossen 
hatte, ist seit dem 1. 7. 1952 ehren­
amtlich und seit dem 1. 12. 1953 
hauptberuflich für den BLSV/BVS 
tätig . 

Zunächst leitete er als Fachbearbeiter 
bei der Dienststelle Kiel die Fahrbare 
Schule und kam schon 1960 zur Lan­
desstelle Schleswig-Holstein. Seit 
1962 war Heinitz Fachgebietsleiter 
Ausbildung , seit 1963 zudem Mitglied 
des Bezirkspersonalrats, davon zehn 
Jahre dessen Vorsitzender. Auch 
in den Hauptpersonalrat wurde Hei­
nitz viele Jahre gewähl1. 

Die haupt- und ehrenamtlichen 
BVS-Mitarbeiter verlieren mit Willi 
Heinitz einen Kollegen , der stets ein 
offenes Ohr und einen Rat für ihre 
Sorgen und Nöte hatte. Aufgrund 
seiner Verdienste wurde ihm die 
Ehrennadel des BVS verliehen . Durch 
seine Verdienste um den Aufbau des 
Selbstschutzes in Schleswig-Holstein 
hat er für sein Andenken bereits 
selbst gesorg1. Alle BVS-Mitarbeiter 
wünschen ihm für seinen weiteren 
Lebensweg das Beste. 

Bremen • 
Bürger fragen -
Politiker antworten 

Höhepunkt des Einsatzes der Fahrba­
ren Zivilschutzausstellung des BVS 
in Bremen-Stadt war eine Aktion , 
an der sich Politiker und Abgeordnete 
der Bremischen Bürgerschaft betei­
ligten . Zahlreiche interessierte Bürger 
nutzten die Gelegenheit und stellten 
Fragen zu den Themen Selbstschutz, 
Zivilschutz und Katastrophenschutz. 

Helmut Dietrich (SPD), Bremen, MdB, 
Egon Kauffmann (CDU), Bremerha­
ven, MdB, und Klaus Jäger, Frak­
tionsgeschäftsführer der FDP Bre­
men, hatten sich zu dieser Aktion 
zur Verfügung gestellt. Das Foto zeigt 
die Politiker im Gespräch mit Bürgern 
vor dem Informationsbus des BVS. 

Ortsamtsleiter 
informierte sich 

Die Fahrbare Zivilschutzausstellung 
(Informationsbus der BVS-Landes­
stelle Niedersachsen) wurde in Bre­
men-Vegesack innerhalb von vier 
Tagen von mehr als 800 interessierten 
Bürgern besucht. Heinz Behrens, 
Ortsamtsleiter von Vegesack, zustän­
dig für 40 000 Bremer Bürger, be­
suchte mit Mitarbeitern seines Orts­
amtes die Ausstellung . 

Christel Schwa rplies war die 500 000. 
Besucher!n, die seit August 1966 die 
Fahrbare ZIvilschutzausstellung des 
BVS in Bremen besuchte. Die Einrichtung 
hatte vor elf Jahren den Betrieb aufge­
nommen. Der Fachgebietsleiter öffent­
lichkeitsarbeit, Heinz-Günter Freese, 
dankte dem Gast mit einem "Bremer 
Strauß" - rote und weiße Nelken. 
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HOmBUrG e 
Mit der 
Zivilschutz-Ausstellung 
in der Landespolizeischule 

Die Landespolizeischule Hamburg 
in der Carl-Cohn-Straße feierte ihr 
zehnjähriges Bestehen mit einem 
"Tag der offenen Tür" . An 18 Statio­
nen konnten sich die Besucher in­
formieren . Sie bekamen einen Ein­
blick in die Aus- und Fortbildung 
der Hamburger Polizei. 

Dank der gu ten Zusammenarbeit 
mit POlizeihauptkommissar Behnke 
wurde es der BVS-Dienststelle Ham­
burg-Nord ermöglicht, an der Station 14 
(Umweltschutz und Katastrophen­
abwehr: ein ständig wachsendes 
Aufgabengebiet der Polizei) einen 
Informationsstand über den Zivil­
schutz aufzubauen . Hierzu wurde 
die Display-Ausstellung von der 
BVS-Landesstelle zur Verfügung ge­
steilt. Stündlich konnte das Ab­
löschen brennender Personen vorge­
führt werden . 

Den unerwartet guten Besuch des 
Standes und der Vorführungen ver­
dankte der BVS den wiederholten 
Lautsprecherdurchsagen. Ein Potizel­
sprecher sagte u. a.: " liebe Gäste, 
besuchen Sie die Station 14. Hier 
gibt thnen Herr Behnke mit seinen 
Mitarbeitern interessante Hinweise 
über Umweltschutz und Katastro­
phenabwehr. Zu Gast an dieser Sta­
tion ist der Bundesverband für den 
Selbstschutz. Die Herren Tiedeke 
und Bochert informieren Sie an ei­
nem Stand über die Aufgaben des 
Zivil- und Selbstschutzes. Weiterhin 
zeigen sie in praktischen Vorführun­
gen das Ablöschen einer brennenden 
Übungspuppe mit einer Löschdecke." 

Nach Auskunft der Polizei nahmen 
an diesem "Tag der offenen Tür" 
weit über 6000 Personen teil. 

Das Ablöschen einer brennenden Person 
war Hauptattraktion des BVS-Standes 
bel der Jubilä umsschau In der PolizeI­
sch ule. 
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Wanderschau: 
Damit Hilfe kein Zufall bleibt 

Oie Harburger Hilfsorganisationen 
(ASB, BVS, DLRG, DRK, JFF, JUH, 
MHD und THW) führten eine Aufklä­
rungsveranstaltung unter dem Motto 
" Damit Hilfe kein Zufall bleibt" durch. 
Die Wanderschau " Rund um den 
Katastrophenschutz", aufgebaut auf 
dem Harburger Rathausplatz, stand 
im Mittelpunkt des Geschehens. Zahl­
reiche Ehrengäste waren anwesend, 
als BVS-Landesstellenleiter Franz 
Beiter und der Harburger Bezirks­
amtsleiter, Helmut Raloff, diese Aus­
stellung erÖffneten. Alle beteiligten 
Hil fsorganisationen hatten Informa­
tionsstände aufgebaut. In einer kur­
zen Einsatzübung wurde das Zusam­
menwirken dargestellt. Während der 
gesamten Ausstellungszeit war täg­
lich eine andere Organisation vertre­
ten, um der Bevölkerung einen Aus­
schnitt aus ihrer Arbeit zu demon­
strieren . In einem Filmzelt wurden 
Schulklassen über den Zivil- und 
Katastrophenschutz informiert. Mu­
sikprogramme des Spielmannszuges 
"Deichwacht Hamburg " und des Po­
saunenorchesters der St. Marienge­
meinde Harburg lockten zahlreiche 
Besucher an . Insgesamt besuchten 
etwa 15000 Personen die Wander­
schau. 

Zu der Schau gab es zwei Zusatzpro­
gramme, die die Bevölkerung auf 
einen noch stärkeren Besuch von 
Selbstschutz-Grundlehrgängen und 
Erste-Hilfe-Lehrgängen aufmerksam 
machen sollten . 

Dazu fand im Saal des Harburger 
Helmsmuseums eine Quizveranstal­
tung statt. Vier Mannschaften spielten 
gegeneinander. Ktar nach Punkten 
gewann die Mannschaft der Behör­
denleiter, vertreten durch die Orts­
amtsleiter Westphal , Tholen und Rei­
chel, vor der Mannschaft Presse, 
Rundfunk, Unterhaltung. Es folgte 
die Mannschaft aus Vertretern der 
Harburger Wirtschaft vor den Frak­
tionsvorsitzenden der in der Bezirks­
versammlung vertretenen Parteien . 
Das Programm wurde umrahmt von 
der Combo der Hamburger SChutzpo­
lizei und dem Chor der "Elbsegler" .­
Ais Schiedsrichter fungierten mit 
viel Humor Branddirektor Ruhnau, 
Landesstellenleiter Beiter und Medi­
zinaldirektor a. D. Dr. Hinze. Die 
technische Leitung des Abends lag 

bei dem BVS-Fachbearbeiter Deters, 
durch das Programm führte Dienst­
stellenleiter Balfanz. Schließlich star­
teten die Harburger Hilfsorganisatio­
nen eine Sicherheitsrallye durch den 
Bezirk Harburg und Finkenwerder. 
26 Autoteams aus Politik, Wirtschaft, 
Betrieben, Bundeswehr, der Polizei 
und anderen Organisationen wie 
Spielm,(lnnszug " Deichwacht Ham­
burg " und den Hilfsorganisationen 
gingen auf die 80 km lange Strecke. 
An zehn Stationen mußten sie ihr 
Können auf dem Gebiet der Selbst­
hilfe beweisen . Sieger wurde mit 
48 von 50 möglichen Punkten das 
Team Otlfried und Detlef Hapke vor 
dem Ehepaar Reiner und Sigrid Ihm. 
Den 3. Platz belegte eine Mannschaft 
des THW mit den Fahrern Küchel­
mann und Hagemann . 

Eine Quizve ransta ltung gehörte zum 
Programm der Wanderschau. Ortsamts­
leiter Reichel und Westphal sowie BVS­
Dienststelle nleiter Balfanz (von links 
nach rechts) waren die Moderatoren 
der Aktion. 

Nachruf 

Im Alter von 64 Jahren verstarb der 
ehrenamtliche Mitarbeiter des BVS 

Johannes Riggers 

Seit dem 18. 10. 1955 war Johannes 
Riggers Helfer des Verbandes; in 
über 20 Jahren aktiver Mitarbeit half 
er in verschiedenen Hamburger 
Dienststellen beim Aufbau des 
Selbstschutzes mit. 

Krisen und Schwierigkeiten, wie sie 
der Aufbau und die Entwicklung des 
Verbandes mit sich brachten , haben 
ihn nie davon abgehalten , treu und 
fleißig seine im Verband übernomme­
nen Aufgaben zu erfüllen . 

Riggers wurde 1964 mit der Ehrenna­
del des Verbandes ausgezeichnet. 

Die Helfer und Mitarbeiter der Lan­
desstelle Hamburg werden ihm stets 
ein ehrendes Andenken bewahren. 



nledersOOHsen e 
Niedersachsen 
kurz und bündig 

Oldenbu'g. Die BVS-Dienststelle 01-
denburg war mit einem Vortrag und 
Film zur Dienstbesprechung der 
Kreisbrandmeister eingeladen. Eine 
gute Gelegenheit, vor Gemeinde­
brandmeistern des Landkreises die 
Bedeutung des Selbstschutzes für 
den Katastrophenschutz zu verdeutli­
chen . 

Oldenburg. Zu dem Thema "Stehen 
die Bemühungen um den Zivilschutz 
in Widerspruch zu der Entspan­
nungspolitik der Bundesregierung?" 
sprach Rudolf Frühauf, Helfer des 
BVS, vor dem " Liberalen Club" in 
einer Veranstaltung der Friedrich­
Naumann-Stiftung. 

Landesbergen. Ein Vortrag der 
BVS-Dienststelle Nienburg vor Hel­
fern der JUH in Landesbergen über 
den Katastrophenschutz führte zu 
reger Diskussion und der Forderung 
an den BVS, verstärkt die Zusam­
menhänge des Katastrophenschutzes 
darzulegen. 

Dransfeld. Der Selbstschutz-Grund­
lehrgang wurde für Schüler der 
Haupt- und Realschule durchgeführt. 
Die Schüler waren mit Eifer bei der 
Sache und beteiligten sich aufmerk­
sam. 

Sande. Die BVS-Dienststelle Wil­
helmshaven war maßgeblich an der 
Vorbereitung und Durchführung einer 
ZS-Info-Tagung beteiligt. Pädagogen 
verschiedener Schulen nahmen an 
der Tagung teil. 

Die Bedeutung des Selbstschutzes 
als Grundlage alier staatlichen Maß­
nahmen wurde hervorgehoben. Er­
gänzend fand eine Warnamt-Besich­
tigung statt. 

Cuxhaven. Nach Berichten verschie­
dener Zeitungen werden auch in 
Cuxhaven Stimmen laut, dem Schutz­
raumbau mehr Bedeutung als bisher 
beizumessen . So forderte der wirt­
schaftspolitische Sprecher der 
F.D. P .-Landtagsfraktion, Peter-Jü rgen 
Rau , daß verstärkt Schutzräume ge­
baut werden sollen . 

Papenburg. Stadtdirektor Post eröff­
nete die Ausstellung " Mensch im 
Mittelpunkt" in der Kreissparkasse. 
Post führte aus, daß die Bedeutung 
des Selbstschutzes dem Bürger durch 
Aufklärung verdeutlicht werden muß. 

Schau der 
Hilfsorganisationen 

Am verkaufsoffenen Samstag wurde 
die Fußgängerzone der Hildesheimer 
Innenstadt benutzt, um den Bürgern 
die Einheiten und Einrichtungen des 
Zivil - und Katastrophenschutzes zu 
präsentieren. Alle waren vertreten: 
vom ASB über BVS, DLRG, DRK, 
Feuerwehr, JUH, MHD, THW, der 
mobilen Rettungshilfe bis hin zur 
Polizei. 

Der Stand des BVS informierte über 
den Aufbau der Zivil verteidigung und 
des Zivil- und Katastrophenschutzes 
in de r Bundesrepublik. 

Lebensrettende Sofortmaßnahmen am 
Unlallort zeigten die Mitgl ieder der 
Joha n niter-Unla li-Hilfe. 

Angefangen hatten die Zivilschutz­
tage am Freitag . Dabei wurde mit 
einer überzeugenden Selbstverständ­
lichkeit mehr als ein Kilometer der 
Innenstadt für diese Ausstellung be­
legt. Das hat, um es nicht zu ver­
schweigen , viel Überzeugungskraft 
in der Vorplanung gekostet. Aber 
es hat sich gelohnt! Die Hildesheimer 
wurden reichlich entschädigt durch 
bunte Unterhaltung. Spielmannszüge 
aus Salzgitter und Fanfarenzüge aus 
Hildesheim und verschiedene Folklo­
regruppen zeigten ihre Darbietungen . 
Erbsensuppe wurde angeboten . 
Rundum, 40000 Besucher wurden 
auf die Notwendigkeit des Zivil- und 
Katastrophenschutzes hingewiesen. 

Die BVS-Dienststelle Hildesheim 
mußte sich etwas Besonderes einfal­
len lassen : Sie startete eine Sicher­
heitsfahrt. Die Teilnehmer mußten 
sich an elf Stationen bewähren , um 
möglichst 55 Punkte zu erreichen. 
Da erwartete man von den Akteuren , 
daß in Sekunden die Gefahrensitua­
tionen erkannt und richtig reagiert 
wurde. Als Beispiel : Das Ablöschen 
von brennenden Personen, Sofort­
maßnahmen bei blutenden Wunden 
bis zum Bergen von Verletzten . 

Die Hildesheimer Presse hatte schon 
Wochen vorher über die Zivilsch utz­
tage und das Programm berichtet, 
so daß 87 Personen ihre Beteiligung 
zusagten . Die Attraktion lag aber 
sicherlich auch in den gebotenen 
Preisen - von einer Reise nach Paris 
(vier Tage!) bis hin zu zehn Ostsee­
kreuzfahrten . Ausgerechnet zur Si­
cherheitsfahrt goß es in Strömen. 
Immerhin gingen dann noch 43 Per­
sonen über den Parcours. 

Der Schirmherr der Zivilsch utztage, 
Stadtdirektor Georg-Bernd Oschatz, 
übernahm nicht nur im Rathaus der 
Stadt die Eröffnung, zu der rund 60 
geladene Gäste erschienen, sondern 
überreichte auch am Samstag abend 
den Gewinnern die Preise. 

Nach der Auswertung des Ergebnis­
ses dieser Tage kann man mit Stolz 
behaupten, daß das gesteckte Ziel 
erreicht wurde. Mehrere Selbst­
schutz-Grundlehrgänge für die zweite 
Jahreshälfte konnten vereinbart und 
darüber hinaus drei weitere Personen 
als Helfer geworben und verpflichtet 
werden. Es hat sich bewahrheitet: 
Der Zivilschutz brauch t Werbung, 
und geworben wurde reichlich in 
Hildesheim. , 

Bel der Sicherheitslahrt mußten die 
Teilnehmer ihre ReaktionsschnellIgkeit 
am Unfallort beweise n. 43 zumeist Junge 
Menschen beteiligten sich. 
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Verletzungen sehr realistisch 

Wesei. Etwa leder zehnte Bedienstete 
der Bundespost arbeitet im behördli­
chen Selbstschutz mit. darunter 
20 Prozent Frauen. Zu dieser hohen 
Zahl kommt im Fernmeldebereich 
Unterer Niederrhein noch ein guter 
Ausbildungsstand hinzu. wie Karl 
Schuster von der BVS-Dienststelle 
Wesel feststellte. In diesem Jahr ha­
ben die Ausbildungslehrgänge schon 
eine Summe von 22 Tagen erreicht. 
Was die Männer und Frauen von 
der Post dabei gelernt haben. de­
monstrierten sie in einer Einsatz­
übung. an der auch die Johanniter­
Unfall-Hilfe mitwirkte. Die Kollegen 
der JUH verstanden es ausgezeichnet. 
mit Hilfe eines Schminkkoffers eine 
Kopfverletzung, einen offenen Kno­
chenbruch und eine angerissene 
Schlagader realistisch darzustellen. 
Die Bergung von Verletzlen und ihre 
Behandlung war von einem Ernstfall 
kaum noch zu unterscheiden. 

6000 Besucher 

Herford. Daß die Sparkassen mit ih­
rem großen Publikumsverkehr gute 
Mittler zwischen dem BVS und der 
Bevölkerung sind , hat sich für die 
BVS-Dienslstelle Herford erneut be­
slätigt: In der Ausstellung " Der 
Mensch im Mittelpunkt", die in der 
Schalterhalle der Zweigstelle Enger 
der Kreissparkasse Herford/ Bünde 
aufgebaut worden wa" wurden in­
nerhalb von wenigen Tagen 6000 
Besucher gezählt. Auch die Zusam­
menarbeit mit dem ADAC, der im 
Rahmen der Ausstellung über den 
Hubschrauberrettungsdienst infor­
mierte, hat sich bewährt. An dem 
vom ADAC an zwei Tagen durchge­
führten Seh- und Reaktionstest betei­
ligten sich über 150 Bürger. Bei der 
Eröffnung der Ausstellung, an der 
Bürgermeister Wilhelm Nordmeyer 
und Stadldirektor Karl-Heinz Sieker 
teilnahmen , unterstrich BVS-Dienst­
stellen leiter Heinz Bäurich die Not­
wendigkeit des Selbstschutzes mit 
den Worten : " Rettungshubschrauber 
und der schnellste Krankenwagen 
nützen nichts, wenn der Verletzte 
bei ihrem Eintreffen bereits gestorben 
ist, weil nicht einer der Unfallzeugen 
in der Lage gewesen ist, Erste Hilfe 
zu leisten." 
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Ehrennadel für 
Brandamtsrat Helmut Böhnke 

Lüdenscheid. Der Präsident des BVS 
hat dem Leiter der Lüdenscheider 
Feuerwehr, Brandamtsrat Helmut 
Böhnke, für seine langjährige unter­
stützende Tätigkeit die Ehrennadel 
des BVS verliehen . Die Stadtverwal­
tung Lüdenscheid hatte dies zum 
Anlaß genommen, alle Führungskräfte 
der Katastrophenschutzorganisatio­
nen zu einer Informationsveranstal­
tung einzuladen. Bei dieser Gelegen­
heit konnte sich die BVS-Dienststelle 
mit ihrem Arbeitsbereich vorstellen. 
Im Anschluß an die Vorträge über­
reichte BVS-Landesstellenleiter Kop­
sieker die Auszeichnung an Böhnke. 

Brandamisrat Helmut BÖhnke von der 
Lüdenscheider Feuerwehr wurde yon 
BVS-Landesstellenlelter Günter Kopsle­
ker mit der Ehrennadel des BVS ausge­
zelchnel 

Alarm nach der zweiten 
Stunde 

Ennepelal. Alarm wurde an einem 
Samstagvormittag nach der z",eiten 
Unterrichtsstunde für die 1100 Schü­
ler des Reichenbachgymnasiums 
ausgelöst. Glücklicherweise aber 
nur zur Probe. Im Rahmen einer Aus­
stellung des BVS fand eine Einsatz­
übung der Freiwilligen Feuerwehr 
statt. Ein angenommener Klassen­
zimmerbrand konnte im Schnellan­
griff gelöscht werden . Die Attraktion 
der Übung war das Abseilen eines 
" Geretteten" vom Dach der Schule. 
Die Schüler staunten , als sie in dem 
Mann, der an dem Seil den sicheren 
Boden erreichte, ihren Hausmeister 
Bernd Rettberg wiedererkannten. 
Die 14tägige Informationsschau in 
der Schule wurde von der BVS­
Dienststelle Schwelm als großartiger 

Erfolg gewertet. 180 Schüler melde­
ten sich für einen Grundlehrgang 
an , 30 äußerten den Wunsch , einer 
der Hilfsorganisationen des Katastro­
phenschutzes beizutreten. 

Sechs neue 
Selbstschutzberater 

Remscheid. " Wer den Selbstschutz 
bejaht, um auf den Ernstfall vorberei­
tet zu sein, redet noch lange nicht 
dem Militarismus das Wort", erklärte 
Oberstadtd irektor Dr. Krug, als er 
die neuen Schulungsräume des BVS 
offiziell an die Dienststelle Remscheid 
übergab. Der Verwaltungschef über­
reichte außerdem sechs neuen 
Selbstschutzberatern die Bestal­
lungsurkunde. In diesem Zusammen­
hang meinte Oberstadtdirektor 
Dr. Krug , die Bevölkerung sollte noch 
intensiver als bisher auf die Einrich­
tungen des Selbstschutzes aufmerk­
sam gemacht werden . Dadurch könne 
man sicher auch noch mehr ehren­
amtliche Mitarbeiter für die Arbeit 
im Zivilschutz gewinnen. " Wir brau­
chen etwa 30 Selbstschulzberater, 
wenn wir das gesamte Stadtgebiet 
abdecken wollen ", erklärte er. 

Von den Schülern 
wiedererkannt 

Mönchengladbach. Wenngleich die 
erwartete Besucherzahl von 250000 
Personen nicht ganz erreicht wurde, 
so war die Möchengladbacher Han­
dels- und Gewerbeausstellung doch 
ein voller Erfolg für Veranstalter und 
Aussteller. Dies galt auch für die 
BVS-Dienststelle, die mit einem Stand 
in der Halle gegenüber dem Haupt­
eingang günstig plaziert war. Adelbert 
Michalski, Fachbearbeiter Offentlich­
keitsarbeit, wertete es in seinem Be­
richt über die Ausstellung als positiv, 
daß 1739 Teilnehmer am Preisaus­
schreiben registriert wurden. Der 
BVS-Stand war zeitweise so dicht 
belagert, daß es im Gang davor zu 
dichtem Gedränge kam. Die Berater 
freuten sich natürlich ganz besonders 
darüber, daß der Stand von vielen 
Jugendlichen besucht wurde. Die 
Schüler erkannten " ihren Lehrer" 
vom Selbstschutz-Grundlehrgang 
wieder und drückten ihm freudig 
die Hand. 
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Behördenselbstschutz bei 
der Deutschen Bundesbank 

AlS einer von 300 Selbstschutzhelfern 
bei der Deutschen Bundesbank 
möchte ich e inen Erfahrungsbericht 
über die Ausbildung im Behörden­
selbstschutz geben. Die Deutsche 
Bundesbank, Frankfurt am Main, 
hat aus der Fürsorgepflicht gegen­
über ihren rund 2400 Angehörigen 
und zum Schutze ihres Dienstgebäu­
des mit allen seinen Sachwerten den 
Behördenselbstschutz in ihrem Hause 
aufgebaut. Die Selbstschutzkräfte, 
die auf freiwilliger Basis tätig sind , 
setzen sich aus Brandschutz-, Ber­
gungs- und Ersthelfern zusammen. 
Die Ausbildung der Selbstschutzhel­
fer geschieht zum Teil im Hause 
durch eigene Kräfte (Erste Hilfe), 
im wesentlichen jedoch durch Lehr­
personal des BVS. Alle Teilnehmer 
durchlaufen Grund- und Fachlehr­
gänge, die im eigenen Hause, beim 
BVS in Frankfurt sowie auch in der 
Landesschule des BVS in Birkenfeld 
stattfinden. 

Damit die auf diese Art erworbenen 
Kenntnisse nicht wieder in Verges­
senheit geraten, werden ständig Wie­
derholungslehrgänge abgehalten . 
Einer dieser Lehrgänge fand kürzlich 
in der BVS-Landesschule in Birken­
feld statt. Dazu hatten sich 36 Mitar­
beiter aus allen Abteilungen der Bun­
desbank gemeldet, aus denen je zwei 
Staffeln für Brandschutz, Bergung 
und Erste Hilfe gebildet werden 
konnten. 

Oie Teilnehmer fuhren mit einem 
Reisebus von der Dienststelle in 
Frankfurt ab und freuten sich schon 
auf die gut eingerichtete. in sehr 
schöner Umgebung in der Westpfalz 
gelegene BVS-Schule, die einige 
schon von früheren Lehrgängen 
kannten. Nach der Ankunft erfolgte 
nachmittags noch die erste theoreti­
sche Auffrischung des vielleicht et­
was verschütteten Wissens über 
Löschen, Retten, Erste Hilfe u. ä., 
um dann gleich am nächsten Tag 
in die Praxis gehen zu können . Der 
erste gemeinsame Abend in der 
BVS-Schule diente dem besseren 
Kennenlernen der Lehrgangsteil­
nehmer. 

Der zweite Tag brachte dann die 
praktischen Übungen. So hatten die 
Brandschutzhelfer die Möglichkeit, 
mit verschiedenen Löschgerä'ten 

Holz- , 01- und Metallspanbrände zu 
bekämpfen und ihr theoretisches 
Wissen in der Praxis zu erproben . 

Manch einer war überrascht über 
die gleißende Stichflamme, die ent­
stand , wenn einem Metallspanbrand 
fälschlicherweise mit Wasser an statt 
mit dem Pulverlöscher zu Leibe ge­
rückt wurde. " Gewußt wie" ist auch 
hier von entscheidender Bedeutung. 

Weiter wurde das Ablöschen einer 
"brennenden Person " mit Hilfe einer 
Wolldecke geübt. Einsatzfreude und 
Eifer der Beteiligten waren hervor­
ragend . 

Die Bergungshelfer übten Knoten , 
Stiche, Bunde, seilten "Verlelzte" 
ab , machten Mauerdurchbrüche und 
retteten " Verschüttete" . 

Die Ersthelfer übten die richtige 
Schocklage, die Seitenlage, wandten 
die verschiedenen Transportgriffe 
an, gaben Atemspenden, versorgten 
" Wunden ", " Brüche" und " Verbren­
nungen", die durch Schminke an 
den "Verletzten" , ebenfalls Lehr­
gangsteilnehmern, derartig realistisch 
dargestellt waren , daß einige Ersthel­
fer beim ersten Anblick in Zweifel 
gerieten , ob es sich um eine echte 
oder imitierte Verletzung handelte. 
Sie überwanden aber ihren eigenen 
" Schock" und leisteten fachkundig 
Erste Hilfe. 

Der dritte Tag brachte reichhaltiges 
Anschauungsmaterial in Bild und 
Ton sowie weitere intensive Erläute­
rungen durch das Lehrpersonal der 
BVS-Schule . Nach dem guten Mittag­
essen konnten die Besucher dann , 
müde von den körperlichen Anstren­
gungen - die die Angestellten in der 
Bank am Schreibtisch nicht gewöhnt 
sind - , den Bus nach Frankfurt be­
steigen. 

Alle Lehrgangsteilnehmer waren sich 
einig über den Nutzen dieses Lehr­
gangs und denken stets gern an die 
Tage gemeinsamen Bemühens um 
den Schutz der Bundesbank und 
ihrer Angehörigen zurück, wobei 
die Leitung und das gesamte Perso­
nal der BVS-Schule Birkenfeld mit 
fachkundiger Anleitung , erstklassiger 
Unterkunft und Verpflegung die Vor­
aussetzung für einen solchen Lehr­
gang schufen und damit eine hervor­
ragende Werbung für den Gedanken 
des Behördenselbstschutzes mach­
ten . Zwei weitere Termine an der 
BVS-Schule noch in diesem Jahr 

stehen dem Behördenselbstschutz 
der Bundesbank zur Verfügung. 

Günter Greulich 

Informationen 
über den betrieblichen 
Katastrophenschutz 

Zwei Großbetriebe der Hanauer Indu­
strie, die Dunlop AG und die Degus­
sa, Zweigwerk Hanau, führten jeweils 
eine Werksicherheitswoche durch . 
Nach Kontaktaufnahme der BVS­
Dienststelle mit den Sicherheitsinge­
nieuren der Betriebe konnte der 
Info-Stand der BVS-Landesstelle 
Hessen dabei eingesetzt werden . 
Um möglichst vielen Belegschafts­
mitgliedern Gelegenheit zur Besichti­
gung der Info-Schau zu geben, wur­
den die Ausstellungen in den Kanti­
nensälen aufgestellt. Mit Sicherheits­
einrichtungen und Geräten aus ihrem 
eigenen Bereich erweiterten und 
ergänzten die Betriebe den Rahmen 
der Ausstellung . 

Insgesamt besichtigten über 6000 
Beschäftigte diese Stände. Besonders 
in der Mittagszeit war ein so starker 
Besuch, daß die dabei eingesetzten 
Informanten nur mit viel Mühe den 
interessierten Zuschauern Rede und 
Antwort stehen und Erläuterungen 
geben konnten. Außerdem führten 
während der Ausstellungen Ausbilder 
des BVS für Werksicherheitskräfte 
noch zusätzlich mehrere fachliche 
Unterrichtungen durch, die bei den 
einzelnen Teilnehmern besten An­
klang fanden. 

Die einhellige Meinung von Ge­
schäftsleitung und Betriebsrat der 
Firmen ist darüber hinaus als äußerst 
positiv zu bewerten , wie auch aus 
den Dank- und Anerkennungsschrei­
ben ersichtlich wurde. Im Anschluß 
an diese Veranstaltungen konnten 
weitere Ausbildungsvorhaben auf 
dem Sektor des betrieblichen Selbst­
schutzes durchgeführt werden. Die 
Werksicherheitsingenieure teilten 
mit, daß sich Betriebsmitglieder im 
Anschluß an die Werksicherheitswo­
chen erheblich mehr für die Belange 
der Sicherheit im Betrieb interessier­
ten und eine personalmäßige Steige­
rung sowohl für die Werkfeuerwehr 
als auch für den Sanitätsdienst auf 
freiwilliger Basis erreicht werden 
konnte. Dies allein schon war nach 
Meinung der Werkschutzfachleute 
ein Wertmesser für den Erfolg. 
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Ausstellung " Zivilschutz heute" in Mainz 

Schnelle Hilfe ist immer noch die 
beste Hilfe. " Die beste Rettungsorga­
nisation nützt nichts, wennsich der Bür­
ger nicht - wenn auch nur tür kurze 
Zeit - selbst helfen kann! " Oberbur­
germeister Jockei Fuchs, Mainz, zielte 
damit auf die Ausbildung der Bevöl­
kerung, um bei Notfällen rasch und 
wirkungsvoll schlimmere Schäden 
zu verhüten . Mit diesen Worten cha­
rakterisierte er die Arbeit des BVS, 
der im Blütenhaus des Stadtparks 
eine Ausstellung unter dem Titel 
"Zivilschutz heute" zeigte. 

In erster Linie wenden sich die 
Schautafeln an die Mainzer Hausfrau­
en, " weil durch nichts die Selbsthilfe 
zu ersetzen ist". Dies gelte besonders 
für die Gefahren im täglichen Leben , 
wie BVS-Landesstellenleiter Held­
mann betonte. Unfälle auf den Stra­
ßen, in den Wohnungen und am Ar­
beitsplatz nehmen durch die Techni-

Wichtige Information 

Mitarbeiter des BVS aus dem Bereich 
der Dienststelle Koblenz, Helfer des 
Malteser-Hilfsdienstes und der Frei­
willigen Feuerwehr " Stadtmitte " so­
wie Vorstandsmitglieder der Bürger­
vereinigung " Nachbarschaft Rauen­
tal " in Koblenz nahmen die Gelegen­
heit wahr, sich im Informationszen­
trum des Kernkraftwerkes Mühl­
heim-Kärlich zu informieren und un­
terrichten zu lassen . Sie wollten wis­
sen , ob die Inbetriebnahme dieses 
Kraftwerkes für die Bevölkerung und 
die Umwelt mit lebensbedrohenden 
Gefahren verbunden wäre. Die Erklä­
rungen der Sicherheitsbeauftragten 
nahmen sie zur Kenntnis und waren 
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sierung der Umwelt ständig zu . Jähr­
lich sind rund 30000 Tote und fast 
fünf Millionen Verletzte zu beklagen. 

Oberbürgermeister Fuchs bedankte 
sich für die Bereitschaft des BVS, 
dem Amt für Zivilschutz der Stadt 
diese Ausstellung zur Verfügung zu 
stellen , die vom Amt für Grünanlagen 
und Naherholung mit einem blühen­
den Rahmen versehen worden war. 

Heldmann: " Der BVS führt seit Jah­
ren in der Stadt Aufklärungs- und 
Werbeaktionen für den Selbstschutz 
durch. Dies geschieht an den Schu­
len , in Behörden und Betrieben sowie 
in Verbänden und Vereinen . Nach 
Vereinbarung mit diesen Institutionen 
halten geschulte Fachkräfte Einfüh­
rungsvorträge. Anschließend gibt 
es die Möglichkeit, Fachlehrgänge 
im Sanitätswesen, Brandschutz und 
in der Bergung zu besuchen." 

Der Mainzer 
Oberbürgermeister 
Jockei Fuchs 
eröffnete die 
Ausstellung des 
BVS, die über den 
Zivilschutz 
informierte. 

besonders darüber verwundert , daß 
trotz breiter Diskussionen in der Of­
fentlichkeit das Interesse für eine 
sachdienliche Information vor Ort 
bisher gering sei. 

Ausbildung 
für Katastrophenschutz 

Am Kreisfeuerwehrtag in Simmern 
beteiligte sich die Dienststelle des 
BVS mit einem Informations- und 
Aufklärungsstand über die Arbeit 
des Verbandes. Der BVS hat nach 
dem Gesetz über die Erweiterung 
des Katastrophenschutzes u. a. den 
Auftrag, die Gemeinden und Land­
kreise, Behörden , Schulen und Be­
triebe bei der UnterriChtung und Aus-

bildun g im Selbstschutz zu unterstüt­
zen . Letzteres wird im Bereich der 
Dienststelle Simmern schon seit Jah­
ren in enger Zusammenarbeit mit 
den hauptamtlich besetzten BVS­
Dienststellen Koblenz und Mainz 
praktiziert. So wurde u. a. bei einigen 
Behörden ein fast 100prozentiger 
Ausbildungsstand erreicht. 

Leiter der BVS-Dienststelle des 
Rhein-Hunsrück-Kreises ist Regie­
rungShauptsekretär Günther Walke­
meyer. Ihm stehen noch eine Anzahl 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in 
verschiedenen Funktionen , wie z. B. 
BVS-Fachlehrer, BVS-Lehrer, Ausb il­
dungs- und Aufklärungshelfer, Beauf­
tragte für die Stadt- und Verbands­
gemeinden zur Seite. 

Die Ausstellung in Simmern wurde 
von Ruth und Kurt Bühnemann, Has­
selbach, betreut. Sie erfreute sich 
eines regen Interesses der Ausstel­
lungsbesucher, und manches fachli­
che Gespräch konnte geführt werden . 

Bankangestellte übten 

Kenntnisse im Brand- und Katastro­
phenSChutz wurden Angehörigen 
der Sparkasse Trier auf dem ehemali­
gen Gelände der Neuerburg-Zigaret­
tenfabrik vermittelt. 17 Personen 
nahmen freiwillig an einer fachlichen 
Unterweisung der BVS-Dienststelle 
Trier teil , deren Lehrpersonal - Frau 
Schwarz, die Herren Linden und Ess­
ler - Maßnahmen zur Feuerbekämp­
lung im Freien und in geschlossenen 
Räumen demonstrierten . Die Ange­
stellten der Sparkasse wurden in 
die verschiedenen Brandklassen 
gemäß der deutschen und europä­
ischen Normen und ihre fachge-
mäße Löschung eingewiesen . In prak­
tischen Übungen wurde die Wirksam­
keit der LÖSChgeräte (Kohlenstofflö­
scher, Pulverlöscher usw.) deutlich 
gemacht. 

Auch das AblÖSChen kleinerer Brände 
gehörte zum Obungsprogramm. das 
die 17 teilnehmenden Bankangestellten 
zu absolvieren hatten. 



8aarlanD 0 
Rührige BVS-Dienststelle 

Die Mitarbeiter der BVS-Dienststelle 
Dudweiler konnten be i den bisher 
im Jahr 1977 durchgeführten Veran­
staltungen beachtliche Erfolge erzie­
len . Bei der Veranstaltung in einer 
Maschinenfabrik wurden unter dem 
Thema "Zivilschutz in unserer Welt" 
39 Teilnehmer durch BVS-Dienststel­
lenleiter Kliebenstein , Ausbildungslei­
ter Kessler und BVS-Redner Ranft 
über die Probleme des Zivilschutzes 
informiert. Hierbei wurden Unglücks­
fälle , Katastrophen und kriegerische 
Auseinandersetzungen aufgezeigt, 
selbstschutzmäßige Verhaltensarten 
erklärt und die Möglichkeiten erläu­
tert, wie gekonntes Helfen erlernt 
werden kann . 

Die Ausbildung in den Dudweiler 
Schulen wurde fortgesetzt , an weite­
ren acht Selbstschutz-Grundlehrgän­
gen nahmen 200 Interessenten teil. 

Anfang Juni fand in den Geschäfts­
räumen der Dudweiler Dienststelle 
die Neuwahl der Helfervertretung 

Südwest aktuell 

Reutlingen. Das erste Informations­
seminar in diesem Jahr für Persön­
lichkeiten des öffentlichen Lebens 
im BVS-Landesstellenbereich war 
für beide Seiten ein voller Erfolg. 
Die 25 Vertreter aus Behörden und 
der Wirtschaft, die an diesem Semi­
nar teilnahmen, ließen großes Inter­
esse an den Themen erkennen. 

Friedrichshafen . Auf der " IBO 77" 
in Friedrichshafen wurde die Ausstel­
lung " Der Schutzraum - Konstruktion 
und Nutzung" gezeigt. Der Schirm­
herr der Ausstellung , Landesinnenmi­
nister Schiess, ließ sich durch BVS­
Bauberater Dipl.-Ing . Allwang bera­
ten . 

Baden-Baden. Anläßlich einer von 
Dienststellenleiter Müller vorbereite­
ten Tagung des Hausfrauenbundes 
Baden-Baden sprachen BVS-Landes­
stellen leiter Kunde und der Leiter 

statt. Helene Demuth wurde als Hel­
fervertreter bestimmt, als ihre Sieli­
vertreter wurden Dieter Bold und 
Hans Demuth gewählt. 

Seminararbeit 
der BVS-Landesstelle 

Mit zwei Veranstaltungen in der er­
sten Junihälfte setzte die BVS-Lan­
desstelle ihre Öffentlichkeitsarbeit 
fort. Bei Informationsseminaren für 
Persönlichkeiten des öffentlichen 
Lebens konnte Anita Darimont zu­
nächst im Seehotel Bosen, dann an 
der BVS-Schule Birkenfeld zahlreiche 
Teilnehmer über die Aufgaben des 
Selbstschutzes unterrichten. Ihre 
Ausführungen , wie auch die übrigen 
Vorträge, fanden ein außerordentlich 
großes Interesse und führten zu leb­
haften Diskussionen. Dabei wurden 
als besonders positiv die Lebenshil­
fen , Selbstschutz- und Vorsorgemaß­
nahmen anerkannt und gewertet. 
Auch die sich zufällig ergebende 

Landesinnenminister Schiess (Mitte) 
sah sich bel der IBO 77 In Frledrlchshafen 
auch in der Schutzraum-Ausstellung 
um. BVS-Dienststellenleiter Pfarr und 
Dipl.-Ing. Allwang (rechts) gaben 
Erläuterungen. 

BVS-Landesstellenleiter Kunde ehrte 
in einer Feierstunde In Karlsruhe 
verdiente Helfer des Verbandes. 

Gelegenheit , bei einem parallel lau­
fenden Fachlehrgang " Brandschutz" 
die Vorführung von Kleinlöschgeräten 
und das Ablöschen einer brennenden 
Person miterleben zu können , wurde 
als Gewinn bezeichnet. 

Besonders günstig wirkte sich in 
Birkenfeld aus , daß der zufällig dort 
anwesende Referent der Bundes­
hauptsteIle, Dipl.-Ing . Neckermann, 
für den erkrankten Architekten Glaser 
einspringen und über das Thema 
"Schutzraumbau " referieren konnte. 

Hervorgehoben wird das große Inter­
esse des Beigeordneten Münster 
des Stadtverbandes Saarbrücken, 
Leiter des Ausschusses für Betriebs­
und Sicherheitswesen , der am Sonn­
tag zum Seminar nach Bosen kam 
und dort über die Bedeutung und 
den Wert solcher Veranstaltungen 
sprach . Aus seinem Fachwissen 
schöpfend , belebte er besonders 
die Diskussion über die auf den 
Stadtbereich Saarbrücken bezogenen 
Probleme. 

der Fahrbaren Zivilschutz-Ausstel­
lung, Haertel , über die Aufgaben der 
Frau im Selbstschutz. 

Im Runden Saal des Kurhauses 
konnte die Vorsitzende Roser-Bley 
80 Damen begrüßen. Die wegen ihres 
Engagements in der Frauenarbeit 
weit über die Landesgrenzen be­
kannte Vorsitzende war - wie auch 
die Teilnehmerinnen - von dem Ge­
botenen beeindruckt und besprach 
mit Landesstellenleiter Kunde weitere 
Möglichkeiten des Einsatzes von 
BVS-Kräften. So sollen Grundlehr­
gänge im Rahmen des Winterpro­
gramms der Volkshochschule durch­
gefÜhrt und Info-Veranstaltungen 
fester Bestandteil der Hausfrauen­
information werden , 

Freiburg. Zwei Tage verfolgte ein 
Fernsehteam des Südwestfunks die 
Arbeit der BVS-Dienststelle Freiburg . 
Szenen aus einer Abendveranstaitung 
im Kursaal Bad Krozingen , einem 
Selbstschutz-Grund lehrgang in einer 
Schule und einem Fachlehrgang bei 
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einer Behörde sollten neben Inter­
views im Abendprogramm gesendet 
werden. Leider war der Film nicht 
gelungen. Das Fernsehteam will den 
Beitrag noch einmal aufnehmen. 

Stuttga rt. Die Landesstelle fü r Be­
triebsschutz e. V. führte das erste 
Info-Seminar für Führungskräfte der 
gewerblichen Wirtschaft durch. In 
diesem Seminar konnte sich der BVS 
mit einem Referat vorstellen und 
die Ausbildung der BKO-Kräfte erläu­
tern . 

steIlenielter Kunde an RegIerungsdirek­
tor Müller vom Landesinnenministerium. 
Unser Bild zeigt (von rechts) Amtmann 
Büchler, Regierungsdirektor Müller, Mini­
sterlaidirIgent Or. Neblnger, landessteI­
lenleIter Kunde und Fachgebietsleiter 
Bufler. 

Stuttgart. In einer kleinen Feierstunde 
in der Landesstelle überreichte Lan­
desstellenleiter Kunde Regierungsdi­
rektor Müller, Innenministerium Ba­
den-Württemberg , im Beisein von 
Ministerialdirigent Dr. Nebinger die 
Ehrennadel des BVS. 

"Schwäbischer Fleiß" 

Der neue BVS-Informations- und 
Ausstellungsstand der Landesstelle 
Baden-Württemberg wurde erstmalig 
auf der alle drei Jahre stattfindenden 
Ausstellung .. Schwäbischer Fleiß" 
in der Sporthalle Böblingen gezeigt. 

Bei der Eröffnung besuchte auch 
der Minister für Arbeit , Gesundheit 
und Sozialordnung. Annemarie Grie­
singer, den BVS-Stand . In ihrer Be­
gleitung befanden sich Landrat Heeb, 
Oberbürgermeister Brumme, Böblin­
gen, Parteivorsitzende der SPD, CDU 
und F.D.P. und weitere Persönlichkei­
ten des öffentlichen Lebens. 67000 

Besucher konnten gezählt werden, 
von denen etwa die Hälfte den BVS­
Ausstellungsstand besuchten. Mit 
der Tonbildschau und dem Lichtband 
wurde die Aufmerksamkeit auf den 
gut plazierten Stand gezogen. 

Dienststellenleiter Walter Holdschuh 
wurde zu einem Interview des Süd­
deutschen Rundfunks - Direktüber­
tragung in " Musikmarkt Südfunk 3" 
mit Gisela Boehmke gebeten. Er 
wurde im Sendesaal mit stürmischem 
Beifall von den von ihm bereits aus­
gebildeten Schülern begrüßt. In zwei­
einhalb Minuten gab er einen Über­
blick über den Verband , seine Aufga­
ben und die Notwendigkeit des 
Selbstschutzes. 

Landesminister Annemarle Griesinger besuchte auch den Informationsstand 
des BVS. Rechts 1m Bild BVS·Dienststellenleiter Holdschuh. 

Bo~ern e 
Ein Besucher sieht 
Henry Moore 

Herbert Weiß aus Hof schreibt: " Die 
Werke des Künstlers Henry Moore 
eine Schau? So konnte der Leser 
am 9. Juni aus dem ,Hofer Anzeiger' 
einen Hinweis entnehmen. Eine Aus­
stellung mit Werken und Arbeiten 
des Künstlers Henry Moore. ,Die Shel­
terzeichnungen sind ein großes, wohl 
das größte künstlerische Dokument, 
das die Kriegskatastrophe in unserer 
Generation hervorgebracht hat. In 
den Shelterblättern findet sich aus 
der Zeit heraus Überzeitliches, von 
dem man eher fürchtet , daß es kom­
mende Generationen noch mehr tref-
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fen kann als uns, die Zeitgenossen. 
Es sind Menschen im Untergrund. 
Nirgends ist Pathos oder Protest. 
Wenn die Shelterwand zur Klage­
mauer wird, so ist das unabsichtlich.' 
So sah Petermann die Arbeiten seines 
Freundes Moore. 

Die Ausstellung zeigt, daß Moore 
keineswegs ein sogenannter enga­
gierter Künstler ist. Seine Werke zei­
gen eine ruhige, in sich fortstrebende 
Entwicklung, in der ihn immer wieder 
andere Kunstperioden der Vergan­
genheit zu neuen Gestalten reizen. 
t 940 fielen Henry Moore in der Lon­
doner Innenstadt Menschenschlangen 
auf, die in die Eingänge der Unter­
grundbahn drängten. Er folgte den 

verängstigten Gruppen, die in den 
Kellern SChutz suchten und ver­
brachte regelmäßig zwei Nächte in 
der Woche in den Shelters, vor allem 
im Tilbury-Bunker, dem Keller eines 
Warenhauses, und in einer neuen 
Tunnelröhre der Liverpool-Street, 
in der die Gleise der Untergrundbahn 
noch nicht verlegt waren. Er schämte 
sich zu zeichnen , machte statt dessen 
Notizen und arbeitete zu Hause. Es 
war keine Bestandsaufnahme aus 
den Londoner Bunkern , die der Bild­
hauer Moore lieferte. 

Drei sitzende Frauen in einem engen 
Kellerraum nannte er ,Drei Parzen ', 
wenn sie auch nicht mit dem Lebens­
faden der Menschen umgehen. Oie 



Darstellungen der Menschen in die­
sen Bunkern, in der weiträumigen 
Kellerhalle des Kaufhauses, in den 
runden Tubus des Tunnels, liefern 
keine Bildnisse, keine Porträts. Wenn 
die Figuren gelegentlich so aussehen, 
als seien sie aus etwas härterem Stoff 
als Fleisch, dann wohl daher, weil 
sich Schutzsuchende in einem Bun­
ker eine statuen hafte Unbeweglich­
keit für die lange Wartezeit zugelegt 
haben. 

Einen herzlichen Dank an die Veran­
stalter, die es möglich machten, die 
einmaligen Werke eines solchen 
Künstlers der Hofer Bevölkerung 
zu zeigen. Es wäre schön , wenn auch 
alle Bediensteten der Hofer Rathaus­
verwaltung diese Ausstellung sehen 
würden . Oie Journalisten bitte ich, 
bei den Werken von Moore nicht 
von einer ,Schau' zu schreiben . Sie 
erbringen sonst den Beweis, daß 
sie die Werke nicht kennen und die 
Ausstellung nicht gesehen haben." 

Heinrich Lenneps feierte 
Dienstjubiläum 

Kürzlich konnte Heinrich Lenneps, 
Leiter der BVS-Dienststelle Nürnberg, 

sein 25jäh-
riges Dienstjubi­
läum im öffent­
lichen Dienst 
begehen. 
Das Jubiläum 
veranlaßte die 
Sachgebiets­
leiter der 
Landesstelle, 
Karl Lackner 
und Erich 
Brockmann , 
im Rahmen 

einer kleinen Feier die Dankesur­
kunde für 25jährige treue Dienst dem 
Jubilar zu überreichen. Lackner 
überbrachte zugleich die besten 
Wünsche aller KOllegen. Den Glück­
wünschen schlossen sich die Mitar­
beiter der Dienststelle Nürnberg mit 
einem Frühlingsstrauß an. 

Im Jahre 1956 kam Lenneps als Helfer 
zum damaligen BLSV; bei der ehren­
amtlichen Dienststelle Forchheim 
wurde er als Ausbildungsleiter tätig 
und man wunderte sich nicht, als 
er 1962 als Leiter der Dienststel le 
Erlangen eingesetzt, zugleich auch 
als hauptamtlicher Mitarbeiter be­
grüßt wurde. 

Mit tatkräftigen Helfern verstand es 
der Jubilar, durch unermüdliche Ein­
satzbereitschaft in relativ kurzer Zeit 
eine Dienststelle aufzubauen, die 
sich bis heute - ob in der Ausbildung 
oder in der Offentlichkeitsarbeit­
auszeichnet. Anfang des Jahres 1977 
wechselte Lenneps dann zur BVS­
Dienststelle Nürnberg. 

Wird Straubing ein Modellfall? 

Die BVS-Dienststelle Deggendorf 
führte in Zusammenarbeit mit Dienst­
stellenleiter Wolf von der Dienststelle 
Straubing und mit Unterstützung 
des Leiters des Katastrophenschutz­
amtes der Stadt Straubing in Strau­
bing eine Plenumsdiskussion mit 
Vertretern von Behörden und Ämtern , 
der Geistlichkeit beider Konfessionen , 
Vertretern der Bundeswehr sowie 
Vorständen von Vereinen und Ver­
bänden durch. In Anwesenheit eines 
Vertreters des Bundesamtes für Zivil­
schutz konnte Bürgermeister Bräu­
herr den Bundestagsabgeordneten 
Handlos, BVS-Landesstellenleiter 
Hinderberger und den BVS-Bereichs­
beauftragten Schramm begrüßen. 

Der Vertreter des BZS, Oberregie­
rungsrat Carl Maier, führte zu Beginn 
der Diskussion aus: 

Das " Modell Straubing" soll auf dem 
Gebiet des Zivilschutzes in der gan­
zen Bundesrepublik Schule machen. 
Die Bundesoberbehörde hat diese 
Stadt als beispielgebendes Projekt 
für den Schutzraumbau ausgewählt. 

1400 Gebäude sollen in verschiede­
nen Stadtteilen mit verschiedener 
Bauweise durch Fachkräfte des Bun­
desamtes auf Sicherheit, Möglichkei­
ten des schutzmäßigen Ausbaues 
und der anfallenden Kosten unter­
sucht werden . Diese Erhebungen 
sollen im September beginnen und 
bis Ende Dezember abgeschlossen 
sein . 

Der Leiter der BVS-Landesstelle Bay­
ern, Hinderberger, erklärte den Teil­
nehmern der Plenumsdiskussion 
die Aufgaben des BVS und den Sinn 
der zivilen Verteidigung. Der BVS 
habe vom Gesetzgeber den Auftrag 
erhalten , die Bevölkerung über die 
Gefahren bei Kriegseinwirkungen 
aufzuklären und auszubilden. Diese 
Dienstleistungen stehen jedem Bür­
ger kostenlos zur Verfügung . Ein 
militärischer Kampf könne nur von 
kurzer Dauer sein, wenn keine Maß-

nahmen getroffen würden, um die 
Bevölkerung zu schützen und die 
Truppen mit den notwendigen Gütern 
zu versorgen. Jeder Bürger muß wis­
sen , wie er sich schützen kann, wie 
er sich aus den Trümmern eines ein­
gestürzten Hauses befreit, Erste Hilfe 
leistet oder einen Entstehungsbrand 
bekämpft. 

Hinderberger führte aus, daß die Bür­
ger im Vergleich zu den Vorjahren 
dem Selbstschutz aufgeschlossener 
gegenüberstehen, aber noch zu we­
nig Interesse an derartigen Ausbil­
dungsveranstaltungen zeigten. BVS­
Dienststellenleiter Wolf gab anschlie­
ßend einen Leistungsbericht. Es wur­
den in 30 Selbstschutz-Grundlehr­
gängen 625 Personen ausgebildet, 
104 Teilnehmer in ach t Fachlehrgän­
gen geschult und 1650 Besucher 
I)ei 36 Aufklärungsveranstaltungen 
gezählt. Dazu kommen noch mehr 
als 10000 Besucher der Ausstellung 
"Vorsorge in Grün" an läßlich der 
Ostbayern-Schau. In der lebhaften 
Diskussion kamen der Schutzraum­
bau, die Lebensmittelbevorratung 
und die mangelnde Ausrüstung des 
Katastrophenschutzes zur Sprache. 

Bundestagsabgeordneter Franz Hand­
los sagte dazu : " Was als einziges 
in der Bundesrepublik funktioniert, 
sind die Sirenen." Während der Ost­
block, vor allem die UdSSR, Getrei­
devorratslager anlege, werde in der 
Bundesrepublik die nationale Nah­
rungsmittelvorsorge abgeschafft. 

Der Bau von Schutzräumen werde 
nicht mehr mit öffentlichen Geldern 
gefördert. "Wir brauchen ein neues 
Zivilverteidigungsprogramm, das 
ein Gesundheitssicherstellungsgesetz 
enthält, Nahrungsmittelreserven vor­
sieht, den Katastrophenschutz ver­
bessert und den Schutzraumbau wie­
der fördert ", stellte Handlos fest. 

Abschließend sprach Landessteilen­
leiter Hinderberger über Verwendung 
des Hausschutzraumes in Friedens­
zeiten . Er füh rte aus, daß ein Bügel­
zimmer oder ein Fernsehraum, ein 
Gästezimmer, Kinderspielzimmer 
oder ein Hobbyraum jederzeit im 
Schutzraum eingerichtet werden 
könne. Man solle aber bedacht sein , 
den Raum so zu gestalten, daß er 
innerhalb kürzester Zeit seinem ur­
sprünglichen Zweck als Schutzraum 
dienen könne. Den Bauämtern emp­
fahl Hinderberger, jedem Bauherrn , 
der Pläne für sein Haus einreichen 
wolle, einen eindringlichen Hinweis 
auf den Einbau eines Schutzraumes 
zu geben. 
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Tonnenweise Material 
über das Watt getragen 

der empfindlichen Brandseeschwal­
ben, konnte ein Vogelwarter die Un­
terkunft beZiehen. 

Mehrere Großeinsatze an Wochen­
enden waren auch erforderlich , um 
die Voraussetzungen für den Wieder­
aufbau der zweiten Vogelwärterunter­
kunft zu schaffen . Es standen ja nur 

Das war de r Zustand der beide n Vogelwärterunte rküntte nach 
der Sturmflut vom 21. Januar 1976. 

Die Unterkonslruktion für eine 4 t schwere Hülle wird 
e rrichtet. 

Seit t 975 hat sich der OV Niebüll 
des THW in verschiedenen größeren 
Einsätzen im ca. 1 400 qkm großen 
Naturschutzgebiet " Nord friesisches 
Wattenmeer" auf der Vogel hallig 
Norderoog (8,4 ha) nützlich gemacht. 
Norderoog befindet sich im Besitz 
des "Vereins Jordsand zum Schutze 
der Seevögel ". Sie ist deshalb nicht 
in den Küstenschutzplan des Landes 
Schleswig-Holstein aufgenommen. 

Geschützt vor den Angriffen der 
Nordsee und vor drohenden Landab­
brüchen wird die Hallig durch Ufer­
schutzmaßnahmen, die von freiwilli­
gen Helfern, wie Jugendfeuerwehren 
und Studentengruppen und nun auch 
von Helfern des THW, ausgeführt 
werden . 

Die Sturmfluten des 3 . und 21 . Januar 
1976 zerstörten eine auf hohen Pfäh­
len stehende Vogelwärterunterkunft. 
Der OV Niebüll, jetzt mit Norderoog 
stark verbunden , erklärte spontan 
seine Hilfsbereitschaft zur Beseiti­
gung der Schäden. Es sollte ein 
schwieriges Unterfangen werden . 

Die erste Vogelwärterunterkunft, die 
stark beschädigt war, wurde bereits 
im April 1976 wieder wohnfertig ge­
macht. Rechtzeitig vor dem Eintreffen 
der unzähligen Seevögel , besonders 
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Fast zentlmeterge nau wurden die beiden 
acht Meter langen Wohn raum· Ei nheiten 
nacheinander aus der Luft vom Hub· 
schraube r an die vorgesehe ne Stelle 
gesetzt. 

noch die Dalben (Pfähle). Die Unter­
konstruktion fur die 4 t schwere Hütte 
war zu errichten . Tonnenweise waren 
Balken, Bretter, Werkzeuge und son­
stiges Material ca. 2 km uber das 
Watt zu tragen . Das kostete Kraft ! 
Im August t976 aber war das ge­
schafft. Resti iche Arbeiten, wie Brü­
stungsgelander, Treppe usw., wurden 
im Februar 1977 ausgefuhrt. 

Dann aber kam ein ganz wichtiger 
Tag. Sowohl fur den OV Niebüll als 
auch für den Verein Jordsand. Am 
27. März sollten zwei Wohnraum-La­
bor-Container mit dem Hubschrauber 
vom Festiand eingeflogen, aufgesetzt 
und zusammengefügt werden . Mit 
den Piloten insbesondere war alles 
eingehend besprochen. Auf dem 
Startplatz wurde von einigen Kame­
raden der Abflug vorbereitet. Wieder 
erwies sich das THW als zuverlässiger 
Helfer. Rund 200 Gäste hatte der 
Verein Jordsand zu diesem Ereignis 
auf der Hallig eingeladen. Um es 
kurz zu machen: Dank der überall 
geleisteten guten Vorarbeit und Or­
ganisation ging alles glatt vonstatten. 
Fast zentimetergenau wurden die 
beiden acht Meter langen Wohn­
raum-Einheiten nacheinander aus 
der Luft vom Hubschrauber an die 
vorgesehene Stelle gesetzt und von 
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Frau Hannelore Schmidt, die Frau des Bundeskanzlers, taufte die zweite Vogelwär­
ter-Unterkunft auf den Namen "Wilhelm-Wolf-Hütte". 

Männern des OV Niebüll " in Emp­
fang " genommen. Als beide Einheiten 
zusammengefügt waren , taufte Frau 
Hannelore Schmidt, die Frau des 
Bundeskanzlers, die zweite Vogelwär­
terunterkunft "Wilhelm-Wolf-Hütte". 

Wohl die wenigsten der auf der Vo­
gel hallig Norderoog weilenden Gäste 
ahnten vor ihrer beschwerlichen An­
reise, daß sie ihren Aufenthalt auch 
den Männern des OV Niebüll zu dan­
ken hatten . H. S. 

Neue Unterkunft für OV Neustadt 

Am 1. April 1977 hatten die Helfer 
des Ortsverbandes Neustadt ihren 
großen Tag. Gemeinsam mit zahlrei­
chen Ehrengästen weihten sie ihr 
neues, modernes Unterkunftsgebäude 
am Industrieweg ein . 

Seit rund anderthalb Jahrzehnten, 
so stellte Ortsbeauftragter Carl 
Großmann an läßlich der Einweihung 
in seiner Begrüßungsansprache fest , 
hätten die Neustädter THW-Helfer 
auf dieses Ereignis gewartet. 

Besonders unzuträglich für die Exi­
stenz und Arbeit des Ortsverbandes 
waren die Jahre 1973 bis 1976. Wäh­
rend dieser Zeit hatten die Neustädter 
überhaupt keine eigene Unterkunft 
und mußten ihren THW-Dienst sozu­
sagen als " Gasthelfer" beim OV Eutin 
verrichten . 

Oie offizielle Einweihung des neuen 
THW-Heimes wurde vom stellvertre­
tenden THW-Landesbeauftragten 
Gäbel aus Kiel vorgenommen . 

Er übergab im Rahmen der kleinen 
Feierstunde OB Großmann die Fahr­
zeug papiere für ein neues Instandset­
zungs-Trupp-Fahrzeug und dankte 
ihm für seine langjährige ehrenamtli­
che Tätigkeit im THW. Großmann, 
mit 83 Jahren der "Senior" unter 

den THW-Ortsbeauftragten in 
Schleswig-Holstein, hatte den Ein­
weihungstag als Termin gewählt, 
um von seinem Ehrenamt als Ortsbe­
auftragter zurückzutreten . 
Dipl.-Ing. Göbel wies im Verlauf sei­
ner Ansprache u. a. auch darauf hin , 
daß das THW aufgrund seiner Ein­
satzmöglichkeiten eine besondere 
Verpflichtung gegenüber den Bürgern 
habe. Diese Verpflichtung könne 
jedoch nur erfüllt werden , wenn die 
finanzielle Unterstützung entspre­
chend sei. Das zahlenmäßige Verhält­
nis bei den Ausgaben für die militäri­
sche und zivile Landesverteidigung 
habe sich jedoch bisher nur weiter 
zum Nachteil des Zivilsektors ver­
schoben und betrage zur Zeit 60:1. 
Landrat Or. Clausen stellte in seinem 
Grußwort fest , daß die neue THW-Un­
terkunft in Neustadt bisher die ein­
zige im Kreisgebiet sei , die in dieser 
Größe und Qualität zur Verfügung 
stehe. 
Damit sei ein Instrument geschaffen 
worden, das bei eventuellen Versor­
gungsschwierigkeiten oder Katastro­
phenfällen unentbehrlich sei. Zu 
wünschen sei nur, so fuhr er fort, 
daß der sogenannte " Ernstfall " nie­
mals eintreten werde. 

Bundestagsabgeordneter Klaus Kon­
rad, der anschließend das Wort er­
griff, kam noch einmal auf die Vertei­
lung der Mittel zwischen dem militäri­
schen und zivilen Sektor der Landes­
verteidigung zu sprechen. 

" Die militärische Verteidigung bleibt 
fragwürdig ", meinte er, "wenn sie 
nicht ausreichend im zivilen Sektor 
ergänzt wird ." Zum neuen THW-Ge­
bäude stellte er fest, daß der Bund 
hier eine Einrichtung geschaffen 
habe, die den uneingeschränkten 
Beifall aller finde. 

An dieser Stelle darf angemerkt wer­
den, daß es außer dieser schönen 
Unterkunft in Neustadt, die als Typ 1 
des Typenprogramms konzipiert und 
gebaut wurde , schon bald noch zwei 
weitere THW-Heime dieses Typs im 
Kreis Ostholstein geben wird . Eines 
dieser Heime, das für den OV Olden­
burg gebaut wurde , ist ebenfalls be­
reits fertiggestellt worden; das ande­
re, das für den OV Eutin bestimmt 
ist, befindet sich zur Zeit im Pla­
nungsstadium. 

Weitere Grußworte an die Gäste und 
Helfer richteten Neustadts Bürger­
meister Hans-Joachim Birkholz, 
THW-Kreisbeauftragter Heinz Palm, 
Geschäftsführer Karl Hübner vom 
THW-Geschäftsführerbereich Kiel , 
zu dem auch Neustadt gehört, und 
der stellvertretende Kreisbrandmeister 
Heinz Rohe aus Hassendorf. 

Bürgermeister Birkholz begann seine 
Begrüßung mit den Worten : " Dies 
ist ein stolzer Tag für den THW-Orts­
verband Neustadt und auch für Sie, 
Herr Großmann! " Man habe, so führte 
er u. a. aus, in Neustadt lange nach 
einem geeigneten Grundstück für 
die geplante Unterkunft gesucht, 
dann jedoch mit diesem Platz am 
Industrieweg eine optimale Lösung 
gefunden. Damit sei, so hoffe er, 
ein weiterer Ansporn für die Arbeit 
des Technischen Hilfswerks in Neu­
stadt gegeben. 

Mit einem Rückblick des Ortsbeauf­
tragten Großmann auf die bisherige 
Entwicklung des von ihm selbst im 
Jahre 1953 gegründeten OV Neustadt 
und einem Umtrunk endete die kleine 
Feierstunde zur Einweihung der 
neuen Unterkunft, die in Zukunft 
für die Neustädter THW-Helfer sowohl 
für die Ausbildung und Arbeit als 
auch für die Begegnung mit Kamera­
den und Helfern aus den befreunde­
ten Katastrophenschutzorganisatio­
nen von großem Nutzen sein wird. 

Voß 
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Bremen • 
THW Vegesack 
erzielte Bestzeiten 

Bei den Landesausscheidungswett­
kämpfen für den THW-Bundeswett­
kampf in Saarlouis setzte sich sowohl 
beim Wasserdienst als auch beim 
Kraftfahrzeugdienst der Vegesacker 
Bezirksverband mit Bestzeiten an 
die Spitze der teilnehmenden Mann­
schaften. Damit waren die THW-Akti­
ven aus Vegesack ausersehen , sich 
an dem bundesweiten Leistungsver­
gleich zu beteiligen , bei dem es um 
den Pokal des Bundesinnenministers 
ging. Landesbeauftragter Dr. Dölbor 
überreichte dem Bezirksverband den 
silbernen Pokal des Landesverbandes 
Bremen. 

Während der Wasserdienst auf der 
Lesum bei Burg durchgeführt wurde, 
lief der Kraftfahrzeugdienst auf dem 

Gelände der Katastrophenschutz­
schule Lesum ab. Insgesamt 50 Mit­
glieder des THW nahmen an den 
Wettkämpfen teil. Ausschlaggebend 
für die Wertungen waren neben der 
Schnelligkeit die Einhaltung der Rei­
henfolge, die Ausrüstung und die 
Beobachtung der Unfallverhütungs­
vorschriften. Das gesamte Programm 
lief ohne Zwischenfälle ab. 

Aufgabe beim Wasserdienst war es 
unter anderem, die Boote und Au­
ßenbordmotoren komplett auszurü­
sten und auf der Fahrt nach Unter­
strom bis Burmester eine Boje aus­
zuwerfen , die nach der Wende wieder 
aufgenommen werden mußte, Eine 
weitere Schwierigkeit bedeutete es, 
das Boot auf der Stelle zu halten , 
und zwar für drei Minuten zwischen 
zwei Markierungsstäben. Schließlich 
mußte eine große Gerätekiste vom 
Anleger übernommen werden . 

Die Bilanz: mit 12/59 Minuten belegte 
der Bezirksverband Vegesack den 
ersten Platz, gefolgt vom BV West 
(13/ 27 Minuten) und dem BV Ost 
(14/ 51 Minuten). 

Der Kraftfahrzeugdienst bewältigte 
seine Übungen mit Zehntonner- Last­
kraftwagen und 1,5 Tonnen-Achsan­
hängern. Zum Aufgabenkatalog ge­
hörten u. a. das Auflegen von 
Schneeketten, Zielfahren auf Bohlen 
- pro Abrutschen gab es einen Feh­
lerpunkt - und Slalomfahren. Als 
nicht unproblematisch erwies sich 
auch das Rückwärtsfahren mit Hän­
ger auf eine vorgezeichnete Bahn 
und das Abschleppen mit allen Vor­
bereitungen . In der Kraftfahrzeug­
sparte war der Bezirksverband Vege­
sack in der Zeit um rund ein Drittel 
schneller als die übrigen Gruppen. 

Fh. 

HOmBUrG ~ 
Jugendhelfer zur Wochen­
endausbildung in Cuxhaven 

Aprilwetter erster Güte hatte die Ju­
gendgruppe des BV Hamburg-Har­
burg in der Zeit vom 22. 4.-24. 4. 
in Cuxhaven , als sie dort eine inten­
sive Wochenendausbildung absolvier­
te. Ziel der Fahrt war die Gemein­
schaftspflege und Verbesserung des 
Ausbildungsstandes. 

Zugführer Carsten Hoening und ei­
nige Helfer des I-Zuges hatten die 
Ausbildung übernommen. Auf dem 
Dienstplan stand u. a. der Bau eines 
Tonnensteges, Arbeiten mit dem 
Greifzug, Aufbau von Motorpumpen, 
Bedienung eines Notstromerzeugers 
mit Ausleuchten von Schadensstellen . 
Ein besonderer "Leckerbissen" für 
die Jugendlichen war aber der Ein­
führungsunterricht in den Sprech­
funkverkehr, den der Technische 
Einsatzleiter des BV Harburg, Geert 
Lehmann, übernommen hatte . Eine 
mehrstündige praktische Einweisung 
bei Sturm und Regen im Raum Duh­
men schloß sich an . 

Als Rahmenprogramm war im Dienst­
plan auch Sport berücksichtigt wor­
den . Eineinhalb Stunden Schwimmen 
im Meerwasserwelienbad von Duh­
men am Sonnabend wurden begei-
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stert wahrgenommen . Die Kurverwal­
tung hatte kostenlosen Einlaß ge­
währt. Über diese freundliche Geste 
haben sich die Helfer sehr gefreut. 

Nach dem Abendessen am Sonn­
abend war die Teilnahme an einer 
Deichwanderung von der "Alten lie­
be" zur Kugelbaake Pflicht. 

Am Sonntag mußte nach dem Früh­
stück eine Stunde unter wolkenver­
hangenem Himmel im Watt gegen 
den Sturm anmarschiert werden . 
Dann ging es wieder auf den 
Übungsplatz. Unter erschwerten Be­
dingungen (peitschender Regen und 
Sturm) wurde die Ausbildung fortge­
setzt. 

Die Stimmung war gut! Etwas er­
schöpft kehrten die Jugendlichen 
am Sonntag gegen 18 Uhr zurück. 

Ein Erinnerungsfoto der Jugendgruppe 
des BV Hamburg-Harburg an das ereig­
nisreiche Wochenende in Cuxhaven. 

Ein besonderer Dank gilt den Helfern 
des OV Cuxhaven , die uns ihre Un­
terkunft zur Verfügung stellten und 
uns in kameradschaftlicher Weise 
unterstützten. H. F. 

THW-Bergedorf fällte 
Riesenpappeln 

Immer dann , wenn professionelle 
Baumfäller wegen der Schwierigkeit 
der Aufgabe nicht wollen oder kön­
nen, ruft man das Technische Hilfs­
werk. 

So war es auch im Herbst des ver­
gangenen Jahres. Drei riesige, 30 m 
hohe, weit ausladende Silberpappeln 
mußten dem Neubau eines Einfami­
lienhauses weichen . Wegen ihres 
schrägen Wuchses und der angren­
zenden Gebäude mußte jeder Baum 
Ast für Ast abgetragen werden . 

Für ZF Rosenbrock und seinen ein­
gespielten Bergungszug B-2640 war 
das eine schwere, aber für die Aus­
bildung des Zuges sehr wertvolle 
Aufgabe. 

Erdanker wurden gebaut und jeder 
Baum durch Greifzüge vor unkontrol­
liertem Fall bewahrt. Auch hier galt 
- wie immer beim THW - der Wahl­
spruch : " Safety firs!! " 



Mit Äxten, Bügelsägen, sechs Ein­
mann- und zwei Zweimann-Motorsä­
gen arbeiteten die Helfer an den Pap­
pelstämmen, die einen maximalen 
Stammdurchmesser von 130 cm auf­
wiesen . 

Nach 12 Stunden harter Arbeit waren 
die Baumriesen in einigermaßen 
" handliche" Stücke zerlegt. D. Roth 

Fundament in der Kiesgrube 
Hamburg-Rissen gesprengt 

Anläßlich einer Ganztagsausbildung 
im Sommer 1976 in der uns vom Be­
tonmischwerk Heldorn freundlicher­
weise zur Verfügung gestellten Kies­
grube in Hamburg-Rissen bot sich 
das THW an, ein auf dem Gelände 
stehendes Fundament einer 8eton­
mischanlage zu sprengen, da der 
Pachtvertrag der Stadt Hamburg mit 
der Firma Heldorn nicht verlängert 
wurde und das Gelände sonst hätte 
aufgeschüttet werden müssen. 

Diesem Angebot stimmte die Firma 
zu , und wir waren erfreut, da Spreng­
objekte in Hamburg für das THW 
eine Rarität darstellen , weil die mei­
sten Sprengobjekte von der gewerbli­
chen Wirtschaft übernommen wer­
den. 

Im Einvernehmen mit der Firma sollte 
die Sprengung im ersten Quartal 
1977 stattfinden. 

Das Fundament hatte eine Außenbe­
grenzung von 16 m Länge und 12 m 
Breite , mit einer Stärke von 0,40 m 
und einer durchschnittlichen Höhe 
vom Erdboden von 1 m. Die Außen­
fundamente waren in Längs- und 
Querrichtung durch Innenfundamente 
mit gleicher Stärke verbunden . Ge­
gossen war das Fundament aus ei­
senarmiertem Beton. 

Unter Zugrundelegung eines Festig­
keitswertes von c = 4,0 errechnete 
sich für das gesamte Objekt eine 
Sprengstoffmenge von nahezu 14 kg 
AG 3, die auf 350 Bohrlöcher zu ver­
teilen war. Als Sprengmittel wurden 
400 m Detonationszündschnur und 
40 Millisekundenzünder U 1 - 18 vor­
gesehen. 

Aus technischen Gründen wurde 
die Sprengung auf den 18. März 1977 
festgesetzt. Im Rahmen eines Son­
derdienstes am 5. März 1977 wurden 
vom Sprengtrupp des B.-Zuges 12/ 42 
unter tatkräftiger Unterstützung von 
einigen Helfern der Jugendgruppe 
des Bezirksverbandes die erforderli­
chen Bohrlöcher gefertigt. Dazu wur-

den 3 Bohrgeräte eingesetzt. Für 
die geleistete Arbeit bei der Spreng­
vorbereitung sei allen beteiligten 
Helfern an dieser Stelle Dank und 
Anerkennung ausgesprochen. 

Am Freitag , dem 18. März 1977, wur­
den von Sprenghelfern unter Aufsicht 
des Sprengberechtigten R. Buschow 
die Bohrlöcher besetzt und die 
Sprengladungen miteinander verbun­
den. 

Nach der Sprengung um 18 Uhr 
konnten wir feststellen , daß sie ohne 
Personen- und nennenswerten Sach­
schaden erfolgreich verlaufen war. 
Lediglich einige Fensterscheiben 
eines nicht mehr benutzten Gebäudes 
in unmittelbarer Nähe der Spreng­
steIle hielten der Druckwelle nicht 
stand und zersprangen . 

Abschl ießend ist festzustellen , daß 
die Sprengung allen Beteiligten sehr 
viel Spaß bereitet hat und als Ab­
wechslung in der Ausbildung der 
Helfer sehr willkommen war. In die­
sem Zusammenhang wäre es wün­
schenswert, wenn dem THW zur Ver­
tiefung des auf den Sprenglehrgän­
gen Erlernten häufiger Sprengobjekte 
zur Verfügung gestellt werden wür-
den. RB 

Gefahrenpunkte erkannt 

Im Einsatzfall ist es wichtig , neuralgi­
sche Punkte zu kennen, die bei der 
Gefahrenabwehr eine besondere Be­
drohung darstellen. 

Die Bezirksverbände Hamburg-Har­
burg , Hamburg-Altona und Ham-

Oberdeichwart Edel erklärt anhand der 
Karte die besonderen Gefahrenstellen. 

burg-Eimsbüttel hatten deshalb die 
Einsatzkräfte der neuaufgestellten 
TEL für die Deichverteidigung zu 
einer Informationsfahrt abgeordnet. 

Im BV Hamburg-Harburg begrüßte 
HSGL 1 Kellner die Vertreter der Be­
hörden und Deichverbände, die ge­
meinsam mit den THW-Kameraden 
an der Erkundungsfahrt teilnahmen . 

In den Räumen Hamburg-Wilhelms­
burg, Waltershof und Finkenwerder 
wurden die THW-Kräfte von den 
Oberdeichwarten eingewiesen und 
auf bestimmte Gefahrenpunkte auf­
merksam gemacht. 

Die Technischen Einsatzleiter werden 
im Laufe des Sommers die erworbe­
nen Kenntnisse an die Einheiten wei­
tervermitteln . H. K. 

Nicht kaputtzukriegen 

war dieser PKW, obwohl im Rahmen 
einer Ausbildungsveranstaltung einer 
Bergungsgruppe des BV Hamburg­
Wandsbek (Helfer mit Schutzhelm) 
mit Geräten des Schnelleinsatz­
Kombi hart daraufhin gearbeitet wor­
den war. 

Mit der Hydraulikschere hatte man 
die Limousine zunächst in ein Kabrio­
lett verwandelt und war dann mit 
dem Force-Universal-Rettungsgerät, 
mit Türreißhaken und Hydraulik­
Spreizer an die Karosserie herange­
gangen. Am Ende der Ganztagsaus­
bildung war das Fahrzeug zwar arg 
demoliert, aber noch fahrbereit. 

Mit 22 Helfern wurde auf dem Hof 
des BV eine Ehrenrunde gefahren, 
die das Fahrzeug ebenfalls überstand. 

H. K. 

Nachruf 

Am 10. Juni 1977 verstarb im Alter 
von 51 Jahren der Mitarbeiter im 
HSG 1 beim LB Hamburg 

Herbert Grommeck 

Die Bediensteten und die Helfer des 
THW Hamburg werden ihm ein eh­
rendes Andenken bewahren . 

Der Landesbeauftragte, 
die Führungskräfte und die Helfer 
des THW Hamburg 
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Produktive Ausbildung 

Oie Landesfeuerwehrschule Bedin 
trat an den THW-Landesverband mit 
einer besonderen Bitte heran . Zur 
Vorbereitung auf die Internationalen 
Feuerwehrwettkämpfe in Trient sollte 
auf dem Feuerwehrübungsgelände 
in Heiligensee eine maßstabsgerechte 
Übungsbahn aufgebaut werden . 
Hierzu gehörten : 

1. Eskaladierwand 
2. Übungsdach 
3. Laufbalken. 

Herstellung de r Böcke für die Eskaladier­
wand. 

Da bei der Feuerwehr die einschlägi­
gen HOlzbearbeitungsfachleute nicht 
zur Verfügung standen , ist der SV 
Tiergarten/ Wedding an zwei Wo­
chenenden mit einer B-Gruppe ein­
gesprungen, um - z. T. mit Kamera­
den der Freiwilligen Feuerwehr-
die Übungsanlagen aufzubauen. 

Daß unsere Helfer bei dieser Arbeit 
viel dazu gelernt haben, wurde von 
ZF Kerfin besonders hervorgehoben. 
Die Zusammenarbeit mit der Feuer­
wehr hat jedoch auch gezeigt, wie 
vorzüglich sich Ausrüstung und Aus­
bildung der THW-Helfer mit Geräten 
und Kenntnissen der Feuerwehr er­
gänzen können und wie sinnvoll sol­
che Tätigkeiten für alle Teile sind . 

20 Jahre THW-Fernmeldezug 

Der THW-Fernmeldezug Berlin , we­
gen seiner Aktivität und seiner guten 
Ausrüstung über Berlin hinaus be­
kannt, konnte sein 20jähriges Beste­
hen feiern . Um den Helferinnen und 
Helfern einmal etwas anderes als 
nur Arbeit zu bieten , hatte sich Zug­
führer Wolfgang Pabel zum festlichen 
Anlaß etwas Besonderes ausgedacht. 

Ein " Funker-Bällchen" mit Freunden 
und Ehrengästen sollte der Höhe­
punkt dieses Gedenktages werden . 
Und dies wurde er dann auch . In 
dem prächtig dekorierten Casino 
des Arbeitsamtes 111 tanzten 200 be­
geisterte Ballbesucher bis zum frühen 
Morgen. 

Zahlreiche Ehrengäste, die direkt 
oder indirekt mit dem Funk oder dem 
Fernmeldezug zu tun haben, freuten 
sich über diese gelungene Veranstal­
tung . Es würde zu weit führen , die 
Gäste im einzelnen zu benennen . 

Von den Behörden waren vertreten : 
BZS, Senator für Inneres, Feuerwehr, 
Polizei, Post, Universität, Arbeitsamt; 
von den Verbänden und Organisatio­
nen : ADAC, Landessportbund , Lan­
desruderverband, Deutscher Motor­
Sport-Verband, Berliner Automobil­
Club, DRK, JUH, MHD; von der Indu­
strie : AEG-Telefunken , Bosch, Sie­
mens; vom Rundfunk: RIAS und SFB. 

Dem Fernmeldezug soll auch an die­
ser Stelle nicht nur für die geleistete 
Arbeit in den letzten 20 Jahren ge­
dankt werden , sondern auch für die 
Mühen und Anstrengungen bei den 
Vorbereitungen und der Durchfüh-
rung dieser Ballnacht. G. B. 

nledersOOHsen t) 
THW Northeim zieht Bilanz 

Mit dem Glockenschlag von der na­
hegelegenen SI.-Sixti-Kirche ging 
am Ostermontag um 24 Uhr der Be­
reitschaftsdienst in der neuen THW­
Zentrale zu Ende. 

Von Gründonnerstag an hatten zu 
jeder Tages- und Nachtzeit zwei 
Trupps zu je sechs Mann in Alarmbe­
reitschatl gestanden, um bei Unfällen 
bei der Bergung zu helfen. Noch 
in der gleichen Nacht wurde eine 
erste Bilanz gezogen: 

Trotz der z. T. kritischen Lage durch 
starkes Verkehrsaufkommen, Militär­
kolonnen , heftige Regenschauer und 
zahlreiche Staus ereigneten sich 
keine Massenkarambolagen. Dennoch 
mußten die Helfer des OV Northeim 
häufig eingreifen : 
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Sie leisteten insgesamt 22mal techni­
sche Hilfe bei Verkehrsunfällen. Bei 
routinemäßigen Patrouillenfahrten 
der zwei Fahrzeuge im Northeimer 
Kreisgebiet und auf der Autobahn 
stießen die Helfer immer wieder auf 
ratlose Autofahrer, die Schwierigkei­
ten mit ihren Fahrzeugen hatten . 
Da sie z. T. die Fahrbahn blockierten , 
waren nicht nur sie, sondern auch 
die übrigen Verkehrsteilnehmer in 
Gefahr, in einen Unfall verwickelt 
zu werden . Weniger die Spezialaus­
bildung für die Hilfeleistung bei Ver­
kehrsunfällen , sondern vielmehr 
Schnelligkeit und Improvisationsver­
mögen der Helfer waren Trumpf für 
die Bergung und Sicherung der Fahr­
zeuge und die reibungslose Beseiti­
gung der Gefahren. 

U. a. mußten die Einsatzgruppen auch 
mehrere Male kurZfristig eingreifen , 

um die Sicherung von UnfallsteIlen 
zu übernehmen. So rückten sie z. B. 
am Ostermontag um 17.20 Uhr nach 
der Alarmierung in das nahegelegene 
Dorf Hammenstedt aus, um dort nach 
einem Auffahrunfall mit vier beteilig­
ten Pkw zu helfen. Bis zum Eintreffen 
der Polizei hatten sie die Unfallwa­
gen , die fast die ganze Fahrbahn 
versperrten, abgesichert und die Re­
gelung des starken Rückreiseverkehrs 
übernommen. Auch während der 
Aufnahme des Unglücks wurden sie 
von den Polizeibeamten gebeten , 
die Verkehrsregelung fortzusetzen . 
Zugführer Hilmar Bode erklärte ab­
schließend : 
"Ich bin zufrieden mit unserem Be­
reitschaftsdienst. Daher werden wir 
in dieser Art auch zu Pfingsten wie­
der eine Bereitschaft rund um die 
Uhr aufstellen." 



norDrH81n IV W8STFOL8n (t 
THW Siegburg in Troisdorf 

Die Stadt Troisdorf, mit nahezu 
57000 Einwohnern größte Gemeinde 
im Rhein-Sieg-Kreis und Sitz mehre­
rer Großbetriebe der Chemie- , Kunst­
stoff- und Sprengstoffindustrie, 
möchte ihre Arbeit auf dem Gebiet 
des Katastrophenschutzes intensivie­
ren. Zur Verstärkung der Zusammen­
arbeit mit den im Rhein-Sieg-Kreis 
tätigen Katastrophenschutzorganisa­
tianen und zur besseren Information 
der Bevölkerung über deren Aktivitä­
ten hat der Rat der Stadt einen Zivil­
schutzausschuß gebildet. Zum Auftakt 
seines Wirkens wurde am 23./24. 4. 
unter dem Motto "Katastrophen­
schutz 1977 in Troisdorf" eine ge­
meinsame Ausstellung der Katastro­
phenschutzorganisationen BVS, 
DLRG, DRK, Freiwillige Feuerwehr, 
JUH und MHD veranstaltet, an der 
sich auch der THW-OV Sieg burg 
mit einer repräsentativen Schau be­
teiligte. Neben dem vom THW für 
die Eröffnungsveranstaltung und 
zu Filmvorführungen des Bundesver­
bandes für den Selbstschutz aufge­
stellten Großzeit gaben die THW-Hel­
fer aus Siegburg mit der Ausstellung 
von Fahrzeugen und Geräten des 
Bergungs- und Instandsetzungsdien­
stes einen Einblick in ihre Tätigkeit. 

THW·Helfer als Saubermänner 

Ein Aufruf des Regierungspräsidenten 
zur Aktion Sauberes Rheinufer 
brachte am Samstag, dem 12. März, 
etwa 260 freiwillige Helfer auf die 
Beine. Davon waren 75 THW-Helfer 
des Ortsverbandes Kleve, die unter­
stützt wurden durch je eine Gruppe 
aus Geldern und Straelen. 85 Leute 
der freiwilligen Feuerwehr sowie die 
Feldküche des MHD, eine Schulklas­
se, verschiedene Vereine und Land­
wirte mit Traktoren halfen bei dieser 
Aktion . 

Auf einer Länge von 12 km Rhein­
front und 7 km Altrhein wurde der 
vom Hochwasser der letzten Wochen 
angeschwemmte Unrat gesammelt. 
Dabei wurde von Plastikflaschen bis 
zu Holzfenstern und Kanistern ver­
schiedener Art alles gesammelt und 
in dafür an den verschiedenen Ab­
schnitten zur Verfügung gestellte 
Container gepackt. 

Siegburger Junghelfer zeigt Verletzten­
bergung aus engem Raum. 

Die laufenden Vorführungen , so be­
sonders die Bergung von Unfallver­
letzten unter Einsatz des Unfall-Kom­
bis und die weitere Versorgung der 
Geborgenen durch die Rettungssani­
täter des MHD, erregten die ge­
spannte Aufmerksamkeit der Besu­
cher. Sie zeigten ebenfalls starkes 
Interesse an einem durch Pumpenag­
gregate des THW betriebenen 
Springbrunnen sowie an den Vorfüh­
rungen der fahrbaren Trinkwasser­
aufbereitungsanlage. Die Mitglieder 
des neugebildeten Zivilschutzaus­
schusses zeigten sich beeindruckt 
und erhielten Anregungen über die 
vielfältigen Einsatzmöglichkeiten 
unserer Organisationen . 

Dem Wohlstandsmüll wurde general­
stabsmäßig zu Leibe gerückt. Vom 
Technischen Hilfswerk aus Kleve 
war eine Einsatzleitung auf dem 
Parkplatz der Olwerke Spyck errichtet 
worden . Ein Funkbrückenwagen des 
Kreises Kleve stellte die Verbindung 
zu den Helfern des THW und der 

Auf einer Länge von 12 km Rheinfront 
und 7 km Altrhein wurde der vom Hoch­
wasser angeschwemmte Unrat beseitigt. 

Feuerwehr her. Es gab für diese 
Sammelaktion am Rheinstrom gen au 
eingeteilte Abschnitte, in denen die 
verschiedenen Helfer tätig waren. 

Die Container wurden in kürzester 
Zeit gefüllt und jeweils zu einer Müll­
deponie abgefahren . Dies mußte im 
Laufe des Tages etwa 25mal wieder­
holt werden . 

Gegen 18 Uhr wurde die Aktion 
" Sauberes Rheinufer" erfolgreich 
beendet. Für kurze Zeit nun zeigt 
das Rheinufer ein besseres Bild. Der 
Leiter des Ordnungsamtes der Stadt 
Kleve , dem die Organisation oblag , 
dankte allen Freiwilligen für den 
praktischen Einsatz in Sachen Um-
weltschutz. P. F. 

Mehr Hilfe auf der Straße 

Unter diesem Motto beging der OV 
Bergneustadt eine kleine Feierstunde, 
die eine neue Ära einleitete. Anwe­
send waren der Landrat, der Kreisdi­
rektor sowie ein Vertreter des Regie­
rungspräsidenten , als der Landesbe­
auftragte Dipl.-Ing . Kautzky den 
neuen OB Schott in sein Amt 
einführte. 

Demonstration einer Bergung aus einem 
Unfallauto. Die Stahlrahmen der Karosse­
rie werden mit der hydraulischen Unfall­
Rettungsschere durchgeschnitten. 

Für die Helferschaft wurde Grünes 
Licht zum Einsatz ihres Spezial-Kom­
bis zur Hilfeleistung bei Verkehrsun­
fällen gegeben. 

Voller Interesse verfolgten die Gäste 
die Demonstration einer Bergung 
aus einem Unfallauto. Die Helfer zeig­
ten ihr fehlerfreies Können und ihre 
Einsatzfreudigkeit. Sie wurden mit 
großem Beifall bedacht. 

LB Kautzky wies in seiner Ansprache 
besonders darauf hin, daß sich das 
THW nie als unliebsame Konkurrenz 
zu anderen Hilfsorganisationen be-
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greifen würde, machte aber gleichzei­
tig deutlich, daß doppelt so viele 
Hände doppelte Effizienz in Bergung 
und Rettung erreichen. Er hoffe auf 
eine gute Zusammenarbeit mit allen 
Organisationen , vor allem auch mit 
der Polizei. 

Der neue OB Schott dankte anschlie­
ßend allen Beteiligten und seinen 
Gästen für deren Verständnis für 
die Belange des THW. Ein besonderer 
Gruß ging an den Kreisbrandmeister. 
Es ist anzunehmen, daß sich die Zu­
sammenarbeit zwischen der Freiwilli­
gen Feuerwehr und dem THW auch 
weiterhin gedeihlich gestalten wird . 

Als Besonderheit dieses Tages muß 
vermerkt werden, daß der Kombi 
noch am gleichen Abend zum Einsatz 
gerufen wurde. Ein junger Fußballer 
verunglückte mit seinem Auto, das 
nach dem Unfall nur noch Schrott­
wert hatte. Das THW hatte guten 
Grund. mit sich zufrieden zu sein . 
Schließl ich war es seiner Hilfe mit 
zu verdanken , daß der Fahrer und 
die vier im Auto mitfahrenden Kinder 
ohne lebensgefährliche Verletzungen 
geborgen werden konnten. F. O. 

Bergungsübung 
des OV Saarburg 

Der Bergungszug des THW-OV Saar­
burg führte am Samstag, dem 23. 4., 
unter Leitung von Zugführer Franz 
Henscheid die erste Tagesübung 
des Jahres 1977 durch. 

Bei heiterem Wetter marschierten 
40 Helfer mit 5 Fahrzeugen zu dem 
stillgelegten Kalksteinbruch bei Freu­
denburg. Dieses Gelände mit seinen 
Steilhängen und Schluchten eignet 
sich besonders für den technischen 
Einsatz. Die Vormittagsstunden wur­
den zum Bau einer 50 m langen Seil­
bahn sowie zur Bergung von Verletz­
ten aus verschiedenen Stellen der 
Steilhänge mit unterschiedlichen 
Verfahren genutzt. Die zweite weitaus 
schwierigere Aufgabe stellte der Bau 
eines Hängesteges von 48 m Länge 
über einen 20 m tiefen Abgrund dar. 
Die Verankerung wurde auf der einen 
Seite an einem Fahrzeug und auf 
der anderen Seite an einem "toten 
Mann" im felsigen Boden vorgenom­
men. Unter Beachtung strenger Si­
cherheitsmaßnahmen dauerte der 
Bau rd . 3 Stunden . Hiernach wurde 
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THW 
bei der "Gladbecker Woche" 

Mit einer Demonstrationsschau steil­
ten sich im Rahmen der " Gladbecker 
Woche" die Katastrophenschutz-Ein­
heiten der Stadt Gladbeck vor. Die 
Veranstaltung fand rund um den 
Nordparkteich, einem Gladbecker 
Ausflugsziel , statt. Der THW-Ortsver­
band demonstrierte im Rahmen die­
ser Selbstdarstellung den Bau eines 
Schwimmsteges, die Beseitigung 
von Sturmschäden, die Funktion der 

Oie Helfer zeigten, daß kräftige Hände 
auch sanft zugreifen können, wenn es 
um die Bergung und den Abtransport 
Verletzter geht. 

Die Seilbahn als Transportmittel 
für Verletzte . 

Auch eine Möglichkeit, Verletzte zu 
transportieren : mit der Mulde über einen 
Schwimm steg. 

Trinkwasseraufbereitungsanlage so­
wie die Bergung Verletzter aus einem 
Trümmerbereich. Abgerundet wurde 
die Veranstaltung durch die Vorstel­
lung der zur Verfügung stehenden 
Geräte und Fahrzeuge. Besonders 
eindrucksvoll wurde den anwesenden 
Zuschauern das Zusammenspiel der 
verschiedenen Katastrophenschutz­
Organisationen im Einsatzfall vorge­
führt. Für die jährlich stattfindende 
"Gladbecker Woche" konnte diese 
gelungene Katastrophenschutz-Schau 
als eine interessante Bereicherung 
angesehen werden . 

er auf seine Festigkeit getestet und 
mußte von jedem Helfer, der am Bau 
beteiligt war, passiert werden . Das 
Begehen des schmalen Steges gestal­
tete sich schwierig, da der inzwischen 
aufgekommene Wind den in die Re­
genschutzkleidung geschlüpften 
Freiwilligen die Regentropfen ins 
Gesicht peitschte und die Lauffläche 
des Steges bedenklich ins Schwan­
ken brachte. Aber das Vertrauen der 
Erbauer in ihr Werk war groß. 

Unter Anleitung von hauptamtlichen 
Lehrkräften des BVS wurde in den 
baufälligen Gebäuden des Bruches 
die Bekämpfung des Feuers mit Feu­
erlöschern, Einstellspritze und Trag­
kraftspritze geübt. Ferner wurde an­
hand einer Puppe das Ablöschen 
von Personen mit einer Decke geübt. 

Hiernach verblieb den Helfern noch 
der Abbau der erstellten Anlagen 
sowie das Verladen des Materials. 

Nach dem ordnungsgemäßen Ver­
stauen aller gebrauchten Teile wurde 
die Übung mit einem Schwenk­
bratenessen am gemütlichen Feuer, 
verbunden mit einer Manöverkritik, 
beendet. J. W. 



Hessen ~ 
Präsident des Bundesamtes 
für Zivilschutz in Marburg 

Auf der Durchreise zu einer Tagung 
in Fulda machte der Präsident des 
Bundesamtes für Zivilschutz, Dr. Kolb, 
am Wochenende in Marburg Station. 

Bei einem Empfang im Rathaus über­
reichte Verkehrsd irektor Sommer 
seinem früheren Chef eine Ehrengabe 
der Stadt Marburg. Bei einer an­
schließenden Besichtigung der Alt­
stadt von Marburg zeigte sich der 
Präsident beeindruckt über die von 
der Stadt durchgeführte Altstadtsa­
nierung. Er stell te in Aussicht, eine 
seiner nächsten Tagungen auf Bun­
desebene nach Marburg einzuberu­
fen . Danach stattete er der neuen 
Ortsunterkunft des Technischen 
Hilfswerks Marburg einen Besuch 
ab. Er wurde von dem Kreisbeauftrag­
ten des THW, Gerhard Linne, herzlich 
begrüßt. Nach Besichtigung der Aus­
stattung und der Liegenschaft führte 
Dr. Kolb in Anwesenheit des Landes­
beauftragten für Hessen , Dr. Reß, 
ein Gespräch mit den Führungskräf­
ten der zum Geschäftsführerbereich 
gehörenden Ortsverbände Marburg, 
Biedenkopf, Alsfeld und Lauterbach 
über Probleme des THW und des 
Katastrophenschutzes. 

Bei einem anschließenden Essen 
mit gemütlichem Beisammensein 
bestand Gelegenheit, mit dem Präsi­
denten auch über Probleme der Orts­
verbände zu sprechen. Fahrzeuge 
des Bergungszuges des OV Marburg 
mit einer Einsatzgruppe geleiteten 
den Besuch aus Bad Godesberg am 
Sonntagmorgen auf seiner Weiter­
fahrt nach Fulda bis zur Stadtgrenze. 

Die "Oberhessische Presse" 
schreibt: 
Landwirtschaft dankt THW 

Ehrenurkunde und Wappenteller 
des Kre ises 
Dank und Anerkennung für den be­
sonderen Einsatz bei der Stroh be­
schaffungsaktion im Sommer des 
vergangenen Jahres haben der Kreis­
ausschuß des Landkreises Marburg­
Biedenkopf und die landwirtschaftli­
chen Organisationen des Kreises 
dem Marburg-Biedenkopfer THW 
ausgesprochen . In einer kleinen Fei­
erstunde im Kreishaus rief Oberland­
wirtschaftsrat Bohl vom Landwirt­
schaftsamt Marburg d ie Dürrezeit 
des vergangenen Sommers und die 
damit verbundene Strohbeschaf­
fungsaktion in das Gedächtnis zurück 
und lobte die unbürokratische Zu­
sammenarbeit der landwirtschaftli ­
chen Organisationen mit den Behör­
den und den Hilfsorganisationen . 

Bohl hob dabei die besonders pro­
blemlose Zusammenarbeit mit dem 
Marburg-Biedenkopfer THW hervor, 

Der Präsident 
des Bundesamtes 
für Zivilschutz, 
Dr. Paul Kolb, 
sta ttete der 
neuen Ortsunler­
kunfl des THW 
Ma rburg einen 
Besuch ab. Unser 
Bild zeigt v. I. n. r.: 
Landesbeauftrag­
ter Dr. ReR, stell ­
vertretender 
Ortsbeauftragter 
Tietz, Dr. Kolb , 
Kre isbeauftragter 
Linne. 

Mit Ehrenurkunde 
und Wappenteller 
wurde dem THW 
Dank und Aner­
kennung ausge­
sprochen. Von 
links: Kreisbeige­
ordneter Prof. 
Dr. Stoffregen, 
LandwIrtschafts­
oberrat Bohl, 
Vorsitzender 
des KreIsbauern­
verbandes Martin 
Cloos und der 
Kreisbeauftragte 
für das THW, 
Gerhard Llnne. 

das insgesamt 8500 Bal len Stroh 
in den Landkreis transportiert habe. 
Damit habe das Technische Hilfswerk 
der hiesigen Landwirtschaft einen 
großen Dienst erwiesen , betonte der 
Oberlandwirtschaftsrat. Er über­
reichte an den Kreisbeauftragten 
für das THW, Gerhard Linne, eine 
vorn hessischen Minister für Land­
wirtschaft und Umwelt unterzeichnete 
Anerken nun gsu rk u nde. 

Den Dank der Kreiskörperschaften 
sprach Kreisbeigeordnete r Pro f. Dr. 
Heinz Stoffregen aus, der die sofor­
tige Bereitschaft der THW-Männer 
hervorhob, in einer schwierigen Si­
tuation schnellstens zu helfen . Alle 
in das THW gesetzten Erwartungen 
seien in diesem Zusammenhang voll 
erfüllt worden . Da die Landwirtschaft 
ein wesentl icher Bereich unserer 
heimischen Wirtschaft sei, habe die 
Hilfe im Rahmen der Strohbeschaf­
fungsaktion dazu beigetragen , daß 
hier Existenzen nicht vernichtet wor­
den seien . 

Zur Anerkennung überreichte Stoff­
regen einen Ehrenteller des Landkrei­
ses Marburg-Biedenkopf. Weitere 
Dankad ressen an die anwesenden 
THW-Männer richteten der Vorsit­
zende des Kreisbauernverbandes. 
Martin eloos. Kreislandwirt Heinrich 
Henz sowie mehrere Landwirte aus 
den vom THW betreuten Gebieten . 

Im Namen der Helfer des Techni­
schen Hilfswerks dankte Gerhard 
Linne für die zuteilgewordene Aner­
kenn ung und hob seinerseits als po­
sitiv hervor, daß die freiwilligen Hel fer 
des THW durch ihre Arbeitgeber wei­
testgehend reibungslos für ihren 
Einsatz zum Nutzen der Landwi rt­
schaft freigestellt worden seien . 
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saarlanD (t 
Ein Leser schreibt: 

Eine neue Aufgabe 
für das THW 

Am Montag, dem 2. Mai, fiel in unse­
rem gesamten Versorgungsbezirk 
die Stromversorgung aus. Das ist 
nichts Ungewöhnliches. Für meine 
Frau und mich war es aber dennoch 
fast eine Katastrophe. 

Fast, wenn es das THW nicht geben 
würde! Und eine Katastrophe, weil 
wir zur Zeit des Stromausfalls gerade 
bei der Heimdialysebehandlung mei­
ner Frau waren . Das ist die Behand­
lung eines Menschen mit der "Künst­
lichen Niere". 

Hierbei wird das Blut eines Men­
schen, dessen beide Nieren ihre ent­
giftende und entwässernde Tätigkeit 
völlig eingestellt haben, mit Hilfe 
der Künstlichen Niere gereinigt und 
entwässert. Dazu pumpt eine Rollen­
pumpe kontinuierlich das Blut aus 
einer besonders vorbereiteten Vene 
und drückt es an einer dünnen Mem­
brane vorbei. Dort gibt es die Gift­
stoffe und das überschüssige Wasser 
über dünne Poren an eine Salzlösung 
ab, die auf der anderen Seite der 
Membrane vorbeifließt. Natürl ich 
muß alles auf Körpertemperatur ge­
halten werden . Besondere Zusätze 
verhindern ein Gerinnen des Blutes. 
Dann wird das Blut wieder über emen 
anderen Schlauch dem Körper zu­
rückgeführt. Daß bei einem einmal i­
gen Vorbeifließen des Blutes an der 
Membrane nicht alle Giftstoffe und 
alles überschüssige Wasser völlig 
entzogen werden können , leuchtet 
ein, wenn man bedenkt, daß unsere 
Nieren dies kontinuierlich 24 Stunden 
pro Tag ausüben. Eine beschwerliche 
Art zu leben , wenn man dreimal pro 
Woche für 6 bis 7 Stunden an eine 
solche Maschine angekettet wird . 
Aber man kann wenigstens weiterle­
ben! 

Wenn nun der Strom ausfällt, müßte 
man mit einer Handkurbel das Blut 
aus dem System in den Körper zu­
rückpumpen, die Verbindung trennen 
und am nächsten Tag wieder erneut 
beginnen. Dabei muß aber mit Nadeln 
von fast 2 mm Außendurchmesser 
die Verbindung hergestellt werden ! 
Und deshalb haben wir schon vor 
Jahren mit dem Landesverband Saar­
land vereinbart , daß bei einem 
Stromausfall der nächstgelegene 
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OV des THW hier hilft. Auf einen Te­
lefonanruf kam also der MKW unse­
res OV sofort und wir konnten nach 
wenigen Minuten die Dialyse weiter 
ablaufen lassen. Die gesamte Künstli­
che Niere einschließlich der Heizung 
erfordert etwa 2,5 KVA, so daß das 
Notstromaggregat völlig ausreichend 
war, um uns bis zum Wiedereinsetzen 
der öffentlichen Versorgung zu hel­
fen . Unsere Patienten sind für diese 
Hilfeleistung dem THW sehr dankbar. 
Und in allen Bundesländern werden 
jetzt den Landesbeauftragten des 
THW ebenfalls die Listen der Patien­
ten übergeben, damit man im Notfall 
weiß, welcher OV bei welchem Pa­
tienten helfen soll. Dafür sei allen 
Helfern des THW schon jetzt gedankt. 
Man kann also auch hier sagen: das 
THW hilft auch hier, wenn es ums 
Überleben geht! G. W. 

Einsatz bei Großbrand 

Nachdem in einem ca. 45 m langen, 
dreigeschossigen landwirtschaftli­
chen Anwesen in Wustweiler ein 
Großbrand ausgebrochen war, der 
den Einsatz von 10 Löschfahrzeugen 
erforderlich machte, alarmierte der 
Einsatzleiter, Löschbezirksführer 
P. Klein, den THW-OV lliingen. Mit 
2 Bergungsgruppen unter Leitung 
von Zugführer B. Schmidt hat dann 
das THW eine ganze Nacht lang die 
Schadensstelle für die Löscharbeiten 
ausgeleuchtet. Das Ortsnetz war teil­
weise ausgeschaltet worden . 

Bei dem Einsatz, der sich über 
9 Stunden bis zum frühen Morgen 
ausdehnte, wurden die THW-Helfer, 
auch zum Einreißen von einsturzge­
fährdeten Bauwerksteilen eingesetzt. 

Besonders erwähnenswert ist hier 
das gute Einvernehmen zwischen 
THW-OV lliingen und der Feuerwehr 
aus Wustweiler. Seide Organisationen 
haben schon des ölteren gemeinsame 
Einsätze und sonstige Maßnahmen 
mit Erfolg durchgeführt. G. F. 

THW Mettlach 
rettet Wohnhaus 

Immer, wenn rasche Hilfe erforderlich 
ist, sind die geschulten Männer vom 
Technischen Hilfswerk zur Stelle. 
So war es auch kürzlich in Dreisbach, 
wohin die Mettlacher THW-Helfer 
gerufen wurden. Hier, wo zwei an 

einem Berghang stehende Häuser 
durch plötzlich auftretende Erdsen­
kungen in Gefahr gerieten einzustür­
zen, war eilige Hilfe geboten. Aller­
dings für das Wohnhaus der Familie 
Gandner schienen jegliche Rettungs­
versuche zwecklos, da es offenbar 
im Zentrum der Erdverschiebungen 
liegt und dem Absacken der Wände 
kein Einhalt mehr geboten werden 
kann . Das Nachbarhaus Engeldinger 
wird jedoch nur an einer Frontseite 
in Mitleidenschaft gezogen. Ein brei­
ter Riß kündigt die bedrohliche Ver­
änderung tief unten im Boden an . 

Die Garage des einsturzgefährdeten 
Hauses wird von Helfern des OV MeUlaeh 
abgestü tzt. 

Hier allerdings konnten die THW­
Männer aus Mettlach noch retten , 
was zu retten war. Mit Wagen und 
Werkzeug erschienen sie am Sams­
tagnachmi ttag vor Ort und machten 
sich unter fachmännischer Anleitung 
an die Arbeit, die darin bestand, die 
Betondecke der Garage abzustützen. 
Mehr war im Grunde nicht erforder­
lich, um diesen Neubau vor weiterem 
Schaden zu bewahren. Ohne diese 
Abstützung hätte dieser Teil des Hau­
ses, wo auch das Schlafzimmer liegt, 
jedoch geräumt werden müssen . 

Die junge Familie Engeldinger war, 
wie man sich denken kann , dankbar 
für diese Hilfe, denn alles was man 
bislang schon unternommen hatte 
oder noch hätte unternehmen kön· 
nen, hätte nicht ausgereicht, um ihr 
Wohnhaus zu retten . So kam die 
Idee von THW-OB Becker als Rettung 
in höchster Not. Auch sein Aufruf 
zur Spenden aktion zugunsten der 
von Naturgewalt betroffenen Familien 
fand ein großes Echo, vor allem im 
Lager der oftmals in solchen Fällen 
hilfsbereiten Politiker. 

MdL Alfred Becker und sein OB-Ver­
treter Ewen waren am Samstag nach­
mittag an Ort und Stelle, um mit 
Hand anzulegen bei den Arbeiten. 



Auszeichnung 
für Rolf Däumling 

Zugführer Hansjürgen Messerschmidt 
eröffnete die Feierstunde aus Anlaß 
der Verleihung des silbernen THW­
Ehrenzeichens an den Ortsbeauftrag­
ten für Achern , Rolf Däumling , mit 
einem Tätigkeitsbericht über den 
OV. Er zählte einige Übungen auf, 
so unter anderem die Spät jahres­
übung in Önsbach , bei der zuerst 
eine Bergungsübung stattfand und 
danach ein abgebranntes Haus abge­
rissen wurde, eine große Übung mit 
der Feuerwehr, Ausfall der Wasser­
versorgung , Montage einer Rettungs­
insel und die Gemeinschaftsarbeit 
mit der DLRG am Acherner Bagger­
see. Er wies dabei auf die stete Ein­
satzbereitschaft aller Kameraden 
hin, insbesondere des ältesten , Willi 
Weinbrecht, der das THW auch bei 
der Aktion "Essen auf Rädern " ver­
tritt. 
Der Rechtsbeistand und Helfer des 
THW-OV Achern , Dr. Hugo Hauser, 
verlas in seiner Begrüßungsanspra­
che die Grußadressen des Landrates 
des Ortenaukreises, Dr. Gerhard 
Gamber, des CDU-Landtagsabgeord­
neten Bürgermeister Erwin Braun 
sowie des Forstamtes Ottenhöfen . 
An Rolf Däumling gewandt, betonte 
der frühere Bundestagsabgeordnete, 
daß diese Ehrung längst fällig gewe­
sen wäre. Damit werde die Achtung 
und der Respekt, aber auch die Zu­
neigung aller Kameraden gegenüber 
dem Ortsbeauftragten unterstrichen. 
Als Avantgardist, der am Beginn sei­
ner Arbeit im Bereich des Katastro­
phenschutzes vor fast zwanzig Jahren 
manchen Widerstand in der Bevölke­
rung zu überwinden hatte, habe er 
das Ziel , die Heimat im Ernstfall op­
timal zu schützen. nie aus den Augen 
verloren. Bei der Ausbildung seien 
Rolf Däumling seine ausgeprägte 
technische Begabung, se ine Fähig­
keit , komplizierte Vorgänge einleuch­
tend zu erklären und nicht zuletzt 
sein Verständnis für die Belange jün­
gerer Kameraden zugute gekommen. 
Es sei ihm gelungen, aus vielen Cha­
rakteren ein geschlossenes Ganzes 
zu formen . Diese Eigenschaft befä­
hige ihn auch für das ebenfalls wahr­
genommene Amt des stellvertreten­
den Landessprechers im THW Ba­
den-Württemberg. Dr. Hauser er­
wähnte auch den großen Einsatz 
in Tunesien, wo an der Jahreswende 

1969170 sechs Brücken errichtet wer­
den mußten und an dem Rolf Däum­
ling teilgenommen hatte. 

Der Landesbeauftragte des THW Ba­
den-Württemberg, Dipl.- Ing. Rolf 
Schneider, bekräftigte die vorausge­
gangenen lobenden Worte und über­
gab Roll Däumling mit den besten 
Wünschen das vom Direktor der 
Bundesanstalt THW verliehene sil­
berne Ehrenzeichen und die Verlei­
hungsurkunde. 

Weitere Grüße kamen von Vertretern 
des Landratsamtes Ortenaukreis 01-
fenburg , der Kreisstadt Achern , der 
Landespolizei - Polizeirevier Achern , 
dem DRK Achern , dem Arbeiter-Sa­
mariter-Bund und dem Vertreter der 
Bergwacht. 

Dr. Bernhard Friedmann in seiner 
Eigenschaft als Bundestagsabgeord­
neter ließ es sich nicht nehmen, Rolf 
Däumling ebenfalls zu später Stunde 
zu gratulieren . 

Von den Helfern des OV Achern er­
hielt er einen geschnitzten Holzteller. 

Dem offiziellen Festakt schloß sich 
ein geselliges Zusammensein der 
Mitarbeiter des THW-OV Achern und 
seiner Gäste an . 

Nachruf 

Der Landesverband Baden-Württem­
berg trauert mit den Angehörigen 
um den langjährigen verdienten 

Ortsbeauftragten für Achern 
Rolf Däumling 

• 12. August 1923 t 21. Juni 1977 

Rolf Däumling baute den Ortsverband 
Achern auf und nahm unter anderem 
an dem Auslandseinsatz in Tunesien 
teil. 

Er wurde mit dem Ehrenzeichen des 
Technischen Hilfswerks in Silber 
ausgezeichnet. 

Die Helferschaft wird seines früheren 
stellvertretenden Landessprechers 
noch lange gedenken. 

Der Landesbeauftragte 
für Baden-WürUemberg 
(Dipl.-Ing . Schneider) 

Das THW Freiburg feierte 
sein 25jähriges Bestehen 

Am 2. Juni feierte der Ortsverband 
sein 25jähriges Bestehen. Zu der 
Feierstunde Im Kaisersaal des histori-

Währe nd der Feierstunde im Kaisersaal 
zeichnete Direktor Zielinskl auch 
verdiente Helfer aus. 

sehen Kaufhauses in Freiburg konnte 
THW-Kre is- und Ortsbeauftragter 
Kunze den Vizepräsidenten des Bun­
desamtes für Zivilschutz und den 
Direktor des Technischen Hilfswerks 
Zielinski begrüßen . 

Der ehemalige Stadtrat, Gründer und 
langjährige Leiter des THW, Willy 
Jäger, erinnerte sich in einer Anspra­
che an die Schwierigkeiten , die es 
vor 25 Jahren gab. Man hatte keine 
geeignete Unterkunft, bis die Stadt 
ein Gelände in Freiburg-West zur 
Verfügung stellte, wo im Eigenbau 
die heutige THW-Unterkunft errichtet 
wurde. 

Direktor Zielinski zeichnete freiwillige 
Helfer, die sich besonders verdient 
gemacht haben oder in der Jugend­
arbeit tätig sind , mit THW-Helferzei­
ehen aus. Wie wichtig das THW für 
d ie Stadt Freiburg ist, sagte Bürger­
meister Kiefer, der die Glückwünsche 
der Verwaltung und des Gemeindera­
tes überbrachte. Neben den Aktiven 
und den Ehrengästen waren auch 
zahlreiche Vertreter der Organisatio­
nen , mit denen das THW zusammen­
arbeitet, zu dem Jubiläum gekom­
men. 

OV Lahr führte 
seinen Bergungszug vor 

Den Abbru ch eines Wohnhauses 
durch das Baugewerbe im Rahmen 
von Straßenbaumaßnahmen benutzte 
der OV Lahr zur Demonstration des 
Bergungsdienstes vor Vertretern der 
anderen im Katastrophendienst mit­
wirkenden Organisationen sowie 
vor den zuständigen Sachbearbeitern 
der Stadt Lahr. 

Es galt, den Unterschied zwischen 
"der Rettung " , wie sie von den ande­
ren Organisationen durchgeführt 
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wird, und "der Bergung" durch das 
THW aufzuzeigen . 

Die angenommene Lage: " Ein auf 
dem Flugplatz nahe der Stadt statio­
niertes Flugzeug vom Typ Phantom 
stürzte nach dem Start auf ein Wohn­
quartier. Mehrere Gebäude wurden 
beschädigt, am stärksten ein Wohn­
haus, das in sich zusammenstürzte. 
Unter den Trümmern werden mehrere 
Personen vermutet. Es ist die Auf­
gabe des THW-Bergungszuges Lahr, 
die Schadensstelle zu erkunden und 
sofort die notwendigen Bergungsar­
beiten einzuleiten ." 

Die Erkundung durch den Zugführer 
ergab : Das Wohnhaus V-Straße 7 
ist schwer getroffen. Dachgeschoß 
und Obergeschoß sind vOllständig 
zerstört. Der Dachstuhl ist auf die 
Straße gestürzt. Mehrere Personen 
sind verschüttet. Nach Angabe von 
Bewohnern der Nachbarhäuser be­
fanden sich um diese Zeit zwei Haus­
frauen und ein Rentner im Haus. 

Der kurz nach Eintreffen des Zugfüh­
rers anrückende Bergungszug be­
gann nach der Einweisungserklärung 
und der Bestimmung der Lage durch 
den Zugführer mit der Erfü llung des 
Auftrages. 

Die beiden Bergungsgruppen nahmen 
die Bergungsarbeit auf, der Geräte­
trupp stellte die voraussichtlich not­
wendigen Geräle bereit. 

Ein Verletztendarsteller wurde mittels 
Ausleger und Rolle auf der Trage 
aus einem teilzerstörten Giebelzim­
mer geborgen. 

Der zweite Verletztendarsteller wurde 
aus den Trümmern des Obergeschos­
ses, und die dritte Person aus dem 
Keller des Hauses geborgen. Sie war 
im Moment des angenommenen 
Flugzeugabsturzes im Vorratskeller 
gewesen. 

Da im Keller "Gasgeruch" wahrge­
nommen wurde, mußte dieser Teil 
der Übung mit Atemschutzgerät 
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durchgeführt werden . Außerdem wa­
ren in diesem Abschnitt des Übungs­
verlaufes die " Schwerarbeiter" an 
der Reihe. Es galt, die Öffnung des 
Kellerfensters, aus dem die Verletzte 
geborgen werden sollte, so weit zu 
vergrößern , daß sie auf der Trage 
liegend geborgen werden konnte. 

Nach der Vorführung des Bergungs­
zuges hatten die Übungsbetrachter 
noch Gelegenheit, sich anhand von 
Modellen über den Bau von Stegen, 
Brücken und Fähren zu informieren, 
was ebenfalls zu der Aufgabe des 
THW gehört. 

Die nachfolgenden Gespräche zeig­
ten , wie notwendig es ist, daß sich 
die einzelnen Organisationen im Ka­
tastrophenschutz auch " im Detail " 
vorstellen . Nur so ist es möglich , 
daß im Falle eines Unglücks oder 
einer Katastrophe die entsprechend 
ihrer Spezialausbildung richtigen 
Helferinnen und Helfer auch an der 
richtigen Stelle eingesetzt werden . KS 

Ein zum Abbruch 
anstehendes Haus 
diente dem 
Bergungszug 
des OV Lahr 
als Obungskullsse. 

Bergungsübung 
in unwegsamem Gelände 

Der OV Lahr hatte die Möglichkeit, 
am Buß- und Bettag bei der Jahres­
abschlußübung der DRK-Bereitschaft 
Seelbach mitzuwirken . Als Initiator 
trat der DRK-Kreisausbildungsleiter 
Thieme mit der Bitte an den OV Lahr 
heran, mit einer Einsatzgruppe von 
6-10 Mann an einer Alarmübung 
des DRK teilzunehmen . 

Die angenommene Einsatzursache 
war ein Flugzeugabsturz mit 
21 Schwerverletzten im hinteren Lit­
schental bei Seelbach. Dem THW 
kam dabei zuerst nur die Aufgabe 
zu , möglichst schnell den Einsatzort 
zu finden und die einzige Zufahrts­
möglichkeit für die DRK-Einsatzfahr­
zeuge von Baumstämmen zu räumen. 

Die Alarmierung erfolgte von einem 
Polizeistreifenwagen per Funk an 
die Zentrale , die telefonisch die 

Alarmführer des DRK und THW ver­
ständigte. 

Bereits 45 Minuten danach traf der 
halbbesetzte GKW im 12 km entfern­
ten Einsatzgebiet ein und konnte 
mittels Seilwinde und Umlenkrollen 
mit der Beseitigung der Baumstämme 
beginnen . 

Mit dem organisationseigenen 
VW-Bus wurden die restlichen an 
der Strecke wohnenden Helfer alar­
miert und mitgenommen. 

Eineinviertel Stunden nach Beginn 
der Alarmierung konnten dann bereits 
die ersten DRK-Einsatzfahrzeuge 
den Weg passieren und mit dem Auf­
bau der Sanitätszelte beginnen . 

Im weiteren Verlauf der Übung steil­
ten sich beim DRK Schwierigkeiten 
beim Bergen der Verletzten aus dem 
steilen und unwegsamen Gebiet ein, 
so daß der THW-Einsatzleiter Beck 
den Bau einer Seilbahn vorschlug . 
Dieser Vorschlag, über FuG 10 an 
den DRK-Einsatzleiter Wagner gelei­
tet, fand sofort dessen Zustimmung, 
da hierbei eine noch engere Zusam­
menarbeit zwischen THW- und DRK­
Helfern notwendig würde. 

Sofort wurde mit der gemeinsamen 
Erkundung nach einer bestmöglichen 
Linienführung der Seilbahn begonnen 
und nach geeigneten Verletztenabla­
gen gesucht; drei FuG 10 leisteten 
hierbei wertvolle Dienste. 

Bedingt durch die relativ geringe 
THW-Helferzahl, mußten einige 
DRK-Helfer auch beim Binden der 
Verletzlen auf die Tragen mit Hand 
anlegen. Gemeinsam konnten dann 
die Verletzten sicher und schnell 
dem Verbandszelt zugeführt werden . 

Diese Einsatzübung, mit einem Mini­
mum an THW-Helfern und THW-Gerä­
ten machte deutlich , wie durch gute 
Zusammenarbeit ein großes Maß 
an Effizienz erreicht werden konnte. 

R. M. 

Nachruf 

Nach kurzer schwerer Krankheit ver­
starb unser allseits beliebter Kamerad 

Wal fgang Bilian 
Kraftfahrer und Gerätewart 

im blühenden Alter von 25 Jahren. 

Der Ortsverband TuttIingen verlor 
mit ihm einen treuen , zuverlässigen 
Kameraden. Wir werden seiner immer 
in Dankbarkeit gedenken. 

Bundesanstalt Technisches Hilfswerk 
Der OrtSbeauftragte für OV Tuttlingen 



Bo~ern ~ 
Statue des Heiligen 
Franziskus wieder aufgestellt, 

Das Karlstadter THW barg aus dem 
8 m hohen Portal der Klosterkirche 
die Statue des Heiligen Franziskus. 
Die Klosterkirche wurde damals zum 
Abbruch freigegeben. 

Die in früherer Zeit ursprünglich in 
einem Weinberg aufgestellte Statue 
fand nunmehr einen neuen Platz bei 
der katholischen Kirche " HI. Familie" 
in Karlstadt. Das THW stellte unter 
der Leitung von OB Alfred Dill die 
Barockfigur dort wieder auf. Sehe. 

Fahrende Bombe 
auf der Autobahn 

MünchenlVaterstetten - Eine Ziga­
retten kippe hätte genügt, und die 
Raststätte Vaterstetten an der A 99 
wäre in die Luft geflogen. Ein 200-Li­
terfaß der aus 80 Fässern bestehen­
den, hochexplosiven " Crode Naptha" ­
Ladung eines holländ ischen Sattelzu­
ges war undicht geworden, der Inhalt 
tropfte von der Ladefläche und drang 
in die Kanalisation ein . Ein aufmerk­
samer Autofahrer bemerkte die übel­
riechende Flüssigkeit und verstän­
digte die Autobahnpolizei. Die eintref­
fenden Beamten alarmierten sofort 
die Feuerwehr, die das lecke Faß 
beseitigte und das ausgelaufene Gift 
mit Wasser und chemischen Zusätzen 
entfernte. 

Die technische Ausstattung des 
Sattelauflegers wurde derart beschä­
digt, daß die Polizei das Umladen 
der Fässer auf einen anderen Lkw 
anordnen mußte. 

Dieses Umladen erfolgte nun am 
nächsten Tag durch freiwillige Helfer 

des THW und des ABC-Zuges des 
Landkreises München. 

Während der Verladearbeiten sicher­
ten ABC-Helfer in Schutzanzügen 
und mit Atemschutzgeräten die Ein-
satzstelle. Sehr. 

Stadtparlament besuchte den 
Ortsverband Weiden 

Am 16. Mai 1977 stattete die fast voll ­
zählige Stadtratsfraktion der Weide­
ner CSU dem THW-Ortsverband Wei­
den einen Informationsbesuch ab. 
Die Fraktion hatte sich zu diesem 
Besuch angemeldet, um die Unter­
bringung und Ausrüstung des Orts­
verbandes sowie Aufgaben und Or­
ganisation des THW im allgemeinen 
näher kennenzulernen . 

Orts- und Kreisbeauftragter Hans 
Wieland begrüßte gegen 18 Uhr die 
eintreffenden Gäste in der THW-Unt­
terkunft und gab einen kurzen Über­
blick über Stärke, Ausrüstung , Aus­
bildungsstand und Räumlichkeiten 
des Ortsverbandes Weiden . Wieland 
führte aus, daß der OV Weiden über 
123 Helfer verfüge, von denen 99 
in einen Bergungs- und einen In­
standsetzungszug einschließlich de­
ren Überhang eingeteilt sind. Außer­
dem gehören dem OV noch 8 Helfe­
rinnen an , die sich in vorzüglicher 
Weise um die Verpflegung bei Einsät­
zen und Übungen bemühen. Auf die 
Frage eines Stadtrates, wie oft das 
THW Weiden Ausbildung betreibe, 
erläuterte Wieland , daß jeder Zug 
alle 14 Tage am Freitag von 20-22 
Uhr und mindestens einmal im Monat 
am Samstag eine ganztäg ige Ausbil­
dung zu absolvieren hat. Außerdem 
treffen sich jeden Dienstag mehrere 
aktive Helfer des Ortsverbandes zur 

Freiwillige Helfer 
des THW und 
des ABC-Zuges 
des Landkreises 
München beim 
Umladen von 
Fässern mit el· 
nem gefährlichen 
Inhalt. 

Großes Interesse zeigten die Stadträte 
an der Fahrzeugschau im Innenhof des 
OV Weiden. Fahrzeuge und Geräte waren 
mit dem Tafelsatz "Bergungszug" 
gekennzeichnet. 

Fahrzeug- und Gerätepflege bzw. 
zur Vorbereitung der Ausbildungen . 
In seinen weiteren Ausführungen 
kam der Ortsbeauftragte auf die Aus­
rüstung zu sprechen und betonte, 
daß der Ortsverband Weiden mit ei­
nem Fahrzeug- und Gerätepark im 
Werte von 1,7 Millionen Mark ausge­
rüstet ist. 

An den Fahrzeugen, die im Innenhof 
frisch poliert in Reih und Glied auf­
gestellt waren, zeigten die Stadträte 
großes Interesse und ließen sich die 
Ausstattung von den anwesenden 
Führungskräften genau erklären. 
Nach der Fahrzeugschau besichtigte 
man die Kleiderkammer, die Werkstatt 
und die Gerätekammer, die bei den 
Gästen ebenfalls großes Interesse 
weckte. 

Nach Abschluß des Rundganges 
wurde den Gästen ein Imbiß gereicht, 
der von den Helferinnen des Ortsver­
bandes Weiden liebevoll zubereitet 
wurde und von dem die anwesenden 
Stadträte sichtlich überrascht waren . 
In einzelnen Gesprächen der Helfer 
mit den Stadträten kam die Bewunde­
rung und das Erstaunen der Gäste 
über Ausrüstung , Ausbildung und 
nicht zuletzt über den Idealismus 
der THW-Helfer zum Ausdruck. 

THW baute Behelfsbrücken 
für den Landkreis Rottal -
Inn 

Im Zuge des Ausbaues der Kreis­
straße PAN-20, Teilausbau Heberts­
felden-Edhof, B 388, war es aus 
Gründen der Aufrechterhaltung des 
öffentlichen Verkehrs notwendig ge­
worden , drei Brücken zu errichten . 
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Da es sich hier um Behelfsbrücken 
handelt, die nur ca. 4-5 Monate ste­
hen bleiben, trat die Tiefbauabteilung 
des Landkreises an das Technische 
Hilfswerk mit der Bitte heran, diese 
drei Behelfsbrücken zu errichten . 

115 Helfer des GFB Passau übernah­
men nun die Aufgabe, mittels Bai­
ley-Brückenbaugerät die Behelfs­
übergänge zu erstellen . 

Die erste, etwas kleinere Brücke über 
den Mühlkanal wurde aus techni­
schen Gründen bereits am 26. März 
durch den Ortsverband Passau von 
40 Helfern errichtet. Die Brücke hat 
eine Spannweite von 15,24 mund 
eine Tragkraft von 30 t. Der Termin 
für den Bau der zwei größeren Brük­
ken wurde auf den 23. April festge­
legt. 

Am Abend zuvor, einem Freitag­
abend, errichteten die Führungskräfte 
des Ortsverbandes Passau mit Unter­
stützung einiger Helfer des Ortsver­
bandes Simbach die notwendigen 
Rollenlager. Das gen aue Einrichten 
der Rollenlager ist bei dieser Brük­
kenbauweise Voraussetzung für ein 
Gel ingen des Baues, denn die Brücke 
wird an Land zusammengebaut und 
Stück für Stück auf den Rollen über 
den Fluß geschoben. 

Im Landkreis RaUach-lnn wurden vom 
THW drei Bailey-Brücken als Behel fs­
brücken errichtet. 

Am Samstag, dem 23. April , war es 
dann soweit; das benötigte Gerat 
lag vorbereitet an der Brückenbau­
stelle ; der Aufbau konnte beginnen. 
Bereits um 6 Uhr trafen die ersten 
Bautrupps aus Eggenfelden ein. Un­
terstützt von 10 Helfern aus Neuhaus 
und unter fachkundiger Anleitung 
der Führungskräfte aus Passau wurde 
mit dem Bau der Brücke I über den 
Rottflutkanal begonnen. Diese Brücke 
mit einem Eigengewicht von 31,6 t 
sollte eine Spannweite von 31 ,9 m 
erreichen und 30 t tragen. 

Um 7 Uhr begann der Ortsverband 
Simbach mit Unterstützung der Helfer 
der Stützpunkte Vilshofen und 
Obernzell , ebenfalls unter Leitung 
von Passauer Führungskräften , mit 
dem Bau der Brücke 11 über die Rott. 
Für die Überbrückung war eine 
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Spannweite von 21 ,94 m erforderlich. 
Sämtliche Helfer wurden vor Baube­
ginn in Arbeitstrupps eingeteilt, in 
die durchzuführenden Arbeiten ein­
gewiesen und auf die Beachtung 
der Unfallverhütungsvorschriften 
hingewiesen. Die Arbeiten gingen 
zügig voran , obwohl es zeitweise 
regnete und heftige Windböen auftra­
ten . 

Um 13 Uhr waren die Brücken am 
jenseitigen Ufer der Rott angekom­
men und konnten auf die vorberei te­
ten Fundamente abgelassen werden. 

Gegen 17.30 Uhr waren die Arbeiten 
beendet. Alle Beteiligten waren stolz 
über die gelungene Arbeit. 

Ein Vertreter des Landesbeauftragten 
des THW in Bayern war eigens aus 
München angereist, um sich von 
der fachgerechten Durchführung 
der Arbeiten zu überzeugen. 

Landrat Meyer besichtigte ebenfalls 
die Baustellen und dankte den Hel­
fern für ihre Leistung. 

Für die Übernahme des Sanitätsdien­
stes hatte sich freundlicherweise 
das BRK Eggenfelden berei terklärt. 
Dank Einhaltung der Unfallverhü­
tungsvorschriften und des umsichti­
gen Verhaltens der Beteiligten 
brauchte der Sanitätsdienst nicht 
in Anspruch genommen zu werden. 

Die Gesamtleitung oblag dem Ortsbe­
auftragten des Ortsverbandes Passau, 
Jonny Goebel. 

Mit dieser technischen Hilfeleistung 
wurde wieder einmal unter Beweis 
gestellt, daß das THW in der Lage 
ist, auch bei Katastrophen oder grö­
ßeren Unglücksfällen in verhältnismä­
ßig kurzer Zeit Behelfsbrücken zu 
errichten . 

THW-Flugbeobachter 
im Pfingsteinsatz 

Während der Pfingstfeiertage flogen 
Maschinen der Luftrettungsstaffel 
Bayern auf persönliChe Initiative des 
Bayerischen Landwirtschaftsministers 
Dr. Eisenmann vorbeugende Luftbe­
obachtung über besonders gefährde­
ten Waldgebieten . 

Bei einem Teil dieser Flüge wurden 
im Raum um Nürnberg auch Flugbe­
obachter des THW Gunzenhausen 
eingesetzt. Auch das Funkgerät für 
die dortige Beobachtungsmaschine 
wurde vom THW-OV Gunzenhausen 
zur Verfügung gestellt. 

Trotz des starken Ausflugsverkehrs 
und der trockenen Witterung kam 

. . 

Die Beobachtungsmaschine wird auf 
dem Flugplatz Schwabach-Heldenberg 
startkl ar gemacht. 

.-

Das Cockpit einer Piper Pa 18 ist der 
Arbeitsplatz fü r den Flugbeobachter. 
Seine Ausrüstung bei den Beobachtungs­
flügen bestand im wesentlichen aus 
einem Satz UTM-Karten 1:50 000 und 
einem FuG 7b. 

Ein Waldbrand in der Enlstehungsphase 
wurde östlich von Erlangen entdeckt. 
Löschmaßnahmen konnten dadurch 
rechtzeitig eingeleitet und größerer 
Schaden verhindert werden. (luftbild 
fre igegeben, Reg. v. Mittelfranken, Luft­
amt Nord Nr.: P 3592/76) 

es zu keinen größeren Schäden. Bi­
lanz der Fluge um Nürnberg : 

Ein Waldbrand wurde in der Entste­
hungsphase entdeckt, zahlreiche 
Müllhaldenbrände - z. T. in bedroh­
licher Waldnähe - wurden an die Poli­
zei gemeldet. 

Bei diesen Flügen zeigte sich - wie 
auch im vergangenen Sommer -, 
daß ausgebildete Flugbeobachter 
unerläßlich sind. Die Luftrettungsstaf­
fel Bayern hatte bereits 1970 tUr das 
THW Gunzenhausen die ersten Flug­
beobachter ausgebildet, die seither 
bereits mehrfach und mit Erfolg ein­
gesetzt worden sind . 



DeUTSOHer FeuerweHrverBanD ~t.' l) 
Brandschutzwoche 1977 

Die Feuerwehr hilft -
Vorbeugen mußt Du! 
Hinweise zur Durchführung der diesjährigen Brandsch utzwoche 

Zum vierten Male führen die Feuer­
wehren der Bundesrepublik Deutsch­
land mit Unterstützung der Innenmi­
nister und -senatoren der Bundeslän­
der eine gemeinsame und einheitlich 
ausgerichtete Brandschutzwoche 
durch. Sie ist nach Abstimmung mit 
den Landesorganisationen auf den 
Zeitraum 
vom 15. bis 23. Oktober 1977 
gelegt worden und erstreckt sich 
über zwei Wochj3nenden . 

Mit diesem Leitfaden sollen den Feu­
erwehren Hilfen und bundeseinheitli­
che Richtlinien gegeben werden. 
Sie stützen sich auf die Erfahrungen 
der letzten Brandschutzwochen 1974, 
1975 und 1976. In der Brandschutz­
woche sollen die Feuerwehren mög­
lichst viele Aktivitäten entwickeln, 
die der Öffentlichkeitsarbeit dienen. 
Den örtlichen und überörtlichen Hö­
hepunkt der Brandschulzwoche soll 
überall der "Brandschutztag 1977" 
bilden , der variabel in den Zeitraum 
zwischen den 15. und 23. Oktober 
gelegt werden kann. Es ist wün­
schenswert, wenn die Landesfeuer­
wehrorganisationen einen Brand­
schutztag auf Landesebene 
mit repräsentativer Veranstaltung 
gestalten. 
Die diesjährige Brandschutzwoche 
steht unter dem Motto : 

"Die Feuerwehr hilft -
Vorbeugen mußt Du!" 

Neben den Aufgaben des abwehren­
den Brandschutzes und der techni­
schen Hilfeleistung soll insbesondere 
der vorbeugende Brandschutz ange­
sprochen werden . Die Bevölkerung 
ist aufzuklären, wie wichtig es ist, 
vorbeugende Brandschutzmaßnah­
men durch jeden einzelnen Bürger 
zu treffen . Vorbeugen muß jeder 
selbst. Die Feuerwehr wird beratend 
tätig und hilft im Schadensfall. 

Die Aufklärung soll jeden Bürger 
~rreichen . Aufklärungsmaßnahmen 

sind aber auch in der gesamten 
Wirtschaft und Verwaltung , im 
Handwerk, in der Industrie, in den 
öffentlichen Gebäuden und sonstigen 
öffentlichen Versammlungsstätten 
notwendig . Nicht zu vergessen dabei 
die Brandverhütung in der Natur, 
in Wald und Landschaft. Die diesjäh­
rige Brandschutzwoche sollte mit 
zum Anlaß genommen werden , die 
Kraftfahrer darauf hinzuweisen, wie 
wichtig ein Feuerlöscher im Kraft­
fahrzeug ist. Die Mitglieder der deut­
schen Feuerwehren sollten hier Vor­
bild sein . Künftig soille es keinen 
Feuerwehrangehörigen mehr geben , 
der nicht in seinem Kraftfahrzeug 
einen Feuerlöscher mitführt. 

Ziel der 4. bundeseinheitlichen 
Brandschutzwoche muß es sein , bei 
den Mitbürgern das Bewußtsein für 
die Notwendigkeit des vorbeugenden 
Brandschutzes zu wecken . Das Motto 
der Brandschutzwoche 1977 verlangt 
von den Feuerwehren u. a. eine enge 
Zusammenarbeit und Kooperation 
mit den anderen Hilfsorganisationen. 

Die Feuerwehren in der Bundesrepu­
blik erfüllen einen hoheitlichen Auf­
trag. Deshalb gilt es, Aktivitäten zu 
entwickeln , die den Mitmenschen 
dienen und ihnen das Gefühl der 
Sicherheit vermitteln . Für die Feuer­
wehren wird so die Brandschutzwo­
che ein Höhepunkt in der jährlichen 
Offentl ich keltsarbe it. 

1. Werbematerial 
auf Bundesebene 

1.1 Werbeplakat 
zur Brandschutzwoche 

Die Innenminister und -senatoren 
haben auch für die Brandschutzwo­
che 1977 ein bundeseinheitliches 
Werbeplakat über das Bayerische 
Landesamt für Brand- und Katastro­
phenschutz herstellen lassen und 
werden den rechtzeitigen Versand der 
Plakate an die Feuerwehr veranlas­
sen . Die Zahl der auszuliefernden 

Plakate entspricht derjenigen des 
Vorjahres. 

1.2 Werbebuttons 
zur Brandschutzwoche 1977 

Der DFV hat über sein Versandhaus 
für die Brandschutzwoche 1977 Wer­
bebuttons aus Plastikmaterial als 
Ansteckplakette herstellen lassen. 
Diese sollen als Werbeträger für 
Schüler und sonstige Werbeaktionen 
der Feuerwehren verwendet werden . 

1.3 Sonstiges Werbematerial 

Das Versandhaus des DFV, Postfach 
4026, 5300 Bonn-Bad Godesberg 4, 
hält eine Vielzahl von weiteren Wer­
bemittein zur Brandschutzwoche 
vor. Auf die verschickten Werbe­
schriften wird hingewiesen. 

Nachstehend werden den Feuerweh­
ren Vorschläge zur Gestaltung der 
Brandschutzwoche 1977 für die ver­
schiedenen Ebenen gemacht. Der 
DFV hofft, daß diese Anregungen 
eine wertvolle Hilfe für die Durchfüh­
rung der Brandschutzwoche 1977 
sind: 

2. Brandschutzwoche 1977 
auf Bundesebene 

• Aufruf des Vorsitzenden der Stän­
digen Konferenz der Innenminister 
der Bundesländer. 

• Aufruf des Präsidenten des Deut­
schen Feuerwehrverbandes. 

• Grußtelegramm (Botschaft) des 
Präsidenten des CTIF an den DFV. 

• Auslieferung bundeseinheitlicher 
Klebeplaketten " Luftrettungsdienst" 
über die Landesfeuerwehrverbände. 

• Aktion in Zusammenarbeit mit 
ADAC: " Kein Feuerwehrmann ohne 
Feuerlöscher im PKW. " 

• Offentlichkeitsarbeit durch den 
DFV. 

• Unterrichtung von Fernsehen , 
Rundfunk, Presseagenturen , Tages­
und Fachpresse durch Hinweise auf 
Brand- und Unfallgefahren. Verhal­
tensweisen für den Bürger. 
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3. Brandschutzwoche 1977 
auf Landesebene 

• Gemeinsamer Aufruf des Innenmi­
nisters (Innensenators) und des Lan­
desverbandsvorsitzenden an die Be­
völkerung zur aktiven Mitarbeit und 
Unterstützung der Feuerwehrarbei!. 

• Repräsentative Veranstaltung. 
Gestaltung eines Brandschutztages 
durch den Landesfeuerwehrverband. 

• Pressekonferenz des Landesfeuer­
wehrverbandes in Zusammenarbeit 
mit dem Brandschutzreferat des In­
nenministers (Innensenators). 

• Schwerpunktmäßige Unterrichtung 
der Presse, des Rundfunks, der Pres­
seagenturen , der Tages- und Fach­
presse. 

• Sonderstempel bei der Bundespost 
(Oberpostdirektion) mit Hinweis auf 
Feuerwehrtätigkeit (Signet) beantra­
gen. 

• Flugblätter fertigen mit Hinweis 
auf besondere Brandgefahren, wie 
Brandherbeiführung durch Kinder­
hand, Verhalten bei Bränden in 
Hochhäusern, Richtlinien über den 
Brandschutz in Hotels, Gaststätten 
und Pensionen , im Haushalt. 

• Notwendigkeit von Feuerlöschern 
im Kfz erläutern. 

• Feuerwehrwettbewerbe, Feuer­
wehrmärsche, Sternfahrten der Fahr­
zeuge. 

• Le istungswettkämpfe innerhalb 
der Feuerwehren . 

• Großkonzerte von Feuerwehrmu­
sik- und -spielmannszügen . 

• Feuerwehrball als gesellschaftli­
cher Höhepunkt eines repräsentativen 
Brandschutztages. 

• Dienstversammlungen der Füh­
rungskräfte der Feuerwehren unter 
Vorsitz des Innenministers (Innense­
nators). 

• Repräsentative Veranstaltungen 
(Gespräche am Runden Tisch, zu 
denen Repräsentanten der Hilfsor­
ganisationen einzuladen sind: Früh­
schoppen, Stammtisch) . 

• Durchführung von Symposien und 
fach bezogenen Veranstaltungen für 
Brandschutzkräfte, für Sicherheitsbe­
auftragte, für Feuerwehrärzte, tür 
Architekten , Leiter der Bauaufsichts­
ämter in Zusammenarbeit mit Versi­
cherungsgesellschaften . 

• Durchführung einer Gemein­
schaftsübung aller im Katastrophen­
schutz kraft Gesetzes, Auftrags oder 
freiwillig mitwirkenden Behörden, 
Dienststellen und Organisationen. 
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4. Brandschutzwoche 1977 
auf Kre isebene 

• Unterrichtung der örtlichen Tages­
presse über Aktionen der Feuerwehr 
zur Brandschutzwoche 1977. 
• Eröffnung der Brandschutzwoche 
durch eine Gemeinschaftsübung aller 
H i Ifso rgan i sationen . 
• Tag der offenen Tür in den Kreis­
feuerwehrzentralen. 
• Ausstellung von Feuerlöschgeräten 
aus Vergangenheit und Gegenwart 
mit Vorführung von Feuerwehr- und 
Brandverhütungsfilmen. 
• Vortragsveranstaltungen über Auf­
gaben und Leistungen der Feuerweh­
ren vor kommunalen Institutionen, 
Kindergärten , Vorschulen , allgemein­
bildenden Schulen, Fachschulen, 
Bürgervereinen , Hausfrauenverbän­
den , in Seniorenheimen. (In diesem 
Bereich sind bevorzugt die weibli­
chen Feuerwehrangehörigen mit ein­
zusetzen.) 
• Feuerwehrveranstaltungen wie: 
Großkonzerte von Feuerwehrmusik-, 
-spielmanns- und -fanfarenzügen , 
Feuerwehrmarsch, Feuerwehrball , 
Sternfahrt der Feuerwehrfahrzeuge 
mit Leistungsprüfung, Feuerwehr­
wettbewerbe für aktive Einsatzkräfte, 
Veranstaltungen der Jugendfeuer­
wehren . 

5. Brandschutzwoche 1977 
auf Gemeinde- und Ortsebene 

• Schwerpunkt der Öffentlichkeitsar­
beit sind alle mit Engagement getrof­
fenen Maßnahmen, die dem Bürger 
Kenntnis über seine Feuerwehr ver­
mitteln , deshalb: Eigeninitiative er­
greifen . 
• Rechtzeitig plakatieren , Hinweis 
auf Brandschutzwoche geben . 
• Absprache mit der Gemeinde tref­
fen, Veranstaltungen mit anderen 
Organisationen absprechen. 
• Tag der offenen Tür in Verbindung 
mit Besichtigung des Feuerwehrhau­
ses. 
• Einsatzvorführungen zur Überprü­
fung der Einsatzbere itschaft und 
Brandsicherheit in Kindergärten , Vor­
schulen, Schulen, Senioren-Wohn­
heimen, Firmen , Betrieben , Verwal­
tungen und Behörden . 
• Gemeinde- und Stadt parlamente 
sind besonders einzuladen. 
• Schaufensterwerbung durch Aus­
stellung von Feuerwehrgeräten mit 
Hinweis auf die Tätigkeit der Feuer­
wehr. 
• Aufklärungsveranstaltungen in 
den Schulen. 
• Flugblattakt ion unter Hinweis auf 

besondere Schwerpunkte des vor­
beugenden und abwehrenden Brand­
schutzes. 
• Besuch in den Kinde rgärten und 
allgemeine Aufklärung über die Feu­
erwehr (hier sind besonders weibliche 
Feuerwehrangehörige einzusetzen). 
• Veranstaltungen in den Schulen, 
insbesondere Malwettbewerbe (Preise 
für die Wettbewerbe zur Verfügung 
stellen). 
• Unterweisung in der Handhabung 
von Feuerlöschern. 
• Prüfung der Feuerlöscher durch 
den Fachhandel im Gerätehaus. Be­
völkerung durch rechtzeitige Hin­
weise in der Presse und durch Hand­
zettel auf diese Möglichkeit hinweisen 
(Sonderpreise mit Fachhandel verein­
baren). 
• Rundfahrten für Kinder mit Lösch­
fahrzeugen (Versicherung beachten). 
• Informationen über technische 
Einrichtungen. 
• Ausstellung historischer Gegen­
stände und Schriften. 
• Eintopfessen (Gulasch - Erbsen­
suppe) für die Bürger gegen Kosten­
erstattung . 
• Laternenumzüge für die Kinder. 
• Luftballon-Wettbewerbe für Kinder 
organisieren (Genehmigung der Luft­
aufsicht erforderlich). 
• Ausstellung von Kinderzeichnun­
gen als Ergebnis eines MaIwettbe­
werbes in den Schulen. 
• Quizwettbewerb über Feuerwehren 
in kommunalen Mitteilungsblättern . 
• Kaffeestunde mit Feuerwehrfamilien . 
• Platzkonzerte durch Musik- und 
Spiel mannszüge. 
• Verteilung von Feuerwehrfähnchen 
und anderem Werbematerial. 
• Veranstaltungen der Jugendfeuer­
wehr. 
• Der " Tag der offenen Tür" und 
damit die Brandschutzwoche kann 
u. a. ausklingen mit einem Kamerad­
schaftsabend, mit einer abendlichen 
Kundgebung, mit Ansprachen des 
Bürgermeisters und der Feuerwehr­
aufsicht, mit einem abendlichen 
Platzkonzert und Fackelbeleuchtung. 

Aufruf: 

Der Deutsche Feuerwehrverband 
bittet alle deutschen Feuerwehren 
nach Abschluß der diesjährigen 
Brandschutzwoche um einen kurzen 
Bericht, welche Aktionen sie in die­
sem Jahr durchgeführt haben. Diese 
Informationen sollen dazu dienen , 
für die kommenden Brandschutzwo­
chen noch detailliertere Anregungen 
über mögliche Aktionen geben zu 
können . 
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190 Züge stehen bereit 

ASB im Katastrophenschutz 
Aus dem ASS-Geschäftsbericht 1976 

ASB im Katastrophenschutz 

Der Katastrophenschutz ist für den 
Arbeiter-Samariter-Bund eine elemen­
tare Aufgabe. Alle ASB-Ortsverbände 
haben ihre schriftliche Bereitschafts­
erklärung gegenüber den zuständigen 
Hauptverwaltungsbeamten gegeben, 
im Katastrophenschutz mitzuwirken 
und haben dabei im Rahmen der 
örtlichen Katastrophenabwehrpläne 
Sanitäts-, Betreuungs-, Funk- und 
Versorgungsdiensteinheiten aufge­
stellt. 

Insgesamt 190 Einhei ten (Züge) 
(1975 = 184 = + 3,15 %) 

Einsatz in Udine 

Die Einheiten und Helfer haben 1976 
bei zahlreichen Einsätzen ihr Können 
unter Beweis gestellt. Eine Gruppe 
startete von Nürnberg und München 
aus zu einem Hilfse insatz nach Udine 
ins norditalienische Erdbebengebiet. 
Sie brachte Hilfsgüter in Form von 
Nahrungsmitteln, Medikamenten und 
Bekleidung und war fünf Tage im 
Einsatz. 

Die Aufstellung eines ASB-Bundes­
einsatzzuges wurde vom Bundesmini­
sterium des Innern nicht finanziell 
gefördert. Der Bundesvorstand hat 

Die stärksten Ortsverbände sind dabei: 

Köln 458 Helfer in Sanitätszügen, 
Wiesbaden 138 Helfer in Sanitätszügen, 
Essen 142 Helfer in Sanitätszügen, 
Preetz 82 Helfer in Sanitätszügen, 
Dortmund 86 Helfer in Sanitätszügen, 

Dusseldort 113 Helfer in Sanitätszügen, 
Bottrop 112 Helfer in Sanitätszügen, 
Kassel 137 Helfer in Sanitätszügen, 
Pirmasens 128 Helfer in Sanitätszügen, 
Bochum 89 Helfer in Sanitätszügen, 
München 113 Helfer in Sanitätszügen, 
Oberhausen 79 Hel fer in Sanitätszügen, 
Nürnberg 109 Helfer in Sanitätszügen, 
Hannover-Stadt 108 Helfer in Sanitätszügen, 
Harne 100 Helfer in Sanitätszügen, 
Blankenese 50 Helfer in Sanitätszügen, 
Heiligenhafen 60 Helfe r in Sanitätszügen, 
Segeberg 88 Helfer in Sanitätszügen, 
Kiel 84 Helfer in Sanitätszügen, 
Dithmarschen 43 Helfer in Sanitätszügen. 

jedoch für eventuelle Groß- oder 
Auslandskatastrophen eine Daten­
bank aufgebaut, in der alle wichtigen 
Informationen über einsatzbereite 
Helfer gespeichert sind . 

Helferzuwachs 

Für die Mitarbeit in den Zügen und 
Einheiten des ASB-Katastrophen­
schutzes stehen 2976 (1975 = 2516 = 
+ 15,4 %) vom Wehrdienst oder vom 
Zivildienst freigestellte Helfer zur 
Verfügung . Durch die Mitarbeit dieser 
Helfer ist es in manchen Ortsverbän­
den zu einer Umstrukturierung der 

58 Helfer im Betreuungszug 516 
58 Helfer im Betreuungszug - 196 
30 Helfer im Betreuungszug 172 
77 Helfer im Betreuungszug - 159 
28 Helfer im Betreuungszug 
36 Helfer im Fernmeldezug - 150 
34 Helfer im Betreuungszug 147 
18 Helfer im Betreuungszug - 140 

36 Helfer im Betreuungszug 125 

34 Helfer im Betreuungszug - 113 

50 Helfer im Betreuungszug - 100 
36 Helfer im Betreuungszug - 96 

36 Helfer im Betreuungszug - 79 

L _ _____ _ ___ ___ · ______ - - - - - - - - - - - - - ------
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Mitgliedschaft gekommen. Der ASB die Ansicht durchsetzen, daß die Ausstattung 
befindet sich hierbei in einer perma- militärische Verteidigung nur sinnvoll 
nenten Bewährungsprobe, da der sein kann, wenn auch die Zivilvertei- Dem Arbeiter-Samariter-Bund steht 
Wunsch vieler Wehrpflichtiger, nicht digung entsprechend ausgebaut ist. an Ausstattung insgesamt zur Verfü-
Wehrdienst leisten zu müssen, mit Zur Finanzierung des Katastrophen- gung: 
den ASB-Aufgaben in Einklang zu schutzes durch die Lander, die ja 279 Katastrophenschutzfahrzeuge bringen ist. für den friedensmäßigen Teil verant- (+ 20,7 %) 

wortlieh sind, sind ebenfalls einige 232 Zelte (+ 8,1 %) 

Kostensituation 
Anmerkungen zu machen. Die Erfah- 89 Notstromaggregate (+ 14,6 % ) 

nicht zufriedenstellend 
rungen der ASB-Orts- und Landes- 39 Feldküchen (+ 15,3 %) 
verbände zeigen , daß die Situation 12 Trinkwasseraufbereitungsanlagen 

Die Finanzierung des Katastrophen- dort sehr unbefried igend ist. Obwohl ("1 . 8,3 % ) 
schutzes ist von Bundesseite durch das Bundesamt für Zivilschutz die 277 Sanitätskästen K 50 (+ 19,4 %) 
das Gesetz über die Erweiterung Innenminister aufgefordert hatte, 320 Beatmungsgerate (+ 1,2 %) 
des Katastrophenschutzes geregelt. auch ihren Beitrag zu leisten, erfolgte (siehe auch Tabelle unten). 
Der Bund trägt hierbei die Kosten nur eine unzureichende Resonanz. 

auf Kreisebene tür die zusätzliche Es ist zu hoffen, daß die Landeskata-
Ausbildung 

Ausstattung , für die besondere Aus- strophenschutzgesetze nun befriedi-

bildung und die Vollausbildung sowie gende Regelungen bringen. Auch Die Ausbildung im Katastrophen-
die Kosten für die Verstärkung des die Finanzierung durch die Kommu- schutz wird nach einheitlichen ASB-
Katastrophenschutzes. Hierfür werden nen ist unzureichend. Nur in wenigen Ausbildungsplänen durchgeführt. 
Jahresbeträge bereitgestellt nach Fallen erhalten Ortsverbände Beträge Alle aktiven Mitglieder erhalten eine 
Richtzahlen , die das Bundesamt für zur notwendigen Ergänzung oder 52stündige Sanitätshelferausbildung 
Zivilschutz im Benehmen mit den Ausstattung. und, soweit sie im Katastrophen-
obersten Landesbehörden festsetzt . Einen wesentlichen Anteil zur Finan- schutz mitarbeiten, eine friedensmä-
Leider ist die Haushaltsentwicklung zierung des Katastrophenschutzes ßige und eine allgemeine zusätzliche 
rucklaufig. leistet der ASB selbst. Er kleidet alle und besondere Ausbildung. Bei be-
Der Bundestag hat 1972 beschlossen , Helfer ein, stattet sie mit einer Sani- sonderer Eignung können die Helfer 

ein Verhältnis von 1 zu 20 der Ausga- tätstasche aus, führt die ärztlichen an Führerlehrgängen teilnehmen . 

ben für die Zivilverteidigung gegen- Untersuchungen durch . Oie Landesschulen sowie die Bun-

über der militärischen Verteidigung Darüber hinaus besitzen die Ortsver- desschule des ASB vermitteln beson-

zu schaffen. Während 1969 dieses bände eigene Sanitätsfahrzeuge, ders geeigneten MItgliedern die Aus-

Verhältnis noch bei 1 zu 43 lag. lag Feldküchen, Notstromaggregate, bildung als Transport- und Rettungs-

es 1976 bei 1 zu 58. 1977 erwartet Funkgeräte etc. Tatsächlich wäre sanitäter sowie mehrstufige AusbiI-

man ein Verhältnis von 1 zu 60 . Eine ein ASB-Katastrophenschutz nicht dungen zum Technischen Leiter oder 

ständige Verschlechterung also . Da möglich ohne Eigenfinanzierung. zum Ausbilder. 

im Katastrophenschutz mit überalter- Dies hat den negativen Folgeeffekt, Erstmals bestand 1976 die Möglich-
tem Material gearbeitet wird - viele daß die politischen Instanzen glau- keit , spezielle Lehrgänge für den 
Ausrüstungen wurden bereits 1962 ben , ihren Anteil nicht mehr beitragen Arbeiter-Samariter-Bund an der Kata-
bei der Flutkatastrophe in Hamburg zu müssen. Der Deutsche Städte- strophenschutzschule des Bundes 
eingesetzt - und weil starke Kosten- und Gemeindetag ist aufgerufen , in Ahrweiler zu beschicken . Das 
steigerungen in allen Bereichen ein- auf die Kommunen einzuwirken, sich Lehrgangsprogramm der Katastro-
getreten sind , muß sich nun endlich stärker an der Finanzierung zu bete i- phenschutzschule für Führungskräfte 
bei den pOlitisch Verantwortlichen ligen. des ASB wird 1977 weiter ausgebaut. 

Einheiten und Ausstattung des ASB-KatS 
Wasserauf- Sanitäts-

Zahl der Zelte Notstrom- bereitungs- kästen Beatmungs-
Landesverband Einheiten Fahrzeuge aggregate Feldküchen anlagen K 50 geräte 

Baden-Würltemb. 14 3/ 3 22/ 2 5/ 1 1/ - -/1 21/ - 29/ 2 
Bayern 15 9/ 15 23/ 5 7/ 4 6/ 1 1/1 30/ 11 26/ 8 
Berlin 2 6/ 2 5/ - 5/ - 1/ - - 4/ - 2/ -
Bremen 5 2/ - 3/ - - 1/ 2 - 3/ 8 1/ 2 
Hamburg 9 6/ 14 2/ 4 -/ 4 -/ 4 - -/ 10 6/ 7 
Hessen 25 20/ 16 37/ 7 12/ 4 3/ - 2/2 21/ 29 45/15 
Niedersachsen 16 20/ 2 32/ - 11/ 1 4/ - 1/- 29/ 6 44/ -
NRW 58 4/ 81 15/24 2/17 3/ 1 -/2 9/ 46 36/30 
Rheinl.-Pfalz 14 7/ 6 23/10 5/ 4 2/ 1 - 25/ 3 27/ 5 
Saarland 2 - - - 1/ - - - 4/ -
Schleswig-Holst. 30 40/ 23 18/ 3 4/ 3 2/ 7 1/1 6/ 16 10/21 
Gesamt: 190 117/162 180/55 51/38 23/16 5/7 148/129 230/90 

Erläuterung: Die Zahl vor dem Schrägstrich ist ASB-Eigentum / die Zahl hinter dem Schrägstrich 
vom Hauptverwaltungsbeamten zur Verfügung gestellt. 
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00HonnlTen- unFall'" HilFe • 

Wilfried Voigt, Referent der Bundesgeschäftsführung 

Katastropheneinsätze 
der JUH im Ausland (Schluß) 

Einstellung auf Bevölkerung 

Bei allen Auslandseinsätzen ist kor­
rektes Verhalten gegenüber der Be­
völkerung von größter Wichtigkeit. 
Besonders bei einer uns fremden 
Mentalität ist zurückhaltendes Auftre­
ten das beste Mittel , um Verstöße 
gegen die Landessitten zu vermeiden . 
In den Besprechungen vor dem Ein­
satz wird die KELA bemüht sein, die 
Helfer über Landesbräuche zu infor­
mieren. Bisher ist es der JUH gelun­
gen , bei den Auslandseinsätzen ein 
gutes, vertrauensvolles Verhältnis 
zur Bevölkerung des Katastrophen­
gebietes herzustellen. Das wird -
so hoffen wir - auch in Zukunft blei­
ben . 

Helfer, die den Anforderungen nicht 
gewachsen sind , die erkranken oder 
auch solche , die sich nicht in die 
Gemeinschaft ihres Teams einfügen 
und damit die Arbeit am Einsatzort 
hemmen oder stören, können nach 
Deutschland zurückgeschickt werden . 

Es ist wichtig , rechtzeitig zu klären , 
ob und wie weit die fachlichen 
Grundlagen für einen Katastrophen­
einsatz bei den einzelnen Helfern 
vorhanden sind . Daher werden jähr­
lich Wochenendübungen abgehalten , 
an denen die Zusammenarbeit der 
Mannschaften und der Helfer geprüft 
wird . Die Helfer werden außerdem 
mit dem Gerät vertraut gemacht. 

Voraussetzungen 
bei den Helfern 

Der für den Bundeskatastrophenzug 
vorgesehene Helfer oder die Helferin 
muß bestimmte Voraussetzungen 
mitbringen. Eine absolvierte Helfer­
ausbildung und eine entsprechende 
Erfahrungszeit sind unbedingt not­
wendig . Die für den BKZ gemeldeten 
und ausgesuchten Helfer können 
sich für einen bestimmten Trupp 
entscheiden. Sie müssen sich dann 
entsprechend den Anforderungen 
dieses Trupps selbständig die not­
wendigen Kenntnisse aneignen . Es 
handelt sich hier besonders um die 

Die JUH baute Behellsunterkünfte Im 
norditalIenischen Erdbebengebiet auf. 

Mitglieder der Behandlungsgruppe 
und des Pflegetrupps. Hier werden 
auch Schwestern·Helferinnen beson· 
ders gern eingesetzt. Jedes Mitglied 
des Bundeskatastrophenzuges sollte 
eine Möglichkeit suchen , sich am 
Standort für seine Tätigkeit ständig 
fortzubilden . Aus verschiedenen 
Gründen ist eine Überwachung und 
eine von der KELA veranlaßte Ausbil­
dung nicht möglich. Hierbei wird 
sich auch die Eigeninitiative des ein­
zelnen BKZ-Mitgliedes zeigen , die 
ja bei einem späteren Einsatz von 
ihm gefordert werden muß. 

Entschädigungen 
für die Helfer 

Für die im Bundeskatastrophenzug 
eingeteilten Helfer gelten folgende 
wirtschaftliche Bestimmungen: 

Sie werden kostenlos im Einsatzfall 
nach Köln und zurück transpo rtiert. 
Der Hin- und Rücktransport zum 
und vom Einsatzort sowie Unterbrin­
gung und Verpflegung sind kosten-

frei. Die von der KELA angeordneten 
Impfungen und Untersuchungen wer­
den bezahlt. 

Der Helfer oder die Helferin haben 
Anspruch auf Vergütung ihres Brut­
togehaltes, einschließlich der vom 
Arbeitgeber getragenen Soziallei­
stungen und der Leistungen nach 
dem Vermögensbildungsgesetz für 
die Zeit des Einsatzes, die Lohnzah­
lung erfolgt nach der Rückkehr. Es 
bedarf dazu der Vorlage einer detail­
lierten Verdienstbescheinigung , die 
vom Arbeitgeber unterzeichnet sein 
muß. Wenn so verfahren wird , muß 
der Helfer die Beiträge zur Sozialver­
sicherung , der Steuer u. a. selbst 
abführen . Einfacher für den Helfer 
und für die KELA ist es, wenn das 
jeweilige BKZ-Mitglied bei seinem 
Arbeitgeber ein Weiterzahlen der 
Bezüge erreichen kann, die dann 
der JUH in Rechnung gestellt werden . 
Dieses Verfahren hat sich bei allen 
Einsätzen als nützlich und einfach 
erwiesen . 

Der Arbeitgeber erhält von der KELA 
ein Schreiben , in dem der Aufruf 
zum Einsatz bestätigt und um Weiter­
zahlung der Arbeitsvergütung gebe­
ten wird . Nach der ärztlichen Unter­
suchung am Ende des Einsatzes wird 
den einzelnen Arbeitgebern der Un­
tersuchungsbericht zu deren Sicher­
heit zugänglich gemacht. Helfer und 
Helferinnen sind gegen Unfall und 
deren Folgen sowie gegen Todesfall 
versichert. 

Das ist bereit 

Welche Planungen sind bisher reali­
siert? 

• 120 Helferinnen und Helfer sind 
zur Zeit in den Akten des Bundeska­
tastrophenzuges registriert. 

• Die STAN-Ausstattung für das Feld­
lazarett ist komplett beschafft und 
liegt in Kisten verpackt im Katastro­
phenlager. Das Material für die tech­
nische Aufbaugruppe ist auch be­
schafft und ist zur Zeit im Einsatz 
in Norditalien. 

• Im Katastrophenlager sind zusätz­
lich Verbandmaterialien , Medika­
mente und andere Geräte gelagert, 
die sofort bei einem Katastrophenfall 
eingesetzt werden können . 

• Seit Bestehen hat der Bundeskata­
strophenzug , wie aus der Aufstellung 
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zu entnehmen ist, schon sehr viele 
Einsätze durchgeführt. 

• Zum Schluß möchten wir alle Hel­
fer und Helferinnen aufrufen, die 
an Auslandseinsätzen interessiert 
und dazu fachlich und zeitlich in 
der Lage sind, sich über ihren Stand­
ort und die zuständige Landesge­
schäftsführung bei der Bundesge­
schäftsführung zu melden. Die Auf­
gaben, die auf die JUH zukommen, 
sind so vielfältig, daß noch viele Hel­
fer für den Einsatz benötigt werden. 

Datenangaben 

Dabei sollte einiges beachtet werden : 

Über die Landesgeschäftsführungen 
werden an die einzelnen Standorte 
Personalbogen versandt, die im Mel­
defall in zweifacher Ausfertigung 
ausgefüllt werden müssen. 

Folgende Einzelheiten sind bei den 
Meldungen zu beachten: 

1. Der Helfer oder die Helferin müs­
sen vOlllährig , d. h. 18 Jahre alt sein. 
Sind sie im Besitz eines Reisepasses, 
notieren sie die Nr. Werden sie in 
den Bundeskatastrophenzug aufge­
nommen, müssen sie im Besitz eines 
gültigen Reisepasses sein . Die Kosten 
müssen sie selber tragen. 

2. Der Name und die Adresse des 
nächsten Angehörigen ist wichtig. 

3. Wer die angegebenen Schutzimp­
fungen hat, notiert den Zeitpunkt 
des Impftermins. 

4. Der Vermerk über die fachliche 
und persönliche Eignung durch den 
Ortsbeauftragten und die Zustim­
mung des Landesgeschäftsführers 
sind erforderlich . 

5. Es müssen zwei Paßbilder beige­
fügt werden . 

6. Auf dem Personalbogen ist zu ver­
merken, in welchem Trupp sie einge­
gliedert werden möchten. 

7. Die Unterlagen werden vom Orts­
beauftragten zur Jeweiligen Landes­
geschäftsführung gegeben, die sie 
nach Sichtvermerk weiter an die 
Bundesgeschäftsführung leitet. 

Wir hoffen, daß Jetzt alle Helfer und 
Helferinnen eingehend über den 
Bundeskatastrophenzug und die 
KELA informiert sind. Es wäre gut, 
wenn noch einige Meldungen zur 
Mitarbeit bei Auslandseinsätzen ein­
gingen. 
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Auslands­
einsätze 
der 
JUH 

April 1970 
Türkei 

Erdbeben 
1 Arzt, 1 Helfer 
4 Wochen 
Medizinische Betreuung aller 
deutschen Einsatzkräfte (DRK, 
THW usw.) 

OktoberlNovember 1970 
Jordanien 

Folgen des Bürgerkrieges 
1 Arzt, 5 Helfer 
6 Wochen 
Medizinische Betreuung der 
Flüchtlingslager und Aufbau 
eines Hospitals in Amman 

November/Dezember 1970 
Ostpakistan 

Flutkatastrophe 
3 Ärzte, 18 Helfer 
4 Wochen 
1 Feldlazarett 
Aufbau des Feldlazaretts und 
medizinische Versorgung der 
geschädigten Bevölkerung auf 
der Insel Bohla 

September/Oktober 1971 
Indien 

Bürgerkrieg Ostpakistan 
Flüchtlingsbetreuu ng 
2 Ärzte, 1 TransportfÜhrer 
3 Wochen 
3 Feldlazarette 
Aufbau und Übergabe der 
3 Feldlazarette an Flüchtlingslager 
bei Kalkutta 

März/Mai 1972 
Bangla-Desh 

Folgen des Bürgerkrieges 
3 Ärzte , 6 Helfer 
3 Monate 
1 Hospital 
Aufbau eines Hospitals 40 km 
nördlich von Chittagong. 
Das Hospital wurde 2'/, Mona­
te von der JUH betrieben und 
dann an die einheimische Be­
völkerung übergeben. 

Januar/Juni 1974 
Äthiopien 

Hungerkatastrophe 
10 Ärzte, 15 Schwestern und 
Helfer 
6 Monate 
Betreuung eines Camps in 
Hara bei Dessi 

November/Dezember 1975 
Türkei 

Erdbeben 
10 Techniker 
6 Wochen 
Technische Aufbaumaßnahmen 
Aufbau von Schulen, Sanitäts­
stationen und sonstigen sozialen 
Einrichtungen 

Mai/Juli 1976 
Türkei 

Erdbeben 
12 Techniker 
10 Wochen 
Technische Aufbaumaßnahmen 
Aufbau eines Landkranken­
hauses, mehrere Sanitätsein­
richtungen, mehrere Schulen 
und sonstige soziale Einrich­
tungen 

Mai 1976 
Italien (Friaul) 

Erdbeben 
2 Ärzte, 2 Schwestern , 
13 Helfer, mit 1 RTW, 
5 KTW, 2 LKW und 
2 Führungsfahrzeuge 
2 Wochen 
Sanitätsdienstliche Betreuung 
und Verteilung von Hilfsgütern 

Juni 1976 
Italien (Friaul) 

Erdbeben 
6 Helfer 
1 Woche 
Einrichtung eines Hilfskran­
kenhauses mit Gerät des 
Bundeskatastrophenzuges in 
Gemona 

Oktober 1976-April 1977 
Italien (Friaul) 

Erdbeben 
28 Techniker 
22 Wochen 
Technische Aufbaumaßnahmen 
Aufbau von 101 Wohnhäusern 
in Cavazlo-Carnico 

Neben den Einsätzen, bei denen die 
JUH Helfer eingesetzt hat, sind noch 
viele Materiallieferungen In Katastro­
phengebiete durchgeführt worden. 



mOLT8S8rrvHILFSDI8nST 

Die Strahlenschutz-Initiative des MHD 
Einheitliche Ausbildungsrichtlinien angestrebt 

Zum Jahresbeginn 1977 unternahm 
der MHD den Versuch , eine Zusam­
menarbeit aller zuständigen und be­
troffenen Stellen auf dem Gebiet 
des Strahlenschutzes herbeizuführen. 

Damit soll nach rund einjährigen 
Vorbereitungen und Sondierungen 
versucht werden , einheitliche Pläne 
zur Information und Ausbildung im 
Strahlenschutz im gesamten Bundes­
gebiet zu erstellen. 

Nicht zuletzt durch die derzeitige 
Diskussion über Kernenergie erlangt 
dieses Problem besondere Bedeu­
tung, da u. a. geplant ist, auch der 
Bevölkerung die Möglichkeit zu sach­
lichen Informationen über Strahlen­
nutzen, -gefahren und -schutz zu 
geben. Vor allem soll dieses Ziel 
durch die Erfassung aller zuständigen 
Stellen gewährleistet werden und 
gleichzeitig die Sicherheit bieten , 
ein Verständigungsniveau zu errei­
chen, das es jedem ermöglicht, 
Grundbegriffe der Strahlenthematik 
zu verstehen . 

Hauptziel der Initiative des MHD ist 
jedoch der Strahlenschutz im Ret­
tungswesen und Katastrophenschutz. 
Hier wird die Möglichkeit gesehen, 
durch die Erstellung von einheitli­
chen , nach dem neuesten Stand der 
Technik erarbeiteten Ausbildungs­
richtlinien die Durchführung des 
Strahlenschutzes zu optimieren , um 
unnötige Strahlenbelastungen für 
Hilfs- und Rettungspersonal zu ver­
meiden bzw. so gering wie möglich 
zu halten. 

Obwohl sich der MHD keineswegs 
als fachkundige, noch als zuständige 
Stelle für den Strahlenschutz ansieht 
und sich auch nicht für die Zukunft 
so verstehen wird , wurde dieses Pro­
gramm initiiert, weil die bestehende 
Strahlenschutz- Information und 
-Ausbildung nur zu oft durch Ver­
einsmeierei, Eigenbrötelei bzw. 
Strahlenschu tzhysterie im negativen 

und positiven Sinn unzureichend, 
wenn nicht sogar wirklichkeitsfremd 
behandelt wird . 

Sollte dieser Versuch zur Zusammen­
arbeit gelingen und nicht als Aus­
wuchs der derzeitigen Kernenergie­
diskussion gesehen werden, wird 
der MHD als erster bereit sein, diese 
neuen Richtlinien zu erproben und 
anzuwenden. 

Hierzu hat der MHD Vorschläge erar­
beitet, bei denen im Vordergrund 
die Frage stand, ob sich eine allein 
auf den MHD beschränkte Anwen­
dung und Weiterentwicklung lohnt 
bzw. sinnvoll erscheint. Es gilt, diese 
Vorschläge als Anstoß zu einer ge­
meinsamen Ausarbeitung von Strah­
lenschutz-Vorschriften aller in den 
jeweiligen Bereichen betroffenen 
Stellen (Ministerien, Behörden, Poli­
zei , Feuerwehr, Bundeswehr und 
Hilfsorganisationen) zu sehen. 

Vorschlag 1 

Ober die Strahlung muß als eine 
natürliche und selbstverständliche 
Angelegenhe it informiert und aus­
gebildet werden . 

Vielfach wird nicht beachtet, daß 
die Strahlung ein unentbehrlicher 
Helfer des Menschen ist. So könnten 
z. B. die meisten Stahlkonstruktionen 
wie Brücken, Behälter und Rohrsy­
steme ohne die Anwendung von 
Strahlen kaum auf ihre Sicherheit 
geprüft werden - zur Sicherheit des 
Menschen. 

Die Medizin diagnostiziert und heilt 
Krankheiten , an deren Behandlung 
vor wenigen Jahrzehnten keiner zu 
denken wagte. Sie tut es, um das 
Leben der Menschen zu verbessern, 
zu erhalten und zu retten. 

Diese Liste kann beliebig fortgesetzt 
werden . In fast allen Bereichen unse-

res Lebens ist die Anwendung ioni­
sierender Strahlung zum Teil unbe­
merkt vorgedrungen - als Helfer des 
Menschen. 

Leider wird auch dies sogar bei 
Strahlenschutz-Ausbildungen überse­
hen und nur die negative Seite der 
Radioaktivität betrachtet, so daß hier 
unterschwellig fast eine Aversion 
gegen die Strahlung erzeugt werden 
kann . 

Vorschlag 2 

Information übe r technische und 
medizinische Anwendung der Strah­
lung In allen Strahlenschutz-Informa­
tionen und -Ausbildunge n. 

Die bisher besprochenen Punkte 
sind in weiten Bevölkerungskreisen 
nicht bekannt. Hinzu kommt das 
meist fehlende Grundlagenwissen 
über Atombau und Radioaktivität, 
so daß Spekulationen und Phantaste­
reien über Strahlung keine Grenzen 
gesetzt sind. Dieses Bild kann nur 
durch vorsi chtige und ausgewogene 
Informationen bzw. gezielten Unter­
richt Objektiviert werden und nicht 
durch einen massiven Einsatz von 
Personal, Lehrmitteln, Dokumenten, 
Tabellen und Vorträgen , die den ein­
zelnen erdrücken und ihn nur in sei­
nen Gedanken der Kompliziertheit 
des Themas bestärken. 

Vorschlag 3 

Sachliche, dosierte, ausgewogene, 
dem Zuhörerkre is angepaßte Infor­
mation für alle Bevölkerungsschich­
ten durch Integration von Strahlen­
schutz-Information bzw. -Ausbildung 
In bestehende Kurs- und Unter­
richtssysteme. 
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Nicht allein die Bevölkerung im all­
gemeinen ist uninformiert über die 
Strahlung. Auch im Katastrophen­
schutz, bei Rettungs- und Hilfsorga­
nisationen muß die Information und 
Ausbildung verstärkt werden . 

Es kann nicht länger nur die Radioak­
tivität von Atomsprengkörpern gese­
hen werden . Es treten immer wieder 
Fälle auf, in denen o. g. Stellen auf­
grund mangelnder Ausbildung und 
Ausrüstung nicht helfen können . 
Hiervon geht eine zusätzliche Gefähr­
dung aus. 

Vorschlag 4 

Bes sere Information und Ausbildung 
sowie Ausrü stung und Ge rät für 
Zivil- und Katastrophenschutz, Hilfs­
und Rettungsdienste. 

Es wird immer wieder von einzelnen 
Stellen der Versuch unternommen, 
die bisher genannten Forderungen 
zu erfüllen . Die Vermittlung des Un­
terrichtsstoffes durch Laien , die oft 
aufgrund mangelnder Information 
und Ausbildung unvollständig oder 
gar sachlich falsch ist, muß durch 
eine bessere Ausbildung des Lehr-

" Johannes Neuss 10/50 auf Emp­
fang ", so meldete sich am 1. Februar 
der Notarzt des MHD bei der Kreis­
leItsteIle der Stadt und des Kreises 
Neuss einsatzbereit. Rund um die 
Uhr ist jetzt immer ein Unfallarzt zur 
Stelle, wenn lebensbedrohliche Fälle 
dringende Hilfe benötigen . Nachdem 
der Rat der Stadt Neuss Vereinbarun­
gen mit dem Lukas-Krankenhaus 
getroffen und dem MHD seine Zu­
stimmung gegeben hatte, waren alle 
Stellen intensiv bemüht, ein Notarzt­
system aufzubauen. Die Stadt Neuss 
stellte die Finanzierung und die Ge­
bühreneintreibung sicher, das Lu­
kas-Krankenhaus die Unterkunft und 
die Beschäftigung zivildienstleisten­
der Ärzte, und der MHD der Stadt 
Neuss stellt seinen VW-Notarzt-Va-
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personals den vorgenannten Anforde­
rungen gerecht werden . Dies gilt 
auch für die sächliche Ausstattung . 

Vorschlag 5 

Ausbildung und Information nur 
durch Fachausbilder, Fachorgan isa­
tionen mit Befähigung snachweis 
bzw. Kontrolle durch fachkundige 
Stellen. 

Um eine optimale Information bzw. 
Ausbildung zu ermöglichen , ist es 
unbedingt notwendig, daß alle Stei­
len , die mit Strahlenschutz befaßt 
sind , zusammenarbeiten . Denn nur, 
wenn jeder sein Wissen und vor allem 
seine praktische Erfahrung zur Verfü­
gung stellt, ist der Erfolg gesichert. 
Besonders ist es wichtig, daß vor 
allem praktisch arbeitende Stellen 
und Organisationen , die in engem 
Kontakt zur Bevölkerung stehen, 
mitarbeiten. Nur hierdurch lassen 
sich Fehler in der Unterrichtsgestal­
tung sowie bei der Auswahl und Her­
stellung der Lehrmittel vermeiden . 
Zusätzlich würden auch gemeinsame 
Test- und Versuchsprogramme er­
möglicht. 

riant und seine ehren- und hauptamt­
lichen Mitarbeiter als Fahrer. die 
gleichzeitig dem Arzt als Rettungssa­
nitäter zur Seite stehen, zur Verfü­
gung. Die Bevölkerung ruft über Not­
ruf 110 oder 112 bei der Leitstelle 
an, gibt möglichst eine Grobinforma­
tion über das Notfallgeschehen; dann 
wird je nach Wachbereich ein Ret­
tungswagen alarmiert und gleichzei­
tig über eine Funksch leife der Arzt 
im Krankenhaus und der Fahrer mit 
seinem PKW auf der Rettungswache 
Mitte in der Dienststelle des MHD 
in der Stadt Neuss alarmiert. In einem 
Rendezvoussystem treffen dann der 
Notarzt und der entsandte Rettungs­
wagen an der Einsatzstelle ein und 
der Arzt kann erste Maßnahmen ein­
leiten . Viele organisatorische Vorbe-

Vorschlag 6 

Arbe itsgemeinschaft "Strahlen­
schutz" a lle r Hilfsorganisationen , 
RettungSdien ste sowie des Zivil ­
und Kata strophenschutzes in Anleh­
nung an bestehende Kommissionen. 

Vorschlag 7 

Gemeinsame Erarbeitu ng yon Unter­
richtsprogrammen , Lernzielen und 
Richtlinien . 

Hieraus sollte sich ergeben : 

Vorschlag 8 

Bundeseinhe itl iche Richtlinien für 
die Stra hlenschutz-Ausbil dung und 
das Verhalten bei Unfä llen. 

Diese Vorschläge werden zur Zeit 
allen für Strahlenschutz zuständigen 
öffentlichen und privaten Stellen 
(bisher 70) zugesandt. Ein eindeutiger 
Wille zur Zusammenarbeit und Unter­
stützung - auch von Bundesseite -
ist erkennbar. Es bleibt die Hoffnung, 
daß eine einheitliche, fachkundige 
Strahlenschutz-Ausbildung und -In­
formation ermöglicht wird . 

reitungen waren und sind immer 
noch zu treffen, um dieses System 
optimal zur Wirkung kommen zu 
lassen. Nicht zuletzt deswegen stellte 
der MHD KÖln für einige Wochen 
einen Teil seiner Ärzte , die auf dem 
Rettungs-Hubschrauber tätig sind , 
zur Verfügung . So war von Anfang 
an dafür Sorge getragen, daß sich 
alle beteiligten Stellen schnell und 
richtig an die neue Institution Notarzt 
gewöhnten. Der Zufall wollte es, daß 
schon in der zweiten Nacht ein 
schwerer Unfall auf der BAB Neus&­
Köln mit 4 SChwerstverletzten , davon 
2 eingeklemmten Personen, die Wirk­
samkeit eines jederzeit verfügbaren 
Arztes eindrucksvoll zeigte. Alle betei­
ligten Stellen und Zuständigen lud 
der Stadtbeauftragte des MHD Neuss 
zu einer kleinen Feierstunde ein, 
um das System einzuweihen und 
die Interessierten zusammenzuführen . 
So begrußte er neben anderen zahl­
reichen Gästen den Oberbürgermei­
ster der Stadt, den Diözesanleiter 
von Truszczynski , den Stadtbrand­
meister Kamper, den Caritasdirektor 
Dusend , die Oberin und den leitenden 
AnästheSisten des Lukas-Kranken­
hauses. 



d ZV-Tagungen teil ; Generalleutnant das Problem der sowjetischen Zivil-
der NVA, Fritz Peter, wird im " ND" schutzmaßnahmen unterschätzt-
ausdrückl ich als " Leiter der Zivilver- und dies, obwohl es längst sowohl 
teidigung " der ,DDR ' bezeichnet. sowjetische als auch amerikanische 
Deshalb ist so gut wie sicher: Die Literatur hierüber gab. 

umfangreiche und wichtige Organisa- (Europäische Wehrkunde, München) 
tion der ZV der DDR untersteht seit 

pr8SS8S0HOU etwa Anfang 1977 dem Verteidi-
gungsministerium. 

D8S inlOnDS (Soldat im Volk, Bonn) 

Umweltkrieg - eine neue 
Variante der Globalstrategie 

Die in Berlin (Ost) erscheinende 

DDR-Zivilverteidigung wurde Civil Defense in der Debatte 
Zeitschrift "Wisse nschaft und Fort· 
schritt" nimmt sich in ihrer Ausgabe Verteidigungsministerium 
vom November 1976 dieses Aspek-unterstellt Hans Rüh le nimmt in der Monats-
tes der modernen Kriegführung an. zeitschrift " Europäische Wehrkunde " 
Die Verfasser sind Prof, Dr. Lohs 

Das Zentralorgan der SEO, " Neues zur polit isch-strategischen Debatte 
und Dr. M. M. Schneider. Hier In 

Deutschland", brachte kürzlic h Be- In den USA Stellung. Unter anderem 
Auszügen einige Passagen. 

richte über die Zivilverteid igung befaßt er sich auch mit der zivilen 
in Mitte ldeutschland, die vermuten Verteidigung - d. h. mit der EInstel- ... die feste Erdkruste enthält ver-

lassen, daß diese Organisation nicht lung des amerikanischen Volkes borgene Energievorräte, die durch 

mehr dem Innenministerium, son. zu diesem Problem. Im Grunde geht einen Triggereffekt absichtlich ausge-

dern jetzt dem Ministerium für nalio· es auch um die gegensätzlichen löst und für mil itärische Zwecke be-

nale Verteid igung in der DDR unter- Standpunkte, die die Mili tärs in den nutzt werden könnten . Durch eine 

steht. USA und in der Sowjetun ion zur relativ kleine Energiezufuhr könn-
zivilen Verteidigung einnehmen. te ... die Stabilitätsschwelle über-

ND berichtete u. a.: " Über ... die Seit den frühen sechziger Jahren schritten und ein künstliches Erdbe-
ben provoziert werden. Starke Erdbe-Aufgaben der Zivilverteidigung der spielte die Zivilverteidigung in den 
ben führen zu ungeheuren Zerstö-DDR nach dem IX. Parteitag der SED USA praktisch keine Rolle mehr. Man 
rungen; in dieser Hinsicht entspre-beriet Armeegeneral Heinz Hoffmann, nahm an , daß eine geSicherte Zu-
ehen sie den Kernwaffen im Mega-Minister für nationale Verteidigung , schlag kapazität ... zur nuklearen 
tonnenbereich. mit den Vorsitzenden der Räte und Abschreckung nicht nur voll ausrei-

Leitern der Zivilverteidigung der Be- ehe, sondern jegliche Aufwendungen ... Schon jetzt zeichnet sich ab, daß 
zirke in Halle." Auf dieser Tagung für ... den Schutz der Zivilbevölke- noch weitergehende militärische Ein-
umriß Hoffmann die Leistungen der rung als Verschwendung erscheinen griffe in die Biosphäre möglich wer-
ZV und bezeichnete die Militärpolitik lassen müsse . Zwar wurde ... ein den könnten . Seit Beginn der Diskus-
der NATO als aggressiv und gefähr- aktiver Schutz der amerikanischen sion hat dabei das Manipulieren der 
lieh. Im ND heißt es abschließend : Zivilbevölkerung durch den Aufbau elektromagnetischen Strahlung eine 
" Der Leiter der Zivilverteidigung , eines Anti-Raketen-Systems in Angriff Rolle gespielt. Zunächst bleibt aller-
Generalleutnant Fritz Peter, versi- genommen, doch schon 1969 wieder dings noch offen, mit welchem Effekt 
cherte der Partei- und Staatsführung, aufgegeben. Passive Zivilverteidigung man gezielt die schützende Ozon-
daß die Angehörigen der Zivilverteidi- stand seit den fünfziger Jahren . . schicht mit chemischen Verbindun-

gung ihren ,Kampfauftrag 77 ' ... praktisch nie ernsthaft zur Debatte. gen angreifen kann . 
gewissenhaft erfüllen ... werden ." Da Amerika unter realistischen An- Man kann heute bereits Wolken imp-

nahmen ni cht alle seine Bürger fen und dadurch Überschwemmun-
Am 11 . Mai begann in Ost-Berlin schützen konnte, sollte keiner ge- gen bzw. Dürre erzeugen . Ähnliche 
eine " Tagung leitender Kader der schützt werden . Ganz in diesem Wirkungen könnte man schon heute 
Zivilverteid igung (ZV) sozialistischer Sinne verläuft auch das, was man auch durch chemische Eingriffe in 
Staaten". Auf Einladung ... erschie- die "neue Debatte" im Bereich des den Bereich der Seen und Meere 
nen Abordnungen aus der SU, Polen , passiven Zivilschutzes nennt. Oen- erreichen . Man kann Wasserflächen 
CSR, Ungarn, Rumänien , Bulgarien , noch hätte sich auch diese neue De- mit dünnen chemischen Filmen über-
Kuba, der Mongolei und des Stabes batte ... ohne praktiSChe Konsequen- ziehen und so die lebenswichtige 
der Vereinten Streitkräfte des War- zen totgelaufen , wären nicht neue Verdunstung weitgehend unterbin-
sehauer Paktes. Die Tagung behan- Erkenntnisse über den Stand der den. Schnee und Gletscherflächen 
delte vorwiegend die Aus- und Wei- passiven sowjetischen Zivilverteid i- können mit Ruß und Farbpigmenten 
terbildung von Einsatzkräften der gung bekannt geworden . Die ,Joint bedeckt werden und so schnell ab-
ZV. Chiefs of Staft' konnten hinsichtl ich tauen . Dies führt zu Überschwem-

der genannten konkreten Maßnahmen mungen. Oie Umwelt kann heute 
Bis vor kurzem leitete ein VP-Offizier die Angaben General Keegans nicht mit Stoffen vergiftet werden, die mit 
die ZV im Bereich des Innenministe- zurückweisen , der vor einigen Wo- den bekannten chemischen Kampf-
riums als " Chef des Stabes und Stell- ehen einen beschwörenden Appell stoffen nichts mehr zu tun haben. 
vertretender Leiter". Seit März 1977 an eine Gruppe von Journalisten (Wissenschaft und Fortschritt, 
nehmen keine VP-Offiziere mehr an richtete. Offenbar hat man jahrelang Berlin-Ost) 
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pr8SS8SCHau 
D8S aUSla n DS 

Die Schutzräume wurden 
vergessen 

-- .. -
Das Wiener Katastrophenschutzge~ 
setz legt dem Magistrat viele Pflichten 
auf, erteilt für den Notfall Jedoch 
auch erhebliche Vollmachten . Der 
Gesetzentwurf, der spätestens im 
Herbst vom Wiener Landtag verab­
schiedet werden soll. definiert eine 
Katastrophe wie folgt : " Als Katastro­
phe ist Jedes bereits eingetretene 
oder bevorstehende Ereignis zu ver­
stehen, das durch elementare, techni­
sche oder sonstige Auswirkungen 
geeignet ist, in außergewöhnlichem 
Umfange Personen- oder Sachschä­
den zu bewirken , Eine exakte Defini­
tion ist deshalb wichtig , weil nur im 
Katastrophenfall der Magistrat eine 
Vielzahl von Vollmachten erhält. Er 
darf dann: 

• .. . Geräte, Baumaschinen und 
Lastwagen zur Behebung der Schä­
den requirieren ; 

• ... sogar Personen zu Oienst- und 
Sachleistungen "in zumutbarem 
Maße" zwingen; 

• es können Unterkünfte für Obdach­
lose beschlagnahmt werden ; 

• der Behörde ist der Zugang zu 
sämtlichen Liegenschaften und Loka­
len gestallet; 

• Schaulustige dürfen vom Katastro­
phenort gewiesen werden , sobald 
sie die Arbeiten behindern. 

Das neue Gesetz erteilt der Behörde 
Jedoch nicht nur Vollmachten , es 
bürdet ihr auch Pflichten auf. So 
muß ein Katastrophenschutzplan 
erstellt werden und ständig auf den 
neu esten Stand gebracht werden , 
der die kritischen Punkte ledes belie­
bigen Wiener Stadtteils ausweist. 
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Arger Schönheitsfehler: Der Ge­
setzesentwurf entbehrt leder Ver­
pflichtung zum Bau bombensicherer 
und strahlensicherer Schutzräume. 

(Wien, 4. Mai 1977) 

Leitstudie für Trinkwasser 

NATffi 
BRIEF 
Der Umweltausschuß der NATO hat 
einen Vorschlag der USA gebilligt, 
eine Leitstudie für Trinkwasser in 
Angriff zu nehmen. NATO-General­
sekretär Luns erinnerte bei dieser 
Gelegenheit an die von diesem Aus­
schuß seit seiner Gründung vor mehr 
als sieben Jahren geleistete Arbeit 
und verwies auf die zahlreichen 
Leitstudien , die er bisher initiiert hat, 
u. a. über Katastrophenhilfe, Gesund­
heitswesen, alternative Energiequel­
len und Energieeinsparung. 

Der Vertreter der Vereinigten Staaten 
hatte zu der dem Ausschuß vorge­
schlagenen Studie für Trinkwasser 
erklärt. daß die Versorgung mit bakte­
riologisch und chemisch reinen und 
doch genießbaren Trinkwasser vor 
allem in den Industrieländern immer 
schwieriger werde. So. wie die ver· 
füg baren Wasserquellen durch Ver­
städterung und Industrialisierung 
ständig abnehmen, werde auch die 
Versorgung mit reinem, unverdorbe· 
nem Wasser immer schlechter. Oie 
neue Leitstudie soll dem Zweck die­
nen , eine umfassende Bestandsauf· 
nah me über die in den beteiligten 
Ländern vorhandene Trinkwasserver­
sorgung zu erstellen . Die Studie soll 
ferner neu entstehende Technologien 
prüfen und Empfehlungen für weitere 
technische Anstrengungen erarbeiten . 

(Brüssel , Nr. 2/1977) 

Grundausbildung nur noch 
für Führungskräfte 

In Schweden ist man dabei, die 
Grundausbildung für Mannschaften 
der ZV einzustellen . Es wird ange­
strebt, die Zivilverteidigung künftig 
zu 40 % aus Frauen zu rekrutieren . 
Aus Informationen , die auf einem 
nordischen Seminar über Ausbildung 
in der Zivilverteidigung gegeben wur­
den, welches in Starum stattfand, 
geht dies hervor. Es nahmen an die-

sem Seminar Teilnehmer aus Island, 
Finnland, Dänemark, Schweden und 
Norwegen teil. 

Für das neue System, nur noch Füh­
rungskräfte auszubilden, entschied 
man sich in Schweden hauptsächlich 
aus finanziellen Gründen. Die ausge­
bildeten Führungskräfte sollen sich 
dann mit der Ausbildung der Mann­
schaften befassen. Eine solche Rege­
lung schwächt - nach Auffassung 
der Schweden - keinesfalls die Zivil­
verteidigung , es sei denn, über Nacht 
bräche ein Großkrieg aus. Frauen 
sind in Schweden bereits jetzt in 
allen Dienstbereichen der ZV vertre­
ten ; es gibt keinerlei Probleme im 
Zusammenhang mit der beabsichtig­
ten Verstärkung des Frauenanteils. 
Die Unterbringung von Männern und 
Frauen im gleichen Lager ist lediglich 
ein organisatorisches Problem. 

Auch Frauen, die Kinder im Alter 
von über drei Jahren haben, werden 
in der ZV ausgebildet. 

(Oslo, Nr. 3/1976) 

Krankenhausangestellte 
erlernen Brandbekämpfung 

Das gesamte Personal des Horsenser 
Krankenhauses - insgesamt 880 Fest­
und Teilzeitangestellte - absolviert 
einen Lehrgang in elementarer 
Brandbekämpfung. Dieser Lehrgang 
wird in Zusammenarbeit mit dem 
Zivilschutz und der Feuerwehr in 
Horsens veranstaltet. Die Lehrgänge 
finden während der Arbeitszeit statt; 
in jeder Woche werden zwei Gruppen 
mit je 25 Personen ausgebildet. Kran­
kenhausdirektor J. Helmann bezeich­
net die Lehrgänge als einen großen 
Erfolg : "Wir sind über Form und In­
halt der Lehrgänge sehr erfreut, das 
Personal stimmt diesen Lehrgängen 
geschlossen zu. Das liegt nicht nur 
daran, daß die Leitung des Kranken­
hauses die Angestellten zur Teil­
nahme aufgefordert hat, sondern 
auch daran, daß die bereits Ausgebil­
deten sehr positiv berichten und da­
durch die anderen zum Mitmachen 
motiviert haben." 

Die Idee muß ansteckend gewirkt 
haben, meint Direktor Helmann, das 
Krankenhaus in Hornsyld will jetzt 
die gleichen Lehrgänge veranstalten. 

(Kopenhagen, Nr. 6/1976) 
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Ablsoliermaschine 
für Teflondrähte 

Bisher war es immer recht schwierig, 
teflon- oder tefzelummantelte Schalt­
drähte und litzen einwandfrei und 
ohne Beschädigung der Leiter abzu­
isolieren . Mit einer neuen Abisolier­
maschine lassen sich gerade diese 
zähen und widerspenstigen Isolierma­
terialien schnell und sauber von den 
Drähten entfernen. Das gilt selbst 
für dünnste Drähte bis zu 0,23 mm 
Leiterdurchmesser. Selbstverständlich 
ist die Maschine auch für die übli­
chen Kunststoffisolierungen , etwa 
PVC usw., geeignet. Da sie das Iso­
liermaterial kalt bearbeitet, können 
auch keine giftigen Dämpfe entste­
hen , was wiederum Absaugvorrich­
tungen überflüssig macht. 

Zum Abisolieren werden die Drähte 
von Hand bis zum einstellbaren An­
schlag, der zugleich als Einschalthe­
bel wirkt, eingeführt. Alles weitere 
geschieht automatisch : zwei Hartme­
tallmesser schneiden die Isolation 
ein und ziehen die Isolationshülse 
ab. Damit bei Litzen die vielen Dräht­
ehen bis zur Weiterverarbeitung -
z. B. Verzinnen - nicht auffächern 
und keine " Besen" bilden , kann man 
die Maschine so einstellen , daß die 

Isolationshülse auf dem Draht bleibt 
und erst kurz vor dem Verzinnen 
manuell abgestreift wird . Die Leiter­
stärken dürfen im Bereich von 0,23 
bis 2,28 mm liegen; je Leiterdurch­
messer ist ein eigenes Messerpaar 
nötig . Die maximale Abisolierlänge 
beträgt 36 mm. Als Antrieb dient ein 
Preßluftzylinder, und gesteuert wird 
das Gerät pneumatisch . 

Ein neuer Informations-Ser­
vice entsteht in Zusammen­
arbeit zwischen BAU und DIN 

Die staatlichen Regelungen für den 
Arbeitsschutz wurden im Laufe der 
letzten Jahre im Interesse des arbei­
tenden Menschen, aber auch der 
Industrie selbst ständig ausgebaut 
und verfeinert. Gleichzeitig wurde 
zwar die Arbeitsschutzgesetzgebung 
ständig gestrafft, aber durch ihre 
Vielschichtigkeit und Perfektion stei­
len diese Regelungen insgesamt noch 
immer erhebliche Ansprüche an die 
für Sicherheit verantwortlichen Fach­
kräfte der gewerblichen Wirtschaft. 
Doch auch die Verantwortlichen bei 
Behörden und Verbänden haben 
heute bei Entscheidungen in Arbeits­
schutz-Fragen eine solche Fülle ein­
schlägiger Bestimmungen, Verord­
nungen, Gesetze, Regelungen usw. 
zu berücksichtigen , daß die Begrün­
dung erforderlicher Maßnahmen oft 
ungemein zeitraubend wird . So müs­
sen beispielsweise für Entscheidun­
gen bei Verstößen auf dem Gebiet 
der gefährlichen Arbeitsstoffe heran­
gezogen werden : 

a) Die Bestimmungen über die Kenn­
zeichnung gefährlicher Stoffe mit 
Gefahrensymbolen und Warnhinwei­
sen 
b) Die Sprengstoffgesetzgebung 
c) Die Verordnung über brennbare 
Flüssigkeiten 
d) Die Gift-Handelsverordnungen 
der Bundesländer 
e) Die Transport-Vorschriften für 
Eisenbahn-, Straßen- , Seefahrts­
und Luftverkehr. 

Generell zu berücksichtigen sind 
ferner die in a) bis e) enthaltenen 
weiteren zahlreichen Regeln, die 
zu den einzelnen Rahmenvorschriften 
erlassen worden sind . 

Das mag als Beispiel genügen, um 
die immense praktische Bedeutung 
des sofortigen Zugriffes zu einer 
komplexen Information aufzuzeigen, 
wie sie mit SIDOK zur Verfügung 
steht. 

SIDOK, die SICHERHEITSTECHNI­
SCHE DOKUMENTATION, die von 
DIN, Deutsches Institut für Normung, 
Berlin, und von der BAU, Bundesan­
stalt für Arbeitsschutz und Unfallfor­
schung, Dortmund, gemeinsam auf­
gebaut wird , umfaßt heute bereits 
rund 1000 sicherheitstechnische Re­
geln . 

Mit anderen Worten : Schon jetzt kann 
SIDOK mit seinen sofort abrufbaren 
Informationen eine wichtige Orientie­
rungshilfe für alle verantwortlichen 
Kräfte werden, die in Behörden, Or­
ganisationen, Betrieben und Verbän­
den mit Arbeitsschutz befaßt sind 
bzw. die auf diesem Gebiet Entschei­
dungen zu treffen h.aben. 

Die Betonung liegt hierbei auf dem 
Begriff " Orientierungshilfe" im Sinne 
einer höchst wirksamen Dienstlei­
stung, die jedoch das Denken nicht 
ersetzen kann oder soll ; sie kann 
aber Zeit sparen helfen, die damit 
für die Entscheidungsfindung zur 
Verfügung steht. 

Wichtig zu wissen ist dabei: Das bis­
her eingegebene Datenmaterial wird 
ständig aktualisiert und ergänzt, wie 
es die fortschreitende EntwiCklung 
der Technik verlangt, der sich die 
Regelwerke stets anpassen müssen. 

Technische Regeln sollen bekanntlich 
dem " neuesten Stand der Technik" 
entsprechen , damit sich Gesetze und 
Verordnungen im Bereiche des Ar­
beitsschutzes auf sie stützen können . 

In diesem Sinne ist das, was SIDOK 
auf den Datensichtgeräten zeigt, ein 
Blick in die Zukunft, in eine hoffent­
lich nahe Zukunft. Die datengestützte 
Dokumentation ist der vielleicht wich­
tigste Weg, die Arbeitsschutzgesetz­
gebung künftig noch wirksamer zur 
Geltung zu bringen und damit dem 
arbeitenden Menschen schneller hel­
fen, aber nicht zuletzt auch erhebli­
che betriebs- und volkswirtschaftliche 
Kosten einsparen zu können . 

Batteriebetriebener 
Lötkolben 

Ein neu entwickelter Lötkolben wird 
von zwei wiederaufladbaren Nickel­
Cadmium-Akkumulatoren gespeist. 
Das Gerät ist mit einer Lampe ausge­
stattet, die direkt auf den Lötpunkt 
ausgerichtet ist. Die Akkus ermögli­
chen bis zu 300 Lötstellen ohne Wie­
deraufladung. Die Lötspitze erreicht 
maximal 400° C, die innerhalb von 
sechs Sekunden nach dem Einschal­
ten gemessen werden. 
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Einführung in die Betreuung 
Schwerverletzter 

Von Or. med. Wa lter Oll 
Unter Mitarbeit von Or. med. W. Gllnz 
und Or. B. Horisbe rge r 
Verlag Hans Huber, 
Bern - Stuttgart - Wien 

Oie Intensivmedizin ist eine selbstän­
dige medizinische Disziplin gewor­
den. Damit stellte sich die Frage, 
ob dieses Fachgebiet den medizini­
schen Zentren vorbehalten bleiben 
soll. Aus verschiedenen Gründen 
ist dies jedoch entschieden abzuleh­
nen, vielmehr soll sich jedes Kran­
kenhaus mit Fragen der Intensivmedi­
zin auseinandersetzen . 

Oie Betreuung Schwerverletzter setzt 
allerdings Kenntnisse der Intensivme­
dizin ebenso voraus wie solche über 
die DiagnosesteIlung und die Thera­
pie typischer Verletzungsgruppen . 
Bisher fehlte es - trotz des Vorhan­
denseins umfangreicher Literatur über 
alle Gebiete der Intensivmedizin - , 
an einer übersichtlichen Darstellung 
der Hauptprobleme für alle angehen­
den Mediziner und praktischen Ärzte. 
die sich in dieses Gebiet einarbeiten 
wollen . Diese Übersicht wird in dem 
vorliegenden Buch nunmehr in brei­
testem Umfange gegeben. In einem 
besonderen Anhang ist das Beispiel 
eines Überwachungsblattes und einer 
Checkliste über den Zustand des 
Patienten gegeben , in einem weiteren 
Anhang wird die personelle und ma­
terielle Ausstattung einer Wachstation 
aufgezeigt. 

Unfallanalyse 1975 

Von Or.- Ing. Wo lfgang Abt 
Au s der Schriftenreihe de s Haupt­
verbande s der gewerblichen Berufs­
genossenschaften e. V. , Bonn 

Erstmals für 1974 wurden die bei 
den gewerolichen Berufsgenossen-

80 

sc haften angezeigten Arbeitsunfälle 
mit Hilfe der EDV nach einem neuen 
System untersucht. Die Ergebnisse 
dieser Untersuchung wurden in der 
"Unfallanalyse 74" veröffentlicht. 

Für das Jahr 1975 wurden diese un­
fallstatistischen Untersuchungen 
fortgeführt. Die neuen Ergebnisse 
liegen jetzt als " Unfallanalyse 75 " 
vor. 

Diese Broschüre soll Erkenntnisse 
und Ansatzpunkte für die Arbeit der­
jenigen Personen vermitteln. die auf 
dem Gebiet der Arbeitssicherheit 
tätig sind. Darüber hinaus soll aber 
auch der breiteren Öffentlichkeit vor 
Augen geführt werden , wo die we­
sentlichsten Gefahrenpunkte des 
Erwerbslebens liegen. Die entspre­
chenden Vergleichszahlen aus dem 
Jahre 1974 werden ebenfalls darge­
stellt und kommentiert. 

Da die Mehrzahl der Unfallschwer­
punkte mit den klassischen Mitteln 
der technischen Unfallverhütung 
nicht - oder doch nur mittelbar posi­
tiv beeinflußt werden kann. ist es 
von Bedeutung, daß auf breiter Front 
ein verstärktes Sicherheitsbewußtsein 
entwickelt und gefördert wird . Die 
Broschüre wird auf Anforderung ko­
stenlos abgegeben (Anschrift: Post­
fach 5040 , 5300 Bonn 1). 

Politik, die uns angeht 

Von Bernard Willms 
Bertelsmann Lexikon-Ve rlag , 
Güte rs loh 
Herausgegeben von Rüdiger Proske 

Dieses Buch erscheint in der popu­
lärwissenschaftlichen Sachbuchreihe 
" Aktuelles Wissen ". Es greift ein be­
sonders heikles Thema - die Politik­
auf. Die Arbeit der Politiker, wichtige 
politische Probleme des Staates und 
das Verhältnis des einzelnen Bürgers 
zum Staat werden hier im Zusam­
menhang und in einer Art, die für 
jedermann verständlich ist, darge­
stellt. Der Leser fühlt sich unwillkür­
lich in die " Handlung" einbezogen: 
Eine fiktive Familie durchdenkt, dis­
kutiert und erlebt gewissermaßen 
politische Ereignisse und Entschei­
dungen alltags- und praxisnah . 

Für den Leser wird erkennbar. wie 
notwendig es ist, daß jeder die politi­
schen Vorgänge kritisch beobachtet 
und von seinen demokratischen Mög-

lichkeiten Gebrauch macht, sie sogar 
konsequent nutzt. 

Der Inhalt des Buches ist umfassend: 
Der Weg der Demokratie in Deutsch­
land wird aufgezeigt von den Zeiten 
des Kaiserreiches bis zur Teilung 
Deutschlands - die Entwicklung der 
DDR einbegriffen . Das politische Sy­
stem der Bundesrepublik, der Ost­
West- und der Nord-Süd-Konflikt 
sind weitere Gruppierungen des In­
haltes. Abschließend wird das Thema 
" Politik als Arbeit für den Frieden" 
behandelt. 

Das Buch ist reich illustriert; ein Re­
gister erleichtert das Aufsuchen be­
stimmter Komplexe und Themen . 

Empfehlenswerte 
Hand- und Sachbücher 

Die Roten Hefte 
- Leinen, Se ile, Hebezeuge - Tell 1 
Von Schlosser I Reuter 
Ver lag W. Kohlhammer GmbH, 
Stuttgart 

Teil 1 soll die sichere Beherrschung 
der in Anwendung kommenden Kno­
ten und Stiche vermitteln , die beson­
ders bei technischen Hilfeleistungen 
- wenn ein Rüstwagen nicht zur Ver­
fügung steht - eine wesentliche Rolle 
spielen. Nur der Helfer, der es ver­
steht, mit den vorhandenen Leinen 
und Bindestricken schnell und sicher 
umzugehen, wird die erwartete Hilfe 
bringen können . Das Heft erscheint 
bereits in der 10. Auflage . 

Die Rolen Hefte 
- Tiefbau- und Silo-Unfälle -
Von Georg Zimmermann 
Verlag W. Koh lhammer GmbH, 
Stullgart 

Moderne Baumethoden und Bau­
hilfsmittel sind zwar auf die Sicher­
heit der in diesem Bereich arbeiten­
den Personen abgestellt, doch ist 
letzten Endes der Mensch selbst im­
mer noch ein "Unsicherheitsfaktor". 
Sein Können und seine Arbeitsweise 
sind letztlich dafür entscheidend, ob 
die praktischen Möglichkeiten der 
Unfallverhütung auch genutzt wer­
den . Oft aber fehlen noch ausrei­
chende Sachkenntnis und Erfahrung. 
Der Verfasser will mit dem vorliegen­
den Büchlein Ursachen, Rettungs­
chancen und technische Möglichkei­
ten der Hilfeleistung darstellen. 



~tFreutel 
Das Minimagazin 
In diesem Mon at : Aufgaben der zivilen Verteidigung 

Wußten Sie schon , daß . .. 
· . . die zivile Verteidigung der Bun­
desrepublik Deutschland im Verlauf 
ihrer Entwicklung zwar Wandlungen 
unterworfen war, daß sie aber nach 
wie vor ein untrennbarer Teil der 
Gesamtverteidigung ist, auf den nicht 
verzichtet werden kann? Die Sicher­
heitspolitik der Bundesregierung 
hat das Ziel , daß von deutschem Bo­
den kein Krieg mehr ausgehen darf. 
Gefahren ergeben sich besonders 
daraus, daß die Bundesrepublik an 
der Nahtstelle von Ost und West in­
mitten eines internationalen Span­
nungsfeldes angesiedelt ist. Die Bun­
desregierung ist darum verpflichtet, 
dem Staat und seinen Bürgern ein 
Überleben zu gewährleisten . 

Wußten Sie schon , daß ... 
.. die zivile Verteidigung zum einen 

die zivile Vorsorge des Staates durch 
nichtmilitärische Maßnahmen, zum 
anderen aber auch ein gewisses Maß 
an Selbsthilfe der Bürger in einem 
Verteidigungsfall umfaßt? Dabei darf 
nicht übersehen werden , daß die 
Wirkungen dieser Vorsorge auch 
im Frieden von hohem Nutzen sind 
und dabei jedem Bürger dienen. In 
erster Linie besteht aber der Sinn 
aller Maßnahmen der Verteidigung 
darin , die Bevölkerung und den Staat 
bei Angriffen von außen vor Schäden 
zu bewahren . Daß diese Aufgabe 
nur erfüllt werden kann , wenn nicht 
nur die militärische, sondern auch 
die zivile Verteidigung ausreichend 
gewährleistet sind , liegt auf der Hand. 
Im Weißbuch zur zivilen Verteidigung 
der Bundesrepublik Deutschland 
sind die Schwerpunkte dieser Auf­
gabe wie folgt zusammengefaßt: 

• Aufrechterhaltung der Staats- und 
Reg ieru ngsfun ktionen , 

• Schutz des Menschen, 

• Sicherstellung der lebenswichtigen 
Versorgung und 

• zivile Unterstützung der Streitkräfte. 

Wußten Sie schon , daß . .. 
· .. die " Aufrechterhaltung der Staats­
und Regierungsfunktion " erst die 
Aussicht auf Erfolg aller Vorsorge-

maßnahmen bietet? Erst wenn die 
Staats- und Verwaltungsorgane ihre 
Handlungsfähigkeit in Krisen und 
Katastrophenfällen behalten , können 
die innere Sicherheit und Ordnung , 
das Gesetzgebungsverfahren , die 
Rechtspflege sowie die Informa­
tionsmöglichkeiten und -mittel si­
chergestellt werden . Es muß dafür 
Sorge getragen werden , daß es der 
Staatsführung in einem Verteidi­
gungsfall gel ingt , tatsächliche Gege­
benheiten und mögliche Abläufe zu­
treffend zu beurteilen . Nur so können 
die auf das überleben der Bevölke­
rung gerichteten Planungen und Vor­
sorgemaßnahmen wirksam werden . 
Grundlage dieser Planungen ist die 
auch von allen Partnerstaaten im 
Nordatiantischen Verteidigungsbünd­
nis vereinbarte " Politik des Zuhause­
bleibens". In unserem Lande ist der 
Aufenthalt bei Gefährdung der Bevöl­
kerung durch Gesetz (§ 12, KatSG) 
geregelt. 

Wußten Sie schon, daß . .. 
... der im Weißbuch als Aufgabe 
der zivilen Verteidigung bezeichnete 
"Schutz des Menschen" sich vor 
allem im Katastrophenschutz durch 
die Mitwirkung staatli cher und kom­
munaler Institutionen sowie privater 
Organisationen manifestiert? Oie 
Einheiten und Einrichtungen des 
durch die Bundesländer eingerichte­
ten Katastrophenschutzes, der im 
Frieden die Folgen von Naturkata­
strophen und Unglücksfällen sowie 
die Gefahren einer hoch technisierten 
Umwelt abwehren oder mildern soll , 
wird so verstärkt und ausgerüstet, 
daß er seine Aufgaben auch hinsicht­
lich der besonderen Gefahren und 
Schäden wahrnehmen kann, die der 
Bevölkerung im Verteidigungsfall 
drohen. Zu diesen unter dem Begriff 
"Zivilschutz" zusammengefaßten 
Aufgaben gehört ferner der Selbst­
schutz der Bevölkerung , der Warn­
und Alarmdienst, der die Bürger bei 
Gefahr alarmiert, der Schutzraumbau , 
der u. a. auch durch staatliche Mittel 
gefördert wird , die Sicherstellung 
der ärztlichen Versorgung der Bevöl­
kerung sowie der Schutz von Kultur­
gut. 

Wußten Sie schon , daß ... 
. . . die " Sicherstel lung der lebens­
wichtigen Versorgung" Aufgabe des 
Staates ist? Er muß in Krisenfällen 
wie auch im Verteidigungsfall eine 
ausreichende Versorgung der Bevöl­
kerung , der zivilen Einsatzverbände 
und der Streitkräfte sowie der Wirt­
schaft mit Nahrungsmitteln , Wasser 
und Energie gewährleisten . Darüber 
hinaus muß der Staat die Funktions­
fähigkeit des Verkehrs, der Post-
und der Fernmeldeverbindungen 
sicherstellen und im Falle ihrer Zer­
störung für die Wiederherstellung 
vorsorgen. Das gleiche gilt für die 
Deckung des Personalbedarfs in le­
bens- und verteidigungswichtigen 
Bereichen sowie für Maßnahmen 
zur Sicherung der Geldversorgung. 
Da für die Bewältigung von Notsitua­
tionen und Krisenlagen im Zusam­
menhang mit der zivilen Verteidigung 
eine festere , einheitliche Führung 
bei klarem Weisungsstrang erforder­
lich ist , hat der Staat die Notstands­
verfassung geschaffen , die zusammen 
mit den Verteidigungsgesetzen die 
rechtliche Voraussetzung für die Be­
wältigung aller in solchen Fällen auf­
tretenden Probleme bietet. 

Wußten Sie schon , daß ... 
... die "zivile Unterstützung der 
Streitkräfte" direkt oder indirekt auch 
der Herstellung der militärischen 
Verteidigungsbereitschaft dient? 
Diese Aufgabe der zivilen Verteidi­
gung soll vor allem von zivilen Be­
hörden erfüllt werden. Gedacht ist 
z. B. an die Erfassung, Musterung 
und Bereitstellung von Menschen 
und Material , um die Streitkräfte im 
Verteidigungsfall personell und mate­
rie ll zu verstärken . Denn "kein Staat 
kann seine Verteidigungsbereitschaft 
ständig so hochhalten , daß er jeder 
militärischen Bedrohung gewachsen 
wäre" , heißt es im Weißbuch zur zivi­
len Verteidigung . 

Durch das Gesetz über die Erweite­
rung des Katastrophenschutzes wurde 
die Vereinheitlichung des friedens­
mäßigen und verteidigungsbezogenen 
KatastrophenSChutzes erreicht . 
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